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KERNBOTSCHAFTEN

Im gemeinsamen Beschéiftigungsbericht der Europiischen Kommission und des Rates werden
im Einklang mit Artikel 148 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union
(AEUYV) die Beschiiftigungslage und die soziale Lage in der Union sowie die Umsetzung der
beschiftigungspolitischen Leitlinien! erfasst. Der Bericht gibt ferner einen Uberblick iiber die
jiingsten politischen Mafinahmen der Mitgliedstaaten im Bereich des Arbeitsmarktes und im
sozialen Bereich und ermittelt diesbeziigliche prioritare Schwerpunktbereiche fiir politische
MaBnahmen. Der Schwerpunkt liegt weiterhin auf der Umsetzung der Européischen Sdule sozialer
Rechte.

Kapitel 1 des Berichts gibt einen kurzen Uberblick iiber die wichtigsten beschiftigungs- und
sozialpolitischen Trends. In Kapitel 2 werden die Herausforderungen und politischen Mallnahmen
in den Mitgliedstaaten fiir jede der vier beschéftigungspolitischen Leitlinien analysiert. In dem
Kapitel werden auch die Fortschritte bei den EU-Kernzielen und nationalen Zielen fiir 2030
dargelegt. Kapitel 3 enthilt eine Analyse fiir jeden Mitgliedstaat auf der Basis der Grundséatze des
Rahmens fiir soziale Konvergenz (Social Convergence Framework — SCF)2. Sie entspricht auch der
Verordnung (EU) 2024/1263, auf deren Grundlage die Uberwachung im Europiischen Semester
durch die Kommission einen Rahmen zur Ermittlung von Risiken fiir die soziale Konvergenz
umfasst?.

Die Bewiltigung der in diesem Bericht aufgezeigten Herausforderungen fordert eine soziale
Aufwirtskonvergenz. Sie unterstiitzt auerdem die Verwirklichung der Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung und die Umsetzung der Strategien fiir eine Union der Gleichheit.* Auf der Grundlage
des Vorschlags der Kommission und nach einem Austausch in den beratenden Ausschiissen des
Rates wird der endgiiltige Text des Berichts vom Rat ,,Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und
Verbraucherschutz* (EPSCO) angenommen.

Die letzte Aktualisierung der beschéftigungspolitischen Leitlinien wurde vom Rat der

Européischen Union am 27. Oktober 2025 angenommen, ABL. L 2025/2254, 7.11.2025.

Im Anschluss an die Beratungen des Rates (Beschéftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und

Verbraucherschutz) vom Juni 2023 iiber einen Rahmen fiir soziale Konvergenz und die

Kernbotschaften des Beschéftigungsausschusses und des Ausschusses fiir Sozialschutz auf der

Grundlage der Arbeit ihrer speziellen gemeinsamen Arbeitsgruppe des Beschéftigungsausschusses

und des Ausschusses fiir Sozialschutz von Oktober 2022 bis Mai 2023.

3 Siehe Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2024/1263 {iber die wirksame
Koordinierung der Wirtschaftspolitik und die multilaterale haushaltspolitische Uberwachung.
Dariiber hinaus heif3t es in Erwidgungsgrund 8 derselben Verordnung: ,,4ls Teil ihrer integrierten
Analyse der beschdftigungs- und sozialpolitischen Entwicklungen im Rahmen des Europdischen
Semesters bewertet die Kommission die Risiken fiir die soziale Aufwdrtskonvergenz in den
Mitgliedstaaten und iiberwacht die Fortschritte bei der Umsetzung der Grundsdtze der
Europdischen Sdule sozialer Rechte auf der Grundlage des sozialpolitischen Scoreboards und der
Grundsdtze des Rahmens fiir soziale Konvergenz.*

4 Die Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025, der EU-Aktionsplan gegen

Rassismus 2020-2025, der strategische Rahmen der EU fiir Gleichstellung, Inklusion und Teilhabe

der Roma 2020-2030, die Strategie fiir die Gleichstellung von LGBTIQ+-Personen 2026-2030 und

die Strategie fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021-2030.
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http://data.europa.eu/eli/dec/2025/2254/oj
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9481-2023-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9481-2023-ADD-1/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9481-2023-ADD-1/en/pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0152
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52020DC0565&qid=1769419086925
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52020DC0565&qid=1769419086925
https://commission.europa.eu/publications/new-eu-roma-strategic-framework-equality-inclusion-and-participation-full-package_de
https://commission.europa.eu/publications/new-eu-roma-strategic-framework-equality-inclusion-and-participation-full-package_de
https://commission.europa.eu/publications/lgbtiq-equality-strategy-2026-2030-0_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52021DC0101

Im gemeinsamen Beschéftigungsbericht werden die Fortschritte im Hinblick auf die
EU-Kernziele fiir 2030 in den Bereichen Beschiiftigung, Kompetenzen und

Armutsbekimpfung erfasst (siche Késten zu den Zielvorgaben in Kapitel 2):

o Die EU ist auf dem richtigen Weg, ihr Kernziel fiir die Beschéaftigungsquote bis 2030 zu
erreichen. Dies gilt trotz eines moderaten (wenn auch beschleunigten) Wachstums des
Bruttoinlandsprodukts sowie eines Riickgangs der Beschiftigungsintensitdt des Wachstums
von einem hohen Niveau im Jahr 2024. Die Beschiftigungsquote der EU erreichte im
Jahr 2024 75,8 %, was 0,5 Prozentpunkte mehr sind als 2023, und ist damit nur noch
2,2 Prozentpunkte vom Kernziel von 78 % bis 2030 entfernt. Die meisten Mitgliedstaaten
haben 2024 weitere Fortschritte bei der Verwirklichung ihrer nationalen Beschéftigungsziele

erzielt, wihrend sieben Mitgliedstaaten ihre Ziele bereits erreicht oder iibertroffen haben.

o Es sind erhebliche weitere Anstrengungen erforderlich, um das EU-Kernziel im Bereich
Kompetenzen zu erreichen. Der Anteil der Erwachsenen, die jahrlich an
BildungsmaBnahmen teilnehmen, verzeichnete in der EU nur begrenzte Fortschritte (auf der
Grundlage der Erhebung iiber Erwachsenenbildung, AES). Er stieg von 37,4 % im Jahr 2016
auf 39,5 % im Jahr 2022, liegt jedoch weiterhin mehr als 20 Prozentpunkte unter dem
EU-Kernziel fiir 2030 von 60 %. Daten aus der Arbeitskréfteerhebung (AKE) deuten auf
einen allgemeinen Anstieg der Teilnahme Erwachsener an Bildungsmafnahmen
zwischen 2022 und 2024 hin. Die Mehrheit der Mitgliedstaaten ist bei der Verfolgung ihrer
nationalen Ziele weiterhin im Riickstand. Dies ist jedoch entscheidend, um den Anspruch zu
erfiillen, dass Europa wettbewerbsfahig, innovativ und inklusiv bleibt, auch unter
Berticksichtigung der demografischen Entwicklungen. Im Hinblick auf die Stiarkung der
strategischen Unabhéngigkeit der Union sind weitere politische MaBnahmen besonders

dringlich.

Die EU-Kernziele fiir 2030 wurden von den Staats- und Regierungschefs der EU auf dem
Sozialgipfel in Porto im Mai 2021 sowie auf der Juni-Tagung des Européischen Rates 2021 begriif3t.
Siehe Europdische Wirtschaftsprognose — Herbst 2025, Amt fiir Veroffentlichungen der
Europaischen Union, 2025.
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https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument

o Trotz deutlicher Fortschritte sind weitere Anstrengungen erforderlich, um das Ziel der
Armutsbekimpfung zu erreichen. Die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung
bedrohten Menschen war im Jahr 2024 in der EU rund 2,9 Millionen niedriger als 2019. Dies
ist insbesondere angesichts der COVID-19-Krise, der hohen Energiekosten und der Inflation
ein bemerkenswerter Erfolg. Der erhebliche Anstieg des Index des realen verfligbaren
Bruttoeinkommens der privaten Haushalte pro Kopf (gross disposable household income —
GDHI) im Jahr 2024 auf EU-Ebene konnte hierzu weiter beitragen. Dies ist jedoch nach wie
vor weit von dem EU-Kernziel einer Verringerung um mindestens 15 Millionen bis 2030
entfernt. Wéahrend zwei Mitgliedstaaten ihre nationalen Zielvorgaben im Jahr 2024 erreichten
und weitere 14 seit 2019 Fortschritte verzeichneten, lag in 11 Mitgliedstaaten die Zahl der
gefihrdeten Menschen im Jahr 2024 hoher als 20197. Vor diesem Hintergrund miissen die
Anstrengungen im verbleibenden Jahrzehnt erheblich beschleunigt werden. Dies ist im
Hinblick auf das Ziel, die Armut in der Union bis 2050 vollstindig zu beseitigen, von
entscheidender Bedeutung?®.

Die europiischen Politikbereiche leisten einen wesentlichen Beitrag zu inklusivem und
nachhaltigem Wirtschaftswachstum, zur Resilienz sowie zum wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalt. Die Kommission setzt zu diesem Zweck eine Reihe gezielter
Initiativen um, darunter den Fahrplan fiir zukunftssichere hochwertige Arbeitsplétze (Quality Jobs
Roadmap), die Union der Kompetenzen (Union of Skills), einschlieBlich der Empfehlung des Rates
zum Humankapital in der EU, den Plan fiir erschwinglichen Wohnraum (A ffordable Housing Plan)
und die kiinftige Strategie zur Bekdmpfung der Armut (Anti-poverty Strategy). Im Rahmen des
Kompasses fiir Wettbewerbsfahigkeit (Competitiveness Compass) stellte die Kommission die
Forderung von Kompetenzen und hochwertigen Arbeitsplitzen als einen der fiinf horizontalen
Erfolgsfaktoren heraus, die erforderlich sind, um die Wettbewerbsfahigkeit in allen Sektoren zu
untermauern. Im aktuellen Mehrjdhrigen Finanzrahmen ist der Européische Sozialfonds Plus das
zentrale Instrument fiir die europdische Finanzierung im sozialen Bereich, ergidnzt durch andere
Instrumente wie Erasmus+. Fiir Infrastrukturen wird dies durch Mittel aus dem Europdischen Fonds
fiir regionale Entwicklung (EFRE), der Fazilitét ,,Connecting Europe* (CEF) und dem Fonds fiir
einen gerechten Ubergang (JTF) ergiinzt. Die Aufbau- und Resilienzfazilitit (ARF) fordert ebenfalls
den sozialen Zusammenhalt durch die Unterstiitzung von Reformen und Investitionen und stérkt
damit die Wettbewerbsfahigkeit und Resilienz der Mitgliedstaaten®. All diese
EU-Finanzierungsinstrumente tragen zur Europdischen Séule sozialer Rechte bei.

Die beiden Mitgliedstaaten, die ihre nationalen Ziele erreicht haben, sind SE und IE. Die

14 Mitgliedstaaten, die seit 2019 einige Fortschritte verzeichnet haben, sind: PT, EL, BG, PL, IT,
RO, HU, HR, CZ, NL, BE, CY, EE und LV. Die 11 Mitgliedstaaten, in denen die Zahl der
gefdhrdeten Personen im Jahr 2024 héher war als im Jahr 2019, sind: FR, DE, ES, SK, FI, AT, DK,
LT, S, LU und MT.

Siehe die Rede zur Lage der EU 2025 der Prisidentin der Européischen Kommission,

Ursula von der Leyen, vom 10. September 2025.

? Der Européische Sozialfonds Plus (ESF+) verfiigt iiber ein Budget von rund 142 Mrd. EUR fiir den
Zeitraum 2020-2027, einschlieBlich nationaler Kofinanzierung. Er umfasst im Wesentlichen
Investitionen in die Politikbereiche, die von den beschaftigungspolitischen Leitlinien abgedeckt
werden. Zusétzliche Unterstiitzung, mit Schwerpunkt auf Infrastruktur, erfolgt durch den EFRE und
den JTF. Ein Gesamtbetrag von rund 163,7 Mrd. EUR, der den Mitgliedstaaten im Rahmen der ARF
zugewiesen wurde, trigt zu den Sozialausgaben bei; dies entspricht etwa 25 % der insgesamt
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https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_25_2053

Die erste Analysephase des Rahmens fiir soziale Konvergenz zeigt:

i

il

Einen anhaltenden Aufwirtskonvergenztrend bei der Arbeitsmarktleistung in den
Mitgliedstaaten im Jahr 2024. Dennoch miissen die Beschéftigungsergebnisse bestimmter
unterreprasentierter Gruppen weiter verbessert werden, fiir die in den einzelnen Landern kein
eindeutiger Aufwértskonvergenztrend zu beobachten ist (z. B. bei jungen Menschen und

Menschen mit Behinderungen).

Leichte Verbesserungen auf EU-Ebene in Bezug auf Kompetenzen, wenngleich in
diesem Bereich nach wie vor Risiken in Bezug auf die Aufwiirtskonvergenz bestehen.
Eine relativ hohe Zahl kritischer Punkte ist beispielsweise im Zusammenhang mit friithem
Schulabgang, der Teilnahme Erwachsener an Bildungsmafnahmen und dem Niveau der

digitalen Kompetenzen zu beobachten.

Leichte Verbesserungen der Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Personen, der Einkommensungleichheit und des real verfiigharen Bruttoeinkommens
der Haushalte pro Kopf auf EU-Ebene, aber keine Anzeichen einer Aufwiirtskonvergenz

in den Mitgliedstaaten in diesem Bereich.

Die horizontale und ldnderspezifische Analyse der sozialen Aufwértskonvergenz, die zu diesen

wichtigsten Ergebnissen fiihrt, stiitzt sich auf die Grundsitze des Rahmens fiir soziale Konvergenz.

Die arbeitsmarktbezogenen, kompetenzbezogenen und sozialen Herausforderungen der

Mitgliedstaaten werden analysiert, um potenzielle Risiken fiir die soziale Aufwértskonvergenz zu

ermitteln. Die Analyse stiitzt sich auf die mit den Mitgliedstaaten vereinbarten analytischen

Instrumente, namlich das sozialpolitische Scoreboard und die fiir den gemeinsamen

Beschiftigungsbericht vereinbarte Ampelmethodik.

veranschlagten Ausgaben (Stand: 13. November 2025). Die Kategorien von Sozialausgaben werden
gemil der Methodik definiert und angewandt, die von der Kommission in Absprache mit dem
Européischen Parlament und den Mitgliedstaaten in der Delegierten Verordnung (EU) 2021/2105
festgelegt wurde.
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2021.429.01.0079.01.DEU&toc=OJ:L:2021:429:TOC

Neun Mitgliedstaaten werden der Analyse der zweiten Phase des Rahmens fiir soziale
Konvergenz unterzogen. Dazu gehoren Bulgarien, Griechenland, Spanien, Italien, Litauen,
Luxemburg und Ruminien, die sich im vergangenen Jahr ebenfalls in der zweiten Phase befanden.
Dariiber hinaus treten Lettland und Finnland in diesem Jahr erstmals der Gruppe bei!’. Kroatien,
Estland und Ungarn, die sich im vergangenen Jahr in der zweiten Phase der Analyse befanden,
werden in diesem Jahr nicht beriicksichtigt!!. Eine detailliertere Analyse der zweiten Phase (unter
Verwendung eines breiteren Spektrums quantitativer und qualitativer Belege) wird von den
Dienststellen der Kommission in Bezug auf jene Lander durchgefiihrt, fiir die potenzielle Risiken
fiir die soziale Aufwirtskonvergenz festgestellt wurden.

Beschiiftigung, Kompetenzen und soziale Herausforderungen in den EU-Mitgliedstaaten nach
den Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards

Anmerkung: Fiir einige Lander fehlen Daten zu manchen Indikatoren — siche Abschnitt 3.1 Tabelle 3.1.1. Die Lange der
in verschiedenen Farben dargestellten Abschnitte eines Balkens sind proportional zum Anteil der Mitgliedstaaten mit der
entsprechenden Einstufung. Die Elemente der Legende sind in Anhang 6 erldutert.

10 Fiir Lettland ist dies auf einen Anstieg des Anteils nichterwerbstétiger Jugendlicher, die weder an

Bildung noch an Weiterbildung teilnehmen (NEET), sowie der Arbeitslosen- und
Langzeitarbeitslosenquoten zuriickzufiihren. Dies hangt aulerdem mit der geringen und riicklaufigen
Wirkung sozialer Transfers (ohne Renten) auf die Armutsminderung sowie mit einer starken
Verschlechterung der Beteiligung von Kindern unter drei Jahren an formaler Kinderbetreuung
zusammen. Fiir Finnland bezieht sich die Identifizierung fiir die Analyse der zweiten Phase
tiberwiegend auf die relative Verschlechterung der Arbeitslosenquote und der
Langzeitarbeitslosenquote.

Estland, Ungarn und Kroatien, die sich im vergangenen Jahr ebenfalls in der zweiten Phase der
Analyse befanden, sind in diesem Jahr nicht davon betroffen. Estland unterliegt ihr nicht aufgrund
der verzeichneten Verbesserungen bei der Einkommensungleichheit, dem verfiigbaren
Haushaltseinkommen, der Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen, der
Wirkung sozialer Transferleistungen auf die Armutsbekdmpfung sowie bei nicht gedecktem Bedarf
an drztlicher Versorgung. Ungarn unterliegt ebenfalls nicht der zweiten Phase der Analyse, da die
jingsten Daten Verbesserungen bei den frithen Schul- und Ausbildungsabgéingen, der Quote von
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohter Personen (insgesamt und bei Kindern), der
Beschéftigungsliicke von Menschen mit Behinderungen sowie der Langzeitarbeitslosenquote zeigen.
Fiir Kroatien liegt im Jahr 2024 bei allen auf EU-SILC basierenden sozialen Indikatoren ein Bruch in
der Zeitreihe vor, der keine aussagekriftige Interpretation der Verédnderungen zulésst. Insbesondere
ist der strukturelle Bruch ausschlaggebend fiir die ,,zu beobachten“-Einstufung der Quote von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedrohter Personen, insgesamt sowie bei Kindern.

11
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Trotz zunehmender wirtschaftlicher und geopolitischer Unsicherheiten blieb der
Arbeitsmarkt der EU im Jahr 2024 und Anfang 2025 resilient, mit einem moderaten, aber
weiterhin robusten Beschéftigungswachstum. Alles in allem stieg die Gesamtbeschéftigung im
Jahr 2024 um 1,7 Millionen Menschen in der EU auf 219,4 Millionen. Die Beschéftigungsquote (in
der Altersgruppe der 20- bis 64-Jdhrigen) erreichte 2024 75,8 % und stieg im zweiten Quartal 2025
weiter auf einen Rekordwert von 76,2 %. Wihrend sich die jahrliche Wachstumsrate verlangsamte,
spiegelte das positive Wachstum die Resilienz des Arbeitsmarktes angesichts der Unsicherheiten
wider. Gleichzeitig ging die Arbeitslosenquote der EU (in der Altersgruppe der 15- bis 74-Jéhrigen)
im Jahr 2024 auf einen Rekordtiefstand von 5,9 % zuriick.

Das im Jahr 2024 verzeichnete Beschiiftigungswachstum wurde iiberwiegend durch eine
hohere Erwerbsbeteiligung und in deutlich geringerem Maf3e durch eine niedrigere
Arbeitslosigkeit getragen. Die Schaffung von Arbeitspldtzen konzentrierte sich auf den
Dienstleistungssektor und den 6ffentlichen Sektor. Die Selbststandigenquote (als Anteil an der
Gesamtbeschiftigung) ist in der EU stetig zurlickgegangen, wobei sektorale und ldnderspezifische
Unterschiede bestehen. Insgesamt wurde in Bezug auf die Beschéftigungsquoten in den
EU-Mitgliedstaaten eine allméhliche Aufwirtskonvergenz festgestellt. Gleichzeitig bestanden
erhebliche regionale Unterschiede sowohl zwischen als auch innerhalb der Lander fort. Viele der
Regionen mit relativ niedrigen Beschiftigungsquoten sind ldndliche, diinn besiedelte oder periphere
Regionen.

Ein resilienter Arbeitsmarkt trotz wirtschaftlicher und geopolitischer Unsicherheiten

76,2 %

Beschiftigungsquote

(20-64 Jahre) im

zweiten Quartal 2025 Zentrale Arbeitsmarktindikatoren der EU-27 (in %, vierteljahrlich)
(+0,5 Prozentpunkte

im Vergleich zum

Vorjahr)

80,8 %
Erwerbsquote

(20-64 Jahre) im
zweiten Quartal 2025
(+0,5 Prozentpunkte
im Vergleich zum
Vorjahr)

6,0 %
Arbeitslosenquote
(15-74 Jahre) im
zweiten Quartal 2025
(unveréndert im
Vergleich zum

Vorjahr)

14,9 %

Jugendarbeitslosenqu Quelle: Eurostat [Ifsi_ emp_q], [une rt q], [une ltu q] und [Ifsi_neet q]. Saisonbereinigte, nicht
ote (15-24 Jahre) im kalenderbereinigte Daten.

zweiten Quartal 2025
(+0,1 Prozentpunkte
im Vergleich zum
Vorjahr)
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsi_emp_q__custom_18418631/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/UNE_RT_Q__custom_18418648/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/une_ltu_q__custom_18418667/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsi_neet_q__custom_18418679/default/table

Das langsame Wachstum der Arbeitsproduktivitit stellt eine Herausforderung fiir die
Wettbewerbsfihigkeit der EU und fiir den sozialen Zusammenhalt dar, wie auch im
Draghi-Bericht!? hervorgehoben wird. Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund ungiinstiger
demografischer Entwicklungen, die Auswirkungen auf das Wachstumspotenzial der Union, die
Schaffung von Arbeitspldtzen und den Lebensstandard der EU-Biirgerinnen und -Biirger haben. In
den letzten zweieinhalb Jahrzehnten hat sich das Produktivititswachstum stetig verlangsamt!3. Im
Jahr 2024 stieg die Arbeitsproduktivitit pro Stunde um lediglich 0,2 %, nachdem sie im Vorjahr um
0,8 % zurilickgegangen war. Prognosen gehen von Verbesserungen in den Jahren 2025, 2026

und 2027 aus, die in den meisten Mitgliedstaaten die Verluste seit 2023 ausgleichen kénnten'#. Um
ihre Wettbewerbsfahigkeit und strategische Autonomie zu stirken, muss die EU ihre
Innovationsfahigkeit erh6hen, unter anderem durch die Stirkung ihres Humankapitals im Einklang
mit den sich wandelnden Erfordernissen. Dies wird im Kompass fiir Wettbewerbsfahigkeit der
Kommission!3, in der Initiative ,,Union der Kompetenzen‘“!® sowie im Aktionsplan fiir den
,,KI-Kontinent“!” und in der Strategie ,,KI anwenden*!® deutlich hervorgehoben. Verstirkte private
Investitionen, die durch eine vertiefte Kapitalmarktunion unterstiitzt werden, konnen ebenfalls dazu
beitragen, die Arbeitsproduktivitit zu verbessern.

Geringes Wachstum der Arbeitsproduktivitét stellt die Wettbewerbsfahigkeit der EU vor
Herausforderungen

Zentrale Arbeitsproduktivititsindikatoren in der EU-27

Wachstum der
Arbeitsproduktivitat:

= bei 1,7 % pro Jahr im
Zeitraum 2000-07

= bei 1,2 % pro Jahr im
Zeitraum 2010-19

= bei 0,1 % pro Jahr im
Zeitraum 2021-24

Im Jahr 2024 lagen die
geleisteten
Arbeitsstunden pro
erwerbstitiger Person
um 4,4 % unter dem
Niveau von 2004.
Quelle: Eurostat [nama_10_Ip_ulc]

12 Der Draghi-Bericht: Eine Strategie flir die Wettbewerbsfahigkeit Europas, 9. September 2024.

B3 Im Zeitraum 2000-2007 belief sich das Wachstum der Arbeitsproduktivitét im Durchschnitt auf 1,7 %
pro Jahr, sank im Zeitraum 2010-2019 auf 1,2 % und lag im Zeitraum 2021-2024 bei lediglich 0,1 %.
Siehe: European economic forecast — Autumn 2025, Amt fur Veroffentlichungen der Européischen

14

Union, 2025.

15 Mitteilung der Kommission — Ein Kompass fiir eine wettbewerbsfiahige EU, COM(2025) 30 final, vom
29.1.2025.

16 Mitteilung der Kommission — Die Union der Kompetenzen, COM(2025) 90 final, vom 5.3.2025.

17 Mitteilung der Kommission — Aktionsplan fiir den KI-Kontinent, COM(2025) 165 final, vom 9.4.2025.

18 Mitteilung der Kommission — Strategie ..KI anwenden‘, COM(2025) 723 final, vom 8.10.2025.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/nama_10_lp_ulc__custom_18420127/default/table
https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/draghi-report_en
https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/draghi-report_en
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52025DC0030
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52025DC0090
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52025DC0165
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52025DC0723
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Trotz eines Riickgangs gegeniiber ihrem Hochststand im Jahr 2022 bleiben Arbeitskriifte-
und Fachkriftemangel hoch. Ihre Bewiltigung ist von entscheidender Bedeutung, um die
Wettbewerbsfahigkeit, die Agenda der EU fiir mehr strategische Autonomie sowie nachhaltiges
Wachstum zu stdrken. Die Quote der offenen Stellen in der EU ging von 3,1 % im

zweiten Quartal 2022 auf 2,1 % im zweiten Quartal 2025 zuriick und lag damit weiterhin tiber dem
Durchschnitt von 1,7 % vor der Pandemie (2013-19). Ausgehend von dieser Quote sind Engpésse
bei den Verwaltungs- und Unterstiitzungsdiensten besonders ausgepragt, sowie bei freiberuflichen,
wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen, im Verkehr, bei Beherbergungs- und
Gastronomiedienstleistungen, bei Bauleistungen, und im Bereich der Information und
Kommunikation. Jiingste Analysen identifizierten bis zu 24 fiir den griinen Wandel relevante

Berufe mit Arbeitskrifte- und Fachkriftemangel in mehreren Mitgliedstaaten!®,

Strukturelle Faktoren diirften die Engpasse in einigen Sektoren aufrechterhalten. Dazu
gehoren der demografische Wandel und der Kompetenzbedarf aufgrund des 6kologischen und des
digitalen Wandels sowie schlechte Arbeitsbedingungen in einigen Sektoren. Die
sektoriibergreifende Mobilitét ist nach wie vor begrenzt: Nur 1,8-3,9 % der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer wechseln jahrlich die Branche, ein Anteil, der seit 2016 praktisch unverandert
geblieben ist??. Die Bewiltigung dieses Mangels ist von wesentlicher Bedeutung, um Wachstum,
Produktivitdt und den 6kologischen und digitalen Wandel zu unterstiitzen. 2024 legte die
Kommission einen Aktionsplan zur Behebung des Arbeits- und Fachkriftemangels in der Union
vor, ausgearbeitet in enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern?!. In diesem Aktionsplan wird
dargelegt, wie wichtig es ist, unterreprasentierte Gruppen zu aktivieren, die Weiterbildung und
Umschulung zu verstéirken, die Erfassung von Daten liber Kompetenzen stirker zu nutzen, die
Arbeitsbedingungen zu verbessern und die Arbeitskraftemobilitit zu verbessern, um Engpésse zu
beheben. Im Rahmen der Union der Kompetenzen legt die Kommission eine neue Empfehlung fiir

eine Empfehlung des Rates zum Humankapital vor.

19 Fiir einen Beruf wird ein weit verbreiteter Arbeits- und Fachkraftemangel festgestellt, wenn

mindestens fiinf Mitgliedstaaten Engpésse melden. Dies ist ein wichtiger Leistungsindikator des
Deals fiir eine saubere Industrie.

Fulvimari A. et al., Estimating labour market transition costs and social investment needs of the
green transition — a new approach, Amt fiir Veroffentlichungen der Européischen Union, 2025.
Europédische Kommission Mitteilung der Kommission — Arbeits- und Fachkréiftemangel in der EU:
ein Aktionsplan, COM(2024) 131 final, vom 20.3.2024.

20
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https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/clean-industrial-deal_de
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/4826f429-0545-11f0-b1a3-01aa75ed71a1/language-de
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/4826f429-0545-11f0-b1a3-01aa75ed71a1/language-de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_24_1507
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_24_1507

Trotz eines Riickgangs gegeniiber dem Hochststand im Jahr 2022 ist der Arbeitskraftemangel in
der Union nach wie vor hoch

Quoten der unbesetzten Stellen in der EU nach Wirtschaftszweigen (in %, jahrliche

Quote offener Stellen Daten)

von 2,9 % oder mehr:
Verwaltungs- und
Unterstiitzungsdienste,
freiberufliche,
wissenschaftliche und
technische
Dienstleistungen,
Beherbergungs- und
Gastronomiedienstleist
ungen, Bauleistungen,
Information und
Kommunikation im
Jahr 2024.

5 % hoherer

Arbeitskraftemangel

im Jahr 2024 im Anmerkung:  Wirtschaftszweige der NACE Rev.2, B-S (Industrie, Baugewerbe und

Vergleich zu 2019. Dienstleistungen (mit Ausnahme von privaten Haushalten mit Hauspersonal sowie von
exterritorialen Organisationen und Korperschaften)), C (verarbeitendes Gewerbe/Herstellung von
Waren), F (Baugewerbe/Bau), G-I (Handel, Verkehr, Gastgewerbe/Beherbergung und
Gastronomie), J (Information und Kommunikation), M-N (Erbringung von freiberuflichen,
wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen).

Quelle: Eurostat [jvs_a_rate r2].

Die Forderung der Qualitit von Arbeitspliitzen ist ein zentraler Faktor fiir eine
wettbewerbsfihige soziale Marktwirtschaft mit hoher Produktivitit und einem grofieren
sozialen Zusammenhalt. Die Schliefung der Innovationsliicke und die Verwirklichung der im
Kompass fiir Wettbewerbsfihigkeit dargelegten horizontalen Erfolgsfaktoren?? sind fiir die
Forderung hochwertiger Arbeitsplitze von entscheidender Bedeutung. Auch die
Arbeitsmarktinstitutionen spielen eine wichtige Rolle. Wie in der Stellungnahme des
Beschiftigungsausschusses, die dem Rat ,,Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und
Verbraucherschutz*?* im Juni 2025 vorgelegt wurde, beinhaltet Arbeitsplatzqualitit Dimensionen
wie angemessene Einkommen und faire Lohne, Arbeitsplatz- und Laufbahnsicherheit sowie
Kompetenzentwicklung und berufliche Aufstiegsmoglichkeiten. Dabei handelt es sich um
miteinander verflochtene Elemente, die in ithrer Kombination einen positiven Kreislauf aus
personlicher Befdhigung, Produktivitidt und Wirtschaftswachstum schaffen konnen. Gleichzeitig
konnen Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz in Verbindung mit Wohlbefinden am
Arbeitsplatz, bestmoglichen Arbeitszeitregelungen, Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben und
Autonomie am Arbeitsplatz die Grundlage fiir den personlichen, beruflichen und organisatorischen
Erfolg bilden. Dies kann sich beispielsweise aus grofBerer Kreativitit und
Verantwortungsiibernahme, hoherer Motivation und Produktivitit sowie einer geringeren Burnout-
Haufigkeit ergeben.

2 Zu diesen horizontalen Erfolgsfaktoren gehdren die Vereinfachung des Regelungsumfelds, die

Verringerung des Aufwands und die Forderung von Geschwindigkeit und Flexibilitit, umfassende
Ausschopfung der Grolenvorteile des Binnenmarktes durch Beseitigung von Hindernissen, Finanzierung
durch eine Spar- und Investitionsunion und einen neu ausgerichteten EU-Haushalt, Férderung von
Kompetenzen und hochwertigen Arbeitspldtzen bei gleichzeitiger Gewahrleistung sozialer Gerechtigkeit
und bessere Koordinierung der politischen Mafinahmen auf EU- und nationaler Ebene.

Siehe Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses zu den Dimensionen der Arbeitsplatzqualitét, die dem
Rat ,,Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz* im Juni 2025 vorgelegt wurde.

23
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/7a889eb3-dd5a-44d6-80a4-e8fbcd0f662f?lang=de
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9417-2025-INIT/de/pdf

Der Zugang zum Sozialschutz ist ein integraler Bestandteil der Arbeitsplatzqualitit. Auch die
kollektive Interessenvertretung und - organisation, die Gleichstellung der Geschlechter und die
Chancengleichheit sowie Anstrengungen zur Forderung des Ubergangs von nicht angemeldeter
bzw. unterdeklarierter Arbeit in formelle Beschéftigung sind wesentliche Erfolgsfaktoren eines
gerechten und inklusiven Arbeitsmarktes. Die Verbesserung der Leistung in all diesen Dimensionen
der Arbeitsplatzqualitit ist von entscheidender Bedeutung, um sicherzustellen, dass es bei der
Schaffung von Arbeitspldtzen auch um Qualitdt und nicht nur um Quantitit geht. Die
Arbeitsplatzqualitdt wird auch durch strukturelle Verdnderungen auf dem Arbeitsmarkt beeinflusst.
Dazu ziihlen die zunehmende Digitalisierung der Arbeit, die Okologisierung der Wirtschaft, die
Weiterentwicklung von Beschiftigungsvertragen und Arbeitsformen, sich wandelnde
Arbeitsplatzkulturen sowie libergeordnete gesellschaftliche Werte und Ziele wie

Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit.

Die Reallohne steigen wieder an, haben sich jedoch nicht von den Verlusten der vorherigen Jahre
erholt

Bruttoreallohne und -gehélter pro Arbeitnehmer

Der Nominallohn  (jéhrliche Verdnderung in %; 2023, 2024 und 2025)
pro 2
Arbeitnehmer ist

im Jahr 2024 um

5,1 % und im 8

Jahr 2025 (It. .

Prognose) um 4
4,2 % gestiegen. 1 A

Reallohne sind

im Jahr 2024 um
2.7 % und im 4
Jahr 2025 (It.

RO P HU LT LV HR BG AT PT S MT 2 DK N EL DE EU27 SK m IE EAX) C¥ SE ES EE FR L A BE
Prognose) um

2023 2024 2025

1,3 % gestiegen. . . ) ..
Quelle: Datenbank AMECO der Europdischen Kommission, nominale Bruttolohne und - gehélter pro

Arbeitnehmer [hwwdw], Deflator: Harmonisierter Verbraucherpreisindex [AMECO 5000 ZCPIH].
Gesamtbeschiftigung (Inlandskonzept) [namg 10 al0_e]. Die Daten fiir 2025 sind Projektionen auf der
Grundlage der Wirtschaftsprognose fiir Europa der Kommission vom Friihjahr 2025. Die Aktualisierung
der Bruttolohne und - gehélter pro Arbeitnehmer [AMECO-Code: hwwdw] mit der Herbstprognose war
am 19. November, als die letzte Aktualisierung moglich war, nicht verfiigbar.
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https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-research-and-databases/economic-databases/ameco-database_en
https://dashboard.tech.ec.europa.eu/qs_digit_dashboard_mt/public/sense/app/667e9fba-eea7-4d17-abf0-ef20f6994336/sheet/2f9f3ab7-09e9-4665-92d1-de9ead91fac7/state/analysis
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/82bf4e08-b653-4eaf-9b64-d09b7b8a0559?lang=en

Das Lohnwachstum in der EU blieb 2024 robust, variierte jedoch von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat erheblich. Das jihrliche Wachstum des nominalen Arbeitsentgelts je Beschéftigten
lag bei 5,1 % und damit unter dem Rekordwert von 6,1 % im Jahr 2023. Das Reallohnwachstum
erholte sich 2024 und lag bei 2,7 %. Es wurde hauptsédchlich durch eine nachlassende Inflation und
ein starkes nominales Lohnwachstum gestiitzt. In den meisten Mitgliedstaaten sind die Reallohne
inzwischen hoher als vor der Pandemie. In mehreren groflen Volkswirtschaften (Deutschland,
Frankreich, die Niederlande und Italien) bleiben sie vor dem Hintergrund einer schwachen
Produktivitdt und eines schwachen Wirtschaftswachstums unter diesem Niveau. Folglich lagen die
durchschnittlichen Reallohne in der EU 2024 immer noch leicht unter dem Niveau vor der
Pandemie, diirften dieses jedoch 2025 tibersteigen. Gleichzeitig glichen Erhohungen des
gesetzlichen Mindestlohns in den meisten Mitgliedstaaten den Kautkraftverlust von

Mindestlohnempfangern weitgehend aus.

In Lindern mit tarifvertraglich vereinbarten Mindestlohnen trug das Lohnwachstum 2024
zur Stirkung der Kaufkraft bei, insbesondere fiir Geringverdienende. Die ordnungsgemaille
Umsetzung der Richtlinie {iber angemessene Mindestlohne?* wird von entscheidender Bedeutung
sein, um die Kaufkraft von Geringverdienenden zu sichern, Armutsrisiken bei Beschéftigten zu
verhindern und zu bekdmpfen und gleichzeitig die Arbeitsanreize zu stirken. Die Richtlinie enthélt
auch Maflnahmen zur Forderung von Tarifverhandlungen sowie zur Verbesserung der

Durchsetzungs- und Aufsichtsmechanismen in den Mitgliedstaaten.

24 Richtlinie (EU) 2022/2041 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 tiber
angemessene Mindestlohne in der Europaischen Union, ABL. L 275 vom 25.10.2022. S. 33.
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https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2022/2041/oj
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2022/2041/oj

Wiihrend ein angemessenes Einkommen eine zentrale Dimension der Arbeitsplatzqualitit?s
ist, war im Jahr 2024 fast jeder zwolfte Erwerbstiitige einem Armutsrisiko ausgesetzt. Dies
gilt umso mehr fiir Beschéftigte in atypischen Beschéftigungsformen. Der Anteil der Erwerbstétigen
(18-64 Jahre), die von Armut bedroht sind, ging 2024 leicht auf 8,2 % zuriick. Menschen in
atypischen Beschéftigungsverhéltnissen waren stirker betroffen, da ihr Jahresverdienst und ihre
Erwerbsintensitit oft niedriger sind. So lag beispielsweise bei Haushalten mit hoher
Erwerbsintensitdt der Anteil der von Erwerbstitigenarmut betroffenen Personen unter einem Drittel
im Vergleich zu Haushalten mit niedriger Erwerbsintensitiit.2® Dariiber hinaus sind die
Erwerbstétigenarmutsquoten bei auBerhalb der EU geborenen Personen, Geringqualifizierten und
Haushalten mit unterhaltsberechtigten Kindern nach wie vor hoher. Bei Mannern war au3erdem die
Wabhrscheinlichkeit, dass sie wahrend ihrer Erwerbstatigkeit Armutsrisiken ausgesetzt waren, héher
als bei Frauen. Neben dem Wirtschaftswachstum und einem starken Arbeitsmarkt kann sowohl die
Umsetzung der Mindestlohnrichtlinie als auch eine stirkere Umsetzung der Empfehlung des Rates
von 2019 zum Zugang zum Sozialschutz fiir Arbeitnehmer und Selbststindige dazu beitragen, diese

Herausforderungen zu bewiéltigen.

25 Siehe Stellungnahme des Beschiftigungsausschusses zu den Dimensionen der Arbeitsplatzqualitit,

die dem Rat ,,.Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz* im Juni 2025
vorgelegt wurde.

Die Quote des Risikos von Armut trotz Erwerbstétigkeit ist definiert als der Anteil der Personen im
Alter zwischen 18 und 64 Jahren, die angeben, erwerbstitig (als Arbeitnehmer oder Selbststindige)
zu sein, wobei das verfiigbare Aquivalenzeinkommen ihrer Haushalte unterhalb der
Armutsrisikoschwelle liegt, die bei 60 % des nationalen Medianeinkommens (nach sozialen
Transferleistungen) liegt. Da der Indikator auf dem Gesamthaushaltseinkommen beruht, wird er auch
von der Haushaltszusammensetzung, der Beschéftigungssituation der anderen Mitglieder des
Haushalts, der Arbeitsintensitit (geleistete Arbeitsstunden) sowie von anderen Einkommensquellen,
beispielsweise sozialen Transferleistungen, sowie von Steuern beeinflusst. Regionale Ungleichheiten
bei den Lebenshaltungskosten sind in diesem Indikator — wie in anderen Indikatoren fiir monetére
Armut — nicht enthalten.

26
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https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9417-2025-INIT/de/pdf

Der Anteil der Menschen, die trotz Erwerbstitigkeit von Armut bedroht sind, variiert je nach Vertragsart

Anteil der trotz Erwerbstétigkeit armutsgefahrdeten Beschiftigen nach Vertragsart (in

%, 2024)
Im Jahr 2024 in der
EU: %
= 82%
aller ”
Erwerbstdtigen
waren trotz a
Erwerbstatigkeit
armutsgefdhrdet »
20
= 129%
der SEHALLL. B
Teilzeitbeschifti T A dA 4343000
gten waren trotz Mildadnsl

Erwerbstitigkeit

armutsgefeihrdet. Teilzeitarbeitnehmer Befristet Beschaftigte Erwerbstitige (18-64 Jahre)

W BG ES RO EE EL SK T PL FT LV HR LT FR EU MT SE AT CF HU DE DK S| IE NL BE ©Z F

Anmerkung: Reihenbruch fiir HR sowie vorlaufige Daten fiir LT.
Quelle: Eurostat, [tespm070,] [ilc_iw05], [ilc_iw07] , EU SILC.

= 133 %der
befristet
Beschéftigten
waren {rotz
Erwerbstitigkeit
armutsgefahrdet.
Flexible vertragliche Vereinbarungen konnen dazu beitragen, die Anforderungen des
Arbeitsmarktes zu erfiillen, sie konnen jedoch auch zu einer stirkeren Segmentierung des
Arbeitsmarktes beitragen und die Qualitit der Arbeitspliitze beeintrichtigen. Atypische
Beschiftigungsformen wie Zeit- und Teilzeitarbeit kdnnen sowohl Arbeitgebern als auch
Arbeitnehmern mehr Flexibilitdt bieten. Sie konnen auch als ,,Sprungbrett* fiir stabile
Beschiftigung und bessere Arbeitsbedingungen dienen, wenn die Ubergangsquoten ausreichend
hoch sind. In einigen Féllen schrinken sie jedoch die Aufwirtsmobilitit ein, fithren zu Instabilitét
und sind mit schlechten Arbeitsbedingungen, einem niedrigeren Einkommen und einem
eingeschrinkten Zugang zu Sozialschutz, Ausbildung und Vertretung verbunden.?’” Vor dem
Hintergrund steigender Beschéftigungsquoten ging der Anteil der befristet Beschiftigten an allen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern weiter zuriick und erreichte 2024 in der EU 11,6 %. Die
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten sind nach wie vor grof3.

Trotz leichter Verbesserungen sind befristete Vertrige bei jungen Menschen nahezu dreimal
so hiufig und bei Frauen stirker verbreitet als bei Miinnern. Einige Mitgliedstaaten weisen
zudem relativ hohe Anteile befristeter Beschiftigung und dabei niedrige Ubergangsraten in
unbefristete Vertrdge auf. Dies deutet auf Herausforderungen hinsichtlich der Rolle befristeter
Vertrage als ,,Sprungbrett in eine unbefristete Beschéftigung hin.

27

Siehe Eurofound, Labour market segmentation, European Industrial Relations Dictionary, 2019.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tespm070/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_iw05/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_iw07/default/table?lang=en&category=livcon.ilc.ilc_ip.ilc_iw
https://assets.eurofound.europa.eu/f/279033/53bc3f1623/ef19033en.pdf

Im Jahr 2024 war jeder zweite befristet Beschiiftigte unfreiwillig befristet beschiaftigt, was

6,4 % aller Beschiftigten entspricht. Zusammenfassend lasst sich sagen, dass unfreiwillig
befristete Beschiftigungsverhéltnisse (15-64 Jahre) nach wie vor einen erheblichen Teil der
Arbeitskrifte betreffen, obwohl sie seit 2023 um 0,5 Prozentpunkte zuriickgegangen sind. Zwischen
den Mitgliedstaaten bestehen erhebliche Unterschiede, und auch hier ist die Inzidenz bei jungen
Menschen und Frauen hoher. Auch bei der Teilzeitbeschiftigung gibt es eine unfreiwillige
Komponente, die in einigen Mitgliedstaaten trotz eines allgemeinen Riickgangs auf EU-Ebene nach
wie vor erheblich ist. Aktive arbeitsmarktpolitische MaBBnahmen und wirksame
Arbeitsvermittlungsdienste, die Uberginge in hoherwertige Arbeitsplitze fordern, Anreize fiir
Arbeitgeber, neben einem angemessenen Zugang zu Sozialschutz und Lernmoglichkeiten eine
unbefristete Vollzeitbeschéftigung anzubieten, konnen dazu beitragen, die Segmentierung des

Arbeitsmarktes zu verringern und die Qualitét der Arbeitsplitze zu verbessern.

Die Bedeutung unfreiwilliger befristeter Beschaftigung variiert stark innerhalb der EU, gleichzeitig
ist in den meisten Mitgliedstaaten ein hoher Anteil befristet Beschéftigter davon betroffen

Anteil der unfreiwillig befristet Beschéftigten in Prozent der Gesamtzahl der Beschéftigen

BTG VO "M ind der befristet Beschiftigten (20-64 Jahre) (in %, 2024)

der EU im Jahr 2024:
= 11,6 % “TC 100
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Beschéftigten (rund Artteil aller Beschaftigren (20-64 Jahre) (linke Achse) Anteil der befrister Beschaftigten (20-64 lahre) (rechte Achse)

10,6 Mll]lonen Anmerkung: Die Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Fiir BG liegt ein Reihenbruch vor. Daten
Arbeitnehmer) mit geringer Zuverléssigkeit bei EE, MT, AT und SI. Fiir die Gesamtheit der Daten gilt: Fiir LV wird
ausschlieBlich ,,Arbeitsplatz nur mit befristetem Vertrag verfiigbar* beriicksichtigt, und fiir SK
ausschlieBlich ,,keine unbefristete Stelle gefunden.
Quelle: Eurostat [Ifsa_etgar], EU AKE.
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Der digitale Wandel verindert die europiischen Arbeitsmérkte: Jeder zehnte Arbeitnehmer
in der EU nutzt generative kiinstliche Intelligenz.?® Kiinstliche Intelligenz (KI) bietet
leistungsfahige Instrumente zur Férderung von Innovation, zur Steigerung der Produktivitdt sowie
zur Stirkung der globalen Wettbewerbsfihigkeit Europas. Die Nutzung digitaler Uberwachung am
Arbeitsplatz und des algorithmischen Managements von Arbeitsprozessen verdndern die Art und
Weise, wie die Arbeit organisiert, koordiniert, iiberwacht und verwaltet wird.?® Bei
verantwortungsvoller Gestaltung und Umsetzung kann der Einsatz von KI und algorithmischen
Managementsystemen am Arbeitsplatz die Effizienz steigern, Einstellungsverfahren straffen,
Verzerrungen verringern und die Arbeitsplatzqualitét verbessern.3? Diese Instrumente miissen
jedoch angemessen gesteuert werden, um Bedenken hinsichtlich erh6hten Arbeitsdrucks, stindiger
Uberwachung, potenzieller Verzerrungen sowie Risiken fiir den Datenschutz der Beschiftigten
wirksam zu begegnen. In diesem Zusammenhang legt die KI-Verordnung einen klaren Satz
risikobasierter Vorschriften fiir KI-Entwickler und KI-Anwender fest. Diese umfassen spezifische
Anwendungen von KI, die die Sicherheit, die Grundrechte und eine auf den Menschen ausgerichtete
KI gewihrleisten und gleichzeitig die Einfithrung, Investitionen und Innovationen im Bereich der
KI in der gesamten EU stirken.3! Dariiber hinaus wird in der Strategie ,,KI anwenden®, mit der die
Einflihrung von KI in zehn Industriezweigen der EU und im 6ffentlichen Sektor gefordert wird, die
Bedeutung einer verantwortungsvollen und nutzbringenden Nutzung von KI am Arbeitsplatz

anerkannt.

28 Siehe Eurofound, Europdische Erhebung iiber die Arbeitsbedingungen 2024. Erste Ergebnisse, Amt

fiir Verdffentlichungen der Européischen Union, Luxemburg 2025.

Im Jahr 2024 wurden 37 % der Erwerbstétigen in der EU zur Arbeitszeiterfassung und 36 % zur

Erfassung von Ein- und Austrittsbewegungen digital iiberwacht. Auflerdem zeigen Umfragedaten,

dass 24 % der Beschéftigten in der EU ihre Arbeitszeit automatisch zugewiesen wird.

Siehe Eurobarometer-Umfrage 2025.

3 Siehe Verordnung (EU) 2024/1689 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024
zur Festlegung harmonisierter Vorschriften fiir kiinstliche Intelligenz.

29
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https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/european-working-conditions-survey-2024-first-findings#Zitat
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/european-working-conditions-survey-2024-first-findings#Zitat
https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/3222
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj

Die korrekte Bestimmung des Beschiiftigungsstatus sowie die Forderung von Transparenz,
Fairness, menschlicher Aufsicht, Sicherheit und Rechenschaftspflicht beim algorithmischen
Management sind von zentraler Bedeutung fiir Plattformbeschiiftigte und zur Verbesserung
der Qualitiit der Arbeitsplitze. Bezugspunkt ist die Richtlinie {iber Plattformarbeit.3? Im

Jahr 2025 werden in der Europidischen Union voraussichtlich 43 Millionen Beschiftigte iiber eine
oder mehrere digitale Arbeitsplattform(en) arbeiten. Plattformarbeit kann Flexibilitdt und
zusitzliches oder sogar priméres Einkommen bieten. Sie kann auch fiir junge Menschen,
Migrantinnen und Migranten oder Menschen mit Behinderungen die Eintrittsbarrieren in den
Arbeitsmarkt absenken. Plattformarbeit ist jedoch auch mit prekéren Beschéftigungsverhéltnissen,
niedrigen Einkommen, begrenztem Zugang zum Sozialschutz und Herausforderungen im
Zusammenhang mit undurchsichtigem algorithmischen Management verbunden. Dariiber hinaus ist
es aufgrund der Tatsache, dass der GroBteil der Arbeit liber digitale Plattformen online erfolgt,
schwierig, grenziiberschreitende Arbeitsablaufe nachzuverfolgen, und vielfach sind diese nicht
transparent. Die meisten Menschen, die in der EU iiber Plattformen arbeiten, gelten als
Selbststindige, obwohl Schitzungen zufolge in Wirklichkeit bis zu 5,5 Millionen Menschen

falschlicherweise als solche eingestuft werden.33

Rund 55 % der Plattformbeschiiftigten verdienen weniger als den Mindestlohn. Um die
Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit zu verbessern, trat die Richtlinie iiber Plattformarbeit im
Dezember 2024 in Kraft, und die Mitgliedstaaten haben zwei Jahre Zeit, sie in nationales Recht
umzusetzen. Die Richtlinie betrifft Fragen wie die falsche Einstufung des Beschiftigungsstatus, das
algorithmische Management und die Transparenz im Zusammenhang mit grenziiberschreitender
Arbeit. Ziel ist es, menschenwiirdige Arbeitsbedingungen und die Qualitit der Arbeitsplétze in der
Plattformarbeit zu gewihrleisten und gleichzeitig das nachhaltige Wachstum digitaler

Arbeitsplattformen in der EU zu unterstiitzen.

2 Richtlinie des Europidischen Parlaments und des Rates zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in

der Plattformarbeit. Siehe: Plattformbeschéftigte:Rat nimmt neue Vorschriften zur Verbesserung
ihrer Arbeitsbedingungen an.

Europédische Kommission, Bericht iiber die Folgenabschétzng (Zusammenfassung); Begleitunterlage
zum Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europédischen Parlaments und des Rates zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit, 2021.

33
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https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/10/14/platform-workers-council-adopts-new-rules-to-improve-their-working-conditions/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/10/14/platform-workers-council-adopts-new-rules-to-improve-their-working-conditions/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/10/14/platform-workers-council-adopts-new-rules-to-improve-their-working-conditions/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52021SC0397
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52021SC0397
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52021SC0397

Digitale Innovation birgt das Potenzial fiir produktivere und hochwertigere Arbeitsplitze,
kann aber auch zu Arbeitsintensivierung fiihren und die Grenzen zwischen Berufs- und
Privatleben verschwimmen lassen. So haben beispielsweise digitale Technologien das Wachstum
der Telearbeit ermoglicht. Im Jahr 2024 arbeiteten rund 20 % der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zumindest zeitweise von zu Hause aus. Einer Eurofound-Umfrage®* aus dem

Jahr 2025 zufolge sprachen sich 2024 mehr als 50 % der Befragten dafiir aus, mehrfach pro Woche
von zu Hause aus zu arbeiten, wahrend 24 % den Wunsch duf3erten, ausschlie3lich von zu Hause

aus zu arbeiten.

Technologische Fortschritte und damit verbundene Telearbeits- und hybride Arbeitsmodelle
konnen sich auch auf die Arbeitszeitmuster auswirken. Generell haben sich in der EU
Arbeitszeitmodelle, die von den {iblichen Vollzeitarbeitszeiten abweichen und sich negativ auf die
Qualitit der Arbeitsplitze auswirken konnen, verbessert. Im Jahr 2024 leisteten 6,6 % aller
Erwerbstitigen (20-64 Jahre) lange Arbeitszeiten, gegentiiber 7,1 % im Jahr 2023. Der Anteil der
Personen mit atypischen Arbeitszeiten ist jedoch mit 33,6 % der Gesamtzahl der Beschéftigten
(20-64 Jahre) weiterhin hoch. Nach den ergebnislosen Verhandlungen der européischen
sektoriibergreifenden Sozialpartner liber die Aktualisierung ihres Rahmenabkommens von 2002
iiber Telearbeit sowie der EntschlieBung des Europdischen Parlaments aus dem Jahr 2021 mit
Empfehlungen an die Kommission zum Recht auf Nichterreichbarkeit®’ fiihrte die Europaische
Kommission eine formliche zweistufige Anhorung der Sozialpartner zum Recht auf

Nichterreichbarkeit und zur Telearbeit durch.

Der Zugang zu einem angemessenen sozialen Schutz iiber verschiedene Vertragsarten und
Beschiftigungsstatus hinweg bleibt eine Herausforderung, insbesondere fiir atypisch
Beschiiftigte und Selbststindige. Der Zugang zum Sozialschutz ist ein weiteres zentrales Merkmal
der Arbeitsplatzqualitit. Formale Deckungsliicken flir mindestens eine Gruppe atypisch
Beschiftigter wurden in 18 Mitgliedstaaten festgestellt, insbesondere bei Arbeitslosen-, Kranken-
sowie Mutterschafts- oder Vaterschaftsleistungen. Bei den Selbststindigen wurden in

19 Mitgliedstaaten Liicken bei der Abdeckung festgestellt, die bei Arbeitslosigkeit, Arbeitsunfillen
und Berufskrankheiten am starksten ausgepragt waren. Dariiber hinaus ist der Zugang fiir einige
Gruppen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern oder Selbststandigen nur freiwillig
(Opt-in-Systeme), wobei die Inanspruchnahme zwischen den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich
ausfallt.

34 Eurofound, Quality of life in the EU in 2024: Results from the Living and Working in the EU
e-survey, Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg, 2025.
Européisches Parlament, EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 21. Januar 2021 mit
Empfehlungen an die Kommission zum Recht auf Nichterreichbarkeit , 2021.
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https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/quality-life-eu-2024-results-living-and-working-eu-e-survey
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/quality-life-eu-2024-results-living-and-working-eu-e-survey
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0021_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0021_DE.html

In etwa einem Viertel der EU-Linder erhielten Beschiftigte in atypischen
Beschiiftigungsverhiltnissen, die Sozialschutz benoétigten, mit geringerer Wahrscheinlichkeit
Sozialleistungen als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in reguliren
Beschiftigungsverhéltnissen. Fiir Selbststindige bestand unter allen Gruppen weiterhin die
geringste Wahrscheinlichkeit, soziale Leistungen zu erhalten. Einkommensarmut war bei befristet
Beschiftigten (13,4 %) und Teilzeitbeschéftigten (13,8 %) sowie Selbststindigen (20,9 %) deutlich
stirker ausgeprégt als bei unbefristet Beschiftigten (6,3 %). Die Umsetzung der Empfehlung des
Rates von 2019 zum Zugang zum Sozialschutz fiir Arbeitnehmer und Selbststédndige ist von
entscheidender Bedeutung, um die verbleibenden Liicken bei der Absicherung zu schlieBen und

angemessene und transparente Systeme zu fordern.

Erhebliche regionale Unterschiede sind bei den NEET-Quoten in der EU und innerhalb der
Mitgliedstaaten zu verzeichnen

Spanne der NEET-Quoten (15-29 Jahre) auf regionaler Ebene (NUTS-2-Regionen)

NEET-Quote von 11,1 % nach Mitgliedstaat und Durchschnitt der Mitgliedstaaten, 2024
L 1%
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Spanne der regionalen NEET-Werte  « Nationaler Durchschnitt
jedoch zwischen Anmerkung: Fir CY, EE, LV, LU und MT liegen keine regionalen Daten (NUTS 2) vor.
4.4 % und 34.4 % Quelle: Berechnungen der GD EMPL; Eurostat [edat_Ifse_22].
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Der Anteil junger Menschen, die weder einen Arbeitsplatz haben noch eine schulische oder
berufliche Ausbildung absolvieren, ist in der EU weiter zuriickgegangen. Im Jahr 2024 ging
dieser von 11,3 % auf 11,1 % zuriick. Die NEET-Quoten junger Menschen (15-29 Jahre) sind
jedoch weiterhin bei Frauen hoher als bei Ménnern, bei aulerhalb der EU Geborenen hoher als bei
in der EU Geborenen sowie in lindlichen Gebieten hoher als in Stidten, stddtischen Gebieten und
Vorstdadten. Andererseits ist die Jugendarbeitslosenquote (15-24 Jahre) nach einer stetigen Erholung
seit COVID-19 im Jahr 2024 wieder leicht auf 14,9 % gestiegen (und auf 11,4 % fiir Personen im
Alter von 15-29 Jahren), und sie ist nach wie vor mehr als doppelt so hoch wie die
Gesamtarbeitslosenquote. Besonders hoch ist sie auch bei jungen Menschen mit niedrigerem
Qualifikationsniveau und bei auBlerhalb der EU geborenen Menschen. Die Beschiftigungsquote von
Absolventinnen und Absolventen der beruflichen Bildung (VET) und des Tertidrbereichs

(20-34 Jahre) ging 2024 in der EU zuriick (auf 80,0 % bzw. 86,7 %), was moglicherweise auf
zunehmende Schwierigkeiten beim Eintritt in den Arbeitsmarkt hindeutet. Die Situation
unterstreicht die Notwendigkeit weiterer MaBBnahmen, um strukturelle Herausforderungen
anzugehen, die den Eintritt junger Menschen in den Arbeitsmarkt behindern, angesichts verlorenen
Potenzials und langerfristiger Risiken fiir die beruflichen Perspektiven. Die verstirkte
Jugendgarantie unterstiitzt NEETs, indem sie ihnen hochwertige Beschiftigung, weiterfiihrende
Bildung, Lehrstellen oder Praktika innerhalb von vier Monaten nach Eintritt der Arbeitslosigkeit

oder dem Verlassen der formalen Bildung anbietet.3

Ein liingeres Erwerbsleben triagt zum aktiven Altern, zur Verringerung des Arbeits- und
Fachkriftemangels und zur Fiahigkeit zur Aufrechterhaltung starker Sozialschutzsysteme bei.
Im Jahr 2024 stieg die Beschéftigungsquote der 55- bis 64-Jdhrigen auf 65,2 %. Zwischen den
Mitgliedstaaten bestehen nach wie vor erhebliche Unterschiede. Von 2030 bis 2050 wird die EU
voraussichtlich einen jahrlichen Riickgang ihrer Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter um

1,2 Millionen verzeichnen. Der Altersquotient wird voraussichtlich von 36 % im Jahr 2022 auf

55 % bis 2050 und weiter auf 59 % bis 2070 ansteigen. Zu den wichtigen bestimmenden Faktoren
zdhlen Vorruhestandsregelungen, Anreize im Rentensystem, gesundheitliche Probleme sowie
Rahmenbedingungen wie unflexible Arbeitsplédtze und Altersdiskriminierung. In Bezug auf Ersteres
zielt das kiirzlich angenommene Maflnahmenpaket zur erginzenden Altersvorsorge (Supplementary
Pension Package) darauf ab, die Beteiligung an und die Ersparnisse in betrieblichen und privaten
Altersversorgungssystemen zu erhdhen sowie den Beitrag von Pensionsfonds zur Finanzierung

innovativer und produktiver Investitionen zu verbessern.

36 Empfehlung des Rates vom 30. Oktober 2020 zum Thema ,,Eine Briicke ins Arbeitsleben — Stiarkung

der Jugendgarantie® und zur Ersetzung der Empfehlung des Rates vom 22. April 2013 zur
Einfiihrung einer Jugendgarantie 2020/C 372/01 (ABI. C 372 vom 4.11.2020, S. 1).
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Altere Frauen waren hiufiger nicht erwerbstiitig als Minner, was hiufig auf
Vorruhestandsregelungen und langfristige Abwesenheiten aufgrund von Pflege- und
Betreuungspflichten sowie auf negative Auswirklungen von Geschlechterstereotypen, die sich
im Laufe des gesamten Arbeitslebens anhiufen, zuriickzufiihren ist. Trotz der Fortschritte in
den letzten zehn Jahren machen die 55- bis 64-Jdhrigen einen erheblichen Anteil (28,1 %)
Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter auBerhalb des Arbeitsmarktes aus. Um diese
Herausforderungen zu bewiltigen, ist ein umfassendes Maflnahmenpaket erforderlich, das
Rentenreformen, Aktivierungs- und Ausbildungsinitiativen umfasst. Die EU hat Schritte
unternommen, wie die Annahme der Richtlinie 2000/78/EG*7 zur Bekdmpfung von
Diskriminierung in Beschaftigung und Beruf sowie die Ausarbeitung eines demografischen
Instrumentariums. Dariiber hinaus forderte der Rat die Mitgliedstaaten und die Kommission im
Juni 2025 auf, Maflnahmen zu ergreifen, um éltere Menschen dabei zu unterstiitzen, aktiv zu
bleiben und ihr Potenzial auf dem Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft voll auszuschopfen.3®
Angesichts der derzeitigen und prognostizierten demografischen Entwicklungen und des
erheblichen Fach- und Arbeitskriftemangels ist die Nutzung des Potenzials dlterer
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von entscheidender Bedeutung, um das Wachstumspotenzial

und das Sozialmodell der EU zu unterstiitzen.

Das anhaltende geschlechtsspezifische Beschéftigungs- und Lohngefille erfordert weitere
Anstrengungen, um die anhaltenden Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt zu beseitigen.
Berticksichtigt man die groere Privalenz von Teilzeitarbeit bei Frauen, vergroBert sich das Gefille
weiter. Das geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille hat sich in der EU in den letzten Jahren
leicht verringert, was auf einen stirkeren Anstieg der Beschéftigungsquote von Frauen
zuriickzufiihren ist. Dennoch ist es nach wie vor erheblich (10,0 Prozentpunkte im Jahr 2024). Es
weist grofle Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten und Regionen auf, was zeigt, dass in Teilen
der EU die Dringlichkeit groB8er ist. Das geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille ist bei Frauen
mit Kindern ebenfalls groBer, was zudem zu besonders hohen Armutsrisiken bei alleinerziehenden
Miittern beitrdgt. Dieses Gefille ist vor dem Hintergrund des Arbeits- und Fachkriftemangels und

der Bevolkerungsalterung umso kritischer.

37 Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen

Rahments fiir die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschéftigung und Beruf (ABI. L 303
vom 2.12.2000, S. 16).

Schlussfolgerungen zur Unterstiitzung dlterer Menschen bei der Ausschopfung ihres vollen
Potenzials auf dem Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft.
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Das geschlechtsspezifische Entgeltgefille in der EU ist mit 12,0 % erheblich (im Jahr 2023). Es hat
sich in den letzten zehn Jahren um 4 Prozentpunkte verringert. Das Entgeltgefille ist auf
geschlechtsspezifische Unterschiede in den wirtschaftlichen Tatigkeiten und Berufen, die
Unterreprisentation von Frauen in Fiihrungspositionen, die Uberreprisentation in Teilzeit- und
befristeten Beschéftigungsformen, Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit von Erwerbstitigkeit und
Pflege- und Betreuungsaufgaben sowie auf Diskriminierung und undurchsichtige Lohnstrukturen
zuriickzufiihren. Diese Einkommensunterschiede fiihren auch zu erheblichen
geschlechtsspezifischen Rentenunterschieden im spéteren Leben.

Es besteht Spielraum fiir nachhaltige politische Mafinahmen, um Hindernisse fiir die
Erwerbsbeteiligung von Frauen abzubauen, im Einklang mit der EU-Strategie fiir die
Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025.3° Dies konnte die Verbesserung der Bereitstellung
und Zuginglichkeit von hochwertiger und erschwinglicher frithkindlicher Betreuung, Bildung und
Erziehung sowie Langzeitpflege umfassen. Dariiber hinaus kdnnten gezielte Reformen des
Steuersystems bessere Arbeitsanreize fiir Frauen schaffen. Solche Malnahmen stiinden im Einklang
mit den Empfehlungen des Rates zu frithkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung
(einschlieBlich der liberarbeiteten Barcelona-Ziele) sowie zur Gewihrleistung des Zugangs zu
erschwinglicher, hochwertiger Langzeitpflege.4?

Die Beseitigung von Hindernissen fiir die Integration von auflerhalb der EU geborenen
Personen in den Arbeitsmarkt kann dazu beitragen, den Arbeits- und Fachkriftemangel zu
verringern, den demografischen Wandel zu bewiltigen und den sozialen Zusammenhalt zu
fordern. AuBerhalb der EU geborene Personen machen mehr als ein Zehntel der Arbeitskrifte in
der EU aus. Ihre Erwerbs- und Beschiftigungsquoten sind jedoch nach wie vor niedriger als in den
anderen Gruppen. Infolgedessen gehdren etwa 7,4 Millionen von ihnen im erwerbsfahigen Alter
nicht der Erwerbsbevolkerung der EU an. Dies gilt trotz der bestehenden Engpésse. Dieses Defizit
1st auf mehrere Hindernisse zuriickzufiihren, die mit ihrem Status auf dem Arbeitsmarkt und ihrer
sozialen Integration zusammenhingen. Dazu gehoren ein niedriges Bildungsniveau und mangelnde
Sprachkenntnisse, Diskriminierung sowie schlechte Gesundheitsbedingungen. Migrantinnen und
Migranten mit einem tertidren Bildungsniveau (rund ein Drittel von ihnen) haben bessere
Beschéftigungsaussichten; Schwierigkeiten bei der Anerkennung ihrer Qualifikationen bleiben
jedoch ein zentrales Hindernis und dringen sie hdufig in Tatigkeiten mit geringen
Qualifikationsanforderungen. Eine stdrkere Integration von Migrantinnen und Migranten in den
Arbeitsmarkt kann dazu beitragen, dem Mangel im Pflegesektor entgegenzuwirken.

39 A Union of Equality:Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025, COM(2020) 152
final.

Empfehlung des Rates vom 8. Dezember 2022 zu frithkindlicher Betreuung, Bildung und Erzichung:
die Barcelona-Ziele fiir 2030 (2022/C 484/01), ABIL. C 484, 20.12.2022, S. 1, und Empfehlung des
Rates vom 8. Dezember 2022 iiber den Zugang zu erschwinglicher und hochwertiger Langzeitpflege
(2022/C 476/01), ABI. C 476, 15.12.2022, S. 1.
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32022H1215(01)

Die Ungleichheiten im Bildungsbereich nehmen zu, wobei sich das Niveau der
Grundkompetenzen bei benachteiligten Schiilerinnen und Schiilern in den letzten zehn Jahren
relativ verschlechtert hat

Anteil der 15-J4hrigen aus benachteiligten sozio6konomischen Verhéltnissen mit
Der guten Leistungen in den Bereichen Lesen, Mathematik oder Naturwissenschaften
(2022, 2018, 2015)

ging
zuriick:
= im
Jahr 2015
= und 20 im
Jahr 2018
=  auf im
Jahr 2022
im Vergleich zu
der

Anmerkung: Bei der Interpretation der Daten fiir 2022 fiir DK, IE, LV und NL ist Vorsicht geboten,
haben sich in den letzten da ein oder mehrere PISA-Teststandards nicht erfiillt wurden. LU nahm nur an der
PISA-Studie 2018 teil.

zehn Jahren . . e . . .
Quelle: Europiische Kommission, Monitor fiir die allgemeine und berufliche Bildung, 2025.

Zwischen den
EU-Léandern bestehen
nach wie vor

Der drastische Riickgang der Grundkompetenzen unter den Schiilerinnen und Schiilern zeigt,
wie dringend Maflnahmen in unseren Systemen der allgemeinen und beruflichen Bildung
ergriffen werden miissen, um diesem negativen Trend entgegenzuwirken. Auf der Grundlage
der PISA-Studie 2022 zeigt sich ein starker Riickgang der Grundkompetenzen der Schiilerinnen und
Schiiler durch einen erheblichen Anstieg des Anteils der Schiilerinnen und Schiiler mit
unterdurchschnittlichen Leistungen (29,5 % gegentiber 22,9 % im Jahr 2018 in Mathematik). Die
Daten zeigen auch einen Riickgang des Anteils der besonders leistungsstarken Schiilerinnen und
Schiiler (7,9 % gegeniiber 11 % im Jahr 2018 im selben Bereich). Dariiber hinaus schnitten 2022
nur 16,3 % der Schiilerinnen und Schiiler aus nachteiligen soziookonomischen Verhiltnissen bei
den Grundkompetenzen gut ab*!, gegeniiber 59,0 % der Schiilerinnen und Schiiler mit forderlichem
Hintergrund. Der Mangel an Grundkompetenzen ist ein groes Hindernis fiir die
Weiterqualifizierung im spiteren Leben und behindert das Produktivitdtswachstum.

4 Sie erreichten mindestens Stufe 4 auf der PISA-Skala der OECD in den Bereichen Lesen,
Mathematik oder Naturwissenschaften.
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https://op.europa.eu/webpub/eac/education-and-training-monitor/en/monitor-toolbox/themes/equity-in-education.html

Niedrige Kompetenzniveaus der Schiilerinnen und Schiiler bei den digitalen Kompetenzen,
einschlieBlich KI-Kompetenz, sowie geringe Kompetenzen im Bereich der politischen Bildung
geben Anlass zur Sorge, insbesondere vor dem Hintergrund einer zunehmenden Verbreitung
von Informationsmanipulation und Desinformation. Nur 63 % der Schiilerinnen und Schiiler
verfligen liber angemessene Kenntnisse im Bereich der politischen Bildung (ICCS 2022), und 43 %
verfiigen nicht iiber grundlegende digitale Kompetenzen (ICILS 2023).42 Mangelhafte digitale
Kompetenzen beeintrichtigen die Féhigkeit der Lernenden, im digitalen Zeitalter erfolgreich zu
sein, sich im technologischen Wandel zurechtzufinden, Desinformation zu erkennen und sich sicher
mit neuen Technologien wie KI auseinanderzusetzen. Digitale Kompetenzen sind auch fiir das
digitale Wohlbefinden von entscheidender Bedeutung, da sie den Lernenden helfen, gesiindere und
ausgewogenere Beziehungen zur Technologie aufzubauen. Um die digitalen Kompetenzen von
jungen Menschen und Lehrkréften zu fordern, setzt die Kommission derzeit den Aktionsplan fiir
digitale Bildung 2021-2027 um und arbeitet derzeit einen Fahrplan fiir die Zukunft der digitalen
Bildung und Kompetenzen aus. Im Rahmen der Union der Kompetenzen hat die Kommission einen
Aktionsplan fiir Grundkompetenzen*® auf den Weg gebracht, der ein breites Spektrum von
Initiativen umfasst, mit denen Liicken bei den Grundkompetenzen geschlossen werden sollen.

Positiv ist festzuhalten, dass die Quote der friihzeitigen Schul- und Ausbildungsabginger
gesunken ist und der Anteil der Personen mit tertiirem Bildungsniveau gestiegen ist. Bis 2024
hat sich die Quote der frithen Schul- und Ausbildungsabginger in der EU im Vergleich zu 2002 fast
halbiert (9,4 % der 18- bis 24-Jdhrigen). Dennoch erreichen 3,1 Millionen junge Erwachsene
weiterhin hochstens einen Abschluss der Sekundarstufe I oder darunter, wobei Menschen mit
Behinderungen, Drittstaatsangehorige und Roma in dieser Gruppe iiberproportional vertreten sind.
Dies fiihrt zu niedrigeren Beschéftigungsquoten und einer geringeren Teilnahme an
WeiterbildungsmaBnahmen. Dies gefdhrdet die Fahigkeit der Einzelnen, ihr volles Potenzial zu
entfalten. Dies bedeutet auch, dass die damit verbundenen 6ffentlichen Ausgaben im Laufe der Zeit
steigen und die o6ffentlichen Einnahmen sinken. Ein Abschluss in beruflicher Aus- und
Weiterbildung oder ein Hochschulabschluss kann die Arbeitsmarktaussichten der Menschen
erheblich verbessern. Im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung (VET) gilt dies
insbesondere fiir jiingere Absolventinnen und Absolventen, die arbeitsplatzbasiertes Lernen
erfahren haben. In der Union ist ein erheblicher Anstieg der Zahl junger Menschen mit
Hochschulabschluss (von 36,5 % auf 44,1 % bei den 25- bis 34-Jéhrigen zwischen 2015 und 2023)
zu verzeichnen, der durch einen breiteren Zugang zu Universitdten, eine steigende Nachfrage nach
hohen Qualifikationen auf dem Arbeitsmarkt, die Aussichten auf niedrigere Arbeitslosigkeit und
hohere Einkommen begiinstigt wird.

42

Européische Kommission, Monitor fiir die allgemeine und berufliche Bildung 2025 —
Vergleichsbericht, Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

Mitteilung der Kommission zu einem Aktionsplan fiir Grundkompetenzen, COM(2025) 88 final,
vom 5.3.2025.
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Absolventinnen und Absolventen mit den fiir Téitigkeiten in strategischen Sektoren
erforderlichen Kompetenzen sind weiterhin knapp. Insbesondere besteht nach wie vor ein
Fachkriftemangel in bestimmten Bereichen wie Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und
Technik (MINT). Diese Kompetenzen werden insbesondere fiir eine erfolgreiche griine
Transformation sowie in weiteren strategischen Sektoren wie Sicherheit und Cybersicherheit,
Verteidigung und Raumfahrt, kiinstliche Intelligenz, saubere Technologien, fortgeschrittene
Fertigung, Biotechnologie und Gesundheitswesen benétigt. Dariiber hinaus sind sie fiir die
technologische Souverdnitit der EU, einschlieBlich ihrer digitalen Fiithrungsrolle, von
entscheidender Bedeutung. Vor diesem Hintergrund hat die Kommission EU-Zielvorgaben bis 2030
vorgeschlagen, wonach mindestens 32 % der Studierenden im Tertidrbereich und 45 % der
Lernenden in der Erstausbildung der mittleren beruflichen Bildung in MINT-Féachern
eingeschrieben sein sollen. Im Rahmen der Union der Kompetenzen zielt der Strategieplan fiir die
Bildung in MINT-Féchern# darauf ab, die Zahl der Einschreibungen zu erhéhen, die
Kompetenzentwicklung zu fordern und den geschlechtsspezifischen Unterschied in MINT zu
verringern. Dariiber hinaus zielt die kiinftige EU-Strategie fiir die berufliche Aus- und
Weiterbildung darauf ab, die berufliche Aus- und Weiterbildung attraktiver, inklusiver und
reaktionsfdhiger zu machen. SchlieBlich trigt die Europdische Ausbildungsallianz zur
Weiterentwicklung von Lehrlingsausbildungen fiir Mddchen und Frauen in MINT-Féachern bei, mit
dem Ziel, sie fiir MINT-Studiengidnge zu gewinnen und dauerhaft im Arbeitsmarkt zu halten.

Die Lese- und Schreibkompetenz von Erwachsenen ist in den letzten zehn Jahren
zuriickgegangen, insbesondere in Lindern mit geringer Beteiligung an der Erwachsenenbildung

Veranderung der Werte fiir die Lese- und Schreibkompetenzen sowie die
Im Jahr 2023 wies jeder ~ Rechenkompetenzen bei Erwachsenen (16-65 Jahre) zwischen 2013 und 2023

fiinfte Erwachsene in (Prozentpunkte, linke Achse) sowie Beteiligung an der Erwachsenenbildung
niedrige Lese- und (% der Erwachsenen, rechte Achse)
Schreibkompetenzen

sowie niedrige
Rechenkompetenzen auf.

Die Lese- und
Schreibkompetenzen ging
im Durchschnitt zuriick,
wihrend die
Rechenkompetenzen
weitgehend stabil blieben.

Anmerkung: Die Daten zur Beteiligung an Bildung und Ausbildung stammen aus einer
Deutlicher Riickgang der Sonderauswertung, angelehnt an die AES-Definition und die EU-AKE-Definition; BE erfasst nur
Flandern.

| Quelle: OECD-Erhebung iiber die Kompetenzen Erwachsener (2023)
n

Landern mit geringerer

Beteiligung an der

Erwachsenenbildung

44 Mitteilung der Kommission — Ein Strategieplan fiir die Bildung in MINT-Fiachern: Kompetenzen fiir

Wettbewerbsfahigkeit und Innovation, COM(2025) 89 final, vom 5.3.2025.
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Rund jede fiinfte erwachsene Person in der EU wies im Jahr 2023 sowohl niedrige Lese- und
Schreibkompetenzen als auch niedrige Rechenkompetenzen auf.*> Erhebliche Riickginge der
Lese- und Schreibkompetenz und der Rechenkompetenz von Erwachsenen wurden gerade in den
Léndern verzeichnet, in denen die Beteiligungsquoten an der Erwachsenenbildung niedriger waren.
Eine groBle Streuung der Beteiligung an der Erwachsenenbildung ist auch zwischen
Bevolkerungsgruppen festzustellen (zwischen Hoch- und Geringqualifizierten sowie zwischen
Erwerbstétigen, Arbeitslosen und Personen auflerhalb des Arbeitsmarktes) sowie nach
Berufsgruppen.“® Der unterschiedliche Grad der Beteiligung in den einzelnen Gruppen deutet auf
anhaltende Hindernisse hin. Personenbezogene Weiterbildungsbudgets, wie etwa individuelle
Lernkonten (ILAs)#7, sind ein wichtiges Instrument zur Stimulierung der Nachfrage nach
Weiterbildung. Zur Férderung von Lernmoglichkeiten umfasst die Union der Kompetenzen
Initiativen wie individuelle Lernkonten, die Ausweitung von Microcredentials*® und innovative
gemeinschaftliche Lernrdume, insbesondere fiir Geringqualifizierte. Insgesamt verfolgt die Union
der Kompetenzen einen breit angelegten Ansatz, um die Beteiligungsquoten von Erwachsenen an
Weiterbildung zu erhdhen und die Arbeitskréifte der EU mit den fiir die Zukunft erforderlichen
Kompetenzen auszustatten.

Die Forderung der Beteiligung Erwachsener am Lernen ist von entscheidender Bedeutung,
um Engpisse zu beheben und die Produktivitiit, die Wettbewerbsfihigkeit und den sozialen
Zusammenhalt zu verbessern. Daten aus dem Jahr 2022 aus der Erhebung tiber die
Erwachsenenbildung zeigten in den vorangegangenen zwolf Monaten einen leichten Anstieg der
Beteiligung an der Erwachsenenbildung (ohne angeleitete betriebliche Weiterbildung#®) in der EU
von 37,4 % im Jahr 2016 auf 39,5 % im Jahr 2022. Die Daten der Arbeitskrifteerhebung (AKE)
deuten auf einen weiteren moglichen Anstieg zwischen 2022 und 2024 hin. Dennoch ist das Niveau
angesichts der grolen Verdnderungen, mit denen Europa konfrontiert ist, nach wie vor zu niedrig,
und die Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten sind nach wie vor zu grof3.

45 Siehe OECD, Do Adults Have the Skills They Need to Thrive in a Changing World? :Survey of Adult
Skills 2023 (Verfiigen Erwachsene iiber die erforderlichen Kompetenzen, um in einer Welt im
Wandel erfolgreich zu sein?: Erhebung zu den Kompetenzen Erwachsener, 2023), OECD Skills
Studies, OECD Publishing, Paris, 2024.

46 Wihrend 60,9 % der Fiihrungskrifte, akademischen Fachkrifte, Technikerinnen und Techniker

sowie sonstigen Fachkréfte im Jahr 2022 an Weiterbildungsaktivitdten teilnahmen, wurde bei

Biirokriften, Handwerks- und manuellen Tétigkeiten sowie einfachen Tétigkeiten eine deutlich

geringere Beteiligung verzeichnet.

Siehe Empfehlung des Rates zu individuellen Lernkonten vom Mai 2022.

Siehe iiber einen europédischen Ansatz fiir Microcredentials fiir lebenslanges Lernen und

Beschéftigungsfahigkeit vom Juni 2022.

Diese Zahlen stammen aus einer Sonderauswertung der Erhebung {iber die Erwachsenenbildung, bei

der die angeleitete betriebliche Weiterbildung ausgeschlossen wurde, und dienen der Uberwachung

der Fortschritte auf dem Weg zum Zielwert fiir die Erwachsenenbildung bis 2030 (siche auch

Anhang 2).

47
48
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Im Jahr 2024 verbesserte sich die Einkommenslage der Haushalte deutlich, und der Anteil
der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ging in der EU leicht zuriick,
ohne dass sich dabei ein eindeutiges Zeichen einer Aufwirtskonvergenz abzeichnete. Der
Index des real verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008=100) stieg auf
EU-Ebene im Jahr 2024 deutlich auf 141,3, d. h. um 2,5 Punkte gegeniiber 2023, was vor allem auf
den Anstieg der Arbeitnehmerentgelte zuriickzufiihren ist. Dies ist der grofite Anstieg

seit 2021-2022 und dieser setzte sich auch im ersten Halbjahr 2025 fort. Die Gesamtzahl der von
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ging im Vergleich zu 2019 um rund

2,9 Millionen zuriick (gegeniiber einem Ziel von mindestens 15 Millionen fiir 2030). Dies bedeutet,
dass jede flinfte Person im Jahr 2024 in der EU weiterhin von Armut oder sozialer Ausgrenzung
bedroht war. Die Armutsrisiken unterscheiden sich je nach Bevolkerungsgruppe, wobei Kinder,
iltere Menschen, Menschen mit Behinderungen, Geringqualifizierte, in Drittstaaten geborene
Personen und Roma stirker betroffen sind. Die Heterogenitét zwischen und innerhalb der
Mitgliedstaaten (sowohl zwischen den Regionen als auch zwischen ldandlichen und stiddtischen
Gebieten) blieb ebenfalls bestehen. Arbeitslosigkeit ist nach wie vor eine der Hauptursachen fiir

Armut, wihrend die Sozialleistungen nicht alle bediirftigen Haushalte erreichten.

Die Quoten fiir Armut oder soziale Ausgrenzung variieren je nach soziodemografischen
Merkmalen erheblich

Quoten der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen nach
Im Jahr 2024 waren soziodemografischen Merkmalen (%), EU, 2024.
jede fiinfte Person
und jedes vierte
Kind in der EU von
Armut oder
sozialer
Ausgrenzung
bedroht

Neben Kindern sind
dltere Menschen,
Arbeitslose,
Geringqualifizierte,
Menschen mit
Behinderungen,
aullerhalb der EU
Geborene sowie

Roma stirker Anmerkungen: Die Werte fiir 2024 bezichen sich fiir alle Mitgliedstaaten auf die Einkommen des Jahres 2023.
betroffen. Die Definition der Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen unterscheidet sich fiir
Personen unter 65 Jahren von jener fiir Personen ab 65 Jahren, da bei Letzteren die Komponente ,,Sehr geringe
Erwerbsintensitdt* ausgeschlossen ist.
Quelle: Eurostat [ilc_pepsOln] [ilc_peps06n] [ilc_peps02n] [ilc_peps04n] [hith dpe010].
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Trotz Verbesserungen in den letzten Jahren reicht die Unterstiitzung zur Sicherung eines
Mindesteinkommens in nahezu allen Mitgliedstaaten in der Regel nicht aus, um Menschen
aus der Armut zu fiihren. Die Sozialschutzausgaben werden fiir 2024 in nahezu allen
Mitgliedstaaten real als gestiegen eingeschitzt. Reformen sind vorgeschlagen worden, um die Rolle
der Mindestsicherungsleistung zur Unterstiitzung von Bezugsberechtigten bei der Teilnahme an
aktiven Arbeitsmarktpolitischen Maflnahmen und der aktiven Arbeitsuche zu verbessern. Dennoch
gibt es nach wie vor Liicken im Bereich der Bezugsberechtigung und der Inanspruchnahme, und der
Anteil der von Armut bedrohten Personen sowie von Personen, die in
(Quasi-)Erwerbslosenhaushalten leben, die Sozialleistungen bezogen, blieb in der EU im Jahr 2024
stabil bei 83,1 %. Gleichzeitig ging die Wirkung der sozialen Transferleistungen (ohne Renten) auf
die Armutsminderung im Jahr 2024 im EU-Durchschnitt leicht zuriick (was die reale Verringerung
der Sozialschutzausgaben im Jahr 2023 widerspiegelt), wobei es in einigen Mitgliedstaaten mit
zuvor hohem Niveau zu starken Riickgdngen kam. Die Energiearmut (gemessen am Indikator
,»Anteil der Menschen, die nicht in der Lage sind, ihre Wohnung angemessen warm zu halten®)

ist 2024 erstmals seit 2022 zuriickgegangen, was auf eine Kombination von Faktoren
zuriickzufiihren ist, darunter sinkende Endkundenpreise fiir Gas und Strom, ein Mix aus
EnergieeffizienzmafBlnahmen sowie andere Unterstiitzungsmafnahmen. Dennoch blieb sie bei
Menschen, die von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht sind, deutlich hoher. Die Bewertung
der Verteilungswirkungen von Reformen und Investitionen bleibt besonders wichtig, um die
Auswirkungen auf Armutsrisiken und Einkommensungleichheit zu beriicksichtigen und die

Politikgestaltung ex ante sachgerecht zu informieren.

Der Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder in der EU ging leicht
zuriick, blieb jedoch héher als in der Gesamtbevolkerung. Die Zahl der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Kinder (0-17 Jahre) ging von 19,96 Millionen im Jahr 2023 auf

19,52 Millionen im Jahr 2024 zuriick (24,2 % im EU-Durchschnitt). Auch wenn 2024 das zweite
Jahr in Folge ist, in dem die absoluten Zahlen zuriickgegangen sind, ist die Inzidenz von
Kinderarmut immer noch 3,2 Prozentpunkte héher als bei der Gesamtbevolkerung. Insgesamt

war 2024 fast jedes vierte Kind in der EU von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht. Sie aus
Armut und sozialer Ausgrenzung herauszufiihren ist entscheidend, um ihnen zu ermdéglichen, ihr
volles Potenzial in der Gesellschaft und auf dem Arbeitsmarkt zu entfalten und den {iber
Generationen hinweg bestehenden Armutskreislauf zu durchbrechen. Die Umsetzung der

Européischen Garantie fiir Kinder™ in allen Mitgliedstaaten ist in dieser Hinsicht entscheidend.

50 Empfehlung (EU) 2021/1004 des Rates vom 14. Juni 2021 zur Einfiilhrung einer Européaischen
Garantie fiir Kinder (ABI. L 223 vom 22.6.2021, S. 14).
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Der Anteil idlterer Menschen (ab 65 Jahren), die von Armut oder sozialer Ausgrenzung
bedroht sind, war 2024 in der EU weiterhin leicht riicklidufig. Die Situation ist jedoch in den
einzelnen Mitgliedstaaten nach wie vor sehr unterschiedlich. Der Riickgang auf 19,4 % war auf eine
Verbesserung der Lage bei Frauen zuriickzufiihren (die jedoch weiterhin deutlich hoheren Risiken
als Ménner ausgesetzt sind). Der Riickgang spiegelt zudem eine Verringerung der monetiren Armut
sowie der erheblichen materiellen oder sozialen Deprivation unter dlteren Menschen wider. Die
aggregierte Ersatzrate fiir Renten blieb im Jahr 2024 auf EU-Ebene stabil. In Bezug auf Altersarmut
und Einkommensersatz ist die Situation in den einzelnen Mitgliedstaaten jedoch nach wie vor sehr
unterschiedlich. In einigen Lédndern war das Risiko der Einkommensarmut der {iber 65-Jahrigen

sogar doppelt so hoch wie bei der Bevolkerung im erwerbsfihigen Alter.

Von Armut betroffene Haushalte wenden einen erheblichen Teil ihres verfiigharen Einkommens
fiir Wohnkosten auf, wobei grofie Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bestehen

Anteil der Wohnkosten am verfligbaren Haushaltseinkommen, 2024 (in %)

Im Jahr 2024 gaben

Haushalte in mehr als e
einem Drittel der

Mitgliedstaaten etwa sa

oder mehr als ein

Fiinftel ihres “
verfiigbaren

Einkommens fiir 1
Wohnkosten aus -

Insgesamt Von Armut bedroht Nicht ven Armut bedroht

10 | | | T - - | =
Bei
armutsgefihrdeten 0
. EL DK SE € DE AT ML F FR EU 5K EE BE BG LU HU ES PL PT LV LT IE S MT IT HR RO CY
Haushalte war in fast

allen Mitgliedstaaten Anmerkung: Vorlaufige Daten fiir LT.

die Uberlastung mit = oo ile_mdedol], EUSILC
Wohnkosten doppelt Quelle: Eurostat [ilc_mded01], ’

so hoch.

7120/26 32
LIFE.4 DE


https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_mded01__custom_18501522/default/table?page=time:2024

Die Erschwinglichkeit von Wohnraum ist nach wie vor eine grofle Herausforderung, von der
armutsgefihrdete Menschen unverhéltnismiflig stark betroffen sind. In den letzten zehn Jahren
sind die Wohnimmobilienpreise in der EU um rund 10 % schneller gestiegen als die Einkommen im
Durchschnitt, was sich auf die Erschwinglichkeit auswirkt3!. Gleichwohl bestehen erhebliche
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen Regionen und grof3en urbanen Zentren.
Immerhin 8,2 % der Bevolkerung der EU lebten in Haushalten, in denen die gesamten Wohnkosten
mehr als 40 % des insgesamt verfiigbaren Haushaltseinkommens ausmachten, d. h., sie waren
tibermidBig durch Wohnkosten belastet.>? Diese Quote erreichte 31,1 % fiir armutsgeféhrdete
Personen gegentiber 3,8 % fiir die iibrige Bevdlkerung. Wihrend der soziale Wohnungsbau in den
EU-Mitgliedstaaten uneinheitlich entwickelt ist, variieren Definitionen, Tréger,
Anspruchsvoraussetzungen und Zuteilungsmechanismen. Eine Weiterentwicklung von
hochwertigen Sozialwohnungen oder hochwertiger Unterstiitzung bei der Wohnraumbeschaffung
kann dazu beitragen, den Zugang zu Wohnraum zu verbessern.3? Gestiegene Kosten fiir Bau,
Grundstiicke und Finanzierung werden hiufig als Herausforderungen fiir die Bereitstellung von
sozialem Wohnraum genannt. Wahrend Unterschiede bei Definitionen und
Datenerhebungsmethoden die ldnderiibergreifende Vergleichbarkeit beeintrachtigen, ist in vielen
Mitgliedstaaten ein steigender Trend der Wohnungslosigkeit festzustellen.

Die Vertrige erkennen die zentrale Rolle des sozialen Dialogs in der sozialen Marktwirtschaft
der EU uneingeschrinkt an. Die Bedeutung des sozialen Dialogs ist auch in der Européischen
Sdule sozialer Rechte und in den beschiftigungspolitischen Leitlinien verankert. Aufbauend auf der
Sozialpartner-Erkldrung von Val Duchesse>* aus dem Jahr 2024 unterzeichneten die Kommission
und die europdischen sektoriibergreifenden Sozialpartner im Mérz 2025 einen Pakt fiir den
europiischen sozialen DialogS. Im Rahmen des erneuerten Engagements fiir die Stirkung des
sozialen Dialogs in Zeiten des globalen Wandels werden in dem Pakt Maflnahmen genannt, die von
der Kommission und den Sozialpartnern zu ergreifen sind, um die richtigen Voraussetzungen fiir
die Mobilisierung des vollen Potenzials des sozialen Dialogs auf allen Ebenen zu schaffen und zu
fordern. In diesem Sinne soll der Pakt einen Rahmen fiir einen erfolgreichen sozialen Dialog auf
allen Ebenen bieten, einschlieBlich der nationalen und der europdischen Ebene sowie auf
brancheniibergreifender und sektoraler Ebene.

51 Siehe Cousin G., Frayne C., Dias Martins V. und B. Vasicek (2025), Housing in the European
Union: Market Developments, Underlying Drivers, and Policies, European Economy Discussion
Paper 228, Oktober 2025.

Sowohl die Wohnkosten als auch das Einkommen sind netto, d. h. ohne Zulagen, ausgewiesen.
Weitere Einzelheiten zum Indikator sind Anhang 2 zu entnehmen.

Der Prozess der Deinstitutionalisierung von Menschen mit Behinderungen gerit ins Stocken, unter
anderem aufgrund des Mangels an barrierefreiem Wohnraum.

Tripartite Declaration for a Thriving European Social Dialogue.

Pakt fiir den européischen sozialen Dialog.
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https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/11912749-99e7-4ade-be0c-890a6d6d55ee_en?filename=dp228_de.pdf
https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/11912749-99e7-4ade-be0c-890a6d6d55ee_en?filename=dp228_de.pdf
https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/11912749-99e7-4ade-be0c-890a6d6d55ee_en?filename=dp228_de.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5687-2024-INIT/de/pdf#:~:text=It%20improves%20working%20conditions%20and,live%2C%20work%20and%20do%20business.&amp;text=This%20Declaration%20represents%20a%20renewed,and%20labour%20markets%20are%20facing.
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/document/download/93c513bd-9faa-4ba7-a4c7-9a06505790fc_de?filename=Pact%20for%20European%20Social%20Dialogue_signed%20version.pdf

Die Empfehlung des Rates von 2023 zur Stirkung des sozialen Dialogs in der EU enthiilt
Leitlinien fiir die Mitgliedstaaten, wie der soziale Dialog am besten gefordert und
Tarifverhandlungen gestirkt werden konnen.>®. Unter anderem arbeitet die Kommission
gemeinsam mit den Sozialpartnern an einer Roadmap fiir hochwertige Arbeitsplétze. Sie
verpflichtete sich, sie auch zu politischen Initiativen zu konsultieren, die nicht in den
Anwendungsbereich der Artikel 153 und 154 AEUV? fallen, aber flir sie von besonderer
Bedeutung sind. Auf EU-Ebene sind sowohl die Sozialpartner als auch die Organisationen der
Zivilgesellschaft aktiv in das Europdische Semester eingebunden, mit regelméfBigem
Meinungsaustausch und thematischen Erorterungen in Bereichen von besonderer Relevanz. Die
Einbeziehung und die Anhdrung von sowohl den Sozialpartnern als auch den Organisationen der

Zivilgesellschaft sind der Schliissel zur Forderung eines nachhaltigen und inklusiven Wandels.

Die Mitgliedstaaten sollten Maflnahmen ergreifen, um die in diesem gemeinsamen
Beschiftigungsbericht ermittelten Herausforderungen in den Bereichen Beschiiftigung,
Kompetenzen und Soziales anzugehen. Dies umfasst insbesondere Folgendes — im Einklang mit

den beschiftigungspolitischen Leitlinien:

o Die Stirkung der lebenslangen Weiterbildung und Umschulung von Erwachsenen, um die
Wettbewerbsfahigkeit zu sichern, Arbeitskréfte- und Kompetenzengpésse zu beheben, sich an
die sich wandelnde Lage und die Perspektiven des Arbeitsmarktes anzupassen und die
gerechten griinen und digitalen Uberginge zu fordern, im Einklang mit der Union der
Kompetenzen. Dazu gehort moglicherweise, den Einsatz von Instrumenten zur
Kompetenzanalyse zu integrieren, individuelle Weiterbildungsanspriiche, darunter
individuelle Lernkonten, zu stirken und die Entwicklung, Umsetzung und Anerkennung von
Microcredentials — entsprechend den nationalen Gegebenheiten — im Einklang mit den
Empfehlungen des Rates zu individuellen Lernkonten und zu einem europdischen Ansatz fiir

Microcredentials zu fordern.

56 EMPFEHLUNG DES RATES vom 12. Juni 2023 zur Stirkung des sozialen Dialogs in der
Européischen Union (C/2023/1389).

Artikel 154 AEUV sieht eine zweistufige Anhorung der europiischen Sozialpartner zu einer Reihe
von in Artikel 153 AEUV genannten sozialpolitischen Fragen wie Arbeitsbedingungen sowie
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz vor.

57
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Die Stiarkung aktiver arbeitsmarktpolitischer Malnahmen sowie der Kapazitdt und der
Wirksamkeit der 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen — unter anderem durch Investitionen in
digitale Infrastrukturen und Dienste, eine verbesserte lebenslange Laufbahnberatung,
Beratungsdienste, Kompetenzbeobachtung und Fortbildung des Personals — mit dem Ziel, die
Beteiligung am Arbeitsmarkt zu erh6hen, insbesondere von unterreprasentierten Gruppen,
sowie die Schaffung hochwertiger Arbeitsplitze, die Mobilitit und Uberginge zu

unterstiitzen.

Die Forderung fairer Mobilitdt innerhalb der EU sowie die Erwidgung der Anwerbung und
Bindung qualifizierter Arbeitskréfte aus Drittstaaten. Dariiber hinaus die Erwégung von
MalBnahmen, um gesteuerte legale Migration von Drittstaatsangehorigen in Mangelberufen
oder Studienfachern in strategischen Sektoren zu erleichtern, wobei die Achtung und
Durchsetzung der Arbeits- und Sozialrechte sichergestellt wird, gestiitzt auf eine wirksame
Integrationspolitik, in Erginzung zur Mobilisierung des Arbeitskréifte- und

Qualifikationspotenzials innerhalb der Union.

Die Gewihrleistung der Verfiligbarkeit von Programmen zur Beschéftigungssicherung als
Notfallinstrument letzter Instanz, die so ausgestaltet sind, dass sie Arbeitsplétze (und
Unternehmen) im Fall voriibergehender Schocks, einschlieBlich Restrukturierungen, erhalten,
und das Humankapital durch begleitende Weiter- und Umschulungsmafinahmen

weiterentwickeln.

Die Bereitstellung angemessener Unterstiitzung fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
und Haushalte, die von den wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Anpassung an
den Klimawandel sowie an neue griine und digitale Technologien am stérksten betroffen sind,
insbesondere fiir schutzbediirftige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Haushalte —
unter anderem durch wirksame Arbeitsverwaltungen und Beschéftigungsprogramme sowie
Einstellungs- und Ubergangsanreize, eine angemessene Einkommenssicherheit, die auf einem
Ansatz der aktiven Inklusion basiert, Schutz der Rechte der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer vor Risiken im Zusammenhang mit kiinstlicher Intelligenz, algorithmischem
Management und dem Klimawandel, bei gleichzeitiger Férderung der Vorteile der KI im
Bereich der Produktivitét, und die Forderung des Unternehmertums im Einklang mit der

Empfehlung des Rates zur Sicherstellung eines gerechten Ubergangs zur Klimaneutralitit.
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o Die Forderung von Lohnentwicklungen — im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften
und/oder Gepflogenheiten und unter voller Achtung der Rolle und Autonomie der
Sozialpartner — die eine aufwértsgerichtete soziale Konvergenz unterstiitzen, unter
Beriicksichtigung der Produktivitdtsentwicklungen, der Schaffung hochwertiger Arbeitsplétze
und der Wahrung der Wettbewerbsfahigkeit.

o Anpassung der Arbeitsmarktvorschriften sowie der Steuer- und Sozialleistungssysteme, um
die Arbeitsmarktsegmentierung und geschlechtsbedingte Unterschiede auf dem Arbeitsmarkt
zu verringern und die Schaffung hochwertiger Arbeitsplédtze zu fordern, einschlieflich einer
moglichen Verringerung der Steuer- und Abgabenbelastung insbesondere fiir
Geringverdienende, ohne den Ubergang zu besser bezahlter Beschiftigung zu behindern,
sowie einer Verlagerung der Besteuerung von der Arbeit auf andere Quellen, wie es der

Beschiftigung und dem inklusiven Wachstum zutraglicher ist.

o Gewihrleistung gesunder, sichere und geeignete Arbeitsumgebungen als zentrale Dimension

der Arbeitsplatzqualitét.

o Forderung der Tarifverhandlungen und des sozialen Dialogs, im Einklang mit der
Empfehlung des Rates zur Stidrkung des sozialen Dialogs und dem Pakt fiir den européischen
sozialen Dialog, zusammen mit einer rechtzeitigen und substanziellen Einbindung der
Sozialpartner in relevante politische Entscheidungsprozesse auf EU- und nationaler Ebene,
auch mit dem Ziel, die Qualitét der Arbeitspldtze zu verbessern, einschlielich im
Zusammenhang mit der Umsetzung der Aufbau- und Resilienzplidne der Mitgliedstaaten

sowie im Rahmen des Europdischen Semesters.

o Gewihrleistung — im Einklang mit der Empfehlung des Rates zum Zugang zum
Sozialschutz — angemessener und nachhaltiger Sozialschutzsysteme fiir alle. Den Schutz
derjenigen zu verbessern, die nicht ausreichend abgesichert sind, etwa Beschéftigte in
atypischen Beschiftigungsformen, einschlielich der Plattformarbeit, sowie Selbststindige,
auch als zentrale Dimension der Qualitit der Arbeitspldtze; im Allgemeinen die
Angemessenheit der Leistungen, die Transparenz der Bedingungen und Regeln, die
Ubertragbarkeit von Anspriichen und den Zugang zu hochwertigen Dienstleistungen zu
verbessern, wiahrend gleichzeitig die Tragféhigkeit der 6ffentlichen Haushalte zu wahren ist,
sowie die Eingliederung arbeitsfahiger Menschen in den Arbeitsmarkt und den Verbleib
dlterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt wirksam zu unterstiitzen

und Anreize dafiir zu bieten.
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o Verbesserung der Arbeitsmarktaussichten junger Menschen, unter anderem durch eine
inklusive und hochwertige berufliche Aus- und Weiterbildung und Hochschulausbildung;
gezielte Unterstiitzung durch die Arbeitsverwaltungen (mit Mentoring, Orientierung und
Beratung) sowie hochwertige Lehrstellen und Praktika im Einklang mit der verstarkten

Jugendgarantie und der Europdischen Ausbildungsallianz.

o Umfassende Maflnahmen, um die Grundkompetenzen zu verbessern und dariiber hinaus die
Entwicklung der Schliisselkompetenzen (einschlieBlich transversaler Kompetenzen) sowohl
von Schiilerinnen und Schiilern als auch von Erwachsenen zu férdern sowie strukturelle
Herausforderungen im Zusammenhang mit der Leistungsfahigkeit und der
Chancengerechtigkeit der Bildungs- und Ausbildungssysteme anzugehen, unter anderem
durch wirksame Lehr-, Lern- und Bewertungsansitze. Die Ausarbeitung von Plidnen zur
Verbesserung der Grundkompetenzen auf Schulebene zu unterstiitzen, mit besonderem
Augenmerk auf Tutorien- und Mentoringprogramme, personalisierte Unterstiitzung sowie die
kontinuierliche berufliche Weiterbildung der Lehrkrifte. Forderung von Exzellenz bei den

Grundkompetenzen durch differenziertes Lehren und Lernen.

o Starkung von Exzellenz und Steigerung der Arbeitsmarktrelevanz der beruflichen Aus- und
Weiterbildung sowie der tertidren Bildung durch eine engere Zusammenarbeit mit der
Industrie, Anbindungen an Kompetenzbeobachtungssysteme und eine stiarkere Nutzung von
Microcredentials. Verbesserung der Verfahren fiir die gegenseitige Anerkennung von
Qualifikationen, um Qualifikationsdefizite und Missverhéltnisse zu beheben. Verbesserung
des Zugangs zur Hochschulbildung fiir Absolventen der beruflichen Aus- und Weiterbildung

und unterreprésentierte Gruppen.

o Erh6hung der Zahl der Absolventinnen und Absolventen in MINT-Fachern, insbesondere in
IKT-Bereichen (einschlieBlich KI), in Bereichen mit erheblichen Arbeitskrifteliicken und in
strategischen Bereichen, Verringerung geschlechtsspezifischer Ungleichgewichte und
Starkung der Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, Anbietern der beruflichen Aus- und
Weiterbildung und Hochschulen, damit diese zu Akteuren des Wandels bei den griinen und
digitalen Ubergiingen werden. Verbesserung der Ausbildung von Lehrkriften in

MINT-Fachern, um Engpésse zu beheben.
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o Forderung der digitalen Fahigkeiten und Kompetenzen von Schiilerinnen und Schiilern sowie
von Erwachsenen, einschlie8lich der Medienkompetenzen und der digitalen Kompetenzen (im
Bereich der KI), Unterstiitzung des kritischen Denkens, Forderung eines
verantwortungsvollen Ansatzes bei digitalen Medien, Erweiterung des Pools digitaler Talente
auf dem Arbeitsmarkt durch die Entwicklung digitaler Bildungs- und
Ausbildungsokosysteme, die von so wichtigen Faktoren, wie
Hochgeschwindigkeitsanschliisse fiir Schulen, entsprechende Ausriistung und Schulungen fiir
Lehrkrifte, unterstiitzt werden, und Unterstiitzung von Einrichtungen mit Know-how im
Bereich der Digitalisierung, mit besonderem Schwerpunkt auf Inklusion und der Verringerung
der digitalen Kluft. Auch die Starkung der Kenntnisse und Féahigkeiten im Bereich der
Finanzkompetenz von Schiilerinnen und Schiilern sowie von Erwachsenen aller

Altersgruppen sollte in Betracht gezogen werden.

o Stiarkung der Erstausbildung und der kontinuierlichen Weiterbildung von Lehrkriften, mit
einem Schwerpunkt auf der Vermittlung von Grundkompetenzen, in Partnerschaft mit
Anbietern der Lehrkréftebildung. Lehrkrifteengpdsse zu verringern und die Attraktivitéit des
Lehrerberufs zu erhdhen, indem die Arbeitsbedingungen verbessert, attraktive Laufbahnpfade
angeboten, Berufsanfangerinnen und - anfinger durch Mentoring unterstiitzt sowie erfahrene
Lehrkrifte durch Anreize und Unterstiitzung fiir benachteiligte Schulen gewonnen werden,

und durch die Erleichterung des beruflichen Quereinstiegs.

o Gewihrleistung von Nichtdiskriminierung, Forderung der Gleichstellung der Geschlechter,
Verbesserung des Gender-Mainstreaming und Stirkung der Erwerbsbeteiligung von Frauen
und benachteiligten Gruppen, und zwar durch Forderung der Chancengleichheit und
Laufbahnentwicklung, Sicherstellung des gleichen Entgelts bei gleicher oder gleichwertiger
Arbeit, Entgelttransparenz sowie Forderung der Vereinbarkeit von Berufs-, Privat- und
Familienleben — unter anderem durch Zugang zu erschwinglicher hochwertiger Pflege und
Betreuung (FBBE und Langzeitpflege) sowie Urlaub aus familidren Griinden und flexible
Arbeitsregelungen fiir Eltern und andere informelle Pflege- und Betreuungspersonen, im
Einklang mit der Européischen Strategie fiir Pflege und Betreuung — sowie durch

Gewihrleistung von Barrierefreiheit am Arbeitsplatz;

o Bereitstellung eines kostenlosen und wirksamen Zugangs zu Gesundheitsversorgung, FBBE,
Ausbildung, Schulungen und schulbasierten Aktivitaten fiir alle Kinder, die von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedroht sind, sowie eines wirksamen Zugangs zu gesunder Erndhrung
und angemessenem Wohnraum im Einklang mit der Européischen Garantie fiir Kinder und

den entsprechenden nationalen Aktionsplanen.
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o Forderung der Chancengleichheit fiir Kinder, um die hohe Kinderarmut zu bekdmpfen und die
Ressourcen der EU und der Mitgliedstaaten bestmdglich zu nutzen. Die Umsetzung der
Européischen Garantie fiir Kinder zu beschleunigen, unter anderem durch die Bereitstellung
bezahlbarer und hochwertiger friihkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung sowie durch
die Bekdmpfung des frithen Schulabgangs. Den Zugang von Kindern und jungen Menschen
aus benachteiligten Bevolkerungsgruppen und aus abgelegenen Gebieten zu hochwertiger
Bildung zu fordern, ihre Lernergebnisse zu verbessern und fiir mehr Ausbildungsmafinahmen

auf allen Qualifikationsniveaus zu sorgen.

o Bereitstellung und gegebenenfalls Starkung von Mindestsicherungsregelungen, einschliefSlich
im Wege solider Governance-Mechanismen, um eine angemessene Unterstiitzung zu
gewihrleisten und einen Ansatz der aktiven Inklusion zu verfolgen, im Einklang mit der
Empfehlung des Rates iliber angemessene Mindestsicherung zur Gewéhrleistung aktiver
Inklusion, sowie die Integration in den Arbeitsmarkt fiir Personen, die arbeiten konnen, und
die Forderung des Zugangs zu unterstiitzenden und essenziellen Dienstleistungen,

einschlieBlich Energie, insbesondere fiir einkommensschwache und benachteiligte Haushalte.

o Bewertung die Verteilungsfolgen von Reformen und Investitionen auf das Einkommen
verschiedener Bevolkerungsgruppen — im Einklang mit der Mitteilung der Kommission iiber

die bessere Abschitzung der Verteilungsfolgen von Maflnahmen der Mitgliedstaaten.

o Unterstiitzung eines ausreichenden Wohnungsangebots zur Deckung der Nachfrage sowie
gegebenenfalls des Zugangs zu erschwinglichem Wohnraum, zu Sozialwohnungen und/oder
zu angemessener Wohnbeihilfe. Pravention und Bekdmpfung von Obdachlosigkeit, als
extremste Form der Armut, sowie Bekdmpfung sozialer Ausgrenzung durch integrierte,
personenzentrierte und wohnungsorientierte strategische Ansétze. Forderung der Sanierung

von Wohngebduden und von Sozialwohnungen.
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o Investitionen in die Kapazititen des Gesundheitssystems, auch in Bezug auf Priavention und
Primérversorgung, sowie in die Kapazitdten im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit, die
Koordinierung der Gesundheitsversorgung, das Gesundheitspersonal und die Nutzung von
eHealth und KI, gegebenenfalls Verringerung der Selbstbehalte, Verbesserung der
Gesundheitsversorgung und Forderung besserer Arbeitsbedingungen sowie der Weiterbildung

und Umschulung von Fachkriften im Gesundheitswesen.

o Verstérkte Bereitstellung hochwertiger, erschwinglicher und nachhaltiger
Langzeitpflegeleistungen, im Einklang mit der Empfehlung des Rates iiber den Zugang zu

hochwertiger und erschwinglicher Langzeitpflege.

o Sicherstellung inklusiver und nachhaltiger Rentensysteme, unter anderem durch die
Entwicklung ergénzender Renten, die angemessenes Einkommen im Alter und
generationeniibergreifende Gerechtigkeit im Kontext der demografischen Alterung

gewdhrleisten.

EU-Mittel, einschlieBlich iiber den ESF+, die RRF, den EFRE, den JTF, Erasmus+, das TSI sowie
den Sozialen Klimafonds, unterstiitzen die Mitgliedstaaten bei der Intensivierung politischer

MaBnahmen in diesen Bereichen fiir forderfidhige Investitionen und Reformen.
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KAPITEL 1. ARBEITSMARKT- UND SOZIALTRENDS IN DER EU

Das Beschiiftigungswachstum blieb 2024 trotz erhohter wirtschaftlicher und geopolitischer
Unsicherheiten mit einer historisch niedrigen Arbeitslosenquote robust. Die
Gesamtbeschéftigung stieg um 1,7 Millionen Menschen auf 219,4 Millionen, was eine etwas
langsamere, aber robuste jédhrliche Wachstumsrate von 0,8 % und eine Beschéftigungsquote von
75,8 % (0,5 Prozentpunkte mehr als 2023) bedeutet (siche auch Kasten zur Zielvorgabe in
Abschnitt 2.1.1). Der Energiesektor fiihrte die Expansion mit einem Anstieg um 7,4 % an, gefolgt
vom Bergbau (4,3 %), der Wasser- und Abfallwirtschaft (4,2 %), Kunst und Unterhaltung (4,1 %),
Beherbergung und Gastronomie (3,5 %) sowie dem IKT-Sektor (2,9 %). Mit Ausnahme des
Bergbaus gehorten diese Sektoren in den letzten zehn Jahren zu den am schnellsten wachsenden
Sektoren. Ahnlich wie 2023 entfielen 92 % des Beschéftigungswachstums bei den 15- bis
64-Jahrigen auf die Ausweitung des Arbeitskrafteangebots, wahrend der Riickgang der
Arbeitslosigkeit lediglich 8 % beitrug, vor dem Hintergrund einer historisch niedrigen
Arbeitslosenquote von 5,9 %. Die kurzfristigen Beschéftigungserwartungen (fiir die ndchsten drei
Monate) lagen 2024 unter ihrem langfristigen Durchschnitt und gingen, insbesondere im
Dienstleistungssektor, weiter zuriick, wihrend sie im Baugewerbe anstiegen und deutlich positiver
ausfielen. Insgesamt wird erwartet, dass sich das Beschéftigungswachstum weiter verlangsamt, auf
0,5 % in den Jahren 2025 und 2026 und anschlieBend auf 0,4 % im Jahr 2027.58

Abbildung 1.1: Das Beschiiftigungswachstum im Jahr 2024 wurde durch eine hohere
Beteiligung von Drittstaatsangehorigen und ilteren Personen getragen und konzentrierte sich
auf Erwerbstiitige mit tertilirem Bildungsabschluss

Beschiftigungswachstum (15-64 Jahre), aufgeschliisselt nach Wachstum der Erwerbsbevolkerung und Riickgang der
Arbeitslosigkeit sowie weiter untergliedert nach Altersgruppen, Bildungsniveau und Staatsangehorigkeit

Anmerkung: Unterbrechung der Zeitreihe der Erwerbstétigen nach Staatsangehorigkeit im Jahr 2021.
Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage von Eurostat [Ifsa_agan], [Ifsa_ugan], [Ifsa_egaed], [Ifsa_egan].

58 Siehe: European economic forecast — Autumn 2025, Amt fur Veroffentlichungen der Européischen

Union, 2025.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_ugan/default/table?category=labour.employ.lfsa.lfsa_unemp
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_egaed/default/table?category=labour.employ.lfsa.lfsa_emp
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/418cd923-e09d-4103-8fab-be25c7d16264?lang=de
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument

Drittstaatsangehorige und éltere Personen trugen weiterhin mafigeblich zum
Beschiftigungswachstum bei, wihrend die Ergebnisse fiir junge Menschen,
Geringqualifizierte und Personen mit Behinderungen Anzeichen von Stagnation oder
Verschlechterung aufwiesen. Im Jahr 2024 entfielen auf Drittstaatsangehdrige zwei Drittel

(68,0 %) des Anstiegs der Erwerbsbevolkerung und mehr als die Hélfte (54,2 %) des
Beschéftigungswachstums in der Altersgruppe der 15- bis 64-Jahrigen, dhnlich wie 2023. Thr Anteil
an der Erwerbsbevolkerung stieg zwischen 2022 und 2024 von 5,5 % auf 6,5 %, und 29,9 %
verfligten 2024 iiber einen Hochschulabschluss, verglichen mit 20,6 % ein Jahrzehnt zuvor. Thre
Beschéftigungsquote erreichte 64,3 %, ist aber nach wie vor niedrig und zeichnet sich durch einen
hohen Teilzeitanteil aus, wobei in beiden Fillen ein grof3es geschlechtsspezifisches Gefille besteht.
Frauen sind auf dem Arbeitsmarkt insgesamt nach wie vor unterreprasentiert, aber ihre Ergebnisse
haben sich weiter verbessert, wobei das geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille erstmals auf
insgesamt 10 Prozentpunkte gesunken ist. Altere Menschen (55-64 Jahre) verzeichneten nach wie
vor die stirksten prozentualen Zuwichse bei der Beschiftigung und Erwerbsbeteiligung aller
Altersgruppen, wobei ihre Beschéftigungsquote weiter auf 65,2 % stieg und ihre Arbeitslosenquote
(55-74 Jahre) im Jahr 2024 auf 4,1 % zuriickging, den niedrigsten Wert aller Altersgruppen.
Angesichts ihres wachsenden Bevdlkerungsanteils und der steigenden Lebenserwartung besteht
Spielraum fiir eine weitere Erhohung ihrer Beteiligung am Arbeitsmarkt. Andererseits hat sich die
Verbesserung des Anteils junger Menschen (15-29 Jahre), die weder erwerbstitig noch in
allgemeiner oder beruflicher Bildung sind (NEET), deutlich verlangsamt und ist seit Anfang 2023
lediglich um 0,4 Prozentpunkte (auf 10,9 %) zurlickgegangen. Dies geschah trotz einer steigenden
Beteiligung an allgemeiner und beruflicher Bildung, im Einklang mit weniger friihen
Schulabbriichen und einer hoheren Beteiligung an der tertidren Bildung. Die
Jugendarbeitslosenquote der 15- bis 24-Jdhrigen stieg 2024 auf 14,9 % (und 11,4 % bei den 15- bis
29-Jahrigen) und verzeichnete damit den ersten jahrlichen Anstieg seit iiber einem Jahrzehnt (mit
Ausnahme des COVID-19-bedingten Anstiegs im Jahr 2020). Junge Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sind nach wie vor mehr als doppelt so hiufig wie durchschnittliche
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in unfreiwillig befristeten (13,0 %) und
Teilzeitbeschiftigungsverhiltnissen titig (6,4 %), wobei fast zwei Drittel ihrer befristeten Vertriage
im Jahr 2024 eine Laufzeit von weniger als 18 Monaten hatten. Thre Armutsgefdhrdungsquote trotz
Erwerbstitigkeit ist erhoht (10,9 % gegeniiber 8,2 % fiir alle Beschiftigten). In allen Altersgruppen
konzentriert sich das Beschéftigungswachstum nach wie vor auf Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer mit tertidrem Bildungsabschluss. Im Gegensatz dazu nahm die Beschéftigung von
Geringqualifizierten lediglich bei den 15- bis 24-Jahrigen zu, und die Beschéaftigungsliicke
zwischen gering- und hochqualifizierten Personen (25-64 Jahre) bleibt mit 28,7 Prozentpunkten
weiterhin grof3. Dariiber hinaus war bei Menschen mit Behinderungen 2024 ebenfalls eine deutliche
VergroBerung der Beschéftigungsliicke zu verzeichnen, von 21,4 Prozentpunkten auf

24,0 Prozentpunkte.>

5 Zeitreihenbruch 2024 fiir DK, ES, IT, PT, RO, was keine korrekte wirtschaftliche Auslegung zuldsst.
Die Daten fiir LT sind vorlaufig.
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Der Arbeits- und Fachkraftemangel hat sich verringert, doch weitere Fortschritte werden
nach wie vor durch strukturelle Faktoren gebremst. Der Anteil der Arbeitgeber, die
Arbeitskraftemangel meldeten, ging von einem Hdochststand von 27,8 % im zweiten Quartal 2022
auf 18,2 % im zweiten Quartal 2025 zuriick.%® Die Vakanzquote ging 2024 zudem in allen Sektoren
weiter zurlick und fiel im zweiten Quartal 2025 erstmals unter das Niveau vor der Pandemie (2,1 %
gegeniiber 2,2 % im vierten Quartal 2019), bleibt jedoch im Bereich der Verwaltungs- und
Unterstiitzungsdienstleistungen erhdht (3,0 %). Diese Verbesserungen spiegeln weitgehend
schwichere Beschiftigungs- und Geschiiftserwartungen, eine nachlassende Arbeitskriftehortung®!
sowie einen anhaltenden Zustrom von Drittstaatsangehorigen wider. Auch riicklaufige
bildungsbezogene Missverhéltnisse (gemessen anhand makrookonomischer
Qualifikationsmissverhiltnisse®? und von Uberqualifikationsquoten) sowie sektorale
Missverhéltnisse (gemessen an der Streuung der sektoralen Vakanzquoten) konnten dazu
beigetragen haben, im Einklang mit einem geringeren Verhéltnis von offenen Stellen zu
Arbeitslosen. Dennoch bestehen langfristige strukturelle Herausforderungen fort, darunter der
demografische Wandel, sich verdndernder arbeitsmarktbezogener Bedarf im Zusammenhang mit

dem griinen und digitalen Wandel sowie Bedenken hinsichtlich der Qualitit der Arbeitsplitze.®3

Die Reallohne stiegen 2024 wieder an, was die Kaufkraft der privaten Haushalte stirkte und
die Ungleichheit verringerte, jedoch blieben sie unter dem Niveau vor der Pandemie. Nachdem
das Reallohnwachstum im zweiten Halbjahr 2023 ins Plus gedreht hatte, zog es 2024 weiter auf

2,7 % auf Jahresbasis an und trug so zu dem soliden Wachstum des verfiigbaren Bruttoeinkommens
der privaten Haushalte von 2,3 % bei. Die Kaufkraft hatte im Jahr 2024 das Niveau von 2019 noch
nicht wieder erreicht. Das Reallohnwachstum diirfte sich aufgrund der wirtschaftlichen
Unsicherheit auf 1,3 % im Jahr 2025 und 1,1 % im Jahr 2026 verlangsamen.® Die
Erwerbstdtigenarmut ging 2024 auf 8,2 % zuriick, nachdem unter anderem die kréftigen
Mindestlohnerh6hungen in den letzten Jahren halfen, die Folgen der Inflation fiir Geringverdiener
abzumildern. Die Einkommensungleichheit (gemessen am Einkommensquintilverhiltnis) ging 2024

ebenfalls zuriick, und zwar auf 4,66, was dem Gesamttrend der letzten zehn Jahre entspricht.

60
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Unternehmens- und Verbraucherumfrage der Europdischen Union

Unternehmens- und Verbraucherumfragen der Europdischen Union. Der Indikator spiegelt den
Anteil der Unternehmen wider, die einen Riickgang ihrer Produktion bei gleichbleibender oder
unverdnderter Zahl ihrer Arbeitsplitze erwarten.

Siehe Europiische Kommission (2015), Analytical web note — Measuring skills mismatch — 7/2015,
Amt fiir Veroffentlichungen der Européischen Union, Luxemburg.

Eurofound, 2025: Living and working in Europe 2024, Kapitel 2.

Auf der Grundlage der Friihjahrsprognose der Europdischen Kommission.
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https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/business-and-consumer-surveys_de
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/business-and-consumer-surveys_de
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/58b9679e-b82e-11e5-8d3c-01aa75ed71a1
https://www.eurofound.europa.eu/en/resources/data-story/2025/living-and-working-europe-2024-digital-version?shpath=/introduction/labour-and-skills-shortages/1-shortages-dominate-labour-market-concerns
https://www.eurofound.europa.eu/en/resources/data-story/2025/living-and-working-europe-2024-digital-version?shpath=/introduction/labour-and-skills-shortages/1-shortages-dominate-labour-market-concerns
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/spring-2025-economic-forecast-moderate-growth-amid-global-economic-uncertainty_en

Abbildung 1.2: Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ist
nach wie vor hoch, insbesondere bei gefihrdeten Gruppen

Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen bei der Gesamtbevolkerung und bei geféahrdeten
Gruppen (%)

Quelle: Eurostat [ilc_peps01n], [ilc_peps03n], [ilc_peps05n], [ilc_peps07n], [ilc_peps60n] [hith _dpe010].
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/78e962a7-3398-4667-a90e-abff3746bf15?lang=en&createdAt=2025-09-18T08:19:59Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/52d7f877-660b-4144-a96a-0137fa69a665?lang=de&createdAt=2025-09-18T08:20:33Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_peps05n/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/fe3d945b-4aa3-44fe-a31b-caa19ee387c4?lang=de&createdAt=2025-09-18T08:21:04Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/91c40c3d-194e-47ae-a0fe-6ba49f73d0ee?lang=de&createdAt=2025-10-10T15:05:42Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/hlth_dpe010/default/table?lang=de

Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ging leicht zuriick,
ist aber nach wie vor hoch, insbesondere bei gefihrdeten Gruppen. Der Anteil der von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen sank 2024 erstmals unter das Niveau vor der
Pandemie (auf 21,0 % gegeniiber 21,1 % im Jahr 2019), nachdem er, insbesondere bedingt durch
einen breiten Riickgang der erheblichen materiellen und sozialen Deprivation (SMSD) in allen
Altersgruppen, bereits um 0,3 Prozentpunkte zuriickgegangen war.% Das Risiko der Kinderarmut ist
jedoch nach wie vor hoch: Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder
lag bei 24,2 % und damit immer noch 1,4 Prozentpunkte {iber dem Niveau vor der COVID-19-
Pandemie, ungeachtet einer Verbesserung um 0,7 Prozentpunkte gegeniiber 2023 und einer starken
Wirkung von Sozialtransfers fiir diese Altersgruppe. Bei Kindern von Eltern mit niedrigem
Bildungsniveau ist die Wahrscheinlichkeit von Armut oder sozialer Ausgrenzung fast sechsmal so
hoch wie bei Kindern von Eltern mit hohem Bildungsniveau (61,2 % gegeniiber 11,0 %), wihrend
bei Kindern, die in Haushalten von Alleinerzichenden leben, das Risiko unter allen Kindern, die in
unterschiedlichen Haushaltstypen leben, mit Abstand am hdchsten ist (43,2 %). Die Quote der von
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ist auch bei Menschen mit Behinderungen
(28,7 %) und Drittstaatsangehorigen (43,8 %) hoch (siehe Abbildung 1.2). Wahrend sich die
Quoten fiir Letztere seit 2021 deutlich verbessert haben, stagnieren die Werte fiir Menschen mit
Behinderungen, und Roma®® sind nach wie vor einem sehr hohen Armutsrisiko ausgesetzt. Die
Armutstiefe (Armutsliicke) ging 2024 leicht zuriick, au3er bei dlteren Menschen (ab 65 Jahren). In
der EU-Strategie zur Bekdmpfung der Armut (siehe Abschnitt 2.4.1) werden erhebliche weitere
Anstrengungen gefordert, um das EU-Ziel fiir die Verringerung der Armut bis 2030 (um mindestens
15 Millionen bis 2030, im Vergleich zu 2019), einschlieBlich des Teilziels zur Verringerung der
Kinderarmut (um mindestens 5 Millionen, sieche Kasten zur Zielvorgabe in Abschnitt 2.4.1), zu

erreichen und die Armut bis 2050 zu beseitigen.

65 Alle Daten in diesem Absatz basieren auf den Einkiinften aus dem Einkommensbezugszeitraum, der

fiir Irland das Erhebungsjahr und fiir alle anderen Mitgliedstaaten das Vorjahr ist. Die
Schnellschétzungen von Eurostat fiir die Einkommen im Jahr 2024 zeigen, dass die
Armutsgefdhrdungsquote in der EU im Durchschnitt und in den meisten Mitgliedstaaten stabil war
(siche Eurostat, Flash estimates of income inequalities and poverty indicators for 2024 (FE 2024),
Experimental results. Fassung 1 — Juni 2025.

Siehe: Agentur der Européischen Union fiir Grundrechte, Rights of Roma and Travellers in 13
European countries, 2024.
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https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7894008/8256843/flash-estimate-income-inequalities-poverty-indicators-experimental-results-2024.pdf/7996428d-7cf6-d772-a809-6b09d25f1b34?t=1749713265712
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7894008/8256843/flash-estimate-income-inequalities-poverty-indicators-experimental-results-2024.pdf/7996428d-7cf6-d772-a809-6b09d25f1b34?t=1749713265712
https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024
https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024

Der Anstieg der Preise fiilr Wohnraum hat im vergangenen Jahrzehnt das
Einkommenswachstum iibertroffen und damit den Druck auf die Erschwinglichkeit von
Wohnraum erhéht. In diesem Zeitraum stiegen die Wohnimmobilienpreise in der EU rund 10 %
schneller als das Durchschnittseinkommen, was die Erschwinglichkeit verringerte, insbesondere vor
dem Hintergrund hoherer Zinssitze am Ende des Zeitraums. Gleichzeitig boten unterentwickelte
Mietmarkte hdufig keine effektiven Alternativen. Der Anteil der Menschen, die sich mit einer
Uberbelastung durch Wohnkosten konfrontiert sehen, hat sich in der EU im Jahr 2024 vor dem
Hintergrund eines nachlassenden Anstiegs der Energie- und Versorgungspreise etwas verringert,
war jedoch bei denjenigen, die in von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Haushalten
leben, immer noch etwa achtmal so hoch (31,1 %) wie bei denjenigen in anderen Haushalten

(3,8 %). Die Uberbelegung hat sich zum ersten Mal seit Beginn der Aufzeichnungen
(ausgenommen 2020) verschirft und lag bei 16,9 %. Andererseits ging der Anteil der Personen, die
in Haushalten leben, die ihre Wohnungen nicht angemessen warm halten konnen, auf 9,2 % zuriick,
was auf einen Riickgang der energiebezogenen Kosten zuriickzufiihren ist, blieb aber noch deutlich
iiber dem Niveau von 2021 (6,9 %). Dariiber hinaus nimmt die Obdachlosigkeit in der gesamten EU

zu, was eine zunehmende soziale Herausforderung darstellt.
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KAPITEL 2. BESCHAFTIGUNGS- UND SOZIALPOLITISCHE REFORMEN —
MAGBNAHMEN UND LEISTUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN

2.1 Leitlinie 5: Ankurbelung der Nachfrage nach Arbeitskriften

In diesem Abschnitt wird die Umsetzung der beschéftigungspolitischen Leitlinie 5 behandelt, mit
der den Mitgliedstaaten empfohlen wird, fiir giinstige Bedingungen zu sorgen, die im Einklang mit
den Grundséitzen 4 (aktive Unterstiitzung fiir Beschéftigung) und 6 (Lohne und Gehélter) der Séaule
die Nachfrage nach Arbeitskréiften und die Schaffung von Arbeitspliatzen fordern. In Abschnitt 2.1.1
wurde der Schwerpunkt auf die wichtigsten Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt gelegt, wobei
auch deren Auswirkungen auf die Wettbewerbsfahigkeit und die Folgen der in jlingster Zeit
gestiegenen wirtschaftlichen Unsicherheit berticksichtigt wurden. Abschnitt 2.1.2 behandelt die von
den Mitgliedstaaten in diesen Bereichen ergriffenen Maflnahmen, mit besonderem Schwerpunkt auf
den Richtlinien, die darauf abzielen, vor dem Hintergrund des Arbeits- und Fachkréiftemangels die

Zahl der Beschéftigten zu erhohen und die Schaffung von Arbeitsplitzen zu fordern.
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2.1.1 Schliisselindikatoren

Der EU-Arbeitsmarkt blieb 2024 und Anfang 2025 mit einem sich leicht abschwichenden,
aber weiterhin robusten Beschiiftigungswachstum und einer gewissen Aufwiirtskonvergenz
zwischen den Mitgliedstaaten resilient. Im zweiten Quartal 2025 waren im Vergleich zum
zweiten Quartal 2024 mehr als 900 000 zusitzliche Arbeitskréfte in Beschéftigung, sodass sich die
Gesamtbeschéftigung auf 220,1 Millionen belief. Die Beschiftigungsquote (20- bis 64-Jéhrige)
erreichte 2024 75,8 % (ein Anstieg um 0,5 Prozentpunkte gegeniiber 2023) und stieg im zweiten
Quartal 2025 auf ein Rekordhoch von 76,2 %. Damit riickt das EU-Kernziel einer
Beschiftigungsquote von mindestens 78 % bis 2030 in greifbare Ndhe$” — siche Kasten 1 zur
Zielvorgabe. Wihrend sich das Beschiftigungswachstum weiter verlangsamte (von 1,2 % im

Jahr 2023 auf 0,8 % im Jahr 2024), blieb es trotz erhdhter wirtschaftlicher und geopolitischer
Unsicherheiten positiv, was die Widerstandsfahigkeit des Arbeitsmarkts in den letzten Jahren
unterstreicht. Die Beschéftigungsquote stieg in 21 Mitgliedstaaten, am stirksten in Kroatien,
Griechenland und Malta (siche Abbildung 2.1.1). Finnland, Schweden, Luxemburg, Estland und
Lettland verzeichneten dagegen einen Riickgang. Italien, Ruminien, Spanien und Belgien befinden
sich mit relativ niedrigen Beschéftigungsquoten (unter 72,5 %) und unterdurchschnittlichen
Verbesserungen (Belgien) in einer ,kritischen Lage®. Frankreich, Luxemburg und Finnland sind
,»ZU beobachten®, nach nur geringfiigig liberdurchschnittlichen Verbesserungen von relativ
niedrigen Werten (Frankreich) oder einem Riickgang von bereits unterdurchschnittlichen Werten
(Luxemburg) und auf unterdurchschnittliche Werte (Finnland). Dagegen fallen die Niederlande,
Malta und Tschechien mit Beschéftigungsquoten von iiber 82 % in die Kategorie ,,beste Leistung®.
Insgesamt ist in Bezug auf die Beschéftigungsquoten eine allméhliche Konvergenz zwischen den
Mitgliedstaaten zu beobachten. Das geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille verringerte sich
zwischen 2023 und 2024 weiter um 0,2 Prozentpunkte, da die Quote der Frauen etwas schneller
stieg als die der Méanner (von 70,2 % auf 70,8 % gegeniiber 80,4 % bzw. 80,8 %).

Das Beschiiftigungswachstum wurde durch eine steigende Erwerbsbeteiligungsquote und
einen Riickgang der Arbeitslosigkeit angetrieben, wobei Arbeitspliitze vor allem im
Dienstleistungssektor und im o6ffentlichen Sektor geschaffen wurden. Im Jahr 2024 betrug die
Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter (20-64 Jahre) in der EU 259,8 Millionen und blieb damit
gegeniiber 2023 praktisch unverdndert. Den Daten der Arbeitskréfteerhebung zufolge stieg die
Erwerbsquote (Altersgruppe 20-64 Jahre) im Jahr 2024 auf 81,5 % (gegeniiber 81,1 % im

Jahr 2023). im Jahr 2024 wurden den Daten aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
zufolge 0,94 Millionen Arbeitsplédtze im Privatsektor geschaffen, hauptsidchlich im GroB- und
Einzelhandel, im Beherbergungs- und Verkehrssektor sowie im IT-Sektor.®® Auch der 6ffentliche
Sektor leistete einen erheblichen Beitrag.

67
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Siehe Europdische Kommission, Erkldrung von Porto und Ziele, 2021.
Europédische Kommission (2025), European economic forecast —Spring 2025, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg.
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https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=89&newsId=10004&langId=de
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/47922a62-40f2-11f0-b9f2-01aa75ed71a1/language-de

Abbildung 2.1.1: Die Beschéftigung nahm 2024 in den meisten Mitgliedstaaten weiter zu

Beschaftigungsquote (20-64 Jahre) fiir das Jahr 2024 und Verdnderung gegeniiber dem Vorjahr (in %, Leitindikator des
sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang. Die
Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Fiir BG liegt ein Reihenbruch vor.
Quelle: Eurostat [1fsi_emp_a], EU AKE.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/LFSI_EMP_A/default/table?lang=de

Zwischen den und auch innerhalb der Mitgliedstaaten, einschlie8lich der Gebiete in duflerster
Randlage, bestehen nach wie vor erhebliche regionale Unterschiede. Auf NUTS-2-Ebene
wurden 2024 die hochsten Beschiftigungsquoten in der finnischen Region Aland (86,4 %) und der
polnischen Hauptstadtregion Warszawski stoteczny (86,2 %) verzeichnet, wihrend die niedrigsten
Quoten in den stiditalienischen Regionen Kampanien (49,4 %) und Kalabrien (48,5 %) festgestellt
wurden.®® Viele der Regionen mit relativ niedrigen Beschéftigungsquoten sind landliche, diinn
besiedelte oder periphere Regionen, insbesondere in Stidspanien und Italien, einem Grofteil
Griechenlands, Teilen Ruminiens und in den franzdsischen Gebieten in dullerster Randlage. Diese
Bereiche leiden in der Regel unter begrenzten Beschéftigungsmoglichkeiten, insbesondere fiir
Menschen mit mittlerem und hohem Qualifikationsniveau.”® Auch die Beschiftigungsergebnisse
unterscheiden sich innerhalb der Mitgliedstaaten. Die Unterschiede sind in den baltischen und
mitteleuropéischen Landern am groften und im Siiden der EU (mit Ausnahme Bulgariens, Zyperns
und Maltas) am geringsten (siche Abbildung 5 in Anhang 5). Im Jahr 2024 meldeten alle mittel-
und osteuropdischen Mitgliedstaaten sowie Litauen, Ddnemark, Irland, Portugal und Spanien ihre
hochsten Beschéftigungsquoten fiir ihre Hauptstadtregionen. Im Gegensatz dazu verzeichneten die
Hauptstadtregionen in Belgien, Deutschland und Osterreich einige der niedrigsten
Beschéftigungsquoten. In den Gebieten in dullerster Randlage Spaniens und Frankreichs liegt die
Beschiftigungsquote unter 67,3 %, in Franzdsisch-Guayana sogar bei 51,1 %. Im Gegensatz dazu
liegen die Beschiftigungsquoten in den portugiesischen Gebieten in dullerster Randlage in etwa im

EU-Durchschnitt.

69 Eurostat [Ifst_r_Ife2emprt], EU AKE.

Labour market statistics at regional level - Statistics Explained - Eurostat.

7120/26 50
LIFE.4 DE


https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/e535aa3f-b98f-448a-b0c0-3816bb631c42?lang=de&createdAt=2026-01-14T11:30:26Z
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Labour_market_statistics_at_regional_level

Kasten 1 zur Zielvorgabe: Entwicklung in Richtung des Beschiftigungsziels fiir 2030

Das Beschiiftigungswachstum hat sich 2024 abgeschwicht, doch ist die EU nach wie vor auf
Kurs, um ihr Kernbeschéiftigungsziel bis 2030 zu erreichen. Die Beschiftigungsquote in der EU
stieg im Jahr 2024 mit einer Zunahme um 0,5 Prozentpunkte auf 75,8 % zwar langsamer als 2023,
jedoch betrigt die Liicke zum Ziel von 78 % nur noch 2,2 Prozentpunkte, wofiir noch sechs Jahre
verbleiben. Nach den jiingsten Bevolkerungsprojektionen von Eurostat wiirde eine durchschnittliche
jéhrliche Beschiftigungswachstumsrate von 0,35 % zwischen 2024 und 2030 bereits fiir das
Erreichen des Ziels ausreichen. Zum Vergleich: In der Zeit vor der Pandemie stieg die Beschéftigung
um 1,1 % (2013-19; siche nachstehende Abbildungen). Der Herbstprognose 2025 der Kommission
zufolge wird die Beschéftigung im Prognosezeitraum iiber das erforderliche Tempo hinaus wachsen,
d. h. sowohl 2025 als auch 2026 um 0,5 % und 2027 um 0,4 %. Insgesamt kommt die EU also bei der
Verwirklichung ihres Beschéftigungsziels fiir 2030 gut voran.

Die EU ist auf dem richtigen Weg, ihr Kernbeschaftigungsziel bis 2030 zu erreichen
Beschiftigungsquote in der EU-27 und entsprechendes EU-Kernziel fiir 2030 (20-64 Jahre, in % der Bevolkerung)

Anmerkung: Die Werte fiir 2025, 2026 und 2027 beruhen auf den Prognosen der Kommission fiir das
Beschiftigungswachstum vom Herbst 2025 sowie auf dem prognostizierten Wachstum der Bevolkerung und der
Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter gemall den Eurostat-Bevolkerungsprognosen fiir 2023,

Quelle: Eurostat [1fsi_emp_a]; Beschiftigungsprognose, European Commission Autumn Forecast 2025; Eurostat-
Bevolkerungsprognosen, Europop 2023.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/7b605d16-a200-41a3-8b40-99f1eff78629?lang=de
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://ec.europa.eu/eurostat/web/population-demography/population-projections
https://ec.europa.eu/eurostat/web/population-demography/population-projections

Die meisten Mitgliedstaaten machten 2024 weitere Fortschritte im Hinblick auf ihre nationalen
Beschiiftigungsziele.”! In sieben Lindern — Slowakei, Irland, Niederlande, Estland, Ddnemark, Polen
und Tschechien — lag die Beschiftigungsquote im Jahr 2024 bereits iiber dem jeweiligen Ziel
fiir 2030 (siche Abbildung oben), wihrend Schweden sein Ziel nur knapp verfehlte. Von
den 20 Léandern, in denen noch eine Liicke besteht, haben 16 diese im Jahr 2024 verringert, und
14 Lander liegen nun innerhalb von 3 Prozentpunkten ihrer Ziele. Die grofiten verbleibenden Liicken
bestehen in Belgien (7,7 Prozentpunkte), Italien (5,9 Prozentpunkte), Ruménien (5,2 Prozentpunkte)
und Spanien (4,6 Prozentpunkte). Drei Viertel der Mitgliedstaaten verzeichneten ein
Beschiftigungswachstum, das unter dem Durchschnitt vor der Pandemie lag (2013-19; siche
Abbildung unten) 7>, dies vor dem Hintergrund hoherer Beschiftigungsquoten und einer
schrumpfenden Bevdlkerung im erwerbsfdhigen Alter. Dennoch blieb das jédhrliche
Beschéftigungswachstum in 19 Mitgliedstaaten auf oder iiber dem Niveau, das erforderlich ist, um
das nationale Ziel zu erreichen.” Nur Luxemburg, Finnland, Schweden, Belgien, Bulgarien, Ungarn
und Lettland verzeichneten 2024 ein Wachstum, das sowohl unter dem Durchschnitt vor der
Pandemie als auch unter der zur Erreichung des Ziels erforderlichen Quote lag, wenngleich fiir
Schweden das Ziel weiterhin in Reichweite ist.

Ein Viertel der Mitgliedstaaten iibertraf 2024 seine nationalen Ziele, und die Hiilfte lag
innerhalb von 3 Prozentpunkten

Beschiftigungsquote (2020 und 2024, 20-64 Jahre, in % der Bevolkerung); nationale und EU-Ziele fiir 2030

Anmerkung: Die hervorgehobene Strich fiir die EU steht fiir die Ziele der Mitgliedstaaten, insgesamt.
Quelle: Eurostat [Ifsi_ emp a] und Tabelle der nationalen Ziele fiir 2030 in Anhang 1.

7‘ Im Oktober 2022 einigte sich die Untergruppe ,,Indikatoren des Beschéftigungsausschusses auf

einen methodischen Ansatz fiir die Uberwachung der Fortschritte im Hinblick auf die nationalen
Beschiftigungsziele im Rahmen des Europiischen Semesters. Dieser Abschnitt wurde auf der
Grundlage der vereinbarten Methodik erstellt. Siehe den Jahresbericht iiber die [eistungen im
Beschéftigungsbereich, 2025 des Beschiftigungsausschusses und den Anzeiger fiir die [eistungen
im Beschéftigungsbereich, 2025.

Aufgrund des Bevolkerungsriickgangs ist in den meisten Mitgliedstaaten ein geringeres jéhrliches
Mindestbeschéftigungswachstum als in der Zeit vor der Krise erforderlich, um die nationalen Ziele
zu erreichen. Siehe den Jahresbericht iiber die Leistungen im Beschiftigungsbereich, 2025 des
Beschéftigungsausschusses.

Fiir einige Mitgliedstaaten ist dieses erforderliche Mindestbeschiftigungswachstum negativ, was auf
einen prognostizierten Riickgang der Bevolkerung im erwerbsfiahigen Alter und/oder die Tatsache
zuriickzufiihren ist, dass die nationalen Ziele bereits erreicht wurden.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsi_emp_a/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights/european-pillar-social-rights-action-plan_de#three-ambitious-eu-targets
https://webgate.ec.europa.eu/circabc-ewpp/ui/group/bab664d7-1188-47b2-9fa6-869902320ba2/library/cf9a8531-782d-452e-b4ec-4cd0e2267a06/details
https://webgate.ec.europa.eu/circabc-ewpp/ui/group/bab664d7-1188-47b2-9fa6-869902320ba2/library/cf9a8531-782d-452e-b4ec-4cd0e2267a06/details
https://webgate.ec.europa.eu/circabc-ewpp/ui/group/bab664d7-1188-47b2-9fa6-869902320ba2/library/3e455a8f-654b-4c87-add8-7e1be3a7100e/details
https://webgate.ec.europa.eu/circabc-ewpp/ui/group/bab664d7-1188-47b2-9fa6-869902320ba2/library/3e455a8f-654b-4c87-add8-7e1be3a7100e/details
https://webgate.ec.europa.eu/circabc-ewpp/ui/group/bab664d7-1188-47b2-9fa6-869902320ba2/library/cf9a8531-782d-452e-b4ec-4cd0e2267a06/details

Uber zwei Drittel der Mitgliedstaaten waren 2024 auf dem besten Weg, ihr nationales Ziel fiir
das Beschiftigungswachstum fiir 2030 zu erreichen

Beschiftigungswachstum im Jahr 2024 (20-64 Jahre, Anderung in %) gegeniiber dem durchschnittlichen jéhrlichen
Beschiftigungswachstum im Zeitraum 2013-2019 und dem jéhrlichen Mindestbeschéftigungswachstum, das
erforderlich ist, um das nationale Beschéftigungsziel fiir 2030 zu erreichen

Anmerkung: Die Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Zeitreihenbruch bei BG in Bezug auf 2024.
Mitgliedstaaten, die ihre nationalen Ziele bereits erreicht oder iibertroffen haben, werden getrennt behandelt. Bei
Mitgliedstaaten, die ihre nationalen Ziele voraussichtlich erreichen werden (bei unverénderter Politik), in erster Linie
aufgrund einer schrumpfenden Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter, ist ein erforderliches jahrliches
Mindestbeschéftigungswachstum von null angegeben. Fiir Mitgliedstaaten, in denen die Bevdlkerung im
erwerbsfahigen Alter bis 2030 voraussichtlich wachsen wird, wird das Beschiftigungswachstum, das erforderlich ist,
um das Ziel zu halten, berechnet und gemeldet.

Quelle: Berechnungen der GD EMPL auf der Grundlage von Eurostat [Ifsi emp a] und Europop 2023.

Die Gesamtzahl der geleisteten Arbeitsstunden stieg 2024 fast genauso schnell wie die
Beschiftigung, wobei die durchschnittliche Zahl der geleisteten Arbeitsstunden je
Beschiiftigtem langfristig riickldufig war. Im Jahr 2024 iiberstiegen die geleisteten
Arbeitsstunden in allen Mitgliedstaaten auBer Deutschland, Lettland, Ungarn, Osterreich und der
Slowakei das Niveau von 2019 (vor COVID-19). Da die Beschiftigung jedoch in den letzten Jahren
zugenommen hat, ohne dass die Gesamtzahl der geleisteten Arbeitsstunden entsprechend gestiegen
ist, bleiben die durchschnittlichen Arbeitsstunden pro Arbeitnehmer in den meisten Landern unter
dem Niveau von 2019 (vor COVID-19). Im Jahr 2024 ging die Vollzeitarbeit um 0,2 Stunden
zuriick (auf 38,8 Stunden) und die Teilzeitarbeit um 0,1 Stunden (auf 21,8 Stunden).” Im Jahr 2024
arbeiteten 6,6 % der Beschiftigten lange (> 49 Stunden/Woche), 0,5 Prozentpunkte weniger als im
Jahr 2023, was auf strukturelle Veranderungen wie den steigenden Anteil von Frauen unter den
Beschiéftigten zuriickzufiihren ist, bei denen die Wahrscheinlichkeit, lange zu arbeiten, geringer
ist.”> Wachsende Bedenken hinsichtlich der Arbeitsplatzqualitit (siche Abschnitt 2.3.1),
einschlieBlich psychosozialer Risiken, Wohlbefinden, Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben,
Digitalisierung und intensivierter Arbeit, konnen ebenfalls eine Rolle spielen.

74 Siehe Europdische Kommission, Employment and Social Developments in Europe 2025, Amt fiir

Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.
Eurostat [Ifsa_goe 3a2], EU AKE.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsi_emp_a/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/web/population-demography/population-projections
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/employment-and-social-developments-europe-2025-unlocking-potential-people-promoting-higher_de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/7a4e1de4-cf12-43f5-bad4-3077e69b9db7?lang=en&createdAt=2025-09-29T14:00:21Z.

Mittelfristig stellt das geringe Wachstum der Arbeitsproduktivitit nach wie vor eine
Herausforderung dar. Im Jahr 2024 stieg die Arbeitsproduktivitdt pro Stunde um 0,3 %
(gegeniiber einem Wachstum von 0,7 % des BIP pro Kopf), nach einem Riickgang um 0,7 % im
Jahr 2023.76 In den letzten zweieinhalb Jahrzehnten hat sich die Zunahme der Arbeitsproduktivitit
stetig verlangsamt und lag im Zeitraum 2000-2007 bei durchschnittlich 1,5 % jdhrlich, im
Zeitraum 2010-2019 bei 1,2 % und im Zeitraum 2021-2024 bei 0,1 %. Prognosen gehen von
Verbesserungen in den Jahren 2025, 2026 und 2027 aus, die in den meisten Mitgliedstaaten die
Verluste seit 2023 ausgleichen konnten. Die strukturell niedrige Arbeitsproduktivitit stellt jedoch
ein Risiko fiir die Wettbewerbsfahigkeit dar, insbesondere vor dem Hintergrund der
Bevdlkerungsalterung, was sich auf das Wachstum, die Schaffung von Arbeitspldtzen und den
Lebensstandard auswirkt.”” Seit 2018 ist der Anteil der Wertschopfung des verarbeitenden
Gewerbes schneller zuriickgegangen als sein Anteil an der Beschiftigung, was zu einem geringeren
Produktivitdtswachstum im Vergleich zur iibrigen Wirtschaft gefiihrt hat. Dies ist eine auffillige
Verdnderung gegeniiber historischen Mustern und zeigt, wie grof3 die Bedeutung des
Dienstleistungssektors fiir die Aufrechterhaltung des Produktivitdtswachstums ist. Zur Bekdmpfung
eines geringen Produktivitdtswachstums ist eine schnellere Einfiihrung von Technologien und eine
stiarkere Konzentration auf Innovation und wissensbasierte Tatigkeiten erforderlich.”® Wie im
Draghi-Bericht betont, sind die Anpassung der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung
an den sich wandelnden Kompetenzbedarf, insbesondere fiir den griinen und den digitalen Wandel,
und die Priorisierung der Erwachsenenbildung und der beruflichen Aus- und Weiterbildung
ebenfalls von entscheidender Bedeutung fiir die Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit. Der Abbau
administrativer Hindernisse, die Forderung von Innovationen und die Unterstiitzung wirksamer
Tarifverhandlungen konnen dazu beitragen, Produktivititssteigerungen zu erzielen und zugleich

Lohnwachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu erhalten.

76 Eurostat [nama_10_pl ulc], Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen.

Siehe: European economic forecast — Autumn 2025, Amt fiir Verdffentlichungen der Europédischen
Union, 2025.

Européische Kommission, Labour Market and Wage Developments in Europe, Annual review 2025,
Amt fiir Veroffentlichungen der Europaischen Union, 2025.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/fb485934-b983-4057-897a-2ab2ed93ad9f?lang=de&createdAt=2025-09-30T12:16:48Z
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/4752398b-a7dc-11f0-a7c5-01aa75ed71a1/language-de

Der Arbeitskriftemangel hat sich zwar seit dem Hochststand nach der Pandemie
abgeschwiicht, ist aber nach wie vor hoch und behindert weiterhin die Unternehmenstitigkeit
in wichtigen Sektoren. Die Quote der offenen Stellen in der EU ging von 3,1 % im

zweiten Quartal 2022 auf 2,1 % im zweiten Quartal 2025 zuriick. Zwar liegt dieser Wert unter dem
vierteljahrlichen Durchschnitt von 2,9 % fiir den Zeitraum 2022-2023, aber nach wie vor auch tiber
dem zwischen 2013 und 2019 verzeichneten Durchschnitt von 1,7 % vor der Pandemie. Im zweiten
Quartal 2025 verzeichneten die Niederlande, Belgien und Osterreich die hdchsten Raten der offenen
Stellen (liber 3,4 %), wihrend Spanien, Polen und Ruménien die niedrigsten Raten aufwiesen (unter
0,8 %). Ein erheblicher Anteil von Fiihrungskréften gibt an, dass der Arbeitskriftemangel die
Produktion nach wie vor einschrinkt, wobei im Vergleich zum Vorjahr nur eine leichte
Verbesserung zu verzeichnen ist.” Zu den am stérksten von Engpéssen betroffenen Sektoren
gehoren Beherbergungsbetriebe, Verwaltungs- und Unterstilitzungsdienstleistungen, freiberufliche,
wissenschaftliche und technische Tétigkeiten, Baugewerbe sowie Information und
Kommunikation.®® Bedingt durch strukturelle Faktoren — einschlieBlich des demografischen
Wandels und neuer Qualifikationsanforderungen aufgrund des 6kologischen und des digitalen
Wandels — diirfte der Mangel in bestimmten Sektoren fortbestehen.?! Trotz eines gewissen
Riickgangs Anfang 2025 ist das Horten von Arbeitskriften — eine Situation, in der Unternehmen
mehr Beschiftigte halten, als fiir das aktuelle Produktionsniveau unmittelbar benotigt werden —

seit 2023 auf einem hohen Niveau geblieben. Dies konnte das kiinftige Beschiftigungswachstum
verlangsamen, wiewohl der anhaltende Mangel in wachstumsstarken Sektoren wie IKT und Pflege
ein bestindiges Potenzial zur Schaffung von Arbeitsplédtzen birgt, sofern gute Arbeitsbedingungen

gewahrleistet sind.

9 Europédische Kommission, Business and consumer surveys. Der Anteil der Fiihrungskréfte im

Baugewerbe, im Dienstleistungssektor und in der Industrie, die einen Arbeitskriaftemangel als
Hindernis melden, belduft sich im zweiten Quartal 2025 auf 27,4 %, 23 % bzw. 18,2 %.

80 Statistische Systematik NACE Rev. 2, Kategorien B-S.

81 Siehe: European economic forecast — Autumn 2025, Amt fiir Veroffentlichungen der Européischen
Union, 2025.
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https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/business-and-consumer-surveys/latest-business-and-consumer-surveys_de
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument

Kasten 1 mit Bezug zur Siaule: Halbzeitiiberpriifung des Aktionsplans fiir die Sozialwirtschaft

Die Sozialwirtschaft leistet einen wichtigen Beitrag zum Modell der sozialen Marktwirtschaft
in der EU und zu nachhaltigem Wohlstand. Das iibergeordnete Ziel der Sozialwirtschaft besteht
darin, sozialen und 6kologischen Zielen Vorrang vor dem Gewinn einzurdumen. Sie reinvestiert
daher den Grofteil der Gewinne in gute Zwecke, die dem kollektiven Interesse dienen, und folgt einer
demokratischen oder partizipativen Governance. In der EU # besteht das Okosystem der
Sozialwirtschaft aus mehr als 4,3 Millionen Unternehmen. Sozialwirtschaftliche Einrichtungen haben
unterschiedliche Geschéfts- und Organisationsmodelle und sind in verschiedenen Sektoren titig,
unter anderem Landwirtschaft, Baugewerbe, Handel, Energie, IKT, Finanzen, Gesundheit, Bildung,
soziale Dienstleistungen und Kultur. Solche Einrichtungen konnen dazu beitragen,
Dienstleistungsliicken zu schlieBen und bieten innovative, mal3geschneiderte Losungen an, z. B. in
der Gesundheits- und Sozialfiirsorge (wo 3,3 Millionen der 11,5 Millionen Beschéftigten in der
Sozialwirtschaft der EU arbeiten). Zur Forderung der Entwicklung des Okosystems hat die
Europédische Kommission 2021 den Aktionsplan fiir die Sozialwirtschaft angenommen, mit dem drei
Hauptziele verfolgt werden: i) Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen, ii) Eréffnung von
Moglichkeiten (einschlieBlich Zugang zu Finanzmitteln) und Unterstiitzung fiir den Kapazititsautbau
und iii) Verbesserung der Anerkennung der Sozialwirtschaft und ihres Potenzials.?3

Der Anteil der Beschiftigten in der Sozialwirtschaft ist in den EU-Mitgliedstaaten
unterschiedlich hoch

Anteil der Beschéftigten in sozialwirtschaftlichen Einrichtungen in der EU (in % der Gesamtbeschaftigung), 2023
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Anmerkung: Keine Daten fiir MT und NL verfiigbar. Die Daten sind als Mindestwerte zu betrachten, da nur wenige
Mitgliedstaaten nationale Statistiken zur Sozialwirtschaft vorlegen. Unterschiedliche nationale Definitionen und
Anerkennungsniveaus der Sozialwirtschaft erschweren es, alle sozialwirtschaftlichen Organisationen in den Daten zu
erfassen.

Quelle: Benchmarking der soziookonomischen Leistung der EU-Sozialwirtschaft.

82 Siehe Europdische Kommission et al, Benchmarking the socio-economic performance of the EU

social economy — Improving the socio-economic knowledge of the proximity and social economy
ecosystem, Amt fiir Verdffentlichungen der Europdischen Union, 2024.
Siehe: Aktionsplan fiir die Sozialwirtschaft.
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https://op.europa.eu/publication-detail/-/publication/8aa2a5cb-74a7-11ef-a8ba-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/publication-detail/-/publication/8aa2a5cb-74a7-11ef-a8ba-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/publication-detail/-/publication/8aa2a5cb-74a7-11ef-a8ba-01aa75ed71a1
https://social-economy-gateway.ec.europa.eu/eu-initiatives/seap_de.

Es sind weitere Anstrengungen erforderlich, um das volle Potenzial der Sozialwirtschaft zu
mobilisieren. Der Grad der Anerkennung der Sozialwirtschaft, die Rahmenbedingungen fiir ihre
Funktionsweise und der Zugang zu Finanzmitteln sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat
unterschiedlich. Im Jahr 2023 arbeiteten rund 6,3 % der erwerbstétigen Bevolkerung in der EU in der
Sozialwirtschaft. Beim Anteil der in der Sozialwirtschaft tdtigen Personen gibt es erhebliche
Unterschiede. In Belgien und Estland lag dieser Anteil bei iiber 10 %, wéhrend er in sieben anderen
Mitgliedstaaten (Zypern, Bulgarien, Ruménien, Kroatien, Polen, Slowenien und Irland) unter 2 % lag
(siche Abbildung oben). Dies verdeutlicht den ungleichen Entwicklungsstand der Sozialwirtschaft in
der EU, aber auch ihr ungenutztes Potenzial fiir Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplétzen in

vielen Mitgliedstaaten und Regionen, das durch angemessene Mallnahmen aktiviert werden konnte.

2026 wird die Europiische Kommission eine Halbzeitiiberpriifung des Aktionsplans fiir die
Sozialwirtschaft durchfithren, um die Fortschritte zu bewerten und neue Herausforderungen
anzugehen. Die meisten der 63 im Aktionsplan enthaltenen Maflnahmen auf EU-Ebene wurden
bereits umgesetzt oder sind im Gange. Ein wichtiger Meilenstein war die Empfehlung des Rates
von 2023 zu den Rahmenbedingungen fiir die Sozialwirtschaft, mit der die Mitgliedstaaten bei der
Forderung der Sozialwirtschaft in allen Politikbereichen unterstiitzt werden. Das EU-Gateway fiir die
Sozialwirtschaft wurde als zentrale Anlaufstelle fiir einschldgige Informationen und Ressourcen
eingerichtet. Seit 2022 werden im Rahmen des Finanzierungsfensters ,,Soziale Investitionen und
Kompetenzen* (SISW) von InvestEU mehrere Finanzprodukte eingesetzt. Angesichts der grof3en
Nachfrage (1,54 Mrd. EUR SISW-Garantie bis Ende 2024 genehmigt) wurde die EU-Garantie 2025
aufgestockt. 8% Bei der Halbzeitiiberpriifung wird eine Bestandsaufnahme des Erreichten
vorgenommen und der Plan an die neuen Herausforderungen angepasst, wobei der Zeithorizont 2030

beibehalten wird.

84 Siehe InvestEU Indicators.
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https://investeu.europa.eu/investeu-programme/investeu-fund/investeu-indicators_de#Implementierung pro Richtlinienfenster

Mehrere Mitgliedstaaten haben kiirzlich Schritte unternommen, um Rechtsrahmen oder
Strategien fiir die Sozialwirtschaft zu schaffen. In Tschechien trat das Gesetz iiber
Sozialunternehmen im Sinne der Arbeitsintegration im Januar 2025 in Kraft, und im Juli 2025
genehmigte die Regierung den strategischen Rahmen fiir soziales Unternehmertum fiir den
Zeitraum 2026-2030. Irland verabschiedete im Juli 2024 , Trading for Impact®, die nationale
Richtlinie fiir Sozialunternehmen 2024-2027. In Belgien strebt Flandern Investitionen an, die die
Schaffung von 1 000 zusétzlichen subventionierten Arbeitsplédtzen in der Sozialwirtschaft bis zum
Ende der Legislaturperiode 2024-2029 ermoglichen. Spanien hat sein Genossenschaftsgesetz
gedndert, um die Arten von Unternehmen in diesem Sektor zu kldren und die Ziele fiir die 6ffentliche
Unterstiitzung zu aktualisieren. Im Juni 2024 rief es auch den mit 400 Mio. EUR ausgestatteten Fonds
fir soziale Wirkung ins Leben, um soziale und o&kologische Investitionen, auch in
sozialwirtschaftliche Einrichtungen, zu unterstiitzen. Polen brachte einen Vorschlag zur Anderung
des Gesetzes iiber die Sozialwirtschaft ein, um die Definition von Sozialwirtschaft zu erweitern, die
Vorschriften fiir Sozialunternehmen zu lockern, die Unterstiitzungsinstrumente zu verbessern und die
Bemiihungen um Wiedereingliederung und Koordinierung zu verstirken. Rumiinien startete im
April 2025 ein ESF+-Projekt zur ,,Férderung der Uberwachung und Bewertung der Entwicklung der
Sozialwirtschaft und des sozialen Unternehmertums®, das auf die Entwicklung einer nationalen

Strategie fiir die Sozialwirtschaft abzielt.
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Kurzarbeitsregelungen, die durch das SURE-Instrument unterstiitzt werden, liefern
Erkenntnisse fiir die Bewiltigung kiinftiger wirtschaftlicher Schocks. Laut der abschlieenden
Bewertung des Instruments der EU zur voriibergehenden Unterstiitzung bei der Minderung von
Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE)®S haben die Regelungen zum Erhalt von
Arbeitsplédtzen — einschlieBlich der durch dieses Instrument finanzierten Regelungen — im Jahr 2020
in den begiinstigten Mitgliedstaaten schitzungsweise zwischen 1,03 Mio. und 1,66 Mio.
Arbeitsplétze gerettet. Schitzungen zufolge konnten durch solche Regelungen in den Jahren 2020
bzw. 2021 13,3 % bzw. 1,1 % der Arbeitsplitze erhalten werden.% Im derzeitigen Kontext erhohter
Unsicherheit aufgrund geopolitischer Spannungen und geplanter Stellenkiirzungen in
Schliisselsektoren greifen mehrere Mitgliedstaaten verstérkt auf Kurzarbeitsregelungen zuriick. Die
Nutzung der verschiedenen Strategien, die wihrend der Pandemie zum Einsatz kamen, ist von
entscheidender Bedeutung, um die Gestaltung und Wirksamkeit solcher Programme in der
gesamten EU weiter zu verbessern. Vieles deutet darauf hin, dass in zeitlich begrenzten Krisen
Kurzarbeitsregelungen am wirksamsten sind, wobei schutzbediirftigen Unternehmen und
Arbeitnehmern Vorrang eingerdumt und gleichzeitig eine Unterstiitzung langfristig unrentabler
Arbeitspldtze vermieden wird.%

Die selbststindige Erwerbstitigkeit in der EU nimmt stetig ab, wobei es Unterschiede
zwischen den einzelnen Sektoren und Lindern gibt. Der Anteil der Selbststdndigen an der
Gesamtzahl der Erwerbstdtigen (20-64) ist von 13,2 % im Jahr 2010 auf 10,6 % im Jahr 2024
gesunken. Am stiarksten ging er in der Land- und Forstwirtschaft, der Fischerei sowie im Grof3- und
Einzelhandel zuriick, wihrend er im 6ffentlichen und 6ffentlichkeitsnahen Sektor (einschlieBlich
der o6ffentlichen Verwaltung, des Bildungswesens und des Gesundheitswesens) sowie im
IKT-Bereich deutlich zunahm. Auch das Kompetenzprofil der Selbststdndigen hat sich verdndert:
Im Jahr 2024 hatten 40 % der Selbststdndigen einen tertidren Bildungsabschluss, 2010 waren es
lediglich 28 %. Dennoch besteht nach wie vor ein erhebliches Armutsrisiko: Die
Armutsgefdhrdungsquote (18-64) bei den Selbststandigen (22,3 %) ist mehr als doppelt so hoch wie
die der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (9,2 %) (siehe Abschnitt 2.3.1). Die Unterschiede
zwischen den einzelnen Landern beim Anteil der Selbststandigen sind betrdchtlich — von rund

26,3 % in Griechenland und 19,2 % in Italien bis zu unter 9 % in Danemark, Deutschland, Zypern,
Luxemburg und Schweden. Zwischen 2014 und 2024 ging der Anteil der Selbststdndigen ohne
abhingig Beschiftigte (in den meisten Mitgliedstaaten etwa 70 % der Selbststindigen) an der
Gesamtbeschéaftigung von 10,0 % auf 8,9 % zuriick, da sich jiingere Kohorten in geringerem
Umfang selbststdndig machten, was nicht ausreichte, um den Abgang élterer Erwerbstatiger
auszugleichen.

85 Siche SWD(2025) 47 final.

86 Européische Kommission, Labour market and wage developments in Europe — Annual review 2021,
Amt fiir Veroffentlichungen der Europaischen Union, 2021, und Eurofound, Weathering the crisis:
How job retention schemes preserved employment and incomes during the pandemic, Amt fur
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2024.

Européische Kommission, Labour Market and Wage Developments in Europe, Annual review 2025,
Amt fiir Veroffentlichungen der Europaischen Union, 2025.
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https://commission.europa.eu/document/download/4c5394d6-d19e-4028-bdc9-26600867e7c4_de?filename=Staff%20working%20document%20-%20Evaluation%20of%20SURE.PDF
https://op.europa.eu/s/z8Jj
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/2024-09/ef24021en_1.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/2024-09/ef24021en_1.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/2024-09/ef24021en_1.pdf
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/4752398b-a7dc-11f0-a7c5-01aa75ed71a1/language-de

Die Arbeitslosigkeit, die sich bereits auf einem Rekordtief befand, ging 2024 und Anfang 2025
weiter zuriick und zeigt Anzeichen fiir eine Aufwirtskonvergenz zwischen den
Mitgliedstaaten. Die Arbeitslosenquote in der EU (15-74 Jahre) ging von 6,1 % im Jahr 2023 auf
5,9 % im Jahr 2024 zuriick und erreichte damit den niedrigsten Stand seit Beginn der
Aufzeichnungen. Im September 2025 lag die Arbeitslosenquote in der EU bei 6,0 %. Die stirksten
jéhrlichen Riickgénge (um 1 Prozentpunkt oder mehr) gab es in Italien, Kroatien und Griechenland,
wiéhrend Dénemark, Estland, Finnland, Luxemburg und Schweden einen Anstieg von mehr als

0,7 Prozentpunkten verzeichneten (siche Abbildung 2.1.2). Finnland und Schweden befinden sich
aufgrund hoher Arbeitslosenquoten, die zudem seit 2023 stark steigen, in einer ,kritischen Lage®,
wihrend Frankreich, Litauen, Lettland, Danemark, Luxemburg und Estland aufgrund hoher Quoten
und unterdurchschnittlicher Fortschritte ein ,,Beobachtungsfall* sind. Spanien (11,4 %) und
Griechenland (10,1 %) sind nach wie vor ,,schwach, aber im Aufwartstrend®, mit deutlich
iiberdurchschnittlichen Verbesserungen, aber immer noch hohen Arbeitslosenquoten. Tschechien,
Polen, Deutschland und Malta schneiden mit Arbeitslosenquoten zwischen 2,6 % und 3,4 % mit der
Kategorie ,,beste Leistung* ab. Die Unterschiede zwischen den einzelnen Lindern sind zwar nach
wie vor grof3, verringern sich jedoch, da Linder mit hohen Arbeitslosenquoten — wie Spanien oder

Griechenland — stirkere Verbesserungen verzeichnen.

Bei den Arbeitslosenquoten gibt es erhebliche Unterschiede nach Geschlecht und auf
regionaler Ebene.?® Bei Frauen ist die Arbeitslosigkeit nach wie vor héher (6,2 % im Jahr 2024)
als bei Ménnern (5,7 %). Es gibt weiterhin regionale Unterschiede: Im Jahr 2024 wiesen léndliche
Gebiete (5,1 %) die niedrigsten Quoten auf, gefolgt von kleineren Stadten und Vororten (5,6 %) und
Stadten (6,7 %). Die Unterschiede zwischen den NUTS-2-Regionen spiegeln die
Beschiftigungsquoten wider (siehe oben), mit Ausnahme Schwedens, das bei der Arbeitslosigkeit
weniger gilinstig abschneidet (siehe Abbildung 6 in Anhang 5). Einige Gebiete in du3erster
Randlage — Guadeloupe, Martinique, Guayana, La Réunion, Mayotte und die Kanarischen Inseln —

weisen einige der hochsten Arbeitslosenquoten in der EU auf.

88 Eine detailliertere Analyse der geschlechtsspezifischen Unterschiede bei der Beschéftigung und

anderen Dimensionen auf regionaler Ebene ist im EU Regional Gender Equality Monitor der
Gemeinsamen Forschungsstelle verfiigbar.
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https://composite-indicators.jrc.ec.europa.eu/explorer/indices/eu-rgem/eu-regional-gender-equality-monitor

Abbildung 2.1.2: Die Arbeitslosenquote ist 2024 in fast der Hilfte der Mitgliedstaaten
gesunken

Arbeitslosenquote (15-74 Jahre) fiir das Jahr 2024 und Verénderung gegeniiber dem Vorjahr (in %, Leitindikator des
sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang. Die
Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Fiir BG liegt ein Reihenbruch vor.
Quelle: Eurostat [une_rt_a], EU AKE.
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Der Anteil griiner Berufe nimmt in der gesamten EU zu, wobei in einigen dieser Berufe
aufgrund neuer Qualifikationsanforderungen ein Arbeitskriftemangel besteht. Die
Beschiftigung im Sektor Umweltgiiter und - dienstleistungen stieg von 2,2 % im Jahr 2015 auf
3,1 % im Jahr 2022, wobei der Beschéftigungsanteil dieses Sektors in den einzelnen Lindern im
Jahr 2022 erheblich variierte (zwischen 1 % in Ungarn und 5,7 % in Luxemburg).?? Alternativen
Schitzungen zufolge konnten auf griine Arbeitsplétze bereits bis zu 11,3 % der Arbeitskrifte in der
EU entfallen.®® Zugleich sind in emissionsintensiven Wirtschaftszweigen®! nach wie vor 3,1 % der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der EU beschiftigt (von 0,9 % in Zypern bis 7,1 % in
Tschechien). In einer neueren Analyse®? wurden 24 Berufe ermittelt, die fiir den 6kologischen
Wandel relevant sind und in denen in mehreren Mitgliedstaaten ein Arbeitskriaftemangel herrscht.
Zu den Berufen, die fiir den 6kologischen Wandel von Bedeutung sind und in denen der
Arbeitskréiftemangel in den Landern am weitesten verbreitet ist, gehdren Bauspengler und Sanitér-
und Heizungsinstallateure (20 Mitgliedstaaten), Isolierer, Bauingenieure und Klima- und
Kaélteanlagenbauer (14), Bautechniker (12) und Dachdecker (11). Diese Berufe erfordern ein
erhebliches Fachwissen und hohe manuelle Fertigkeiten — beides von wesentlicher Bedeutung fiir

den 0kologischen Wandel.

89
90

Eurostat [env_ac_egssl], [nama 10 al0 e].

Auf der Grundlage von Berechnungen der Gemeinsamen Forschungsstelle im Rahmen des
GreenJobs-Projekts nach der Operationalisierung des aufgabenbasierten ONET-Ansatzes, der von
Gili, Verdolini und Vona (2020) zur Messung griiner Arbeitsplitze in der EU vorgeschlagen wurde.
Zu den emissionsintensiven Industriezweigen zéhlen in diesem Zusammenhang Bergbau und
Gewinnung von Steinen und Erden (NACE-Code: B), Herstellung von chemischen Erzeugnissen
(C20), Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden (C23),
Metallerzeugung und - bearbeitung (C24) sowie Herstellung von Kraftwagen und
Kraftwagenmotoren sowie Anhdngern, Sattelanhdngern und anderen Beforderungsmitteln (C29).
Fiir einen Beruf wird ein weit verbreiteter Arbeits- und Fachkraftemangel festgestellt, wenn
mindestens fiinf Mitgliedstaaten Engpésse melden. Dies ist ein wichtiger Leistungsindikator des
Deals fiir eine saubere Industrie.

91
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/nama_10_a10_e/default/table

MaBnahmen fiir einen gerechten und inklusiven Ubergang, die auf diejenigen ausgerichtet
sind, die vom 6kologischen Wandel besonders betroffen sind, konnen die Mobilitit von
Arbeitskriften fordern, den Arbeitskriftemangel lindern und sicherstellen, dass die Vorteile
des 6kologischen Wandels weitgehend geteilt werden. Der Ubergang zu einer CO, -armen
Kreislaufwirtschaft erfordert die Umschulung von Arbeitskriaften aus der Industrie fiir fossile
Brennstoffe in expandierende Sektoren wie die klimaneutrale Industrie, die Erzeugung erneuerbarer
Energien, das Baugewerbe, die Abfallwirtschaft und das verarbeitende Gewerbe, wihrend die
Elektrifizierung und die steigende Rohstoffhachfrage auch die Beschéftigung in der
Elektrizitdtswirtschaft und in energieintensiven Sektoren ankurbeln. Im Jahr 2023 waren rund 30 %
aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der EU (darunter 30 Millionen im verarbeitenden
Gewerbe, 15 Millionen im Baugewerbe und 10 Millionen im Verkehrs- und Lagerungssektor) in
Umwandlungssektoren beschiftigt.”® Die sektoriibergreifende Mobilitét ist jedoch nach wie vor
begrenzt: Nur 1,8-3,9 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wechseln jahrlich die Branche,
ein Anteil, der seit 2016 praktisch unveréndert geblieben ist. Der anhaltende Arbeitskréftemangel in
klimabezogenen Berufen macht deutlich, dass politische Mallnahmen erforderlich sind, um
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dabei zu unterstiitzen, sich an den sich wandelnden
Qualifikationsbedarf oder an sich wandelnde Sektoren anzupassen. Der 6kologische Wandel ist
auch eine Gelegenheit, qualitativ bessere Arbeitsplitze zu schaffen, da neue und neu entstehende
griine Berufe (z. B. Ingenieure fiir erneuerbare Energien und Planer fiir griine Politik) tendenziell
hohere Lohne und stabilere Vertrige bieten.? Die Vorteile sind jedoch nicht {iberall gleichermaBen
gegeben und betreffen vor allem hochqualifizierte Aufgaben.®® Die gestiegene Nachfrage nach
technischen und manuellen Berufen®® (z. B. Elektro- und Maschinenbauingenieure,
Elektroleitungsinstallateure und Wartungspersonal) kann mit héheren korperlichen Risiken und
einem geringeren Zugang zu Ressourcen am Arbeitsplatz und weniger Autonomie einhergehen. Um
diese Arbeitsplétze attraktiver zu machen, sollten mittels politischer Malnahmen Fragen der
Arbeitsplatzqualitit angegangen werden, insbesondere in Bezug auf Arbeitsbedingungen,
Bezahlung und Zugang zu Ressourcen. Aktive arbeitsmarktpolitische Maflnahmen, einschlielich
Kompetenzentwicklung, Beschiftigungsanreize und Unterstiitzung bei der Arbeitssuche, spielen
eine entscheidende Rolle bei der Unterstiitzung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern beim
Arbeitsplatzwechsel in Zeiten wirtschaftlicher Verdnderungen.

9 Fulvimari A. et al., Estimating labour market transition costs and social investment needs of the

green transition — a new approach, Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.
L,Umwandlungssektoren® umfasst Sektoren, die i) aufgrund ihrer Rolle bei der Umsetzung der
Klimaziele fiir den Ubergang zur Klimaneutralitit von entscheidender Bedeutung sind oder
i1) aufgrund der Dekarbonisierung voraussichtlich erhebliche beschéftigungsbezogene
Verinderungen erfahren werden, oder iii) beides.
94 OECD, Employment Outlook 2024: The Net-Zero Transition and the Labour Market, Paris, 2024.
95 Eurofound, Job quality side of climate change, Working conditions and sustainable work series, Amt
fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg, 2024.
Arbeitsplétze, bei denen der Arbeitskriftebedarf aufgrund der steigenden Nachfrage nach
umweltfreundlichen Produkten und Dienstleistungen steigen, die Aufgaben sich aber nicht
notwendigerweise inhaltlich dndern wird.
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https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/4826f429-0545-11f0-b1a3-01aa75ed71a1/language-de
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/4826f429-0545-11f0-b1a3-01aa75ed71a1/language-de
https://www.oecd.org/en/publications/oecd-employment-outlook-2024_ac8b3538-en.html
https://www.oecd.org/en/publications/oecd-employment-outlook-2024_ac8b3538-en.html
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/job-quality-side-climate-change

Der digitale Wandel verindert die Volkswirtschaften und die Arbeitsméirkte weiter, schafft
neue Moglichkeiten und erhoht gleichzeitig den Bedarf an Fort- und
WeiterbildungsmafSinahmen. Die Zahl der IKT-Fachkréfte in der EU nahm seit 2013 stetig zu (um
59,3 %) und iiberstieg 2024 die Marke von 10,3 Millionen.®’ Jedoch sind Frauen nach wie vor
deutlich unterreprisentiert und machen nur 19,5 % der IKT-Fachkrifte aus. Bei gleichbleibendem
Tempo wird die Zahl der IKT-Fachkrifte bis 2030 rund 12 Millionen erreichen und damit deutlich
unter dem EU-Ziel von 20 Millionen liegen, wihrend der Wettbewerb um digitale und qualifizierte
Talente zunimmt (siche Abschnitt 2.2.1).%® Einer kiirzlich durchgefiihrten Eurobarometer-
Umfrage® zufolge betrachten die meisten Befragten digitale Technologien einschlieBlich
kiinstlicher Intelligenz (K1) als forderlich fiir ihre Arbeitsplitze, die wirtschaftliche Entwicklung,
die Gesellschaft und die Lebensqualitdt. Dariiber hinaus sehen 62 % der Befragten Roboter und KI
am Arbeitsplatz positiv, und 70 % glauben, dass sie die Produktivitét verbessern. Dennoch gibt es
nach wie vor Bedenken: 84 % der Befragten sind der Auffassung, dass der Einsatz von KI einer
sorgfaltigen Steuerung bedarf, um die Privatsphire zu schiitzen und fiir Transparenz am
Arbeitsplatz zu sorgen. Zwischen 2012 und 2023 verlagerte sich die Beschéftigung deutlich von
Niedriglohn- auf Hochlohntdtigkeiten, was mit einem Anstieg des Beschéftigungsanteils im Sektor
mit geringem Produktivitidtswachstum einherging.1® Diese Verlagerung konnte auf die Einfithrung
neuer Technologien und die Automatisierung zurlickzufiihren sein, da Sektoren mit hohem
Produktivitdtswachstum fiir die Aufrechterhaltung der Produktion weniger Arbeitskréfte benotigen,
was zu einer allmédhlichen Verlagerung der Beschiftigung auf Sektoren mit geringem
Produktivitdtswachstum fiihrt. Die verfligbaren Erkenntnisse liber die Auswirkungen von KI auf

den Arbeitsmarkt sind noch nicht schliissig.
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Towards Digital Decade targets for Europe - Statistics Explained — Eurostat.

Europe’s digital decade: 2030 targets | European Commission.

Artificial Intelligence and the future of work - February 2025 - - Eurobarometer survey.
Europédische Kommission, Labour Market and Wage Developments in Europe, Annual review 2025,
Amt fiir Veroffentlichungen der Europaischen Union, 2025.
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https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Towards_Digital_Decade_targets_for_Europe#:~:text=By%202030%2C%203%20out%20of,or%20intermediate%20cloud%20computing%20services.
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/europes-digital-decade-digital-targets-2030_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/europes-digital-decade-digital-targets-2030_de
https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/3222
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/4752398b-a7dc-11f0-a7c5-01aa75ed71a1/language-de

Abbildung 2.1.3: Die Lohne stiegen 2024 weiter an, wobei erhebliche Unterschiede zwischen
den Liindern bestehen

Nominales Arbeitsentgelt je Beschiftigten, jihrliche Anderung in Prozent

25

RO BG HU PL LV HR 5K PT AT LT EE MT NL S €2 EL SE DE EU27 ES EA20 DK 13 W BE CY FR m ]
2023 2024 2013-2019 EU27-Durchschnitt — 2025

Anmerkung: Anmerkung: EA-20 steht fiir die 20 Lander, die den Euro eingefiihrt haben. Das nominale Arbeitsentgelt je
Beschiftigten wird berechnet, indem das Gesamtentgelt der Beschéftigten durch die Gesamtzahl der Beschéftigten
dividiert wird. Das nominale Arbeitsentgelt umfasst neben den Bruttolohnen auch Arbeitgeberbeitridge. Die Daten

fiir 2025 sind Projektionen auf der Grundlage der Wirtschaftsprognose fiir Europa der Kommission vom Herbst 2025.
Quelle: AMECO-Datenbank [HWCDW] und Eurostat, volkswirtschaftliche Gesamtrechnung [namq_10_gdp],

[namg 10 al0 _e].

Das Lohnwachstum in der EU blieb 2024 robust, variierte jedoch von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat erheblich. Das jihrliche Wachstum des Nominallohns pro Arbeitnehmer erreichte
5,1 % nach seinem historischen Hochststand von 6,1 % im Jahr 2023. Dies vor dem Hintergrund
einer sinkenden Inflation und nach wie vor angespannter Arbeitsmérkte (wenn auch mit Tendenz
zur Entspannung).!! Die hochsten Zuwichse (im Vergleich zum Vorjahr) wurden in mittel- und
osteuropdischen Mitgliedstaaten beobachtet, mit iiber 10 % in Bulgarien, Ruméinien, Ungarn, Polen
und Lettland und mit Werten zwischen 7,0 % und 10,0 % in Kroatien, der Slowakei, Portugal,
Osterreich, Litauen und Estland (siche Abbildung 2.1.3). In vielen dieser Mitgliedstaaten blieb aber
die Inflation relativ hoch, insbesondere in Ruménien, Kroatien, Polen und Ungarn. In Belgien,
Zypern, Dianemark, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg und Spanien, wo die Inflation niedriger
war, fiel hingegen das Lohnwachstum bescheidener aus und lag zwischen 3,0 % und 5,0 %. In

Finnland lag es unter 2,0 %.

101 Die Inflation in der EU ging von 6,4 % im Jahr 2023 auf 2,6 % im Jahr 2024 zuriick; die Prognosen
fiir 2025 und 2026 betragen 2,1 % bzw. 2,5 %. Siehe European economic forecast — Autumn 2025,
Amt fir Veroffentlichungen der Européischen Union, 2025.
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https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument

Die Tariflohne sind seit Mitte 2023 stark gestiegen, ein Ergebnis der Bemiihungen, die realen
Einkommensverluste auszugleichen, aber es gibt Anzeichen fiir eine Dimpfung.'’? Im
Euro-Waihrungsgebiet erreichte das Wachstum der Tariflohne im dritten Quartal 2024 einen
Hochststand von 5,4 % (gegeniiber dem Vorjahr), was auf intensivere Tarifverhandlungen
zurlickzufiihren war, da die Gewerkschaften versuchten, einen Ausgleich fiir frithere
Kaufkraftverluste seit Ende 2021 zu erreichen.!® Der Anstieg der Tariflohne hat sich parallel zu

einem nachlassenden Inflationsdruck 2025 allméhlich abgeschwécht.

Abbildung 2.1.4: Die Reallohne stiegen 2024 in den meisten Mitgliedstaaten wieder

Bruttoreallohne und -gehélter pro Arbeitnehmer, jéhrliche prozentuale Verdnderung

Anmerkung: EA steht fiir die EA-20, d. h. die 20 Lénder, die den Euro eingefiihrt haben. Die Reallohne wurden anhand
des harmonisierten Verbraucherpreisindex als Deflator berechnet. Die Daten fiir 2025 sind Projektionen auf der
Grundlage der Frithjahrsprognose (2025) der Kommission.

Quelle: Datenbank AMECO der Européischen Kommission, nominale Bruttolohne und - gehélter pro Arbeitnehmer
[hwwdw], Deflator: Harmonisierter Verbraucherpreisindex [AMECO 5000 ZCPIH]. Gesamtbeschaftigung
(Inlandskonzept) [namg_10 al0_e]. Die Aktualisierung der Bruttolohne und - gehélter pro Arbeitnehmer
[AMECO-Code: hwwdw] mit der Herbstprognose war am 19. November, als die letzte Aktualisierung moglich war,
nicht verfiigbar.

102 Der Anstieg der Tariflohne ist das unmittelbare Ergebnis der Tarifverhandlungen zwischen den

Sozialpartnern. Er bezieht sich sowohl auf die neu ausgehandelten als auch auf zuvor vereinbarte
Tarifléhne. Nicht beriicksichtigt werden in der Regel Primien, Uberstunden und andere individuelle
Ausgleichszahlungen, die nicht mit Tarifverhandlungen verbunden sind. Im Unterschied zu den
ausgezahlten Lohnen dndern sich die Tariflohne nicht aufgrund der Zahl der geleisteten
Arbeitsstunden (da sie auf Vollzeitbasis festgelegt werden), und sie stellen in einigen Sektoren eine
Lohnuntergrenze dar.

Europédische Kommission, Labour market and wage developments in Europe — Annual review 2021,
Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2021, und Eurofound, Weathering the crisis:
How job retention schemes preserved employment and incomes during the pandemic, Amt fur
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2024.
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https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/2024-09/ef24021de_1.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/2024-09/ef24021de_1.pdf

Gestiitzt durch eine sinkende Inflation und ein anhaltendes Nominallohnwachstum steigen die
Reallohne wieder an, doch das Tempo der Erholung ist von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat
unterschiedlich. Nach einem erheblichen Riickgang um 3,7 % im Jahr 2022 und einem
moderateren Riickgang um 0,1 % im Jahr 2023 stiegen die Reallohne 2024 wieder an, und zwar um
2,7 %.1% Diese Erholung war in erster Linie auf die sinkende Inflation und robuste
Nominallohnerhdhungen zuriickzufiihren. Die stirkste Erholung (liber 8 %) war in Ruménien,
Polen, Ungarn und Litauen sowie (iiber 6 %) in Lettland, Kroatien und Bulgarien zu verzeichnen
(siche Abbildung 2.1.4). In Belgien sanken die Reallohne 2024 um 1,3 %. Im Jahr 2024 blieben die
Reallohne in der EU 0,7 % unter dem Durchschnitt des Jahres 2019, wobei es grofle Unterschiede
zwischen den Léndern gab, was auf eine unterschiedliche Nominallohn- und Inflationsdynamik
zurlickzufiihren ist. Im Jahr 2025 haben sich die Reallohne in der EU weitgehend wieder auf das
Niveau vor der Pandemie erholt; nur in Tschechien, Deutschland, Italien, Finnland und Frankreich

blieben sie darunter.

Abbildung 2.1.5: Anhebungen des gesetzlichen Mindestlohns trugen zum Ausgleich der
Kaufkraftverluste von Mindestlohnempfingern bei
Entwicklung der Mindestlohne in Mitgliedstaaten mit gesetzlichem Mindestlohn (Verdnderung in %)

Anmerkung: Zypern wurde nicht beriicksichtigt, da der gesetzliche Mindestlohn erst 2023 eingefiihrt wurde.
Quelle: Eurofound und Eurostat [earn_mw_cur, prc_hicp midx].

104 Die Reallohne werden anhand des harmonisierten Verbraucherpreisindex als Deflator berechnet.
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Die jiingsten Mindestlohnerhohungen in der EU haben geholfen, die Folgen der Inflation fiir
Geringverdiener abzumildern. Zwischen Januar 2022 und Januar 2025 stieg der gesetzliche
Mindestlohn in allen Mitgliedstaaten, in denen es eine solche Regelung gibt,'%5 um mehr als 20 %,
mit Ausnahme Frankreichs, Luxemburgs und Sloweniens. Die Zuwichse reichten von 12,4 % in
Frankreich bis 65,7 % in Bulgarien und iiberstiegen in sechs anderen Mitgliedstaaten (Ruménien,
Kroatien, Polen, Lettland, Ungarn und Litauen) 40 %.1% Siche Abbildung 2.1.5. Auch in realen
Werten verzeichneten diese Lander trotz der erh6hten Inflation tendenziell die hochsten Zuwéchse.
Im Gegensatz dazu stieg der reale Mindestlohn in Luxemburg, Tschechien, der Slowakei, Estland
und Slowenien um weniger als 5 %, wahrend er in Frankreich sogar leicht sank. Dabei stirkte in
Léndern, in denen ein Mindestlohn tarifvertraglich festgelegt wird, das Reallohnwachstum im
Jahr 2024 auch die Kaufkraft, insbesondere in Niedriglohnsektoren.!?” Jiingste Untersuchungen
zeigen, dass Erhohungen des nationalen Mindestlohns das Lohnwachstum insgesamt steigern,
Tarifverhandlungen unterstiitzen und Lohnuntergrenzen in Niedriglohnsektoren mit nach oben

ziehen.108

105 In 22 Mitgliedstaaten gelten gesetzliche Mindestlohne: Belgien, Bulgarien, Deutschland, Estland,

Frankreich, Griechenland, Irland, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, die Niederlande,
Polen, Portugal, Ruménien, die Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn und Zypern.
Mindestlohne werden haufig jahrlich, ndmlich zu Beginn des Jahres, aktualisiert. Zwischen

Januar 2022 und Januar 2025 wurden die groBBten Zuwéchse in Polen (49 %), Bulgarien (44 %),
Lettland (40 %) und Kroatien (34 %) verzeichnet. In Belgien, Deutschland, Estland, Irland, Litauen,
Ungarn, den Niederlanden und Ruménien stiegen die Mindestlohne um 20 % bis 30 %.

Eurofound, Arbeitsbeziehungen und sozialer Dialog. Mindestlohne im Jahr 2025:

Jahresriickblick, 2025.

Empirische Ergebnisse zeigen, dass eine Erh6hung des Mindestlohns um 1 % die Léhne der unteren
25 % der Erwerbstétigen um 0,31 % erhoht. Siehe Eurofound, Auswirkungen nationaler
Mindestlohne auf Tarifverhandlungen und Lohne fiir Niedriglohnempféanger, Publications Office of
the European Union, Luxembourg, 2025.
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https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/impact-national-minimum-wages-collective-bargaining-and-wages-low-paid-workers

Abbildung 2.1.6: 2024 war die Steuer- und Abgabenbelastung fiir Alleinstehende mit
Durchschnittseinkommen in den meisten Mitgliedstaaten niedriger als ein Jahrzehnt zuvor
Steuer- und Abgabenbelastung fiir eine alleinstehende Person mit Durchschnittseinkommen (in %)

Quelle: Europédische Kommission, Steuer- und Leistungsdatenbank der GD ECFIN auf Basis des Steuer- und
Sozialleistungsmodells der OECD (aktualisiert im Mai 2025).

Die Besteuerung des Faktors Arbeit wirkt sich weiterhin auf Arbeits- und Einstellungsanreize
in der gesamten EU aus. Die Steuer- und Abgabenbelastung — definiert als die Differenz zwischen
den Arbeitskosten der Arbeitgeber und dem Nettoeinkommen der Arbeitnehmer, ausgedriickt als
Prozentsatz der gesamten Arbeitskosten — wirkt sich sowohl auf das Arbeitskréifteangebot als auch
auf die Nachfrage aus, insbesondere bei Gruppen wie Zweitverdienern, wo das
Arbeitskrifteangebot stirker auf die Besteuerung reagiert. Seit 2014 ist die Steuer- und
Abgabenbelastung in der EU fiir Alleinstehende mit Durchschnittseinkommen um

0,4 Prozentpunkte gesunken und lag 2024 bei 40,3 %, was immer noch deutlich {iber dem
OECD-Durchschnitt von 34,9 % liegt (siche Abbildung 2.1.6).1%° Sie ging in 11 Mitgliedstaaten um
mehr als 1 Prozentpunkt zuriick, wobei der stirkste Riickgang in Ungarn (- 7,9 Prozentpunkte),
Rumdénien (- 3,8 Prozentpunkte) und Belgien (-3,0 Prozentpunkte) zu verzeichnen war. Umgekehrt
stieg die Steuer- und Abgabenbelastung flir Durchschnittsverdienende im selben Zeitraum in zehn
Léndern, insbesondere in Zypern (+ 9,5 Prozentpunkte), Malta (+2,5 Prozentpunkte) und
Luxemburg (+ 1,7 Prozentpunkte) (Einzelheiten siehe 2.2.1). Fiir Geringverdiener (50 % des
Durchschnittslohns) lag die durchschnittliche Steuer- und Abgabenbelastung in der EU fiir eine
alleinstehende Person im Jahr 2024 bei 31,8 %, was einem Anstieg um 0,3 Prozentpunkte

gegeniiber 2023 entspricht, aber einem Riickgang um 2,2 Prozentpunkte seit 2014.

109 OECD, Besteuerung der Arbeit 2025: Dekomposition der Einkommensteuern und Wirkung von

Steuererleichterungen, OECD Publishing, Paris, 2025.
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Die Einkommensteuersysteme sind im Allgemeinen progressiv (die Steuer- und
Abgabenbelastung fiir Geringverdienende ist geringer). Am ausgeprégtesten ist die
Progressivitdt in Frankreich, Belgien, den Niederlanden, Luxemburg und Italien, wéhrend Bulgarien
und Ungarn Pauschalsysteme anwenden (siche Abbildung 2.1.7). Eine geringere steuerliche
Belastung von Geringverdienenden wirkt Arbeitsmarktverzerrungen entgegen und fordert die
Beschéftigung gering qualifizierter Arbeitskrifte, jedoch sollten die Steuersysteme so gestaltet sein,

dass ein Ubergang in hdher bezahlte Arbeitsplitze nicht unattraktiv wird.

Abbildung 2.1.7: Die Steuer- und Abgabenbelastung ist fiir Geringverdienende niedriger

Steuer- und Abgabenbelastung fiir eine alleinstehende geringverdienende Person (50 % bzw. 67 % des
Durchschnittslohns) verglichen mit dem Durchschnittslohn im Jahr 2024 (in %)

Anmerkungen: Die Mitgliedstaaten sind in absteigender Reihenfolge nach dem Grad der Progressivitdt (Steuer- und
Abgabenbelastung bei Durchschnittslohn / Steuer- und Abgabenbelastung bei 50 % des Durchschnittslohns) geordnet.
Quelle: Europdische Kommission, Steuer- und Leistungsdatenbank der GD ECFIN auf Basis des Steuer- und
Sozialleistungsmodells der OECD (aktualisiert im Mai 2025).

Inflation kann zu Verzerrungen in den Steuersystemen fiihren und Auswirkungen sowohl auf
die Progressivitiit als auch auf die Gerechtigkeit haben. Steigende Preise konnen festgelegte
nominale Schwellenwerte — wie Steuerklassen und Steuergutschriften — untergraben, was haufig zu
einer ,,schleichenden Steuerprogression® in progressiven Systemen fiihrt, wobei Steuerzahler
ungewollt in hohere Steuerklassen aufriicken und der reale Wert der Abziige und Gutschriften sinkt.
Solche Effekte konnen das verfiigbare Einkommen verringern und das Armutsrisiko erhdhen.
Anpassungen in Form automatischer Indexierung oder diskretionédrer Aktualisierungen kénnen
solche Verzerrungen auffangen. Im Zeitraum 2024-2025 haben viele Mitgliedstaaten ihre

Einkommensteuersysteme iiberarbeitet, um inflationsbedingten Verzerrungen entgegenzuwirken

(siche Abschnitt 2.1.2).
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Die Verlagerung der Steuerlast von Arbeits- auf Umweltsteuern kann Arbeitsmarktanreize,
Gerechtigkeit und Klimaziele fordern. Im jiingsten Aktionsplan fiir erschwingliche Energie!!?
wird gefordert, die Uberarbeitung der Energiebesteuerungsrichtlinie (iiber die seit 2021 beraten
wird) zu Ende zu bringen, um sicherzustellen, dass die umweltschadlichsten Kraftstoffe am
hochsten besteuert werden und gleichzeitig die Dekarbonisierung vorangetrieben wird. Ebenso regt
der Deal fiir eine saubere Industrie!"! Steuerreformen an, mit denen die Elektrifizierung unterstiitzt
und Subventionen fiir fossile Brennstoffe schrittweise abgeschafft werden. Der Rat spricht sich in
seiner Empfehlung aus dem Jahr 2022 fiir einen gerechten Ubergang zur Klimaneutralitit'!2
ebenfalls dafiir aus, die steuerliche Belastung des Faktors Arbeit zu verringern, insbesondere fiir
Gruppen mit niedrigem und mittlerem Einkommen, und Steuereinnahmen im Sinne 6kologischer
Nachhaltigkeit zu verschieben. CO, -Steuern kdnnen zwar regressive Wirkungen haben, diese
konnen jedoch durch sorgfiltig konzipierte Ausgleichsmafinahmen abgemildert werden.
Umweltsteuern machen jedoch nur 5,2 % der gesamten Steuereinnahmen in der EU aus (2023) —
1,5 Prozentpunkte weniger als 2013 —, wobei der Anteil nur in Bulgarien (11,2 %) und
Griechenland (10,6 %) tiber 10 % und in neun Landern unter 5 % liegt. Nur in Belgien, Bulgarien
und Rumdnien ist der Anteil von Umweltsteuern seit 2013 gestiegen. MaBBnahmen wie steuerliche
Anreize fiir Energieeinsparungen und die Verringerung des Verbrauchs fossiler Brennstoffe konnen

dazu beitragen, Klima- und Gerechtigkeitsziele miteinander in Einklang zu bringen.

110 Aktionsplan fiir erschwingliche Energie: ErschlieBung des wahren Werts unserer Energieunion zur

Sicherstellung einer erschwinglichen, effizienten und sauberen Energieversorgung fiir alle
Européder — Europédische Kommission.

Deal fur eine saubere Industrie — Europédische Kommission.

Empfehlung des Rates zur Sicherstellung eines gerechten Ubergangs zur
Klimaneutralitét, 2022/C 243/04.
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2.1.2 Maflnahmen der Mitgliedstaaten

Mehrere Mitgliedstaaten haben Einstellungsanreize und Subventionen eingefiihrt oder
erweitert, um die Beschiftigung zu fordern, wobei sie den Schwerpunkt auf
unterreprisentierte Gruppen gelegt haben. In Polen sieht ein neues Gesetz, das im Marz 2025
verabschiedet wurde, Beihilfen fiir Arbeitgeber vor, die dltere Mitarbeiter einstellen. Diese
Beihilfen betragen bis zur Hélfte des Mindestlohns pro élterem Mitarbeiter fiir einen Zeitraum von
12 Monaten (fiir Arbeitnehmer im Alter von 50 bis 65 Jahren) bzw. einen Monat (fiir Altere im
Ruhestand, verlangerbar). Nach Ablauf des Beihilfezeitraums muss der Arbeitgeber das volle
Gehalt bezahlen und die Person sechs Monate bzw. einen Monat weiterbeschéftigen. In Italien
wurde mit dem Haushaltsgesetz 2025 die Steuervergiinstigung fiir Unternehmen und Selbststindige,
die Personal mit unbefristeten Vertrdgen einstellen, auf die Jahre 2025 und 2026 verléngert.
Auflerdem wurde eine befristete Steuerbefreiung fiir arbeitgeberfinanzierte Wohnkosten (Miete und
Instandhaltung) von bis zu 5 000 EUR jdhrlich in den ersten beiden Jahren der Beschéftigung fiir
Arbeitnehmer mit unbefristeten Vertrigen mit einem Einkommen von bis zu 35 000 EUR
eingefiihrt, wahrend sie weiterhin sozialversicherungspflichtig sind. In Portugal bietet das
Programm ,,Emprego* finanzielle Anreize fiir Arbeitgeber, die Arbeitslose, die mindestens drei
Monate beim Institut fiir Beschéftigung und berufliche Bildung (IEFP) registriert sind, oder,
unabhingig von der Dauer der Registrierung, junge Menschen bis 35 mit geringer Qualifikation,
Menschen mit Behinderung, Migrantinnen und Migranten oder Personen, die anderen
benachteiligten Gruppen angehoren, einstellen. In Griechenland ermdglicht ein Ende 2024
aufgelegtes Programm fiir subventionierte Beschiftigung mit einer Laufzeit von 24 Monaten die
Einstellung von 1 000 Menschen mit Behinderungen in lokalen Gebietskorperschaften, um ihre
Integration in den Arbeitsmarkt zu fordern, wobei bis zu 75 % der Lohne bzw. der Gehiélter und der
Beitrige (begrenzt auf 16 800 EUR pro Person) iibernommen werden. Im September 2025 wurde
die Zahl der Begiinstigten um 1 000 erhdht.
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Kurzarbeitsregelungen wurden weiter ausgebaut, um die Widerstandsfihigkeit des
Arbeitsmarktes zu erhohen und die Beschéftigung bei wirtschaftlichen Schocks zu schiitzen.
Beispielsweise wird in den Niederlanden eine Regelung zur Erhaltung des Arbeitsplatzes in
Krisensituationen (,,Crisisregeling Personeelsbehoud*) eingefiihrt. In einer Krise kann ein
Unternehmen, bei dem iiber einen Zeitraum von zwei Monaten eine durchschnittliche Verringerung
des Arbeitsaufkommens um mindestens 20 % vorliegt, mit Unterstiitzung durch Beihilfen, fiir eine
Dauer von bis zu sechs Monaten Maflnahmen wie Umstrukturierungen oder Kiirzungen bei den
Lohnzahlungen, ergreifen. Parlamentarische Kontrolle und Annahme des Gesetzesentwurfs stehen
noch aus. Im Juni 2025 verabschiedete Slowenien im Rahmen seines Aufbau- und Resilienzplans
ein Gesetz zur Einfiihrung eines stindigen Kurzarbeitsprogramms fiir den Fall aulergew6hnlicher,
unvorhergesehener Umstidnde, einschlieBlich der Unterstiitzung fiir befristete Teilzeitbeschéftigte
und eines verbesserten Zugangs zu Aus- und Weiterbildung, um die Beschiftigungsfahigkeit in
Zeiten der Digitalisierung und Automatisierung zu verbessern.

Das Rahmenwerk fiir Mindestlohne wird in der gesamten EU aktualisiert, um sicherzustellen,
dass in den Lohnanpassungen die wirtschaftlichen Bedingungen besser zum Ausdruck
kommen. Griechenland verabschiedete im Dezember 2024 einen Rechtsrahmen, um ab 2028 eine
neue Methode zur Festsetzung des gesetzlichen Mindestlohns einzufiihren. Diese basiert auf einer
Formel, fiir die die Verdnderungen des jahrlichen Verbraucherpreisindex (VPI) fiir die
einkommensschwichsten 20 % der Haushalte und ein Lohnkaufkraftindex herangezogen werden.!3
Beratende Ausschiisse konnen vorbehaltlich einer Reihe von Kriterien und eines Referenzwerts von
60 % des Bruttomedianlohns Abweichungen von dieser automatischen Indexierung vorschlagen. In
Lettland werden mit einer neuen Mindestlohnverordnung, die seit November 2024 in Kraft ist,
jéhrliche Anpassungen des Mindestlohns anhand von Faktoren wie dem nationalen
Durchschnittslohn, makrookonomischen Prognosen, Steuerdnderungen, Arbeitskostenindizes und
Armutsgrenzen vorgenommen. In Ruménien wurde mit der RRF ein neuer Rahmen fiir die
Festlegung des Mindestlohns unterstiitzt, der ebenfalls seit Februar 2025 in Kraft ist. Mit diesem
wurde eine jahrliche Anpassungsformel auf der Grundlage von Inflations-, Produktivitits- und
Lohnbenchmarks eingefiihrt, flankiert von jdhrlichen Angemessenheitsbewertungen und
dreigliedrigen Konsultationen. In Luxemburg soll mit einem im Dezember 2024 vorgelegten
Gesetzentwurf der Rahmen fiir den gesetzlichen Mindestlohn zur Unterstiitzung der jahrlichen
Anpassungen durch klarere Angemessenheitskriterien, halbjihrliche Uberpriifungen und ein
beratendes Gremium aus Sozialpartnern gestdrkt werden. In Portugal werden in einer dreiseitigen
Vereinbarung fiir den Zeitraum 2025-2028 Ziele fiir die Anhebung der Mindest- und
Durchschnittslohne festgelegt und Produktivitéts- und Leistungspriamien fiir Arbeitnehmer,
Gewinnbeteiligungen sowie Unterstiitzungsmafnahmen fiir junge Arbeitnehmer vorgesehen. Sie
bietet auch steuerliche Anreize fiir Unternehmen, die Léhne und die Altersvorsorge von
Arbeitnehmern zu erhdhen.

113 Der Zeitraum von 2025 bis 2027 gilt als Ubergangszeitraum, wobei die weitere Anwendung

desselben Systems zur Festlegung des Mindestlohns wie im Jahr 2024 vorgesehen ist.
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Mehrere Mitgliedstaaten haben Mainahmen zur Uberarbeitung ihres Rahmens fiir
Tarifvertrige eingefiihrt, um den Geltungsbereich, die Flexibilitit und die Transparenz zu
verbessern. In Italien enthilt das Haushaltsgesetz fiir 2025 Bestimmungen fiir die Verldngerung
von Tarifvertrdgen in 6ffentlichen Verwaltungen mit gezielten Lohnerh6hungen und
sektorspezifischen Anreizen, z. B. in den Bereichen Gesundheitsversorgung und Bildung. Polen hat
im November 2025 ein Tarifvertragsgesetz!14 erlassen, mit dem Arbeitgeber mit mehr als

50 Arbeitnehmern verpflichtet werden sollen, alle zwei Jahre mit Gewerkschaften Verhandlungen
zu fiihren, und mit dem Tarifvertrdge auf Fragen moderner Arbeitspldtze ausgedehnt und digitale
Verfahren sowie ein nationales Register flir Tarifvertrdge eingefiihrt werden sollen. In Finnland
gibt es seit Januar 2025 eine neue Rechtsvorschrift, mit der die Moglichkeiten fiir Verhandlungen
auf Unternehmensebene verbessert werden sollen, auch fiir Unternehmen, die keinem
Arbeitgeberverband angehoren oder in denen es keine Vertrauensleute gibt. Nach der Reform
werden Ausnahmen von allgemeingiiltigen Tarifvertrdgen fiir alle Unternehmen mdglich sein,
wobei bestimmte Kontrollen vorgesehen sind, um repriasentative lokale Verhandlungen
sicherzustellen. In Griechenland wurde zwischen dem Ministerium fiir Arbeit und soziale
Sicherheit und den nationalen Sozialpartnern im November 2025 ein Sozialabkommen erreicht, mit
dem ein neuer Rahmen zur Verbesserung der tarifvertraglichen Abdeckung, zur Forderung der
Lohnstabilitidt und zur Wiederherstellung des institutionellen Gleichgewichts auf dem griechischen
Arbeitsmarkt eingefiihrt werden. Zudem werden Reformen der Besteuerung des Faktors Arbeit
eingefiihrt, um die Progressivitit und die Steuergerechtigkeit zu verbessern. Litauen hat sein
Einkommensteuersystem reformiert, um es progressiver zu gestalten, indem es den pauschalen
Einkommensteuersatz von 15 % durch drei Satze von 20 %, 25 % und 32 % ersetzt hat, wobei fiir
hohere Einkommen hohere Sétze gelten, auch fiir bestimmte Selbststidndige. In Irland hat die
Regierung die Einkommensteuergutschriften und - stufen im Rahmen des Haushalts 2025
iiberarbeitet. Die Bandbreite des Normalsatzes wurde fiir eine alleinstehende Person um 2 000 EUR
auf 44 000 EUR angehoben, wobei die Sitze fiir verheiratete Paare und eingetragene Lebenspartner
proportional angehoben wurden. Der Satz von 4 % der universellen Sozialabgabe (Universal Social
Charge) wurde ab Januar 2025 auf 3 % gesenkt, und der Schwellenwert fiir diesen Satz wurde
erhoht, entsprechend der Erhohung des nationalen Mindestlohnes, zusammen mit hheren

Steuergutschriften fiir benachteiligte Gruppen.

114 Weitere Einzelheiten hier.
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Die Einkommensteuerparameter wurden in mehreren Mitgliedstaaten angepasst, um die
inflationsbedingte ,,schleichende Steuerprogression“ abzumildern und die Steuergerechtigkeit
weiter zu verbessern.!!s In Lettland wurde der Betrag der nicht steuerpflichtigen Einkiinfte auf
510 EUR pro Monat (6 120 EUR pro Jahr) und auf 1 000 EUR pro Monat (12 000 EUR pro Jahr)
fiir Rentner angehoben. Die Abziige fiir Ausgaben fiir Bildung, Krankheitskosten und Spenden
wurden ebenfalls erh6ht, und es wurde ein neuer Steuersatz von 3 % auf Dividenden und andere
Kapitalertrage von mehr als 200 000 EUR pro Jahr eingefiihrt. Finnland erhdhte den
Grundfreibetrag, wihrend Irland die personliche Steuergutschrift, die Einkommensteuergutschrift,
die Arbeitnehmersteuergutschrift und die Mietsteuergutschrift fiir Alleinstehende und gemeinsam
veranlagte Paare erhohte. Um der Inflation entgegenzuwirken und die Steuergerechtigkeit zu
verbessern, haben Luxemburg und die Niederlande ihre Einkommensteuerklassen angepasst.
Ungarn hat die Familiensteuerbemessungsgrundlagen verdoppelt (um 50 % ab Juli 2025 und um
weitere 50 % ab Januar 2026). Ungarn hat zudem Einkommensteuerbefreiungen fiir Miitter mit
mehreren Kindern eingefiihrt. Die MaBBnahme gilt zurzeit fiir Miitter mir drei oder mehr Kindern,

und sie wird ab 2026 schrittweise auf Miitter mit zwei Kindern ausgeweitet.

2.2 Leitlinie 6 — Verbesserung des Arbeitskrifteangebots und des Zugangs zu Beschiiftigung
sowie des lebenslangen Erwerbs von Fihigkeiten und Kompetenzen

In diesem Abschnitt wird die Umsetzung der beschéftigungspolitischen Leitlinie 6 behandelt, mit
der den Mitgliedstaaten empfohlen wird, im Einklang mit den Grundsétzen 1 (allgemeine und
berufliche Bildung und lebenslanges Lernen), 2 (Gleichstellung der Geschlechter),

3 (Chancengleichheit), 4 (aktive Unterstiitzung fiir Beschéftigung), 9 (Vereinbarkeit von Berufs-
und Privatleben), 11 (Betreuung und Unterstiitzung von Kindern) und 17 (Inklusion von Menschen
mit Behinderungen) der europdischen Séule sozialer Rechte Rahmenbedingungen zu schaffen, die
das Arbeitskréafteangebot verbessern, den lebenslangen Erwerb von Fahigkeiten und Kompetenzen
der Arbeitskrifte begiinstigen, Chancengleichheit fiir alle fordern, Hindernisse fiir die
Erwerbsbeteiligung abbauen und Anreize fiir die Erwerbsbeteiligung schaffen. In Abschnitt 2.2.1
werden die Entwicklungen im Bildungsbereich analysiert, von der friihkindlichen Betreuung,
Bildung und Erziehung iiber die Schiilerleistungen und die berufliche Aus- und Weiterbildung bis
hin zur tertidren Bildung und zum frithen Schulabgang. Thema dieses Kapitels sind
Arbeitskraftemangel und Qualifikationsdefizite, Missverhéltnisse zwischen Qualifikationsangebot
und - nachfrage sowie die Kompetenzentwicklung bei Erwachsenen, einschlielich digitaler
Kompetenzen. Dariiber hinaus werden die Arbeitsmarktbedingungen fiir junge Menschen, dltere
Arbeitnehmer, Migranten und Menschen mit Behinderungen analysiert. In Abschnitt 2.2.2 werden
die politischen MaBnahmen der Mitgliedstaaten in diesen Bereichen beschrieben.

15 Siehe: Europidische Kommission, Annual Report on Taxation 2024, Amt fiir Veroffentlichungen der

Européischen Union, 2024.
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2.2.1 Schliisselindikatoren

Die Teilnahme an friihkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung (FBBE) zwischen dem
Alter von drei Jahren und dem Beginn der Primarschulbildung steigt in der EU weiter,
jedoch gibt es nach wie vor grofle Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten. Im Jahr 2023 lag
die Teilnahme bei 94,6 %, was nur 1,4 Prozentpunkte unter dem EU-Ziel von 96 % fiir 2030 liegt.
Bislang haben acht Mitgliedstaaten dieses Ziel bereits erreicht, wéhrend die meisten Lander 90 %
iiberschritten haben. Die Lander mit den besten Werten sind Frankreich (100 %), Belgien (98 %)
und Spanien (97,7 %). Am unteren Ende der Skala rangieren Ruménien (75,7 %), die Slowakei
(80,8 %) und Tschechien (85,3 %) (siche Abbildung 2.2.1). Der EU-Durchschnitt stieg gegeniiber
dem Vorjahr um 1,3 Prozentpunkte, wenngleich zwischen 2022 und 2023 in vier Léndern ein
Riickgang zu verzeichnen war, insbesondere bei Mitgliedstaaten mit einer recht hohen Teilnahme.
Insbesondere bei der Steigerung der Teilnahme der 3-Jdhrigen wurden in fast allen Mitgliedstaaten
Fortschritte erzielt, und die Quote erreichte im Jahr 2023 90,6 % (+5,4 Prozentpunkte seit 2015).116
Die Steigerung der Teilnahme der 3-Jdhrigen ist jedoch in einigen dieser Lander nach wie vor
problematisch, wobei die Quoten in Ruménien (68,1 %) und der Slowakei (68,9 %) besonders
niedrig sind. Erschwinglichkeit und Kapazititsengpésse, auch beim Personal, sind immer noch
wichtige Zugangshindernisse, insbesondere fiir jiingere Kinder und Kinder aus benachteiligten
Verhiltnissen. Insbesondere nehmen nur 53 % der Roma-Kinder an FBBE teil, was nach wie vor
weit unter dem EU-Durchschnitt fiir alle Kinder liegt, ungeachtet einer Verbesserung um etwa

11 Prozentpunkte zwischen 2016 und 2023.117

Abbildung 2.2.1: Die Teilnahme an FBBE nimmt auf EU-Ebene weiter zu, aber es gibt grofie
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten
Teilnahme von Kindern im Alter zwischen drei Jahren und dem gesetzlichen Einschulungsalter an FBBE (in %)
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Anmerkung: Vorldufige Daten fiir FR im Jahr 2023 und fiir PL in den Jahren 2022 und 2023. Reihenbruch fiir HU im
Jahr 2023. Fiir EL liegen fiir die Jahre 2022 und 2023 keine Daten vor. Abweichende Definition fiir BE und EL im
Jahr 2015, HU im Jahr 2023 und PT in den Jahren 2015, 2022 und 2023.

Quelle: Eurostat, [educ_uoe_enra21].

116
117

Eurostat [educ_uoe_enrp07].
Siehe: Agentur der Européischen Union fiir Grundrechte, Rights of Roma and Travellers in 13
European countries, 2024.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/educ_uoe_enrp07__custom_18086637/default/table
https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024
https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024

Der friihe Abgang aus der allgemeinen und beruflichen Bildung ist EU-weit riickliufig, bleibt
aber eine Herausforderung. 2024 verlieBen 9,4 % der 18- bis 24-Jahrigen die allgemeine oder
berufliche Bildung vorzeitig, ein Riickgang um 0,2 Prozentpunkte gegeniiber 2023. Im Vergleich zu
einem Jahrzehnt davor betragt der Riickgang 1,7 Prozentpunkte, wobei fiinf Lénder (Italien,
Griechenland, Malta, Spanien und Portugal) in diesem Zeitraum einen Riickgang von mehr als

5 Prozentpunkten verzeichneten. Dennoch bedeutet dies, dass etwa 3,1 Millionen 18- bis 24-Jéhrige
in der EU von der allgemeinen und beruflichen Bildung abgekoppelt sind, ohne wenigstens die
Sekundarstufe II abgeschlossen zu haben.!® Wihrend 17 Mitgliedstaaten das Ziel des europiischen
Bildungsraums, die Zahl der frithen Schulabgénger bis 2030 auf unter 9 % zu senken, bereits
erreicht haben, sind in einigen Mitgliedstaaten weitere Fortschritte erforderlich. In Ruménien,
Spanien und Deutschland, wo die Quote nach wie vor iiber 12 Prozentpunkten liegt, wurden im
Vergleich zum Vorjahr begrenzte oder gar keine Fortschritte erzielt, was bedeutet, dass sich alle
drei Lander nach wie vor in einer ,kritischen Lage* befinden (siche Abbildung 2.2.2). Litauen
verzeichnete 2024 die grofite Verschlechterung (um 2,0 Prozentpunkte), gefolgt von der Slowakei,
Luxemburg, Estland und Zypern, wo der Anteil der frithen Schul- und Ausbildungsabginger um
0,9 Prozentpunkte oder mehr stieg. In dhnlicher Weise ist die Situation in Ddnemark und Italien ,,zu
beobachten®, wo die Werte nach wie vor zu hoch sind (auch wenn es keine Verdnderung oder
Verschlechterung gegeben hat). Auf der anderen Seite waren Kroatien, Irland, Griechenland und
Polen die Lander mit der ,,besten Leistung®. Trotz eines insgesamt leicht positiven Trends gibt es
keine Anzeichen fiir eine Aufwértskonvergenz zwischen den Mitgliedstaaten.

Die Quote der frithen Schulabginger ist von Gruppe zu Gruppe sehr unterschiedlich,
besonders hoch jedoch bei auflerhalb der EU geborenen Menschen, Roma und Menschen mit
Behinderungen. Wihrend die Quote der frithen Schulabgénger bei jungen Frauen und jungen
Mainnern in den letzten zehn Jahren gleichermaflen um jeweils 1,7 Prozentpunkte zuriickgegangen
ist, ist die Wahrscheinlichkeit bei jungen Ménnern, dass sie die allgemeine oder berufliche Bildung
vorzeitig verlassen (11,0 %), nach wie vor viel hoher als bei jungen Frauen (7,7 %). Bei jungen
Menschen, die auBBerhalb der EU oder in einem anderen Mitgliedstaat geboren wurden, ist die
Wahrscheinlichkeit eines vorzeitigen Schul- oder Ausbildungsabbruchs nach wie vor viel hoher
(20,1 % bzw. 18,6 %) als bei jungen Menschen, die in dem betreffenden Mitgliedstaat geboren
wurden (8,2 %).1® Besonders kritisch ist die Situation junger Roma (18-24 Jahre), von denen 2024
fast zwei Drittel (64 %) die allgemeine und berufliche Bildung vor dem Abschluss der
Sekundarstufe II verlieBen.'?® Dariiber hinaus ist auch die Situation junger Menschen mit
Behinderungen in dieser Altersgruppe besorgniserregend, da die Quote der frithen Schulabgénger
von 22,4 % im Jahr 2022 auf 24,6 % im Jahr 2024 angestiegen ist.!2!

18 Berechnungen der GD EAC. Siehe Européische Kommission, Monitor fiir die allgemeine und

berufliche Bildung 2025. Spatere Verweise auf ,,Berechnungen der GD EAC*

19 Eurostat [edat_Ifse 02], EU AKE.

120 Siehe: Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte, Rights of Roma and Travellers in 13
European countries, 2024.

121 Eurostat [edat_Ifse_04], EU AKE.
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https://op.europa.eu/webpub/eac/education-and-training-monitor/de/index.html
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https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024
https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/edat_lfse_40__custom_19144010/default/table?page=time:2024

Abbildung 2.2.2: Der Anteil der frithen Schul- und Ausbildungsabgiinger geht weiter langsam
zuriick, wobei erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bestehen

Frithe Schul- und Ausbildungsabginger (18-24 Jahre) im Jahr 2024 und Verdnderungen gegeniiber dem Vorjahr (in %,
Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang. Fiir
BE, BG, DE EL und IE liegt ein Reihenbruch vor. Geringe Zuverlédssigkeit der Daten fiir HR und LU.
Quelle: Eurostat [edat_Ifse 14], EU AKE.
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Beim frithen Abgang aus der allgemeinen und beruflichen Bildung bestehen erhebliche
regionale Unterschiede zwischen und auch innerhalb der Mitgliedstaaten. In der gesamten EU
reicht die regionale Quote von 1,2 % (in Kentriki Makedonia in Griechenland) bis 26,2 % (in
Sud-Est in Ruménien), was die groen Unterschiede verdeutlicht, die aus den Zahlen auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ersichtlich sind. Ebenso gibt es erhebliche Unterschiede zwischen den
Regionen innerhalb desselben Mitgliedstaats, z. B. in Bulgarien, Frankreich, Ungarn, Portugal,
Ruménien und Spanien (sieche Abbildung 1 in Anhang 5), einschlieBlich der Gebiete in dullerster
Randlage. Innerhalb eines einzelnen Mitgliedstaats liegt die grofte Spanne zwischen Regionen
zwischen 5,0 % und 26,0 %. Auf der Ebene der Mitgliedstaaten reicht die Spanne dagegen von

2,0 % bis 16,8 %. In einigen wenigen Mitgliedstaaten liegt die Quote unter dem EU-Ziel von 9 % in
allen Regionen. In den Mitgliedstaaten, die insgesamt gut abschneiden, besteht jedoch noch
Spielraum fiir eine Verringerung der regionalen Unterschiede. Dariiber hinaus spielt der Standort
eine Rolle, wobei die Wahrscheinlichkeit, dass junge Menschen, die in Stddten leben, vorzeitig
abgehen, geringer ist (8,3 %) als bei jungen Menschen, die in kleineren Stiddten und Vororten

(10,3 %) oder in ldndlichen Gebieten (10,1 %) leben.

Abbildung 2.2.3: Die Leistungsdefizite in Mathematik nahmen in allen Mitgliedstaaten
erheblich zu, wihrend auch die Spitzenleistungen sanken

Schiiler, die in den Jahren 2018 und 2022 Niveau 2 in Mathematik (linke Achse) nicht erreicht und diejenigen, die
mindestens Niveau 5 (rechte Achse) erreicht haben (in %)

Anmerkung: Bei der Interpretation der Daten fiir 2022 fiir DK, IE, LV und NL ist Vorsicht geboten, da ein oder mehrere
PISA-Teststandards nicht erfiillt wurden.
Quelle: OECD, PISA-Studie 2018, 2022; Berechnungen der GD EAC.
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Die Leistungsdefizite bei den Grundkompetenzen haben in der gesamten EU zugenommen,
mit besorgniserregenden Trends bei der Leistung der Schiilerinnen und Schiiler in Mathematik.
Laut den Ergebnissen der jiingsten internationalen Schulleistungsstudie der OECD (PISA) stieg der
Anteil der 15-Jdhrigen mit schlechten Leistungen in Mathematik zwischen 2018 und 2022 um

6,6 Prozentpunkte auf einen Rekordwert von 29,5 % (siche Abbildung 2.2.3). Dies liegt liber den
26,2 %, die beim Lesen verzeichnet wurden, und den 24,2 % in den Naturwissenschaften, wo der
Anstieg 3,7 bzw. 2 Prozentpunkte betrug. Das Leistungsgefille zwischen den Mitgliedstaaten ist
grof3. In Mathematik sind {iber 45 % der Schiilerinnen und Schiiler in Bulgarien, Zypern, Ruménien
und Griechenland leistungsschwach. Nur Estland hat das EU-Ziel fiir 2030, die
unterdurchschnittliche Leistung unter 15 % zu halten, bereits erreicht. Auch die Spitzenleistungen
sind in Mathematik stérker zuriickgegangen als in den Bereichen Lesen oder

Naturwissenschaften. 2018 erreichten noch 11 % der Schiilerinnen und Schiiler in der EU das
hochste PISA-Niveau in Mathematik; dieser Anteil sank 2022 auf 7,9 %. Die Spanne reicht jetzt
von nur 2,0 % in Griechenland bis 15,4 % in den Niederlanden. Beim Lesen war der Riickgang
weniger ausgepragt (von 8,1 % auf 6,5 %), wihrend die Spitzenleistungen in den
Naturwissenschaften leicht zunahmen. Sinkende Leistungen der Schiilerinnen und Schiiler geben
Anlass zu Besorgnis hinsichtlich ihrer ausreichenden Vorbereitung auf ein spéteres Studium und auf

den Arbeitsmarkt.

Anhaltende Probleme bei der Lese-, Schreib- und Rechenkompetenz von Erwachsenen
werden angegeben. Bei diesen ist das Leseverstindnis in den letzten zehn Jahren gesunken. Dies
zeigen Daten, die in den 17 Mitgliedstaaten erhoben wurden, die 2013 und 2023 am Programm fiir
die internationale Kompetenzmessung bei Erwachsenen (PIAAC) der OECD teilgenommen haben.
Wihrend die Rechenkompetenzen stabil blieben, wurde 2023 fast jeder fiinfte Erwachsene als
leistungsschwach im Lesen, Schreiben und Rechnen eingestuft. Mathematische Fihigkeiten sind
wichtig fir die kiinftige Wettbewerbs- und Innovationsféahigkeit Europas. Gute Leistungen in
Mathematik auf Schulebene sind ein wichtiger Schritt fiir das Studium von MINT-Fachern auf
hoherer Ebene und fiir die Beseitigung von Engpéssen in wichtigen MINT-Sektoren — siehe
Kasten 2 mit Bezug zur Sdule. Diese Ergebnisse machen deutlich, dass die Grundkompetenzen in

allen Altersgruppen verbessert werden miissen.
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Kasten 2 mit Bezug zur Siule: Die Union der Kompetenzen im Fokus — Aufbau von
Kompetenzen, berufliche Weiterbildung und Umschulung von Erwachsenen

Kompetenzen sind von entscheidender Bedeutung fiir die Vorbereitung und Befahigung der
Arbeitskrifte und ein wichtiger Motor fiir Produktivitiit, Innovation, Wettbewerbsfihigkeit
und Resilienz. Jedoch stehen die Mitgliedstaaten vor gemeinsamen Herausforderungen, wenn
es darum geht, Menschen mit den erforderlichen Kompetenzen zu finden. Der Arbeits- und
Fachkréftemangel ist auf verschiedene Faktoren zuriickzufiihren, darunter den demografischen
Wandel und den neuen Kompetenzbedarf im Zusammenhang mit technologischen Entwicklungen
und der Dekarbonisierung der Wirtschaft, sowie auf schlechte Arbeitsbedingungen in einigen
Sektoren und Berufen. 12? Dariiber hinaus diirften die derzeitigen geopolitischen Verwerfungen,
einschlieBlich des gestiegenen Verteidigungs- und Sicherheitsbedarfs, und der industrielle Wandel
den Druck weiter erhohen. Um diesen Herausforderungen zu begegnen, hat die Europdische
Kommission beschlossen, im Rahmen der Union der Kompetenzen eine iibergreifende
Kompetenzstrategie auf EU-Ebene weiterzuentwickeln. Eine der wichtigsten Sdulen dieser Strategie
ist die berufliche Weiterbildung und Umschulung. Neben anderen Zielen ist sie darauf ausgerichtet,
individuelle Lernkonten, ein personliches Weiterbildungsbudget fiir alle Erwachsenen, weiter zu
unterstilitzen, die Nutzung von Microcredentials auszuweiten und eine Kompetenzgarantie zu
erproben, um Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern beim Ubergang von schrumpfenden zu
wachsenden Sektoren zu helfen, wie dies auch der digitale und der 6kologische Wandel erfordert.
Eine der MaBBnahmen, Peer-Learning-Aktivititen in innovativen Lernrdumen, zielt unmittelbar auf
die Entwicklung von Grundkompetenzen als Grundlage fiir weiteres Lernen ab.

Die Lese- und Schreibkompetenz von Erwachsenen ist zuriickgegangen, wihrend ihre
Rechenkompetenz weitgehend stabil geblieben ist, wobei in Lindern mit geringer Beteiligung
an der Erwachsenenbildung ein stirkerer Riickgang zu verzeichnen ist

Veranderung der Werte fiir Lesen, Schreiben und Rechnen bei Erwachsenen (16-65 Jahre) zwischen 2013 und 2023
(Prozentpunkte, linke Achse) und Teilnahme an der Erwachsenenbildung (% der Erwachsenen, rechte Achse)
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Lesen und Schreiben Rechenkompetenz — Teilnahme Erwachsener an BildungsmaRnahmen

Quelle: OECD-Erhebung iiber die Kompetenzen Erwachsener (2023).
Anmerkungen: Die Daten zur Beteiligung an Bildung und Ausbildung stammen aus einer Sonderauswertung, angelehnt
an die AES-Definition und die EU-AKE-Definition; BE erfasst nur Flandern.

122 Im Jahr 2024 waren die Branchen, die am meisten von Arbeitskriftemangel betroffen waren, der Handel,

das Gesundheitswesen und das Hotel- und Gaststittengewerbe. Sieche Européische Arbeitsbehdrde,
EURES Report on labour shortages and surpluses 2024, Amt fiir Verdffentlichungen der Europdischen
Union, Luxemburg, 2025 und damit zusammenhéngende Dokumente.
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https://www.ela.europa.eu/de/publications/labour-shortages-and-surpluses-europe-2024

Die Grundfertigkeiten Erwachsener in der EU sind riicklidufig, was den Fachkraftemangel
verschirft und die Fihigkeit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beeintrachtigt, sich
durch Weiterbildung und Umschulung an die Bediirfnisse des Arbeitsmarktes anzupassen. Die
Teilnahme Erwachsener am Lernen ist von entscheidender Bedeutung, um sicherzustellen, dass die
alternde Bevolkerung und die Erwerbsbevolkerung im weiteren Sinne mit den raschen
Veranderungen auf dem Arbeitsmarkt Schritt halten konnen. Aus diesem Grund haben sich die
EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, dass bis 2030 mindestens 60 % der Erwachsenen jedes Jahr an einer
WeiterbildungsmaBnahme teilnehmen sollten. Dies ist von besonderer Bedeutung, da es klare
Hinweise auf einen riickldufigen Trend bei den Grundkompetenzen der erwachsenen Bevdlkerung
gibt (siche Abbildung).!?® In den letzten zehn Jahren ist die Lese- und Schreibkompetenz von
Erwachsenen in den 17 untersuchten EU-Mitgliedstaaten zuriickgegangen, wéhrend die
Rechenkompetenz weitgehend stabil geblieben ist. Infolgedessen wies rund jede fiinfte erwachsene
Person in der EU im Jahr 2023 niedrige Kompetenzen sowohl bei den Lese- und Schreibkompetenzen
als auch in den Rechenkompetenzen auf. Frauen schnitten bei der Lese- und Schreibkompetenz besser
ab, wihrend Ménner beim Rechnen und bei der adaptiven Problemlosung besser abschnitten. Dariiber
hinaus war die Teilnahme an der Erwachsenenbildung in Landern, in denen ein erheblicher Riickgang
bei den Fihigkeiten im Lesen, Schreiben und Rechnen zu verzeichnen war, geringer.!24

Die Union der Kompetenzen unterstreicht, wie wichtig es ist, die Qualifikationsdefizite bei
Erwachsenen zu beseitigen, und legt Maflnahmen zur Unterstiitzung und Forderung der
Weiterbildung und Umschulung fest. Mehrere Mitgliedstaaten erproben individuelle Lernkonten
als nachfrageorientiertes Schulungskonzept. Lettland fordert individuelle Lernkonten mit bis zu
500 EUR und bietet ein einheitliches Online-Portal an, um den Zugang zu Schulungen zu verbessern.
Microcredentials entwickeln sich zu flexiblen Optionen fiir die Weiterbildung. Luxemburg erprobt
in Zusammenarbeit mit der Nederlands-Vlaamse Accreditatieorganisatie einen nationalen Rahmen
fiir Microcredentials auf Hochschulebene fiir die Weiterbildung. Um die Kompetenzen an die
Bediirfnisse des Arbeitsmarktes anzupassen, verbessern mehrere Lander ihre Verfahren zur
Bewertung und Anerkennung von Wissen und Kompetenzen sowie die Erfassung von Daten iiber
Kompetenzen. Bulgarien hat seine Liste der Berufe mit Schwerpunkt auf griinen und digitalen
Kompetenzen im Rahmen einer umfassenderen Reform der beruflichen Aus- und Weiterbildung als
Teil des Aufbau- und Resilienzplans aktualisiert, wiahrend Deutschland nun die Zertifizierung nicht
formal erworbener beruflicher Kompetenzen im Rahmen seines Berufsbildungsgesetzes ermdglicht.

123 Siehe OECD, Do Adults Have the Skills They Need to Thrive in a Changing World?:Survey of
Adult Skills 2023 (Verfiigen Erwachsene iiber die erforderlichen Kompetenzen, um in einer Welt im
Wandel erfolgreich zu sein?: Erhebung zu den Kompetenzen Erwachsener, 2023), OECD Skills
Studies, OECD Publishing, Paris, 2024.

124 Siehe OECD, Trends in Adult Learning: New Data from the 2023 Survey of Adult Skills, Getting
Skills Right, OECD Publishing, Paris, 2025.
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Trotz erheblicher Anstrengungen der Mitgliedstaaten nehmen die Ungleichheiten im
Bildungsbereich zu, da die Leistungen sozio6konomisch benachteiligter Schiiler
zuriickgegangen sind. Wihrend die Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung die
generationeniibergreifende soziale Mobilitédt fordern sollten, indem Bildungsergebnisse vom
soziodkonomischen Hintergrund abgekoppelt werden, bestitigten die Ergebnisse der

PISA-Studie 2022 einige besorgniserregende Trends. Der soziookonomische Hintergrund ist nach
wie vor ein starker Indikator fiir die Bildungsergebnisse in der EU, wobei unterdurchschnittliche
Leistungen bei benachteiligten Schiilerinnen und Schiilern viel hdufiger auftreten als bei ihren
besser gestellten Gleichaltrigen.!?s Dariiber hinaus lag der Anteil der Schiilerinnen und Schiiler aus
nachteiligen soziookonomischen Verhéltnissen, die bei den Grundkompetenzen gut abschneiden
(d. h. die mindestens Niveau 4 auf der PISA-Skala in einem der Bereiche Lesen, Mathematik oder
Naturwissenschaften erreichen) im Jahr 2022 nur noch bei 16,3 %, verglichen mit 20,8 % im

Jahr 2018 und 21,1 % im Jahr 2015 (siche Abbildung 2.2.4).126 Dieser Anteil ging in diesem
Zeitraum in fast allen Mitgliedstaaten zuriick. In den leistungsstérksten Landern Estland, Finnland
und Irland lag der Anteil der Schiilerinnen und Schiiler aus nachteiligen Verhiltnissen im Jahr 2022
bei kaum mehr als 25 %. Demgegeniiber schnitten in der gesamten EU 59,0 % der Schiilerinnen
und Schiiler aus nachteiligen Verhéltnissen bei den Grundkompetenzen gut ab. Um die Fortschritte
bei der Beseitigung struktureller Ungleichheiten zu verfolgen, hat die Kommission einen neuen
Indikator der Chancengleichheit und ein neues Ziel fiir 2030 auf der Grundlage guter Leistungen
benachteiligter Schiilerinnen und Schiiler im PISA-Test vorgeschlagen. Auf EU-Ebene besteht das
Ziel darin, dass mindestens 25 % der benachteiligten Schiilerinnen und Schiiler in einem Bereich

mindestens Niveau 4 erreichen.1?7

Europédische Kommission, The twin challenge of equity and excellence in basic skills in the EU,
Publications Office of the European Union, 2024.

126 In der PISA-Studie wird dies durch den Index des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Status
(ESCS) erfasst. Die Kategorie ,,beglinstigter soziookonomischer Hintergrund umfasst 25 % aller
Schiiler mit den hochsten ESCS-Werten in dem betreffenden Land, wihrend die Kategorie
,benachteiligter soziodkonomischer Hintergrund* 25 % der Schiiler mit den niedrigsten
ESCS-Werten umfasst.

Europédische Kommission: Generaldirektion Bildung, Jugend, Sport und Kultur, Interim evaluation
of the 2021-2030 European Education Area strategic framework — Report from the Commission to
the European Parliament, the Council, the European Economic and Social Committee and the
Committee of the Regions, Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

127
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https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/d9d9adad-c71b-11ee-95d9-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/d9d9adad-c71b-11ee-95d9-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/92c1dc40-57b9-11f0-a9d0-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/92c1dc40-57b9-11f0-a9d0-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/92c1dc40-57b9-11f0-a9d0-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/92c1dc40-57b9-11f0-a9d0-01aa75ed71a1

Abbildung 2.2.4: Grundfertigkeiten bei benachteiligten Schiilerinnen und Schiilern sind in
den letzten zehn Jahren zuriickgegangen

Schiilerinnen und Schiiler aus nachteiligen Verhéltnissen, die mindestens Niveau 4 in den Bereichen Lesen, Mathematik
oder Naturwissenschaften erreichen (in %)

Anmerkung: Bei der Interpretation der Daten fiir 2022 fiir DK, IE, LV und NL ist Vorsicht geboten, da ein oder mehrere
PISA-Teststandards nicht erfiillt wurden. LU nahm nur an der PISA-Studie 2018 teil.

Quelle: OECD, PISA 2015, 2018, 2022; Berechnungen der GD EAC.

Das geringe Mal} an digitaler und Biirgerkompetenz bei Schiilerinnen und Schiilern gibt
Anlass zur Sorge, insbesondere im Zusammenhang mit der Verbreitung von Desinformation.
Die EU hat sich das Ziel gesetzt, den Anteil der Schiilerinnen und Schiiler der achten
Jahrgangsstufe (13-14 Jahre) mit unzureichenden digitalen Kompetenzen bis 2030 auf unter 15 %
zu senken. In den 22 EU-Léndern, die 2023 an der Internationalen Studie zur Messung der
Computer- und Informationskompetenzen teilgenommen haben, erreichen 42,5 % der Schiilerinnen
und Schiiler weniger als die Mindestkompetenzschwelle fiir Computer- und
Informationskompetenz. Einige Lander wie Tschechien (28,0 %) und Danemark (32,2 %) ndhern
sich diesem Ziel, wihrend andere wie Rumainien (74,0 %) und Griechenland (60,4 %) weit
zuriickliegen. Der rasche technologische Fortschritt in Verbindung mit zunehmender Polarisierung
und der Verbreitung von Desinformation und Fehlinformationen macht es wichtiger denn je,
frithzeitig staatsbiirgerliche Kompetenzen aufzubauen. Im Jahr 2022 wiesen 63,1 % der
Schiilerinnen und Schiiler der achten Jahrgangsstufe in der allgemeinen Schulbildung im
Durchschnitt der Mitgliedstaaten, die an der International Civic and Citizenship education Study
(ICCS)'28 teilnahmen, ein angemessenes Niveau an Biirgerkompetenz auf, wobei einige
Mitgliedstaaten angaben, dass mehr als 70 % der Schiilerinnen und Schiiler ein angemessenes
Niveau an Biirgerkompetenz erreichten, wihrend andere unter 50 % lagen. Schiilerinnen und
Schiiler, die iiber ein angemessenes Niveau verfligen, wissen Bescheid iiber demokratische
Institutionen, Systeme, Grundsétze und Partizipationspraktiken. Dies ermoglicht es ihnen, sich mit
Biirgerfragen auseinanderzusetzen und sich aktiv am demokratischen Leben zu beteiligen.

128 Die Teilnehmer waren: BG, DK, DE, EE, ES, FR, HR, IT, CY, LV, LT, MT, NL, PL, RO, SI, SK, SE.
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Berufliche Aus- und Weiterbildung zielt darauf ab, Lernende auf den Arbeitsmarkt
vorzubereiten, jedoch ist die Beschiiftigungsquote junger Hochschulabsolventen zum ersten
Mal seit 2020 zuriickgegangen. Im Rahmen der Berufsbildung wird Aus- und Weiterbildung fiir
viele Berufe geboten, in denen ein anhaltender Mangel herrscht und die fiir die
Wettbewerbsfihigkeit und Vorsorge Europas von entscheidender Bedeutung sind — siehe auch
Kasten 3 mit Bezug zur Sdule. Im Jahr 2024 durchliefen fast zwei Drittel (65,2 %) der jlingsten
Absolventinnen und Absolventen einer beruflichen Aus- und Weiterbildung mittleren Niveaus
(20-34 Jahre) in der EU im Rahmen ihres Lehrplans arbeitsbasiertes Lernen.!?® Diese Quote liegt
damit iiber dem EU-Ziel fiir 2025 von mindestens 60 %.'3" Es bestehen jedoch groBe und
anhaltende Unterschiede zwischen den einzelnen Landern. Fast alle Absolventen (iiber 90 %)
nehmen in Deutschland, den Niederlanden und Spanien am arbeitsbasierten Lernen teil. Im
Gegensatz dazu durchlaufen in Ruménien, Tschechien und Griechenland nur sehr wenige
Absolventen der beruflichen Aus- und Weiterbildung im Rahmen ihres Berufsbildungsprogramms
arbeitsbasiertes Lernen.!3! Die Beschiftigungsquote junger Absolventen der beruflichen Aus- und
Weiterbildung ging von 80,9 % im Jahr 2023 auf 80,0 % im Jahr 2024 zuriick. Dies ist ein
Riickschlag im Hinblick auf das Ziel, bis 2025 mindestens 82 % zu erreichen.'? Der Riickgang war
bei Absolventen mittlerer Bildungsstufe mit allgemeiner Ausrichtung (von 67,8 % auf 62,8 %) und
bei denjenigen, die die Schule vor Abschluss der Sekundarstufe II verlieBen (von 61,9 % auf

52,1 %), groBBer und war von erheblichen Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten geprégt. Bei
jungen Absolventen einer beruflichen Aus- und Weiterbildung, die arbeitsbasiertes Lernen
durchliefen, ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie eine Anstellung finden, deutlich hoher (84,4 %) als

bei denjenigen, die nicht in den Genuss solcher Moglichkeiten kamen (67,9 %).

129
130

Eurostat, [tps00215].

Das Ziel wurde in der Empfehlung des Rates vom 24. November 2020 zur beruflichen Aus- und
Weiterbildung fiir nachhaltige Wettbewerbsfahigkeit, soziale Gerechtigkeit und Resilienz gesetzt.
Daten sind fiir Deutschland, Lettland, Malta, Polen und Finnland als ,,wenig zuverlassig"
gekennzeichnet.

Das Ziel wurde in der Empfehlung des Rates vom 24. November 2020 zur beruflichen Aus- und
Weiterbildung fiir nachhaltige Wettbewerbsfahigkeit, soziale Gerechtigkeit und Resilienz gesetzt.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tps00215/default/table?lang=de

In Europa ist ein starker Anstieg der Zahl junger Menschen mit Hochschulabschluss zu
verzeichnen, der auf einen breiteren Zugang zu Universititen und eine steigende Nachfrage
nach hochwertigen Kompetenzen auf dem Arbeitsmarkt zuriickzufiihren ist. Im vergangenen
Zehnjahreszeitraum stieg der durchschnittliche Anteil der 25- bis 34-Jdhrigen mit
Hochschulabschluss deutlich auf 44,1 %, wobei allein im letzten Jahr ein Anstieg um

1 Prozentpunkt zu verzeichnen war (siehe Abbildung 2.2.5). Die erwartete Bildungsrendite ist ein
entscheidender Faktor fiir die Entscheidung, eine Hochschulausbildung zu absolvieren, und dieser
Faktor ist in den letzten zehn Jahren trotz eines erheblichen Anstiegs der Zahl der hochqualifizierten
Menschen stabil geblieben.!3? Im Jahr 2024 lag die Arbeitslosenquote der 25- bis 34-Jahrigen mit
Hochschulabschluss bei 5,2 %, verglichen mit 6,7 % bei Personen mit einem Bildungsabschluss der
Sekundarstufe II und 15,3 % bei Personen mit einem niedrigeren Bildungsabschluss. Dariiber
hinaus verdienen Arbeitnehmer mit Hochschulabschluss 52 % mehr als Arbeitnehmer mit
Abschluss der Sekundarstufe II. Auch wenn Personen mit Hochschulabschluss eine hdhere
Beschéftigungsquote aufweisen, war bei jungen Hochschulabsolventen ein Riickgang der
Beschiftigungsquoten von 87,6 % im Jahr 2023 auf 86,7 % im Jahr 2024 zu verzeichnen. Dieser
Riickgang ist auf allen Bildungsebenen zu beobachten und konnte auf einen Riickgang der

Einstellungen fiir Einstiegspositionen hindeuten.

Abbildung 2.2.5 Der Anteil junger Erwachsener mit Hochschulabschluss ist in den letzten
zehn Jahren gestiegen
Anteil der Personen (25-34 Jahre) mit Hochschulabschluss (ISCED 5-8, in %)
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Anmerkungen: Reihenbruch fiir BG in Bezug auf 2024, bei SI in Bezug auf 2023 und bei LU in Bezug auf 2015.
Quelle: Eurostat, [edat_Ifse_03].

133 Siehe Monitor fiir die allgemeine und berufliche Bildung 2025, Amt fiir Verdffentlichungen der

Européischen Union.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/18b19c32-9324-4a8e-ae3d-6ae0d7710135?lang=de&createdAt=2025-09-17T08:29:37Z
https://op.europa.eu/webpub/eac/education-and-training-monitor/de/index.html

Die Forderung der Mobilitit von Hochschulstudierenden sowie Hochschulabsolventinnen und
-absolventen ist nach wie vor eine Schliisselprioritit, um Kompetenzen zu verbessern und
Horizonte zu erweitern, jedoch ist die Mobilitiit in den letzten Jahren zuriickgegangen. Die
Quote der Mobilitit ins Ausland!3* ging zwischen 2020 und 2023 um 2,3 Prozentpunkte zuriick.
Nur 11,2 % der 4 Millionen Hochschulabsolventinnen und - absolventen aus EU-Landern
durchliefen 2023 eine Form der Lernmobilitét, wobei 4,5 % einen vollstdndigen Abschluss im
Ausland und rund 6,6 % eine Mobilitét zum Erwerb von Leistungspunkten absolvierten.!3% Somit
bleibt die durchschnittliche Mobilitit von Absolventen ins Ausland in der EU weit hinter dem

fiir 2030 festgelegten Ziel von 23 % zuriick. Es bestehen jedoch nach wie vor verschiedene
Datenliicken, die dazu fiihren konnten, dass die Fortschritte bei der Erreichung des Ziels
unterschitzt werden, wie z. B. unvollstindige Meldungen {iber die Mobilitdt von weniger als drei
Monaten.'3% Im Rahmen der Union der Kompetenzen unterstiitzt die Pilotinitiative ,,Choose Europe
for Science™ die Internationalisierung von Hochschuleinrichtungen, indem akademische und
nichtakademische Organisationen bei der Einstellung von promovierten Wissenschaftlern
unterstiitzt werden.

Der zunehmende Fachkriftemangel in Europa erweist sich als grofie Bedrohung fiir
Wohlstand und Wettbewerbsfihigkeit. Der Fachkriaftemangel ist 2024 zu einem der
Haupthindernisse flir Investitionen geworden; 77 % der Unternehmen nannten ihn als Hindernis.'3
Besonders ausgeprigt ist das Problem im Baugewerbe und in der verarbeitenden Industrie, wo
Arbeitskrifteengpésse sowohl die Fahigkeit der EU, den 6kologischen Wandel zu beschleunigen,
als auch das Wachstumspotenzial untergraben. Die strategische Bedeutung von Kompetenzen fiir
den Wohlstand und die Wettbewerbsfdhigkeit Europas wurden sowohl im Bericht von Enrico Letta
iiber die Zukunft des Binnenmarkts als auch im Bericht von Mario Draghi iiber die
Wettbewerbsfahigkeit der EU hervorgehoben.!3® Die Bewiltigung dieser Herausforderung erfordert
umfassende Maflnahmen der beruflichen Weiterbildung und Umschulung fiir alle Arbeitskréfte in
der EU. Dies ist ein Schliisselelement der Union der Kompetenzen, einer umfassenden
Kompetenzstrategie, die im Mirz 2025 als Teil des Kompasses fiir Wettbewerbsfahigkeit der EU

angenommen wurde.

134 Die Quote der Auslandsmobilitit eines Landes ist die Zahl der Absolventinnen und Absolventen bei

denen Mobilitdt beim Hochschulabschluss sowie bei den Leistungspunkten vorliegt, aus diesem
Land, geteilt durch die Zahl der Absolventinnen und Absolventen dieses Landes.
135 Berechnungen der GD EAC.
136 Siehe S. 61 des Monitors fiir die alleemeine und berufliche Bildung 2024, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union.
Auf der Grundlage der EIB-Investitionsumfrage. Die Meldungen der Unternehmen sind nur bei
,Unsicherheit in Bezug auf die Zukunft™ mit 79 % und bei ,,Energiekosten® mit 77 % hdoher.
More Than A Market, Enrico Letta, April 2024; The future of European competitiveness,
Mario Draghi, September 2024.
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https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/9637e78f-acc7-11ef-acb1-01aa75ed71a1/language-de
https://www.consilium.europa.eu/media/ny3j24sm/much-more-than-a-market-report-by-enrico-letta.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/97e481fd-2dc3-412d-be4c-f152a8232961_en?filename=The%20future%20of%20European%20competitiveness%20_%20A%20competitiveness%20strategy%20for%20Europe.pdf

Das Missverhiiltnis zwischen Qualifikationsangebot und - nachfrage auf makro6konomischer
Ebene nimmt in der EU weiter ab, wobei es jedoch Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten gibt. Der Indikator fiir das makrokonomische Missverhéltnis zwischen
Qualifikationsangebot und - nachfrage spiegelt den Grad der Diskrepanz zwischen
Qualifikationsangebot und - nachfrage auf dem Arbeitsmarkt wider.'3? Insbesondere driickt er aus,
wie schwierig fiir Menschen mit unterschiedlichem Bildungsniveau der Eintritt in den Arbeitsmarkt
ist. Seit 2014 sinkt der Indikator in den meisten Mitgliedstaaten, was vor allem auf das steigende
Bildungsniveau zuriickzufiihren ist. In einigen Léndern, darunter Italien, Belgien, Kroatien und
Polen, war das makrodkonomische Missverhiltnis zwischen Qualifikationsangebot

und -nachfrage 2024 jedoch nach wie vor hoch (iiber 23 %) und lag deutlich iiber dem
EU-Durchschnitt von 19,2 % (siche Abbildung 2.2.6). Dagegen weisen Osterreich, Dénemark,
Deutschland und die Niederlande mit Werten unter 15 % die niedrigsten Quoten auf. Insgesamt
konnen Fachkréiftemangel und ein Missverhiltnis zwischen Qualifikationsangebot und - nachfrage
mit Herausforderungen in Bezug auf die Qualitit, Chancengleichheit und Arbeitsmarktrelevanz der
Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung sowie mit einem anhaltenden
Arbeitskriftemangel zusammenhéngen. Durch Forderung eines hoheren Bildungsniveaus und
verstdrkte Unterstiitzung von beruflicher Weiterbildung und Umschulung kdnnte das
Qualifikationsangebot besser auf die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt abgestimmt werden.

Abbildung 2.2.6: Das Missverhiltnis zwischen Qualifikationsangebot und -nachfrage auf
makrookonomischer Ebene nimmt in der EU weiter ab, ist jedoch von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat unterschiedlich

Relative Streuung der Beschéftigungsquoten von Arbeitskréften mit unterschiedlichem Bildungsniveau, gewichtet nach
dem Anteil der einzelnen Gruppen an der Gesamtbevolkerung im erwerbsfahigen Alter (20-64 Jahre)
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Anmerkung: Dieser Indikator hebt die Schwierigkeiten von Geringqualifizierten und Personen mit mittlerem
Qualifikationsniveau beim Eintritt in den Arbeitsmarkt hervor, die im Verhéltnis groBBer sind als bei Hochqualifizierten.
Quelle: Berechnungen der GD EMPL auf der Grundlage von Eurostat-Daten [Ifsg_egaed; Ifsq_pgaed; 1fsq_agaed],

EU AKE.

139 Der Indikator fiir das makrodkonomische Missverhiltnis zwischen Qualifikationsangebot und

- nachfrage misst die relative Streuung der Beschaftigungsquoten von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern mit unterschiedlichem Bildungsniveau (niedrig, mittel und hoch), gewichtet nach
dem Anteil jeder Gruppe an der Gesamtbevolkerung im erwerbsfahigen Alter (20-64 Jahre). Siehe
Europédische Kommission, Analytical web note — Measuring skills mismatch. 7/2015, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2015.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/LFSA_EGAED/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/LFSQ_PGAED/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/LFSQ_AGAED/default/table?lang=de&category=labour.employ.lfsq.lfsq_act
https://data.europa.eu/doi/10.2767/620480

Die Teilnahme an der Erwachsenenbildung ist relativ gering und von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat sehr unterschiedlich. Die jliingsten Zahlen der Erhebung iiber Erwachsenenbildung
deuteten auf einen leichten Anstieg des Anteils der Erwachsenen hin, die in der EU an
BildungsmaBnahmen teilnehmen (ausgenommen betriebliche Weiterbildung am Arbeitsplatz);
dieser ist von 37,4 % im Jahr 2016 auf 39,5 % im Jahr 2022 gestiegen, was deutlich unter dem
Kernziel der EU von 60 % fiir 2030 liegt (siche Kasten 2 zur Zielvorgabe bei Kompetenzen), wobei
groBBe Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bestehen. Die hochsten Teilnahmequoten wurden
aus Schweden, Ungarn, den Niederlanden und Deutschland gemeldet, weshalb diese Lander in die
Kategorie ,,Beste Leistung* eingestuft wurden (siehe Abbildung 2.2.7). Alle diese Lander
verzeichneten zwischen 2016 und 2022 einen Anstieg von mehr als 6,8 Prozentpunkten, mit
Ausnahme der Niederlande, wo die Teilnahme um 1 Prozentpunkt zuriickging. Im Gegensatz dazu
waren besonders niedrige Teilnahmequoten, die die EU-weiten Unterschiede widerspiegeln, in
Bulgarien, Griechenland, Ruménien, Polen und Tschechien zu beobachten; diese Lander befinden
sich in einer , kritischen Lage®. Auch in Kroatien, Zypern, Litauen, Italien und Slowenien lagen die
Werte unter 30 % und sind ,,zu beobachten®.

Abbildung 2.2.7: Die Erwachsenenbildung ist seit 2016 nur leicht gestiegen, wobei grofle
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bestehen

Teilnahme an der Erwachsenenbildung in den letzten zwolf Monaten (25-64 Jahre), Werte fiir 2022 und Verdnderungen
gegeniiber 2016 (in %, Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siehe Anhang. Im
September 2024 erzielte die Untergruppe ,,Indikatoren des Beschéftigungsausschusses eine vorlédufige Einigung {iber den
Uberwachungsrahmen fiir das Kompetenzziel, unter Verwendung von Daten aus der Erhebung iiber Erwachsenenbildung
ohne Beriicksichtigung betrieblicher Ausbildungen am Arbeitsplatz. Siehe auch den Bericht iiber die Leistungen im
Beschiftigungsbereich, 2024. Die Verdnderung gegeniiber 2022 wird anhand des Werts von 2016 berechnet, dem letzten
verfligbaren Wert vor 2022. Zeitreihenbruch bei FR, IT und RO 2022.

Quelle: Eurostat Sonderauswertung aus der Erhebung iiber die Erwachsenenbildung: Beteiligung Erwachsener am Lernen, in
den letzten zwolf Monaten, ohne Ausbildung am Arbeitsplatz unter Anleitung (Guided On-the-Job Training, GOJT).
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https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14331-2024-ADD-1/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14331-2024-ADD-1/en/pdf
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details

Kasten 2 zur Zielvorgabe: Entwicklung in Richtung des Ziels fiir die Erwachsenenbildung
bis 2030

Die Teilnahme an der Erwachsenenbildung ist nur geringfiigig gestiegen, sodass erhebliche
Anstrengungen erforderlich sind, um das EU-Kernziel bis 2030 zu erreichen. Gemil der
Erhebung liber Erwachsenenbildung ist die Beteiligungsquote in der EU (ausgenommen Ausbildung
am Arbeitsplatz unter Anleitung) von 37,4 % im Jahr 2016 auf 39,5 % im Jahr 2022 gestiegen (siche
nachfolgende Abbildung). 1*° Daten aus der Arbeitskrifteerhebung (AKE) deuten auf einen
allgemeinen Anstieg der Teilnahme Erwachsener an Bildungsmafnahmen zwischen 2022 und 2024
hin. Dieser leichte Trend reicht jedoch nicht aus, um das EU-Kernziel erreichen zu konnen, dass
bis 2030 jedes Jahr 60 % der Erwachsenen an Bildungsmafinahmen teilnehmen. Raschere Fortschritte
sind von entscheidender Bedeutung, um die Arbeitskrifte fir den sich wandelnden
Qualifikationsbedarf zu riisten, den Arbeits- und Fachkriftemangel abzumildern und die
Wettbewerbsfihigkeit und Inklusivitit zu erhalten.

Die Fortschritte in der Erwachsenenbildung reichen nicht aus, um das EU-Kernziel fiir 2030
zu erreichen

Teilnahme an der Erwachsenenbildung in den letzten zwolf Monaten in der EU-27 und EU-Kernziel fiir 2030
(25-64 Jahre, in %)

Anmerkung: Die Erhebung iiber Erwachsenenbildung 2007 war ein grof3 angelegtes Pilotprojekt, das zwischen 2005
und 2008 in allen Mitgliedstaaten auBer Irland und Luxemburg auf freiwilliger Basis durchgefiihrt wurde. Auf dieser
Grundlage wurden in der nichsten Welle Anpassungen vorgenommen. Seit 2011 wird die Erhebung iiber
Erwachsenenbildung durch einen européischen Rechtsakt untermauert und somit in allen Mitgliedstaaten verbindlich
durchgefiihrt'!. Ein Reihenbruch liegt fiir EU, FR und HU in Bezug auf das Jahr 2011, fiir IE, LU und SE in Bezug auf
das Jahr 2016 und fiir FR, IT und RO in Bezug auf das Jahr 2022 vor.

Quelle: Eurostat Sonderauswertung aus der Erhebung tiber die Erwachsenenbildung: Beteiligung Erwachsener am
Lernen, in den letzten zwolf Monaten, ohne Ausbildung am Arbeitsplatz unter Anleitung (Guided On-the-Job Training

GOJT).

140 Im September 2024 erzielte die Untergruppe ,,Indikatoren* des Beschiftigungsausschusses eine

vorldufige Einigung iiber den Uberwachungsrahmen fiir das Kompetenzziel, unter Verwendung von
Daten aus der Erhebung iiber Erwachsenenbildung ohne Beriicksichtigung betrieblicher
Ausbildungen am Arbeitsplatz. Siehe auch den Bericht iiber die Leistungen im
Beschiéftigungsbereich, 2024.

Verordnung (EU) 823/2010 der Kommission enthélt die Durchfiithrungsbestimmungen zur
Grundverordnung (Verordnung (EG) Nr. 452/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates) fiir
die Erhebung iiber Erwachsenenbildung 2011.
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https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14331-2024-ADD-1/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14331-2024-ADD-1/en/pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32010R0823
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32008R0452

Die meisten Mitgliedstaaten werden erhebliche Anstrengungen unternehmen miissen, um ihre
nationalen Ziele bis 2030 zu erreichen

Teilnahme an der Erwachsenenbildung in den letzten zwolf Monaten in der EU-27 und nationale Ziele der
Mitgliedstaaten fiir 2030 (25-64 Jahre, in %)
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Niveau in 2016 Niveau in 2022 — Nationales Ziel fiir 2030 — =—EU-Kernziel fir 2030
Anmerkung: Ein Reihenbruch liegt fiir [E, LU und SE in Bezug auf das Jahr 2016 und fiir FR, IT und RO in Bezug auf
das Jahr 2022 vor.
Quelle: Eurostat Sonderauswertung aus der Erhebung tiber die Erwachsenenbildung: Beteiligung Erwachsener am

Lernen, in den letzten zwolf Monaten, ohne Ausbildung am Arbeitsplatz unter Anleitung (Guided On-the-Job Trainin
GOJT) und Tabelle der nationalen Ziele fiir 2030 in Anhang 1.

Die meisten Mitgliedstaaten verfehlen ihre nationalen Ziele fiir die Erwachsenenbildung, auch
wenn in einigen wenigen Fillen bemerkenswerte Fortschritte erzielt wurden. Bis 2022 hatten
Schweden, Ungarn und Ruménien ihre Ziele iibertroffen, wiahrend sich die Slowakei ihrem Ziel
ndherte (sieche Abbildung oben). Ruménien verzeichnete den stirksten Anstieg gegeniiber einem
relativ niedrigen Ausgangswert, wenngleich ein Reihenbruch Vergleiche erschwert. Von den
24 Landern, welche die Zielvorgabe noch nicht erreicht haben, wies nur eine kleine Zahl von Landern
nennenswerte Zuwéchse auf.

Abbildung 2.2.8: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in gering qualifizierten Berufen

nehmen mit deutlich geringerer Wahrscheinlichkeit an der Erwachsenenbildung teil
Teilnahme an der Erwachsenenbildung in den letzten zwolf Monaten nach Berufsgruppen (25-64 Jahre, in %)

Anmerkung: Ein Reihenbruch liegt fiir I[E, LU und SE in Bezug auf das Jahr 2016 und fiir FR, IT und RO in Bezug auf das
Jahr 2022 vor.

Quelle: Eurostat Sonderauswertung aus der Erhebung tiber die Erwachsenenbildung: Beteiligung Erwachsener am Lernen, in
den letzten zwolf Monaten, einschlieSlich Ausbildung am Arbeitsplatz unter Anleitung (Guided On-the-Job Training, GOJT).
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https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights/european-pillar-social-rights-action-plan_en#three-ambitious-eu-targets
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details

Die Aus- und Weiterbildungsmoglichkeiten sind fiir Geringqualifizierte wesentlich geringer,
sodass sie bei Verinderungen auf dem Arbeitsmarkt stirker gefihrdet sind. Die Teilnahme an
der Erwachsenenbildung nahm zwischen 2016 und 2022 unter den Erwerbstitigen insgesamt zu.
Dies ist hauptsdchlich auf die beruflichen Gruppen der Fiihrungskréfte, Fachkrifte, Techniker und
gleichrangiger nichttechnischer Berufe zuriickzufiihren, wihrend unter anderen Gruppen ein
Riickgang oder eine Stagnation zu verzeichnen war. Dieses Beteiligungsmuster ist in den meisten
Mitgliedstaaten mit Ausnahme der Slowakei, Schwedens, Zyperns, Ungarns und Irlands zu
beobachten. Die Slowakei und Schweden verzeichnen eine sehr hohe Beteiligungsquote bei
Erwachsenen in Hilfsberufen. In Zypern, Ungarn und Irland nimmt ein dhnlicher oder gréerer Teil
der Facharbeiter an BildungsmaBnahmen teil als der von Biiroangestellten, Dienstleistungs- und
Verkaufskriften. Eine der wichtigsten Methoden zur Steigerung der Teilnahme ist das personliche
Fortbildungsbudget, beispielsweise individuelle Lernkonten, die die Nachfrage unter den
Arbeitnehmern stimulieren. Aus einer kiirzlich durchgefiihrten Eurobarometer-Umfrage geht
hervor, dass die Mehrheit (56 %) der Befragten (ab 15 Jahren) wahrscheinlich ein solches Budget in
Anspruch nehmen wiirde. Diese Zahl steigt auf fast drei Viertel (73 %), wenn man die Personen
berticksichtigt, die derzeit arbeiten oder in der Lage sind, innerhalb der ndchsten zwei Jahre eine
Arbeit aufzunehmen.'#? Dieses Interesse deutet auf Nachfrage nach Aus- und
Weiterbildungsmoglichkeiten hin, auch wenn die unterschiedliche Wahrscheinlichkeit ihrer
Nutzung in den verschiedenen demografischen Gruppen auf potenzielle Hindernisse fiir den Zugang
und unterschiedliche Motivationen fiir die Teilnahme an solchen Programmen schlieen ldsst. Im
Rahmen der Union der Kompetenzen ergéinzen neue Initiativen wie das Pilotprojekt zur
Kompetenzgarantie und ein Pilotprojekt fiir transnationale Partnerschaften zwischen Hochschulen
und Unternehmen fiir Sektoren mit schwerwiegenden Qualifikationsliicken bestehende Initiativen
wie individuelle Lernkonten und EU-Kompetenzakademien in strategischen Bereichen, die
Ausweitung von Microcredentials und innovative gemeinschaftliche Lernrdume. Diese Malnahmen
zielen darauf ab, die Lernmdglichkeiten zu erweitern und die EU-Kompetenzrahmen durch
offentlich-private Zusammenarbeit zu stirken und gleichzeitig Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer beim Ubergang zwischen Sektoren zu unterstiitzen und Qualifikationsliicken zu

schlieBen.

142 Siehe Europiische Kommission, Special Eurobarometer 559 — Investing in Fairness (Januar bis

Februar 2025).
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https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/3223
https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/3223

Abbildung 2.2.9: Bei den digitalen Kompetenzen von Erwachsenen gibt es grof3e Unterschiede
zwischen den einzelnen Lindern

Anteil der Bevolkerung mit grundlegenden oder mehr als grundlegenden allgemeinen digitalen Kompetenzen
(16-74 Jahre) fiir 2023 und Verdnderungen zu 2021 (in %, Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang. Die
allgemeinen digitalen Kompetenzen beziehen sich auf fiinf Bereiche: Informations- und Datenkompetenzen,
Kommunikations- und Kooperationskompetenzen, Kompetenzen zur Erstellung digitaler Inhalte,
Sicherheitskompetenzen, Problemldsungskompetenzen. Uber mindestens grundlegende allgemeine digitale

Kompetenzen verfiigt, wer in der Lage ist, in jedem dieser Bereiche mindestens eine Aktivitit auszufithren. Fiir weitere
Informationen siehe Eurostat.

Quelle: Eurostat, [tepsr_sp410].
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https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-eurostat-news/-/ddn-20231215-3
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tepsr_sp410/default/table?lang=de

Die digitalen Kompetenzen sind EU-weit gering. Nur einige Mitgliedstaaten haben Werte
erreicht, die an das EU-Ziel fiir 2030 heranreichen oder dariiber liegen. In einem Europa des
digitalen Wandels hingen Beschéftigung und soziale Inklusion davon ab, dass Erwachsene iiber
grundlegende digitale Kompetenzen verfiigen, was sich in dem Ziel niederschligt, dass bis 2030
mindestens 80 % der Erwachsenen (16-74 Jahre) iiber grundlegende digitale Kompetenzen
verfiigen.'#3 Mehr als 90 % der Menschen in der EU nutzen das Internet mindestens einmal pro
Woche,** was jedoch nicht zwangsldufig bedeutet, dass sie iiber das richtige digitale Know-how
verfiigen. 2023 verfiigten nur 55,6 % der Erwachsenen zumindest iiber grundlegende digitale
Kompetenzen, was einem leichten Anstieg gegeniiber 2021 (53,9 %) entspricht. Bei diesem Tempo
wiirden bis Ende des Jahrzehnts aber nur 59,8 % der Erwachsenen zumindest iiber grundlegende
digitale Kompetenzen verfligen.!*> Zwischen den Mitgliedstaaten bestehen betrichtliche
Leistungsunterschiede. In Ruménien, Bulgarien und Polen ist der Anteil an Erwachsenen mit
zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen am niedrigsten. Diese Lander befinden sich in
einer , kritischen Lage* (siche Abbildung 2.2.9). Im Gegensatz dazu liegen die Niederlande

(82,7 %) und Finnland (82,0 %) bereits iiber dem EU-Ziel fiir 2030 und erreichen zusammen mit
Irland die Kategorie ,,beste Leistung*. In Zypern, Italien, Lettland, der Slowakei und Slowenien
sind die Werte mit 45 % bis 51,3 % niedrig. Diese Linder sowie Kroatien und Luxemburg, die
zwischen 2021 und 2023 einen starken Riickgang verzeichneten, sind ,,zu beobachten®. Insgesamt
zeigen die jiingsten Daten, dass die Mehrheit der Mitgliedstaaten (17) zwischen 2021 und 2023

Fortschritte bei der Verbesserung der digitalen Kompetenzen erzielt hat.

Das Niveau der digitalen Kompetenzen ist fiir die einzelnen Bevolkerungsgruppen und
Standorte sehr unterschiedlich. Der Anteil junger Menschen im Alter von 16 bis 24 Jahren mit
zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen ist relativ hoch, obwohl er leicht zuriickgegangen
ist (von 71,2 % im Jahr 2021 auf 70,0 % im Jahr 2023), womit die Annahme, alle jungen Menschen
seinen ,,Digital Natives®, in Frage gestellt wird. Allgemein sind die digitalen Kompetenzen
besonders niedrig bei Menschen ohne oder mit geringen formalen Qualifikationen (33,6 % im

Jahr 2023), dlteren Menschen (37,1 % bei den 55- bis 74-Jahrigen), Menschen, die in ldndlichen
Gebieten leben (47,5 %) und Arbeitslosen (47,7 %).

143 Im_Aktionsplan zur europdischen Siule sozialer Rechte und im Digitalen Kompass fiir die digitale

Dekade festgelegte Zielvorgabe.

Siehe Europdische Kommission, Digitalisation in Europe — 2025 edition, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

Zum Zielpfad fiir 2030 siehe Europdische Kommission, Bericht iiber den Stand der digitalen
Dekade 2025, Amt fir Veroffentlichungen der Européischen Union, 2024.
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM%3A2021%3A102%3AFIN&qid=1614928358298#PP1Contents
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0118%2801%29&qid=1719482584036
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0118%2801%29&qid=1719482584036
https://ec.europa.eu/eurostat/web/interactive-publications/digitalisation-2025
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/library/state-digital-decade-2025-report
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/library/state-digital-decade-2025-report

Die Zahl der IKT-Fachkrifte liegt weit unter dem prognostizierten Bedarf. 2024 arbeiteten
10,3 Millionen Menschen als IKT-Fachkrifte, was 5,0 % aller Beschiftigten entspricht. Bei
gleichbleibendem Tempo wird trotz des zunehmenden Wettbewerbs um Fachkréfte mit digitalen
Kompetenzen die Zahl der IKT-Fachkréfte bis 2030 nur 12,4 Millionen erreichen und damit
deutlich unter dem EU-Ziel von 20 Millionen fiir die digitale Dekade liegen.'#6 Dies konnte sich
negativ auf die kiinftige Wettbewerbsfahigkeit und Innovation in der EU auswirken. Moglichkeiten
zur Erhohung der Zahl der IKT-Fachkrifte wéren die Verringerung des Geschlechtergefilles (nur
19,5 % der IKT-Fachkréfte sind Frauen) und der Ausgleich der geografischen Verteilung in der EU
(der Anteil der IKT-Fachkrifte an der Gesamtbeschéftigung reicht von 2,5 % in Griechenland bis
8,6% in Schweden).

Kasten 3 mit Bezug zur Siule: Die Union der Kompetenzen im Fokus — Forderung der
MINT-Ficher!'4

Einige der am weitesten verbreiteten Arbeitskrifteengpisse in der EU betreffen MINT-Ficher
(Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik), was die Wettbewerbsfihigkeit
und den griinen und digitalen Wandel behindert. Mit dem derzeitigen Aufkommen von KI,
Technologien fiir erneuerbare Energien, Biotechnologie, Verteidigungs- und Sicherheitsrisiken und
komplexe Datenanalyse ist ein grofles Angebot an MINT-Fachkriften von entscheidender
Bedeutung. Es besteht jedoch ein weitverbreiteter Arbeitskriftemangel in den MINT-Féachern, von
denen der GroBteil das Handwerk, das Baugewerbe und das Ingenieurwesen betrifft (siche auch
Abschnitt 2.1.1). Engpésse sind auch in mehreren IKT-bezogenen Berufen zu beobachten.!*® In den
ndchsten zehn Jahren wird der Arbeitskriftemangel in einigen MINT-Berufen vor dem Hintergrund
einer schrumpfenden Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter und der Notwendigkeit, in den Ruhestand
tretende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu ersetzen, sowie des griinen und des digitalen
Wandels voraussichtlich erheblich zunehmen. Die derzeitige Zahl der MINT-Fachkrifte reicht somit
nicht aus, um den Bedarf des Arbeitsmarktes zu decken. Es werden weitere Fachkrifte benotigt, um
die steigende Nachfrage decken zu kdnnen. Im Strategieplan fiir die Bildung in MINT-Fachern, einer
Initiative im Rahmen der Union der Kompetenzen, werden ehrgeizige MaBBnahmen zur Bewiltigung
dieser Herausforderung in der gesamten EU und Ziele fiir die Anmeldung fiir MINT-Féacher
vorgeschlagen. Beispielsweise sollten bis 2030 45 % der Lernenden in der beruflichen Bildung und
32 % der Studierenden im Tertidrbereich in MINT-Fichern unterrichtet werden sowie 5 % der
Doktoranden einen Informatikabschluss erlangen. In diesem Zusammenhang wird in der kiinftigen
EU-Strategie fiir die berufliche Aus- und Weiterbildung eine zukunftsorientierte Vision dargelegt,
um die berufliche Aus- und Weiterbildung attraktiver und inklusiver zu gestalten und besser auf die
Bediirfnisse des Arbeitsmarktes abzustimmen. Ziel ist es, den Beitrag der beruflichen Aus- und
Weiterbildung zu lebenslangem Lernen, Wettbewerbsfahigkeit und sozialer Gerechtigkeit zu stirken,
wobei die Schwerpunkte auf Qualitdt, Innovation, 6kologischem und digitalem Wandel und
internationaler Mobilitét liegen.

146 See Anhang I des Berichts iiber den Stand der digitalen Dekade 2025.

47 Europiische Kommission (2025). Monitor fiir die allgemeine und berufliche Bildung 2025 —
Vergleichsbericht.

148 EURES (2025). Labour shortages and surpluses in Europe 2024.
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https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/library/state-digital-decade-2025-report
https://www.ela.europa.eu/de/publications/labour-shortages-and-surpluses-europe-2024

Bei den Schiiler- und Studierendenzahlen in MINT-Féchern gibt es Unterschiede zwischen
den EU-Mitgliedstaaten

Anteil der Studierenden im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung im Sekundar- und Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) sowie im Tertidrbereich (ISCED 5-8) in MINT-Féachern im Jahr 2023 (%)

Quelle: Eurostat [educ_uoe_enra03]; [educ_uoe_enrt03].

Die Schiiler- und Studierendenzahlen in MINT-Fichern ist in den letzten Jahren nicht
wesentlich gestiegen, wobei es durchaus moglich wiire, diese Zahlen zu erhohen, unter anderem,
indem mehr Frauen fiir MINT-Ficher gewonnen werden. In der beruflichen Aus- und
Weiterbildung mit mittlerem Qualifikationsniveau befanden sich 36,3 % aller Schiilerinnen und
Schiiler bzw. Studierenden in der gesamten EU im Jahr 2023 fiir MINT-Fachern. Die Quote liegt
2,3 Prozentpunkte hoher als 2015 und bewegt sich seit 2020 bei etwa 36 %. Im Hochschulbereich
waren 26,9 % der Studierenden in MINT-Fachern eingeschrieben, wobei der EU-Durchschnitt in den
letzten zehn Jahren um 0,7 Prozentpunkte zuriickging. Die Abbildung zeigt groBe Unterschiede
zwischen den Anteilen der Schiiler- und Studierendenzahlen in MINT-Féchern in den EU-Léandern
auf beiden Qualifikationsniveaus. Der Anteil der Schiiler- und Studierendenzahlen in der beruflichen
Aus- und Weiterbildung reicht von 19 % in den Niederlanden bis 59,8 % in Zypern und im
Hochschulbereich von 13,9 % in Malta bis 35,5 % in Deutschland. Schiiler- und Studierendenzahlen
variieren auch je nach dem konkreten MINT-Fachbereich. ¥ Ingenieurwesen, Fertigung und
Bauwesen sind der grofte Fachbereich in der beruflichen Aus- und Weiterbildung und im
Hochschulbereich, wihrend die beiden anderen MINT-Fachbereiche (Informations- und
Kommunikationstechnologie, Naturwissenschaften, Mathematik und Statistik) eine deutlich
geringere Teilnahme aufweisen. Frauen und Midchen sind in MINT-Féchern stark unterreprasentiert.
Sie machen nur 15,4 % der Lernenden in der beruflichen Aus- und Weiterbildung und 32,2 % der
Studierenden im Hochschulbereich aus. Diese geschlechtsspezifischen Unterschiede sind auf tief
verwurzelte familidre, schulische, soziale und kulturelle Faktoren zuriickzufiihren, die sich auf das
Interesse und die Motivation von Frauen und Miadchen auswirken, bereits in jungen Jahren eine
Laufbahn in einem MINT-Fach einzuschlagen. ™ Die sich verschlechternden Trends bei den
Leistungen der Schiilerinnen und Schiiler in Mathematik und Naturwissenschaften, wie sie in der

149 Die MINT-Fécher sind ,,Naturwissenschaften, Mathematik und Statistik*, ,,Informations- und
Kommunikationstechnologien und ,,Ingenieurwesen, Fertigung und Bauwesen* wie in Klassifikation
des Bildungswesens (UNESCO, 2013) definiert.

150 Siehe EENEE (2020). Gender differences in tertiary education: what explains STEM participation? Die
Entscheidung fiir ein MINT-Studienfach héngt von vielen Faktoren ab, vom friihen Leben und famili&iren
Umfeld bis hin zu beruflichen Erwagungen und Arbeitsbedingungen. Die Erfahrungen wahrend der
gesamten Schulkarriere, einschlieBlich der Leistungen in Mathematik, spielen eine grofie Rolle.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/456373cc-22d3-4850-8f0d-aa5e0a0ec236?lang=de&createdAt=2025-10-23T08:29:30Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/educ_uoe_enrt03__custom_17431781/bookmark/table?lang=de
https://uis.unesco.org/sites/default/files/documents/international-standard-classification-of-education-fields-of-education-and-training-2013-detailed-field-descriptions-2015-en.pdf
https://uis.unesco.org/sites/default/files/documents/international-standard-classification-of-education-fields-of-education-and-training-2013-detailed-field-descriptions-2015-en.pdf
https://eenee.eu/wp-content/uploads/2021/05/EENEE_AR41-2.pdf

PISA-Studie 2022 15! aufgezeigt wurden, sowie der Lehrkriftemangel, insbesondere in den
MINT-Fachern, konnten die kiinftige Anteile bei den Schiiler- und Studierendenzahlen in
MINT-Féchern weiter beeintrachtigen.

Die Mitgliedstaaten ergreifen Maflnahmen, um das Interesse an MINT-Fichern bereits in
jungen Jahren zu steigern. Es ist von entscheidender Bedeutung, das Interesse an MINT-Berufen
frithzeitig und wirksam zu fordern, wobei Lehrkriften und péddagogischen Ansétzen eine
entscheidende Rolle zukommt. Tschechien erprobt innovative MINT-Lehrmethoden in Schulen,
indem Fachleute aus dem Bereich der Technik am Unterricht mitwirken und Tandem-Teaching
angeboten wird. Bulgarien richtet mit Unterstiitzung aus der Aufbau- und Resilienzfazilitét
MINT-Laboratorien in mehr als 1800 Schulen sowie ein nationales MINT-Zentrum und
drei regionale Zentren ein. Estland und Litauen fiihren einen stirker integrierten und
projektbasierten Lehrplan ein, wobei sich gezeigt hat, dass dadurch das Interesse an MINT-Fachern
erhoht wird. Fiir Ddnemark spielen die MINT-Fécher eine wesentliche Rolle fiir den griinen und den
digitalen Wandel, wobei erhebliche Investitionen in die Modernisierung von Standards, Lehrpldanen
und Ausstattung getitigt und Mittel fiir die berufsbegleitende Weiterbildung von Lehrkriften in allen
Berufsbildungsprogrammen bereitgestellt werden. Portugal richtet mit Unterstiitzung aus der
Aufbau- und Resilienzfazilitit 365 spezialisierte Technologiezentren ein, die sich auf Sektoren mit
hohem Potenzial konzentrieren und darauf abzielen, die technologische Infrastruktur der
berufsorientierten Bildung im Bereich der Sekundarstufe I zu verbessern und neue Lehrgénge fiir den
griinen und den digitalen Wandel zu schaffen. Lettland hat ein Finanzierungsmodell eingefiihrt, das
auf den Ergebnissen der Absolventinnen und Absolventen beruht, um den Hochschulen Anreize zu
bieten, sich auf Studienergebnisse und Qualifikationen, insbesondere in den MINT-Féchern, zu
konzentrieren. AuBBerdem wurde die Zulassung flexibilisiert, damit die Einrichtungen ihren Bedarf

anhand der Nachfrage nach MINT-Fachkréften anpassen konnen.

151 See Europiische Kommission (2024) The twin challenge of equity and excellence in basic skills in

the EU.
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Abbildung 2.2.10: Die Unterschiede bei den NEET-Quoten sind zwar riickléiufig, doch nach
wie vor erheblich

NEET-Quote (15-29 Jahre) fiir das Jahr 2024 und Verdnderungen gegeniiber dem Vorjahr (in %, Leitindikator des
sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang. Die
Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Fiir BG liegt ein Reihenbruch vor.
Quelle: Eurostat [1fsi_neet_a], EU AKE.

7120/26 99
LIFE.4 DE


https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsi_neet_a/bookmark/table?lang=de&bookmarkId=8ecc20d4-69fd-4c89-96b3-d9f5f2b40cee&c=1732097752824

Der Anteil der jungen Menschen, die sich weder in Beschéiiftigung noch in allgemeiner oder
beruflicher Bildung befinden (NEET), ging leicht zuriick, allerdings ohne klare Anzeichen
einer Konvergenz. Nach einem Hdochststand von 14,0 % im Jahr 2020 ging die NEET-Quote
(15-29 Jahre) in der EU progressiv auf 11,1 % im Jahr 2024 zuriick. Dennoch sind erhebliche
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten festzustellen. Rumaénien, Italien (trotz Verbesserungen)
und Litauen verzeichneten 2024 die hochsten NEET-Quoten und befinden sich in einer ,,kritischen
Lage* (siche Abbildung 2.2.10). Die erfolgreichsten Lander mit den niedrigsten Quoten waren die
Niederlande, Schweden und Malta. Die Lage in Estland, Luxemburg und Lettland, wo die
NEET-Quoten 2024 gestiegen sind, ist ,,zu beobachten* — wie in Frankreich, wo die Quoten nach
wie vor hoch sind. Trotz dieser Riickgdnge und einiger, aber nicht eindeutiger Anzeichen fiir eine
Konvergenz zwischen den Mitgliedstaaten ist die EU nach wie vor 2,1 Prozentpunkte von dem Ziel
fiir 2030 von 9,0 % entfernt. Die Quote der arbeitslosen NEET, d. h. derer, die aktiv Arbeit suchen
und fiir eine Beschéftigung in dieser Altersgruppe zur Verfiigung stehen, ging 2024 um

0,1 Prozentpunkt auf 4,2 % zuriick.' Die hdchsten diesbeziiglichen Quoten waren in Griechenland
und Spanien zu verzeichnen, wenngleich beide Lander Verbesserungen gegeniiber dem Niveau
von 2023 aufwiesen (1 Prozentpunkt bzw. 0,6 Prozentpunkte). Die Quote der NEET, die nicht dem
Arbeitsmarkt zur Verfligung stehen, verbesserte sich leicht (6,9 % im Jahr 2024 gegeniiber 7,0 %
im Jahr 2023), blieb jedoch in Ruménien, Italien, Litauen und Bulgarien auf einem hohen Niveau.
Der Anteil der entmutigten NEET weist auf EU-Ebene einen leicht riickldufigen Trend auf (von
4,9 % auf dem Hohepunkt der Pandemie 2020 auf 4,2 % im Jahr 2024). Vor diesem Hintergrund
sind die verstirkte Jugendgarantie!>3, mit der NEET durch hochwertige Beschiftigung,
Weiterbildung, Lehrstellen oder Praktika unterstiitzt werden, und die Initiative ,,Aim, Learn,
Master, Achieve* (ALMA), mit der benachteiligte NEET dabei unterstiitzt werden,

Berufserfahrungen im Ausland zu sammeln, nach wie vor wichtige Initiativen.!>

152 See Eurostat [edat_Ifse 20].

153 Siehe Empfehlung des Rates vom 30. Oktober 2020 zum Thema ,.Eine Briicke ins Arbeitsleben —
Stiarkung der Jugendgarantie” und zur Ersetzung der Empfehlung des Rates vom 22. April 2013 zur
Einflihrung einer Jugendgarantie 2020/C 372/01, ABL. C 372 vom 4.11.2020, S. 1.

Weitere Informationen unter: ALMA (Aim, Learn, Master, Achieve) — Beschiftigung, Soziales und
Integration — Furopédische Kommission (europa.cu).
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file://///consilium.eu.int/https:/eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/
file://///consilium.eu.int/https:/eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1549&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1549&langId=de

Es bestehen Unterschiede bei den NEET-Quoten unter den Mitgliedstaaten sowie zwischen
kontinentalen Gebieten und Gebieten in duflerster Randlage. Die niedrigste regionale Quote
betrigt 4,4 % (in Utrecht in den Niederlanden), wéhrend die hochste kontinentale Quote 29,9 % (im
Stidosten Ruméniens) betrdgt. Die innerstaatlichen Unterschiede sind in Frankreich, Italien, Polen,
Finnland und Ungarn betrachtlich. Die hochste NEET-Quote in der EU wurde mit 34,4 % im
franzdsischen Gebiet in duBerster Randlage Guayana verzeichnet. Im Gegensatz dazu weisen
Mitgliedstaaten wie die Niederlande, Schweden und Osterreich insgesamt niedrige Quoten und
geringe Unterschiede zwischen den Regionen auf.'> In der EU besteht ein Stadt-Land-Gefille. Die
NEET-Quote lag in Stidten bei 10,1 %, in kleineren Stddten und Vororten bei 11,5 % und in
landlichen Gebieten bei 12,3 %.156

Abbildung 2.2.11: In nahezu allen Mitgliedstaaten ist die NEET-Quote bei Frauen hoher
NEET-Quoten bei Méannern und Frauen (15-29 Jahre, in %, 2024)

30
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Manner Frauen

Anmerkung: Die Definition unterscheidet sich fiir ES und FR, fiir BG liegt ein Reihenbruch vor.
Quelle: Eurostat [1fsi_neet_a], EU AKE.

155 Siehe Eurostat [edat_Ifse 22].
156 See Eurostat [edat_lfse_36].
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Die NEET-Quoten sind bei Menschen mit Behinderungen, Frauen und Menschen, die
aullerhalb der EU geboren wurden, nach wie vor hoher. Die Lage junger Menschen mit
Behinderungen hat sich nicht verbessert (27,8 % waren im Jahr 2023 NEET gegeniiber 27,3 % im
Jahr 2022). Mit Ausnahme zweier Mitgliedstaaten lag die Quote in allen Mitgliedstaaten bei

iiber 20 %, wobei die hochsten Werte in Bulgarien, Kroatien, der Slowakei und Zypern zu
verzeichnen waren.'s” Im Jahr 2024 war die NEET-Quote bei Frauen (12,1 %) weiter riicklaufig
(von 13,0 % im Jahr 2022 und 15,4 % im Jahr 2020), blieb aber {iber der Quote bei Ménnern (sieche
Abbildung 2.2.11). In Ruménien und Tschechien war sie deutlich hoher (11,2 Prozentpunkte

bzw. 9,4 Prozentpunkte hoher als bei Mdnnern). Dagegen war die Quote fiir Manner in Belgien,
Estland, Finnland und Schweden etwas hoher als fiir Frauen. Bei den weiblichen NEET ist der
Anteil der Nichterwerbspersonen doppelt so hoch wie jener der Arbeitslosen (8,5 % gegeniiber

3,6 % im Jahr 2024, verglichen mit 5,4 % gegeniiber 4,7 % bei Ménnern). Die NEET-Quote fiir die
aullerhalb der EU geborenen Jugendlichen liegt ebenfalls deutlich iiber der Quote der in dem
betreffenden Mitgliedstaat geborenen Jugendlichen (18,4 % gegeniiber 10,2 %). Dieses Gefille bei
aullerhalb der EU geborenen Frauen betrigt mehr als 13,1 Prozentpunkte, wihrend es bei Méinnern
nur 3,6 Prozentpunkte betrdgt. Die Beseitigung dieser Unterschiede konnte erhebliche
wirtschaftliche Vorteile mit sich bringen. Eurofound schétzt den jéhrlichen wirtschaftlichen Verlust
durch einen einzigen jungen Menschen im Zustand NEET fiir 2023 auf durchschnittlich rund

14 600 EUR.1S8

157 European Disability Expertise Statistical Report 2025, Berichte - Europdische Kommission.
158 Eurofound-Analyse im Bericht, Employment and social developments in Europe 2025, der
Europédischen Kommission, Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.
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Zum ersten Mal seit der COVID-19-Pandemie ist die Jugendarbeitslosigkeit auf EU-Ebene
leicht gestiegen, wodurch der Abwiirtstrend gebrochen wurde. Nach einem stetigen Riickgang
nach dem Hohepunkt der COVID-19-Krise (17,6 % in der EU im Jahr 2020) ist im Jahr 2024 ein
leichter Anstieg der Jugendarbeitslosenquote (15-24 Jahre)'™® um 0,3 Prozentpunkte von 14,6 % im
Jahr 2023 auf 14,9 % und von 11,2 % auf 11,4 % bei Personen im Alter von 15-29 Jahren zu
verzeichnen. In der EU ist die Jugendarbeitslosenquote nach wie vor mehr als doppelt so hoch wie
die Arbeitslosenquote bei den 15- bis 74-Jdhrigen (5,9 %). Obwohl der Umfang der jéhrlichen
Veranderung sich von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterscheidet, ist nur in sieben Mitgliedstaaten
keine Stagnation bzw. kein Anstieg zu beobachten. Relativ starke Zuwéchse sind in einigen
Mitgliedstaaten mit hohen Jugendarbeitslosenquoten, wie Schweden, Ruménien und Luxemburg, zu
beobachten. In anderen Léndern dieser Landergruppe war ein starker Riickgang in &hnlicher
GroBenordnung zu verzeichnen, darunter in Griechenland, Spanien und Italien, auerdem in
Lettland und Kroatien, Ladndern mit niedrigeren Quoten. Besonders verbreitet ist Arbeitslosigkeit
unter jungen Menschen mit niedriger Qualifikation (20,6 %) und bei auBlerhalb der EU geborenen
Menschen (19,3 %). Diese Entwicklungen machen deutlich, dass weiterhin MaBnahmen ergriffen
werden miissen, um strukturelle Herausforderungen zu bewiéltigen, welche die Integration junger
Menschen in den Arbeitsmarkt behindern, insbesondere angesichts des weitverbreiteten Arbeits-

und Fachkréiftemangels und der ldngerfristigen Risiken fiir die Berufsaussichten junger Menschen.

Die Beschiiftigungsquote ilterer Arbeitnehmer steigt weiter an und baut auf einem
zehnjihrigen Wachstum in allen Mitgliedstaaten auf. 2024 stieg die Beschéftigungsquote dlterer
Menschen (55-64 Jahre) auf 65,2 %, was einem Anstieg um 1,3 Prozentpunkte gegeniiber dem
Vorjahr entspricht. Trotz dieser allgemeinen Verbesserung bestehen innerhalb der EU nach wie vor
erhebliche Unterschiede. Wahrend in Schweden, Tschechien, Estland, den Niederlanden,
Deutschland und Dénemark die Beschéftigungsquoten dlterer Menschen iiber 75 % lagen, wiesen

Luxemburg, Ruméinien und Kroatien Quoten unter 55 % auf (sieche Kasten 4 mit Bezug zur Saule).

159 Eurostat [tesem140].
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Kasten 4 mit Bezug zur Séule ,,Integration ilterer Menschen in den Arbeitsmarkt in der EU*

Die Unterstiitzung der Verlingerung des Erwerbslebens kann dazu beitragen, den Arbeits- und
Fachkriftemangel und die Auswirkungen der Bevolkerungsalterung auf die

Erwerbsbevilkerung abzumildern. 6

Voraussichtlich schrumpft die Bevolkerung im
erwerbsfiahigen Alter in der EU ab 2030 jdhrlich um 1,2 Millionen Menschen, wihrend der
Altersabhingigkeitsquotient'®! von 36 % im Jahr 2022 auf 55 % bis 2050 und weiter auf 59 % im
Jahr 2070 steigt 12, Ohne weitere Verdnderungen konnte die Alterung der Bevodlkerung den
Arbeitskréiftemangel verschirfen und eine erhebliche Herausforderung fiir das Wirtschaftswachstum
und die Nachhaltigkeit des Lebensstandards darstellen.'®3 Withrend &ltere Menschen (55-64 Jahre),
die langer arbeiten, die Beschéftigung in der EU erheblich férdern konnten!64, ging fast die Halfte der
Menschen, die 2023 aus dem Arbeitsmarkt ausschieden, in den Ruhestand. Griinde hierfiir sind
Anreize aus den Rentensystemen, gesundheitsbezogene Faktoren wie Krankheit, Behinderung, aber
auch  schlechte  Arbeitsbedingungen, mangelnde Flexibilitit am  Arbeitsplatz und
Altersdiskriminierung. Vor diesem Hintergrund scheint ein Policy-Mix erforderlich zu sein, um die
Erwerbsbeteiligung und Beschéftigung dlterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu férdern, der
unter anderem Rentensysteme sowie mallgeschneiderte Aktivierungs- und Ausbildungsmafnahmen
umfasst. Die EU-Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir die
Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschéftigung und Beruf sowie das 2023 entwickelte
Instrumentarium zur Bewiéltigung des demografischen Wandels bieten einen niitzlichen Rahmen fiir
Mafnahmen in diesem Politikbereich.'%S Im Juni 2025 billigte der Rat ferner Schlussfolgerungen zur
Unterstiitzung élterer Menschen bei der Ausschdpfung ihres vollen Potenzials auf dem Arbeitsmarkt
und in der Gesellschaft. Darin wurden die Mitgliedstaaten und die Kommission aufgefordert,
MaBnahmen wie beispielsweise Anreize fiir die freiwillige Ausweitung der Berufstitigkeit zu

ergreifen.

160 Siehe Europiische Kommission, Employment and Social developments in Europe 2025,

Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

Verhiltnis der Bevolkerung im hoheren Alter zur Bevolkerung im erwerbsféhigen Alter.

Siehe Europdische Kommission, (2024), 2024 Ageing Report: Wirtschafts- und Haushaltsprognosen
fiir die EU-Mitgliedstaaten (2022-2070). Amt fiir Veroffentlichungen der Européischen Union, 2025,
und Eurostat [proj_23ndbi].

Siehe Europdische Kommission, Employment and Social developments in Europe 2025, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

Siehe Kasten 3 mit Bezug zur Sdule im Gemeinsamen Beschéftigungsbericht 2025.

Siehe Demografischer Wandel in Europa: ein Instrumentarium zur Bewiéltigung der
Herausforderungen, COM(2023) 577 final.
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https://data.europa.eu/doi/10.2765/022983
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/proj_23ndbi__custom_18773186/default/table
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/employment-and-social-developments-europe-2025_en
https://data.europa.eu/doi/10.2767/9542551
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52023DC0577
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52023DC0577

Der Anteil iltere Frauen an den Nicht-Erwerbspersonen ist in fast allen EU-Mitgliedstaaten
weit hoher als der Anteil dlterer Manner

Anteil der Nicht-Erwerbspersonen im Alter von 55 bis 64 Jahren an der Gesamtanzahl der Nicht-Erwerbspersonen im
Alter von 15 bis 64 Jahren, und Zusammensetzung nach Geschlecht (in % im Jahr 2024).

Anmerkung: Die Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Fiir BG liegt ein Reihenbruch vor.
Quelle: Berechnungen von DG EMPL aufgrund der Eurostat-Daten [Ifsa_igan].
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Trotz erheblicher Verbesserungen in den letzten Jahrzehnten ist die Wahrscheinlichkeit, dass
altere Menschen nicht erwerbstiitig sind, nach wie vor hoher als bei anderen Altersgruppen;
bei Frauen ist dies noch hiufiger der Fall. Seit 2009 ist die Erwerbsbeteiligung élterer Menschen
um mehr als 20 Prozentpunkte auf 68,2 % im Jahr 2024 gestiegen (gegeniiber 77,3 % fiir Personen
im Alter von 15 bis 54 Jahren). Dennoch machten dltere Menschen (55-64 Jahre) nach wie vor einen
erheblichen Anteil (28,1 %) der Erwachsenen (15-64 Jahre) auBBerhalb der Erwerbsbevolkerung aus,
der von 17,7 % in Tschechien bis iiber 35 % in Osterreich, Slowenien und Kroatien reicht, wobei es
sich in den meisten Mitgliedstaaten bei der Mehrheit um Frauen handelt (sieche Abbildung). Diese
Streuung spiegelt unter anderem Unterschiede bei den Altersversorgungssystemen und -trends wider,
wie das gesetzliche Renteneintrittsalter, das von 62,8 Jahren fiir Ménner in der Slowakei und
60 Jahren fiir Frauen in Polen bis zu 67 Jahren fiir Méanner und Frauen in Italien, Griechenland und
Dinemark reicht.1%6 Trotz institutioneller Reformen zur Verldngerung des Erwerbslebens entschied
sich 2023 immer noch fast ein Fiinftel der Rentnerinnen und Rentner in der EU im Alter von 50 bis
74 Jahren fiir einen vorzeitigen Ruhestand mit einer geringeren Rente.'®” Am héufigsten war dies in
Zypern (45,8 %), Portugal (38,3 %) und Belgien (38,2 %) und am seltensten in Bulgarien (1,8 %) und
Slowenien (4,6 %) der Fall.'®® Dariiber hinaus wiesen fast alle Mitgliedstaaten einen héheren Anteil
dlterer Frauen auBlerhalb des Arbeitsmarktes auf (37,9 % bei Frauen gegeniiber 25,5 % bei Mannern).
Dies lésst sich zum Teil durch die Tendenz von Frauen erklédren, frither in Rente zu gehen (24,7 %
gegeniiber 18,3 % bei Minnern), aber auch durch einen erheblichen Anteil &lterer Frauen, die nie
gearbeitet haben oder seit mehr als zehn Jahren nicht erwerbstétig waren (64,9 %), was vor allem auf

Betreuungs- und Pflegepflichten zuriickzufiihren ist.!6?

166
167

Siehe Europiische Kommission, Ageing Report, 2024.

Die Befragungen wurden 2023 durchgefiihrt, die befragten Rentnerinnen und Rentner sind jedoch
moglicherweise bereits zuvor in den Ruhestand getreten.

Siehe Europdische Kommission, Employment and social developments in Europe 2025, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

Siehe Europiische Kommission, Labour Market and Wage Developments in Europe — Annual
review 2024, Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2024 und Spasova, S., Deruelle,
T., & Airoldi, F., Flexible retirement pathways. an analysis of policies in 28 European countries,
Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.
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Mehrere Mitgliedstaaten haben neue MalBlnahmen zur Aktivierung alterer Menschen auf den
Weg gebracht oder planen die Umsetzung. In Osterreich fordert die Beschéftigungsinitiative 50+
seit 2018 die Beschiftigung von Menschen ab 50 Jahren durch eine Integrationsbeihilfe, einen
kombinierten Lohnzuschuss, Sozialunternehmen und die Stirkung arbeitsplatzbezogener
Qualifikationen. In Belgien ermdglicht ein neues Programm seit Juli 2025 Selbststdndigen, die iiber
ihr Rentenalter hinaus arbeiten, ohne ihre Rente zu beantragen, automatisch neue Rentenanspriiche
zu erwerben, wenn sie weiterhin Sozialversicherungsbeitrdge zahlen. In Bulgarien unterstiitzt der
Plan 2025-26 zur Umsetzung der nationalen Strategie fiir ein aktives Leben dlterer Menschen die
aktive Beschéftigung, die Inklusion in die Gemeinschaft, ein gesundes und aktives Altern sowie die
Schaffung eines positiven Bildes élterer Menschen. In Zypern wird mit der ersten National Strategy
(2025-2030) (Nationalen Strategie) und dem Action Plan for Active Ageing (2025-2027)
(Aktionsplan fiir aktives Altern) die vollstdndige soziale Inklusion dlterer Menschen gefordert, indem
soziale Isolation verhindert, die Teilhabe an Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie die finanzielle
Sicherheit verbessert wird. In Frankreich werden mit dem Gesetzentwurf zur Umsetzung nationaler
Branchenvereinbarungen zwei nationale Vereinbarungen aus 2024 {iber die Beschéftigung ilterer
Menschen und den sozialen Dialog umgesetzt, insbesondere durch die Einfiihrung eines neuen

Vertrags fiir dltere Arbeitsuchende.
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Auf dem Arbeitsmarkt bestehen nach wie vor geschlechtsspezifische Ungleichheiten, wobei
das Beschiftigungsgefille zwischen Minnern und Frauen nur bescheidene Anzeichen fiir
Konvergenz aufweist.!”’ Im Jahr 2024 lag die Beschiftigungsquote der Minner bei 80,8 % und die
der Frauen bei 70,8 %, was ein geschlechtsspezifisches Beschiftigungsgefille von

10,0 Prozentpunkten darstellte. Dies entspricht einem Riickgang um 0,2 Prozentpunkten

gegeniiber 2023, was bedeutet, dass sich das Gefille in den letzten zehn Jahren insgesamt nur um
1,1 Prozentpunkte verringert hat (von 11,1 Prozentpunkten im Jahr 2014). Hinter dieser
geringfiigigen Verbesserung verbergen sich unterschiedliche Trends in den Mitgliedstaaten. Das
Gefille blieb in diesem Zeitraum nahezu unverdndert und ist in Italien, Griechenland und Rumaénien
nach wie vor grof3, wobei alle Lénder trotz geringfiigiger Verbesserungen in einigen Féllen im
vergangenen Jahr weiterhin in einer , kritischen Lage* sind, ebenso wie Malta, wo das Gefille nach
wie vor grof} ist, obwohl es sich im Laufe des letzten Jahrzehnts halbiert hat. Das Gefille
vergroflerte sich 2024 in der Slowakei, Zypern und Danemark, sodass diese Mitgliedstaaten ,,zu
beobachten sind, ebenso wie Polen, das trotz einiger Verbesserungen ein relativ grofles Gefille
aufweist. Am anderen Ende der Skala war das geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille in
Finnland, Litauen, Estland und Lettland relativ gering. Mit Ausnahme Finnlands, wo sich das
Gefille in jlingster Zeit vergrofert hat, gehorten diese Lénder zu den Lidndern mit der ,,besten
Leistung®. Zusitzlich zu den Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten bestehen in einigen
Mitgliedstaaten erhebliche regionale geschlechtsspezifische Beschéftigungsunterschiede, darunter
in Frankreich und Spanien (einschlieBlich deren Gebiete in dulerster Randlage) sowie in
Deutschland, Ungarn, Belgien und Dianemark (sieche Abbildung 3 in Anhang 5). Das
geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille variiert stark je nach Verstddterungsgrad: Das Gefille
reicht von 8,3 Prozentpunkten in Stidten bis zu 10,9 Prozentpunkten in lindlichen Gebieten und
11,3 Prozentpunkten in kleineren Stédten und Vororten.!”! Nachhaltige politische Mainahmen
konnen dazu beitragen, Hindernisse fiir die Erwerbsbeteiligung von Frauen im Einklang mit den in
der EU-Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025 festgelegten Zielen zu
beseitigen!”2. Solche Maflnahmen koénnen auch dazu beitragen, das im Aktionsplan zur
europdischen Sdule sozialer Rechte festgelegte Ziel der Halbierung des geschlechtsspezifischen

Beschiftigungsgefilles bis 2030 zu erreichen.

170 Ein ldngerfristiger Ausblick ist zu finden in: Europédische Kommission, Employment and Social

developments in Europe 2024, Amt fiir Verdffentlichungen der Européischen Union, 2024.
Siehe Eurostat [Ifst r_ergau].

Fiir weitere Informationen siehe Europdische Kommission, 2023 report on gender equality in the
EU, Amt fiir Veroffentlichungen der Europaischen Union, 2023.
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https://op.europa.eu/webpub/empl/esde-2024/
https://op.europa.eu/webpub/empl/esde-2024/
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/fcd945c4-bbb3-4928-9fa0-eca9a083bc1e?lang=de&createdAt=2025-11-28T12:52:29Z
https://commission.europa.eu/system/files/2023-04/annual_report_GE_2023_web_EN.pdf
https://commission.europa.eu/system/files/2023-04/annual_report_GE_2023_web_EN.pdf

Abbildung 2.2.12: Das geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille hat sich in den meisten
Landern verringert, ist aber nach wie vor erheblich, und es gibt keine Anzeichen fiir eine
Aufwirtskonvergenz zwischen den Mitgliedstaaten

Geschlechtsspezifisches Beschéftigungsgefille (20-64 Jahre) fiir das Jahr 2024 und Verdnderungen gegeniiber dem
Vorjahr (in Prozentpunkten, Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang. Die
Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Fiir BG liegt ein Reihenbruch vor.
Quelle: Eurostat [tesem060], EU AKE.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/b35b833f-93c5-4046-919b-c98b6fa8713d?lang=de

Frauen arbeiten hiufiger in Teilzeit als Minner, was zu einem grof3eren
geschlechtsspezifischen Beschiftigungsgefille hinsichtlich der Beschéiftigung in
Vollzeitiquivalenten (VZA) fiihrt. 2024 war die Wahrscheinlichkeit einer Teilzeitbeschiftigung
bei Frauen (20-64 Jahre) in der EU fast viermal hoher als bei Ménnern (27,8 % bzw. 7,7 %), was zu
einem geschlechtsspezifischen Gefille bei der Teilzeitbeschiftigung von 20,1 Prozentpunkten
fithrte: Dieser Wert blieb gegeniiber 2023 unveréndert. Die groften Unterschiede bei der
Teilzeitarbeit wurden in den Niederlanden (41,9 Prozentpunkte), Osterreich (38,9 Prozentpunkte)
und Deutschland (37,2 Prozentpunkte) verzeichnet. Im Gegensatz dazu gibt es in Bulgarien kein
Gefille. In Ruménien arbeiten Ménner mit noch groferer Wahrscheinlichkeit als Frauen in Teilzeit
(ein Gefille von -0,7 Prozentpunkten). Angesichts der hoheren Priavalenz der Teilzeitbeschéftigung
bei Frauen kann die Beriicksichtigung der Beschiftigung in VZA!7 ein kompletteres Bild der
Beschiftigungsmdglichkeiten von Frauen vermitteln. Dieses um VZA bereinigte
geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille belief sich 2024 auf 15,4 Prozentpunkte!’ und
iibersteigt damit das unbereinigte Gefille um mehr als 50 % (bzw. 5,4 Prozentpunkte). Die groften
um VZA bereinigten Unterschiede waren in Italien (23,7 Prozentpunkte) und Griechenland

(20,5 Prozentpunkte) zu verzeichnen, die beide groB3e unbereinigte Gefille aufweisen. Die
nichstgroBten Unterschiede gab es in Osterreich (18,7 Prozentpunkte), Deutschland

(18,7 Prozentpunkte) und den Niederlanden (18,4 Prozentpunkte), den drei Mitgliedstaaten mit den
grofiten geschlechtsspezifischen Unterschieden bei der Teilzeitbeschiftigung. In allen drei
Mitgliedstaaten wird das Gefille durch die Anpassung um mindestens 10 Prozentpunkte vergrofert,
was deutlich macht, wie wichtig es ist, bei der Bewertung der Erwerbsbeteiligung von Frauen die

geleisteten Arbeitsstunden zu beriicksichtigen.

173 Uber die Beschiiftigungsquote in VZA werden die Unterschiede zwischen den Gruppen bei den

durchschnittlichen Arbeitsstunden verglichen. Die Beschiftigungsquote in VZA wird berechnet,
indem die Gesamtzahl der in der Volkswirtschaft geleisteten Arbeitsstunden (erste Beschéftigung,
zweite Beschéftigung usw.) durch die durchschnittliche Zahl der Vollzeitstunden (etwa 40) und
durch die Zahl der Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren geteilt wird. Quelle: Gemeinsamer
Bewertungsrahmen, Berechnung auf der Grundlage von Eurostat-Daten.

174 JAF-Indikator PA7.1.C4.; siche das JAF Interactive Dashboard.
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https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/policies-and-activities/social-protection-social-inclusion/social-protection-committee/indicators-sub-group/joint-assessment-framework-dashboard_en

Die geschlechtsspezifischen Unterschiede bei der Beschiftigung von Menschen mit Kindern
sind sogar noch grofler, da sich die Elternschaft stirker auf die berufliche Laufbahn von
Frauen auswirkt als auf die von Méinnern. Im Jahr 2024 lag die Beschéftigungsquote bei Frauen
im Alter von 25 bis 54 Jahren mit Kindern bei 75,4 %, verglichen mit 91,9 % bei Méannern, was zu
einem geschlechtsspezifischen Beschiftigungsgefille von 16,5 Prozentpunkten bei Eltern fiihrte.!”s
Im Gegensatz dazu liegt das geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille bei kinderlosen Personen
bei nur 3,7 Prozentpunkten. Von den erwerbstdtigen Frauen mit Kindern arbeiteten 31,7 % in
Teilzeit, verglichen mit nur 5,1 % der Ménner.!”% In einigen Mitgliedstaaten, darunter Griechenland
und Italien, zeigt sich die Auswirkung der Elternschaft sowohl in niedrigeren Frauenerwerbsquoten
(trotz eines Anstiegs um 14,3 Prozentpunkte bzw. 6,9 Prozentpunkte zwischen 2015 und 2024) als
auch in einem hdheren Anteil an Teilzeitarbeit bei Frauen. Die Verfiigbarkeit von
Langzeitpflegediensten kann auch die Gleichstellung der Geschlechter in der Beschiftigung
verbessern, indem die Erwerbsbeteiligung informeller Pflegekréfte unterstiitzt wird. 2019 pflegten
oder betreuten 17,1 % der Gesamtbevdlkerung mindestens einmal wochentlich Angehdrige, wobei
Frauen héufiger informelle Pflege, insbesondere Intensivpflege, leisteten als Ménner. 19,1 % der
Frauen, gegeniiber 14,8 % der Minner, leisteten informelle Pflege- oder Betreuungsarbeit.!”’
Frauen wenden oft viel Zeit fiir informelle Pflege oder Betreuung auf und greifen in geringerem
Mal auf professionelle Anbieter zuriick: 72,5 % der Ménner, die informelle Pflegearbeit leisten
erhalten Unterstiitzung aus formalen Langzeitpflegediensten, im Vergleich zu 61,4 % der Frauen.1”8
Ein verbesserter Zugang zur Langzeitpflege kann somit die Erwerbsbeteiligung von Frauen
erhohen. Geschlechtsspezifische Unterschiede in der Langzeitpflege spiegeln sich jedoch auch in
den Beschiftigten der Pflegeanbieter wider. Die iiberwiegende Mehrheit der Langzeitpflegekrifte
sind Frauen, wobei mehr als vier von fiinf Beschiftigten Frauen sind. In vielen Mitgliedstaaten sind
die Arbeitsplétze in diesem Sektor durch niedrigere Lohne, hohere Teilzeitarbeitsraten und
erhebliche Herausforderungen im Bereich der psychischen Gesundheit gekennzeichnet.!”
Verbesserungen bei diesen geschlechtsspezifischen Diskrepanzen ist nicht nur fiir die Férderung der
Gleichstellung der Geschlechter, sondern auch fiir die Behebung des Arbeitskriaftemangels von
entscheidender Bedeutung, was sich positiv auf den Zugang zu Langzeitpflegediensten auswirkt,
womit auch eine stirkere Erwerbsbeteiligung informell Pflegender unterstiitzt wird.

175

Eurostat [Ifst_hheredty], EU AKE.

176 Eurostat [Ifst_hhptety], EU AKE.

171 Eurostat [hith _ehis_iclu], Europdische Gesundheitsumfrage.

178 EIGE: 2022, Survey of gender gaps in unpaid care, individual and social activities (CARE).

179 Siehe Eurofound (2020). Long-term care workforce: Employment and working conditions. Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfst_hheredty__custom_18105457/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfst_hhptety__custom_18105722/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/HLTH_EHIS_IC1U__custom_7257803/bookmark/table?lang=de&bookmarkId=79bbe934-5bdf-4f89-96d9-58a4716abb67&c=1693170912274
https://eige.europa.eu/gender-statistics/dgs/browse/eige/eige_gap
https://www.eurofound.europa.eu/en/publications/all/long-term-care-workforce-employment-and-working-conditions
https://www.eurofound.europa.eu/en/publications/all/long-term-care-workforce-employment-and-working-conditions

Das geschlechtsspezifische Lohngefille verringert sich weiter, ist aber in den meisten
Mitgliedstaaten nach wie vor erheblich und fithrt zu einem hoheren geschlechtsspezifischen
Rentengefille. 2023 betrug das geschlechtsspezifische Entgeltgefille in der EU 12,0 %. In
Lettland, Osterreich, Tschechien, Ungarn, Deutschland, Estland, Finnland und der Slowakei lag es
sogar bei iiber 15 %.13" Das Entgeltgefille ist unter anderem auf geschlechtsspezifische
Unterschiede bei den wirtschaftlichen Tétigkeiten und Berufen, die Unterreprésentation von Frauen
in Fithrungspositionen, die Uberreprisentation in Teilzeit- und nicht dauerhaften
Beschiftigungsformen, Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit von Arbeit mit Pflege- und
Betreuungspflichten sowie Diskriminierung und intransparente Lohnstrukturen zuriickzufiihren'®!,
Das geschlechtsspezifische Entgeltgefille beeinflusst die Entscheidung fiir eine Familie erheblich
und betrifft insbesondere Miitter, die kumulative Nachteile erleiden, welche ihre
Beschéftigungschancen weiter beeintrachtigen. Im Laufe der Zeit vergroBert sich das Entgeltgefille,
das durch Unterbrechungen der Berufstitigkeit fiir die Kinderbetreuung noch verschirft wird, und
fiihrt zu erheblichen geschlechtsspezifischen Rentengefillen. Obwohl der Wert leicht zuriickging,
erhielten Frauen im Alter von 65 bis 79 Jahren 2024 Bruttorenten, die im Durchschnitt 24,8 %
niedriger waren als die von Ménnern derselben Altersgruppe.!3? Dieses geschlechtsspezifische
Rentengefille ist von Land zu Land sehr unterschiedlich und reicht von iiber 35 % in Malta, den
Niederlanden und Osterreich bis zu unter 6 % in Slowenien und Estland. Zudem beziehen mehr
Frauen als Minner iiberhaupt keine Rente (4,8 % des Rentengefilles in der EU im Jahr 2024).183 Da
die Altersrenten im Durchschnitt vier Fiinftel des gesamten Alterseinkommens ausmachen, sind
iltere Frauen in allen Mitgliedstaaten trotz der jlingsten Verbesserungen weiterhin einem héheren

Armutsrisiko ausgesetzt als Méanner (siehe Abschnitt 2.4.1).

180

Eurostat [sdg_05_20]. Dabei handelt es sich um das unbereinigte geschlechtsspezifische
Lohngefille, das die Differenz zwischen dem durchschnittlichen Bruttostundenverdienst von
Minnern und Frauen, als Prozentsatz des durchschnittlichen Bruttostundenverdienstes von Ménnern,
misst.

Siehe Europdische Kommission, 2023 report on gender equality in the EU, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2023 und Eurostat, Gender pay gaps in the European
Union, Amt fiir Verdffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

Eurostat [ilc_pnp13], EU-SILC.

Eurostat [ilc_pnp14], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/sdg_05_20/bookmark/table?lang=de&bookmarkId=e0823033-6712-425c-94bd-05d4e6aaef0f&c=1758119582000
https://commission.europa.eu/system/files/2023-04/annual_report_GE_2023_web_EN.pdf
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/3888793/22251197/KS-01-25-035-EN-N.pdf/ebeddabe-578a-e620-3c61-122891de2b94?version=1.0&t=1758787175828
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/3888793/22251197/KS-01-25-035-EN-N.pdf/ebeddabe-578a-e620-3c61-122891de2b94?version=1.0&t=1758787175828
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_pnp13__custom_17614129/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_pnp14__custom_18168287/default/table

Abbildung 2.2.13: Die Teilnahme an FBBE ist in den meisten Mitgliedstaaten nach wie vor
gering

Kinder unter drei Jahren in formaler Kinderbetreuung, Stand fiir das Jahr 2024 und Verdnderung gegeniiber dem
Vorjahr (in %, Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang.
Vorldufige Daten fiir MT und LT.

Quelle: Eurostat [tepsr_sp210], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/f9a3a6a0-1398-4a64-a74e-8f104303a83c?lang=de

Die Verbesserung des Angebots an frithkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung kann
die Gleichstellung der Geschlechter und die Entwicklung von Kindern fordern, dennoch ist
die Teilnahme in den meisten Mitgliedstaaten nach wie vor gering. 2024 lag der Anteil der
Kinder unter drei Jahren in formaler Kinderbetreuung EU-weit bei 39,2 %, was einem Anstieg um
1,9 Prozentpunkte gegeniiber 2023 entspricht, aber immer noch deutlich unter dem {iberarbeiteten
Barcelona-Ziel von 45 % liegt.'8* Nur neun Mitgliedstaaten haben die 50-%-Marke iiberschritten,
und es bestehen weiterhin erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten (sieche

Abbildung 2.2.13). Im EU-Vergleich weist die Slowakei, trotz eines Anstiegs im Jahr 2024 um

4,1 Prozentpunkte, nach wie vor die niedrigste Teilnahmequoten auf. In Ungarn'®S, Polen,
Ruménien und Tschechien bleiben die Werte niedrig (unter 17 %) oder sind weiter gesunken. Alle
fiinf Mitgliedstaaten befinden sich in einer ,kritischen Lage*. Auch wenn Bulgarien, Irland,
Lettland und Deutschland ein etwas hoheres Niveau (zwischen 20 und 26 %) meldeten, war die
Teilnahme an FBBE auch in diesen Landern gering, daher sind alle ,,zu beobachten®, ebenso wie
Malta, wo die Teilnahme 2024 um 6,9 Prozentpunkte zuriickging. Im Gegensatz dazu weisen
Schweden, Slowenien, Frankreich, Portugal, Danemark und die Niederlande die hochsten
Teilnahmequoten (iiber 57 %) auf und sind die Lander mit der ,,besten Leistung®. Es gibt
verschiedene Faktoren, die sogar in Landern mit Bestleistungen die Teilnahme an FBBE behindern
konnen, darunter finanzielle, kulturelle und sprachliche Hindernisse, der sozio6konomische
Hintergrund sowie Unterschiede in der regionalen und nationalen Politik in Bezug auf Elternurlaub,
die Entscheidung der Eltern sowie auf Beihilfen oder gesetzlich verankerte Rechte auf
Kinderbetreuung. 2024 lag die Teilnahme von Kindern unter drei Jahren, die von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedroht sind, mehr als 15 Prozentpunkte unter der Teilnahme von nicht
gefdhrdeten Kindern. Aus der Aufbau- und Resilienzfazilitit (ARF) werden gezielte Reformen und
Investitionen finanziert, die den Ausbau der FBBE-Dienste, die Infrastrukturentwicklung und die
Ausbildung von Personal unterstiitzen. Das langsame Verbesserungstempo legt nahe, dass
verstarkte Bemiihungen im Einklang mit der Europdischen Garantie fiir Kinder, der Europédischen
Strategie fiir Pflege und Betreuung und der Empfehlung des Rates zur friihkindlichen Betreuung,
Bildung und Erziehung erforderlich sind.

184 Siehe Empfehlung des Rates vom 8. Dezember 2022 zu frithkindlicher Betreuung, Bildung und

Erziehung: die Barcelona-Ziele fiir 2030 (2022/C 484/01). In der Empfehlung werden neue
FBBE-Ziele festgelegt, die den Zielen im Rahmen der Initiative fiir den europdischen Bildungsraum
entsprechen. Bis 2030 sollten mindestens 45 % der Kinder unter drei Jahren und mindestens 96 %
der Kinder zwischen drei Jahren und dem gesetzlichen Einschulungsalter an FBBE teilnehmen. Den
Mitgliedstaaten, in denen die durchschnittliche Teilnahmequote im Zeitraum 2017-2021 bei weniger
als 20 % lag, wird empfohlen, die Teilnahme um 90 % zu erhdhen, wihrend Mitgliedstaaten mit
einer durchschnittlichen Teilnahmequote von 20-33 % empfohlen wird, die Teilnahme um 45 %
(bzw. bis zum Erreichen einer Teilnahmequote von mindestens 45 %) zu erhdhen.

Aus nationalen Verwaltungsdaten geht eine Teilnahmequote von 21,7 % bei unter 2-Jdhrigen im
Jahr 2024 hervor.

185
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32022H1220%2801%29
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32022H1220%2801%29
https://www.ksh.hu/kiadvanyok/helyzetkep/2024/#/kiadvany/neveles-es-oktatas/a-0-2-eves-gyermekekbol-bolcsodei-ellatasban-reszesulok-aranya-korevenkent

Einige Merkmale der Einkommensteuersysteme halten Zweitverdiener, insbesondere Frauen,
davon ab, uneingeschrinkt am Arbeitsmarkt teilzunehmen, und tragen zu
geschlechtsspezifischen Ungleichheiten bei der Beschiiftigung bei. Steuersysteme, die es
Familien ermdglichen, ihre Einkommen zusammen zu veranlagen, um potenziell weniger Steuern
zu zahlen, erh6hen den Grenzsteuersatz fiir Zweitverdiener, in der Regel Frauen (2022 waren 78 %
der Zweitverdiener Frauen).!3¢ Dies hilt Frauen davon ab, eine Arbeit aufzunehmen oder ihre
Arbeitszeit zu verlingern.!” Wissenschaftliche Untersuchungen haben gezeigt, dass eine Senkung
der effektiven Steuersitze fiir Zweitverdiener dazu beitragen kann, die Erwerbsbeteiligung von
Frauen zu erhohen. '8 2024 wurde in Litauen, Slowenien, Lettland, Luxemburg, Danemark, Belgien
und Deutschland und Ruménien das grofite Risiko der Nichterwerbstatigkeit (das Risiko, dass
Steuern und entgangene Vergiinstigungen Zweitverdiener in erheblichem MaBle vom Eintritt in den
Arbeitsmarkt abhalten) verzeichnet (siche Abbildung 2.2.14). In diesen Lédndern kénnen
Zweitverdiener, wenn sie in den Arbeitsmarkt eintreten, aufgrund von Steuern und entgangenen
Vorteilen mindestens 40 % oder mehr ihres Einkommens einbiilen. Zu den Léndern mit
niedrigerem Risiko der Nichterwerbstitigkeit, in denen diese Verluste potenziell unter 20 % liegen,
gehoren dagegen Osterreich, Italien, Zypern und Estland. Die Beseitigung dieser strukturellen
Negativanreize konnte das geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille und das
Teilzeitbeschéftigungsgefille verringern, was zu einem starken Wachstum beitragen wiirde. Einem
aktuellen OECD-Bericht zufolge konnte die Beseitigung des geschlechtsspezifischen
Beschiftigungsgefilles bis 2060 das Pro-Kopf-BIP in den OECD-Léndern um 3,9 % steigern,
wihrend die Beseitigung des Gefilles bei den geleisteten Arbeitsstunden zwischen Médnnern und

Frauen zu einem weiteren Anstieg von 4,3 % fiihren konnte. !

186 Siehe Européische Kommission, 2023 report on gender equality in the EU, Amt fiir

Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2023.

Siehe Coelho, M. et al., Gendered Taxes: The Interaction of Tax Policy with Gender Equality.

Internationaler Wéahrungsfonds, 2022.

Eine Erorterung der Auswirkungen der Einkommensteuer auf Zweitverdiener findet sich in

Abschnitt 2.3.2 des Annual Report on Taxation 2025 der Europédischen Kommission, Amt fiir

Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

189 Fluchtmann, J., W. Adema und M. Keese (Hrsg.) (2024), ..Gender equality and economic
growth:Past progress and future potential“, OECD Social, Employment and Migration Working
Papers, Nr. 304, OECD Publishing, Paris.
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https://commission.europa.eu/system/files/2023-04/annual_report_GE_2023_web_EN.pdf
https://www.imf.org/en/Publications/WP/Issues/2022/02/04/Gendered-Taxes-The-Interaction-of-Tax-Policy-with-Gender-Equality-512231
https://www.imf.org/en/Publications/WP/Issues/2022/02/04/Gendered-Taxes-The-Interaction-of-Tax-Policy-with-Gender-Equality-512231
https://taxation-customs.ec.europa.eu/document/download/e6cad28a-cdd1-4abe-b88a-15d5b398c15f_en
https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2024/03/gender-equality-and-economic-growth_7d0c8365/fb0a0a93-en.pdf
https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2024/03/gender-equality-and-economic-growth_7d0c8365/fb0a0a93-en.pdf
https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2024/03/gender-equality-and-economic-growth_7d0c8365/fb0a0a93-en.pdf

Abbildung 2.2.14: Die Besteuerung trigt erheblich zum Risiko der Nichterwerbstitigkeit fiir
Zweitverdiener bei

Risiko der Nichterwerbstitigkeit fiir Zweitverdiener (in %, 2024)

Anmerkung: Die Daten stellen die Lage eines Zweitverdieners mit 67 % des Durchschnittslohns in einer
Doppelverdienerfamilie mit zwei Kindern dar; der Hauptverdiener verdient den Durchschnittslohn. ,,Beitrag der
Besteuerung™ bezieht sich auf den Prozentsatz des zusétzlichen Bruttoeinkommens, der aufgrund von Steuern und
Sozialleistungen abgezogen wird (andere Faktoren, die einen Beitrag zum Risiko der Nichterwerbstétigkeit leisten, sind
beispielsweise der Wegfall von Arbeitslosenleistungen, Sozialhilfe und Wohngeld).

Quelle: Europdische Kommission, Steuer- und Leistungsdatenbank der GD ECFIN auf Basis des Steuer- und
Sozialleistungsmodells der OECD (aktualisiert im Mai 2025); Berechnungen der GD TAXUD.

Abbildung 2.2.15: In vielen Mitgliedstaaten hiilt das Steuersystem Niedriglohnempfinger
davon ab, ihre Arbeitsstunden aufzustocken

Niedriglohnfalle fiir Zweitverdiener (in %, 2024)

Anmerkung: Niedriglohnfalle, wenn der Lohn des Zweitverdieners in einer Familie mit zwei Kindern von 33 % auf
66 % steigt und der Hauptverdiener 100 % des Durchschnittslohns erhéilt.

Quelle: Europdische Kommission, Steuer- und Leistungsdatenbank der GD ECFIN auf Basis des Steuer- und
Sozialleistungsmodells der OECD (aktualisiert im Mai 2025); Berechnungen der GD TAXUD.
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https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/6e2c8e52-8360-4080-9699-eab858b207e9_en?filename=Reference-metadata-Tax-and-Benefit-Indicators-06112023.pdf
https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/6e2c8e52-8360-4080-9699-eab858b207e9_en?filename=Reference-metadata-Tax-and-Benefit-Indicators-06112023.pdf

Frauen sind unverhiltnismiBig stark von der ,,Niedriglohnfalle* betroffen, in der
Steuererhohungen und Leistungskiirzungen ihr zusitzliches Einkommen verringern, sobald
ihr Verdienst steigt. In den meisten Mitgliedstaaten spielt die Besteuerung eine Schliisselrolle bei
der Bestimmung der Hohe der Niedriglohnfalle fiir Zweitverdiener und damit der Zahl der von
ihnen geleisteten Arbeitsstunden. Abbildung 2.2.15 zeigt den Anteil des zusitzlichen Einkommens
von Zweitverdienern, der steuerlich abgeschopft wird, wenn ihr Einkommen aufgrund einer
Erhohung der Zahl der geleisteten Arbeitsstunden von einem Drittel auf zwei Drittel des
Durchschnittslohns steigt. Die Einkommensverluste aufgrund Besteuerung konnen erheblich sein:
Etwa ein Drittel (36,6 %) der zusétzlichen Einkiinfte wird in der EU steuerlich abgeschdpft, wobei
dieser Verlust in Litauen aufgrund des Entzugs des Wohngelds mehr als 105 % betrégt. Die
Auswirkungen konnen mit iiber 50 % auch in Luxemburg, Belgien und Portugal erheblich sein,
wihrend sie in Zypern am niedrigsten zu sein scheinen (14,9 %). Auler der Gestaltung des
Steuersystems sind die Verfiigbarkeit und der Zugang zu einer erschwinglichen, hochwertigen
Kinderbetreuung sowie gut konzipierte Strategien zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben von
entscheidender Bedeutung, um Zweitverdiener dazu anzuregen, ihre Arbeitszeit zu verldngern.

Abbildung 2.2.16: Die Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen ist nach wie vor
grof}

Beschiftigungsliicke zwischen Menschen mit Behinderungen und Menschen ohne Behinderungen (20-64 Jahre) in 2024
und Verdnderungen zum Vorjahr (in %, Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang.
Reihenbriiche bei DK, ES, IT, PT und RO. Vorldufige Daten fiir LT. Fiir LU liegen keine Daten vor.
Quelle: Eurostat [tepsr_sp200], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/f66b19a0-d2ba-4861-bd02-257cc974fa81?lang=de

Die Eingliederung von Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt hat sich auf
EU-Ebene verschlechtert. Das Beschiftigungsgefille bei Menschen mit Behinderungen!®?

(d. h. die Differenz bei den Beschiftigungsquoten zwischen Menschen mit und ohne
Behinderungen) betrug im Jahr 2024 24,0 Prozentpunkte!®! (21,4 Prozentpunkten im

Jahr 2023). 2024 betrug das Gefille in allen Mitgliedstaaten mit Ausnahme eines Mitgliedstaats
(Slowenien) mehr als 20 Prozentpunkte. In Ruménien, Kroatien, Litauen, Irland, Polen, Bulgarien
und Belgien betrug das Gefélle mehr als 30 Prozentpunkte. In 11 Mitgliedstaaten verringerte sich
das Gefille, darunter im Bestleistungsland Slowenien, wo es um 3,1 Prozentpunkte auf 14,2 %
zuriickging. Osterreich und die Niederlande haben ebenfalls Fortschritte erzielt und gehoren
zusammen mit Tschechien, Estland, Deutschland, Finnland, Frankreich und Lettland, in denen die
Werte nach wie vor unter dem Durchschnitt liegen, zu den Landern mit {iberdurchschnittlicher
Leistung. Andererseits waren Indikatorwerte im Jahr 2024 in Ruménien (15,6 Prozentpunkte) und
Litauen (7,5 Prozentpunkte) erheblich hoher als im Jahr 2023, wenngleich, nach einem
Reihenbruch, eine , kritische Lage* naheliegt, wie auch fiir Kroatien, Irland und Polen, bei denen
ebenfalls Anstiege zu verzeichnen waren, neben einem erheblichen Gefille von iiber

35 Prozentpunkten. In Spanien und Italien liegen die Werte unter dem EU-Durchschnitt, es gab bei
den Werten fiir das Gefille im Jahr 2023 und 2024 nach einem Reihenbruch einen Unterschied von
mehr als 9 Prozentpunkten. Diese Lander fallen zusammen mit Belgien, das ein grofles Gefille von
33,1 Prozentpunkten verzeichnete, in die Kategorie ,,zu beobachten. Aus den jiingsten
EU-SILC-Daten geht hervor, dass die Erwerbsquote von Menschen mit Behinderungen in der
gesamten EU mit 64,4 % im Vergleich zu 82,6 % der Menschen ohne Behinderungen niedrig ist.!%?
In sechs Mitgliedstaaten lag die Erwerbsquote von Menschen mit Behinderungen bei nur rund 50 %
(Bulgarien, Kroatien, Ruminien, Belgien, Griechenland und Luxemburg). Beim
Unterstiitzungssystem fiir die Arbeitsmarktaktivierung von Menschen mit Behinderungen in der
gesamten EU besteht somit erheblicher Verbesserungsspielraum. Infolgedessen sind Menschen mit

190 Der Indikator fiir das Beschéftigungsgefille bei Menschen mit Behinderungen wird derzeit anhand

der EU-SILC berechnet und basiert auf dem Behinderungsstatus, der durch den ,,Global Activity
Limitation Index“ (globaler Indikator fiir Einschrankungen bei Aktivitidten, GALI) angegeben wird.
Die Befragten beantworten folgende Fragen: 1) ,,Sind Sie aufgrund eines gesundheitlichen Problems
bei alltdglichen Verrichtungen eingeschriankt? Wiirden Sie sagen, Sie sind ... stark eingeschrénkt,
eingeschréankt, aber nicht stark, oder tiberhaupt nicht eingeschrankt?* Wenn die Antwort auf die
Frage 1) ,,stark eingeschrankt* oder ,,eingeschriankt, aber nicht stark® lautet, beantworten die
Teilnehmer die Frage 2) ,,Waren Sie zumindest in den letzten sechs Monaten eingeschrénkt? Ja oder
Nein?“. Wird die zweite Frage mit ,,Ja“ beantwortet, wird angenommen, dass bei dieser Person eine
Behinderung vorliegt. Nach den Berechnungen der EU-SILC ist eine Korrelation zwischen der
Privalenz von Behinderungen aufgrund des GALI-Ansatzes und der darauf basierenden
Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen im Jahr 2024 in den Mitgliedstaaten der EU
festzustellen (Pearson-Korrelationskoeffizient = -0,44).

191 DK, ES, IT, PT und RO meldeten Reihenbriiche im Jahr 2024, und das Beschéftigungsgefille bei

Menschen mit Behinderungen wurde in allen dieser fiinf Mitgliedstaaten groBer. Beispielsweise

meldete Italien einen Reihenbruch, und das Gefille ist von 15,9 Prozentpunkten auf

25,1 Prozentpunkte im Jahr 2024 gestiegen. Jedoch lassen die Reihenbriiche keine korrekte

wirtschaftliche Interpretation dieser Veranderungen zu. Aufgrund der Bevolkerungszahl wiirde sich

das allein auf bereits die Halfte der Veranderung auf EU-Ebene belaufen. Dennoch verzeichnet

Eurostat keinen Reihenbruch fiir den Wert auf EU-Ebene.

2023. Siehe Grammenos, S., European comparative data on persons with disabilities — Equal

opportunities, fair working conditions, social protection and inclusion, analysis and trends —

Data 2023, Amt fiir Verdffentlichungen der Europdischen Union, 2025, S. 113ff.
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https://op.europa.eu/publication-detail/-/publication/2a7914a8-bb93-11f0-b37f-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/publication-detail/-/publication/2a7914a8-bb93-11f0-b37f-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/publication-detail/-/publication/2a7914a8-bb93-11f0-b37f-01aa75ed71a1

Behinderungen im erwerbsfiahigen Alter einem hohen Risiko von Armut und sozialer Ausgrenzung
ausgesetzt (33,6 % gegeniiber 18,4 % der Menschen ohne Behinderungen).

Kasten 5 mit Bezug zur Siule: Integration von Migrantinnen und Migranten in den
EU-Arbeitsmarkt

Durch die stirkere Integration von Migrantinnen und Migranten in den Arbeitsmarkt werden
einerseits der Arbeits- und Fachkriftemangel sowie die umfassenderen Herausforderungen
aufgrund des demografischen Wandels angegangen, andererseits wird der soziale
Zusammenhalt gefordert. Wihrend Migrantinnen und Migranten ™ 11,2%  der
Erwerbsbevolkerung in der EU ausmachen, sorgten sie zwischen 2023 und 2024 fiir 76 % des
Beschiftigungswachstums in der Union. Insbesondere war zwischen 2019 und 2024 das relative
Beschéftigungswachstum bei nicht in der EU geborenen Arbeitskriften in Sektoren, in denen ein
erheblicher Arbeitskriaftemangel herrschte, am stirksten. Dazu gehorten Sektoren, in denen
typischerweise keine hohen Qualifikationen erforderlich sind, wie das Bau- und
Beherbergungsgewerbe und die Gastronomie. ' Dennoch sind die Erwerbs- und
Beschéftigungsquoten von Migrantinnen und Migranten trotz des Arbeitskraftemangels in der Union
nach wie vor niedriger als die der im Inland geborenen Gleichaltrigen, was dazu fiihrt, dass etwa
7,4 Millionen Migrantinnen und Migranten nicht der Erwerbsbevolkerung der EU angehoren.! Dies
ist auf mehrere Hindernisse im Zusammenhang mit ihrer Integration in den Arbeitsmarkt und die
Gesellschaft zurlickzufiihren, die sich haufig gegenseitig verstidrken. Dazu gehoren ein niedriges
Bildungsniveau und mangelhafte Sprachkenntnisse von Migrantinnen und Migranten,
Diskriminierung, fragile Gesundheit und Aussicht auf geringwertige Arbeitsplitze. 9
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Anerkennung von Qualifikationen stellen nach wie vor
ein wesentliches Hindernis fiir die Integration von Migrantinnen und Migranten dar. Eine stirkere
Integration von Migrantinnen und Migranten in den Arbeitsmarkt kann zusétzlich dazu beitragen, das
geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille zu verringern, indem der Mangel im Pflegesektor
behoben wird. Der Aktionsplan fiir Integration und Inklusion fiir den Zeitraum 2021-2027'%7 bietet
einen gemeinsamen politischen Rahmen zur Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der Entwicklung
nationaler Strategien zur Integration von Migrantinnen und Migranten.

193 In der allgemeinen politischen und statistischen Praxis konnen entweder 1) Personen, die au3erhalb eines

bestimmten Landes geboren sind (im Ausland Geborene), oder aber 2) Personen mit der
Staatsangehorigkeit eines anderen Landes (auslédndische Staatsangehorige oder Drittstaatsangehorige) als
Migrantinnen und Migranten betrachtet werden. Die Bewertung der Integration von Migrantinnen und
Migranten in den Arbeitsmarkt anhand des Geburtslandes ermdglicht es, Hindernisse und
Benachteiligungen zu beriicksichtigen, die vom Geburtsort abhdngen, wie z. B. Sprachkenntnisse. Im
Folgenden wird der Ausdruck ,,Migrantinnen und Migranten® als Aquivalent zu ,,auerhalb der EU
geborenen Personen® verwendet.

Siehe: European economic forecast — Autumn 2025, Amt fiir Verdffentlichungen der Européischen
Union, 2025.

Quelle: Eurostat, spezieller Auszug.

Europédische Kommission, Employment and Social Developments in Europe 2025, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

Siehe Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat. den Europdischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —Aktionsplan fiir Integration und
Inklusion 2021-2027.
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https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/economic-forecasts/autumn-2025-economic-forecast-shows-continued-growth-despite-challenging-environment_de#Dokument
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/employment-and-social-developments-europe-2025_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52020DC0758
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52020DC0758
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52020DC0758

Insgesamt sind die Arbeitsmarktergebnisse von Migrantinnen und Migranten schlechter als die
von Einheimischen. Sogar hochqualifizierte Menschen stehen vor Herausforderungen, da ihre
aullerhalb der EU erworbenen Qualifikationen nur teilweise oder gar nicht anerkannt werden.
2024 lag die Erwerbsquote (15-64 Jahre) bei Migrantinnen und Migranten mit 73,4 % unter der von
im Inland geborenen Personen (75,4 %) (64,8 % bei Migrantinnen gegeniiber 82,4 % bei Migranten).
Ihre Beschiftigungsquote (20-64 Jahre) war ebenfalls niedriger (um 8,9 Prozentpunkte) als die der
im Inland geborenen Personen (68,0 % gegeniiber 76,9 %; 58,9 % bei Migrantinnen gegeniiber
77,5 % bei Migranten). Wihrend Migrantinnen und Migranten in 12 Mitgliedstaaten in hherem Maf}
als im Inland geborene Personen erwerbstitig waren, iiberstiegen nur in vier Mitgliedstaaten (Malta,
Polen, Ruménien und Tschechien) ihre Beschéftigungsquoten die der im Inland geborenen Personen
(siche Abbildung). Personen mit einem tertidrem Bildungsabschluss (iiber den etwa 30 % der
Migrantinnen und Migranten verfiigen) sind hiufiger tatsichlich erwerbstdtig. Im Vergleich zu
Gleichaltrigen mit weniger als Primarschulbildung nannten 2021 jedoch mehr als sechsmal so viele
hochqualifizierte Migrantinnen und Migranten (im Alter von 20 bis 64 Jahren) die Anerkennung von
Qualifikationen als spezifisches Hindernis bei der Arbeitssuche. Unterbewertete Qualifikationen
zwingen hochqualifizierte Migrantinnen und Migranten oft zur Arbeit in Berufen, die geringere
Qualifikationen erfordern. ' In allen Mitgliedstaaten waren die Uberqualifizierungsquoten bei
Migrantinnen und Migranten hoéher als bei den im Inland geborenen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern. Fiir die EU insgesamt hat sich dieses Gefille im Laufe der Zeit nur geringfiigig
verringert,'®® und es ist nach wie vor erheblich. Die Uberqualifizierungsquote der Migrantinnen und
Migranten reichte von etwa der Hilfte aller Wanderarbeitnehmerinnen und Wanderarbeitnehmer in
Italien (51,5 %), Spanien (51,7 %), Griechenland (54,2 %), Tschechien (46,9 %) und Malta (44,8 %)

bis zu 18,4 % in Ungarn.2%0

198 Europédische Kommission, Employment and Social Developments in Europe 2023, Amt fiir

Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2023.

Der Anteil der Migrantinnen und Migranten mit tertiirem Bildungsabschluss, die in einem Beruf
beschiftigt sind, der ein niedrigeres Bildungsniveau erfordert, ging von 38,7 % im Jahr 2014 auf
34,9 % im Jahr 2023 zuriick.

Siehe Europdische Kommission, Employment and social developments in Europe — Quarterly
review.Januar 2025, Amt fiir Verdffentlichungen der Europdischen Union, 2025. Die niedrigsten
Uberqualifizierungsquoten liegen in HR (12 %) und LU (6,1 %) vor, wenn auch mit Daten, die als
unzuverldssig gekennzeichnet sind.
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https://op.europa.eu/webpub/empl/esde-2023/chapters/chapter-2-6.html#:~:text=Many%20studies%20show%20that%20higher,being%20overqualified%20for%20their%20job.&amp;text=Finally%2C%20anti%2Dimmigration%20attitudes%20have,migrants%20with%20the%20required%20skills.&amp;text=Migrants%20more%20frequently%20work%20in%20non%2Dstandard%20forms%20of%20employment.&amp;text=In%202021%2C%20one%20in%20five,pp%20more%20than%20native%20workers).
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/quarterly-review-employment-and-social-developments-europe-esde-january-2025_en?prefLang=de
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/quarterly-review-employment-and-social-developments-europe-esde-january-2025_en?prefLang=de
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/quarterly-review-employment-and-social-developments-europe-esde-january-2025_en?prefLang=de

Migrantinnen und Migranten weisen in fast allen Mitgliedstaaten im Vergleich zu den im
Inland geborenen Gleichaltrigen niedrigere Beschiiftigungsquoten und hohere

Uberqualifizierungsquoten auf.
Beschiftigungs- und Uberqualifizierungsquoten (20-64 Jahre), Niveau 2024 (%)

Anmerkung: Reihenbruch fiir BG. Unterschiedliche Definitionen fir die Beschéftigungsquote bei ES und FR. Fiir BG,
RO und SK fehlen Daten zur Uberqualifizierungsquote.
Quelle: Eurostat [1fsa_ergacob] und [Ifsa_eoqgac], EU AKE.

In den letzten Jahren haben mehrere Mitgliedstaaten die Integration von Migrantinnen und
Migranten in den Arbeitsmarkt durch ganzheitliche politische Ansiitze unterstiitzt. In der
Initiative von Deutschland, ,,My Turn®, die aus dem EFS+ gefordert wird und von 2022 bis 2029
lduft, werden Schulungen zu digitalen Kompetenzen, Sprachpraxis, Beratung zur Vereinbarkeit von
Beruf und Familie, Kontaktpflege mit Arbeitgebern und optionale Hilfe beim Zugang zur
Kinderbetreuung kombiniert. In Schweden hat das System der ,Vier-Kategorien® der
Arbeitserlaubnis die Bearbeitung der Arbeitserlaubnis fiir beruflich qualifizierte Arbeitskréfte aus
Nicht-EU-Lindern seit 2024 beschleunigt, indem Antrdge nach Beruf, Bildung und Branche
kategorisiert werden. Seit 2018 werden in Spanien im Rahmen des Programms ,,Dispositivo
Ampara“ Personen, die internationalen Schutz beantragen, bei der Bewertung der Grundfertigkeiten,
Vorschulungen, bei denen Integration in die Gesellschaft mit Kompetenzentwicklung kombiniert
wird, sowie finanzieller Unterstiitzung, die unter anderem Grundbediirfnisse, Kinderbetreuung,
Personenbeforderung, Anerkennung von Qualifikationen und Schulungen abdeckt, unterstiitzt. Im
Mai 2025 verabschiedete Slowenien das Gesetz liber die Anerkennung von Berufsqualifikationen im
Gesundheitswesen, durch das die Einreise auslidndischer Angehoriger der Gesundheitsberufe
erleichtert, beschleunigt und sichergestellt wird. Auf &hnliche Weise verabschiedete die
Slowakei 2025 ein Gesetz zur Anderung des Verfahrens fiir die Anerkennung von
Abschlusszeugnissen und Berufsqualifikationen, zur Digitalisierung des Verfahrens, um es zu

vereinfachen und ferner Wartezeiten und Gebiihren abzuschaffen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_ergacob/bookmark/table?lang=de&bookmarkId=caddd716-e5a1-4ff5-a37b-d02dbf7f74eb&c=1759058043000
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_eoqgac__custom_17407780/default/table?lang=de

Drittstaatsangehorige sind auf dem Arbeitsmarkt nach wie vor mit erheblichen Hindernissen
konfrontiert. Drittstaatsangehorige (20-64 Jahre), nicht identisch mit ,,Migrantinnen und
Migranten* als ,,auBerhalb der EU geborene Personen®, machten 2024 6 % der Erwerbsbevolkerung
in der EU aus, trugen jedoch 52,3 % zum Anstieg der Erwerbsbeteiligung zwischen 2023 und 2024
bei. Ihre Beschiftigungsquote lag 2024 mit 64,3 % unter der Quote der auflerhalb der EU
Geborenen und der EU-Biirgerinnen und Biirger (76,7 %).2! Die Arbeitslosenquote bei
Drittstaatsangehorigen (15-74 Jahre) blieb 2024 mit 12,5 % stabil.2?2 Obwohl sie von 21,7 % im
Jahr 2014 gesunken ist, ist sie nach wie vor fast zweieinhalbmal so hoch wie bei EU-Biirgerinnen
und -Biirgern (5,4 %), wobei erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bestehen.
Drittstaatsangehorige gelangen héufig in Berufe, in denen es einen Arbeitskréftetiberschuss

oder -mangel gibt, insbesondere in Berufen mit niedrigem Qualifikationsniveau. Dies konnte auf
geringere Zutrittsschranken zu diesen Sektoren und ihre Abhéngigkeit von Wanderarbeit
zurtickzufiihren sein.?%3 Es deutet auch darauf hin, dass Drittstaatsangehorige einem hoheren Risiko
ausgesetzt sind, mit schlechterer Arbeitsplatzqualitdt und schlechteren Arbeitsbedingungen
konfrontiert zu sein. Der Anteil der Drittstaatsangehdrigen (20-64 Jahre) mit tertidrem
Bildungsabschluss, die in einem Beruf beschéftigt sind, der ein niedrigeres Bildungsniveau
erfordert, ging 2024 auf 39,6 % zuriick, doch bestehen nach wie vor grof3e, andauernde
Unterschiede bei den Uberqualifizierungsquoten.2** Dieser Trend zeigt sich auch bei den
Vertriebenen aus der Ukraine, die ansonsten hohere Beschéftigungsquoten erzielen.2%s Bestimmte
Gruppen wie Migrantinnen, Personen, die internationalen Schutz suchen, sowie Migrantinnen und
Migranten, die im Rahmen einer Familienzusammenfiihrung ankommen, haben tendenziell
schlechtere Arbeitsmarktergebnisse. Dies macht deutlich, dass gezielte Unterstiitzung erforderlich

ist, um die einzigartigen Hindernisse, mit denen sie konfrontiert sind, zu beseitigen.?%¢

201
202

Eurostat [Ifsa_ergan], EU AKE.

Eurostat [Ifsa_urgan], EU AKE.

203 Europdische Arbeitsbehorde (2025), EURES Report on labour shortages and surpluses 2024, Amt
fiir Veroffentlichungen der Européischen Union, Luxemburg.

Europdische Kommission, Employment and social developments in Europe — Quarterly
review.Januar 2025, Amt fiir Verdffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

Eurofound (2024b), Social Impact of Migration: Addressing the challenges of receiving and
integrating Ukrainian refugees, Amt fiir Veroéffentlichungen der Européischen Union.

206 SWD/2025/162 final.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_ergan__custom_18686429/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_urgan__custom_18326866/default/table
https://www.ela.europa.eu/sites/default/files/2025-06/EURES_Report_on_labour_shortages_and_surpluses_2024.pdf
https://data.europa.eu/doi/10.2767/2463745
https://data.europa.eu/doi/10.2767/2463745
https://data.europa.eu/doi/10.2767/2463745
https://data.europa.eu/doi/10.2806/479251
https://data.europa.eu/doi/10.2806/479251
https://data.europa.eu/doi/10.2806/479251

2.2.2 MafBlinahmen der Mitgliedstaaten

Die Mitgliedstaaten streben an, die Teilnahme an friihkindlicher Betreuung, Bildung und
Erziehung weiter zu erhohen, insbesondere durch die Verbesserung der Zuginglichkeit und
die Behebung des Mangels an qualifiziertem Personal. So hat Irland beispielsweise das neue
Forderprogramm ,,Equal Start* auf den Weg gebracht, mit dem universelle und gezielte
Malnahmen bereitgestellt werden, um benachteiligten Familien dabei zu helfen, in vollem Umfang
an FBBE und der Kinderbetreuung im Schulalter teilzunehmen (z. B. durch zusétzliche Mittel fiir
Kinderbetreuungsdienste, um mit Eltern und sozialen Diensten in Kontakt zu treten, sowie ein
kostenloses Mittagessen). Zur Forderung der Chancengleichheit gewéhrt Zypern kleinen und
abgelegenen offentlichen Kindergirten Zuschiisse aus dem ESF+ fiir Gebiihren sowie
Beforderungskosten fiir Ausfliige und Freizeitaktivititen fiir Kinder aus nachteiligen
soziookonomischen Verhiltnissen. Griechenland hat politische MaBnahmen eingefiihrt, um Kinder
aus gefahrdeten Gruppen Zugang zu ganztigiger FBBE zu ermoglichen. Kinder mit
sonderpddagogischem Forderbedarf erhalten wihrend des Unterrichts gezielte Forderung, der aus
dem ESF+ finanziert wird. Die Slowakei kofinanziert die Entwicklung von Kinderkrippen sowie
die Starkung der Personalkapazititen und der Erziechungskompetenzen der Eltern, insbesondere,
wenn sie aus soziodkonomisch benachteiligten Verhéltnissen stammen. Ganz allgemein haben
mehrere Mitgliedstaaten Pléne zur Erhohung der Zahl der Plétze in der FBBE angekiindigt, darunter
Osterreich (50 000 zusitzliche Plitze bis 2030), Belgien (Investitionen fiir 10 000 zusétzliche
Plétze in Flandern im Jahr 2025 und — mit Unterstiitzung des Aufbau- und Resilienzplans —

5 200 zusitzliche Platze in Wallonien-Briissel bis 2026), Polen (102 000 Plitze bis 2029 mit
Unterstiitzung des ESF+ sowie der Aufbau- und Resilienzfazilitit) und Portugal (5 000 neue Plitze
bis 2027). Dartiber hinaus haben mehrere Lander MaB3nahmen ergriffen, um die Qualitdt der
Dienste zu verbessern, insbesondere durch die Behebung des Mangels an Lehr- und
Betreuungspersonal, die Verbesserung ihrer Ausbildung und die Entwicklung pddagogischer
Leitlinien. In Belgien (Flandern) wird der berufliche Wechsel zu FBBE-Berufen durch bezahlte
Bildungsgénge und durch die Bewertung und Reform des derzeitigen Kinderbetreuungsnetzwerks
gefordert. Deutschland investiert 2025-2026 4 Mrd. EUR in die Verbesserung der Qualitét der
Bildung und Erziehung und die Erh6hung der Zahl der Plétze, die Aufstockung vollstindig
qualifizierten Personals, die Verbesserung des zahlenmiBigen Verhéltnisses von Lehr- und
Betreuungspersonal zu Kindern und die Férderung des frithkindlichen Spracherwerbs. Neue
Anforderungen an FBBE-Personal sind auch in Finnland und den Niederlanden geplant, wihrend
das zahlenméaBigen Verhéltnis von Lehr- und Betreuungspersonal zu Kindern in Belgien (Flandern),
Dinemark, Luxemburg und Polen verbessert wird. Polen fiihrt ebenfalls ein nationales
Schulungsprogramm (,,Unterstiitzungsakademie®) fiir Erzieherinnen und Erzieher sowie regionale
und lokale Behdrden durch, um ab Januar 2026 die Einfiihrung neuer hochwertiger paddagogischer
Standards in der FBBE fiir Kinder unter drei Jahren zu unterstiitzen.
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In den Bereichen der Grundkompetenzen in Mathematik, Lesen und Naturwissenschaften
sowie digitale und staatsbiirgerliche Kompetenzen haben mehrere EU-Linder Reformen
eingefiihrt. Mit Unterstiitzung aus dem ESF+ hat Ruménien kiirzlich mit der Umsetzung eines
nationalen Programms zur Verringerung des funktionalen Analphabetismus und zur Verbesserung
der Grundkompetenzen begonnen, das MaBnahmen zur Analyse der Ursachen unzureichender
Leistungen, zur Entwicklung von Standards fiir das Lernen und die Bewertung funktionaler Lese-
und Schreibfihigkeiten, zur Schulung und Unterstiitzung von Lehrkriften sowie Pilotmanahmen in
Schulen mit dem Ziel des Ausbaus auf nationaler Ebene umfasst. In Italien konzentriert sich
Agenda Sud auf die Lese- und Schreibkompetenzen (wobei zwischen Italienisch fiir
Muttersprachler und Nichtmuttersprachler unterschieden wird), sowie auf Rechenkompetenzen und
Englischkenntnisse. Polen bereitet derzeit eine Lehrplanreform vor, deren Schwerpunkt auf der
Verbesserung von Kompetenzen, einschlieBlich der Grund- und MINT-Kompetenzen liegt, die im
September 2026 vollstindig umgesetzt werden soll, beginnend mit der Vorschul- und Primarstufe.
Die Gemeinden in Belgien fiihren umfassende Lehrplanreformen durch, die auf die Starkung der
Grundkompetenzen abzielen und mit Monitoring-Maflnahmen einhergehen. Wahrend die meisten
Léander ganzheitliche Strategien verfolgen, fithren einige Linder auf bestimmte Ficher abzielende
MaBnahmen ein. Im Bereich Mathematik hat Litauen einen Plan zur Verbesserung des Lehrens und
Lernens ausgearbeitet. Der Schwerpunkt dieses Plans liegt auf der Unterstiitzung
leistungsschwacher Schiilerinnen und Schiiler und der Aktualisierung der Kompetenzen von
Lehrkréften. In Tschechien erproben bis zu 100 Schulen neue Grundschullehrpléne, die mehr
Flexibilitdt bieten und Elemente wie mathematisches Verstindnis und projektbasiertes Lernen
stirker betonen. Zur Unterstiitzung des Lesens und der Sprache hat Osterreich ein neues
Lesegiitesiegel fiir Grundschulen eingefiihrt. Die neuen MINT-Lehrplidne von Irland enthalten
zusitzlich zu den neuen Fiachern Klimaerziehung und nachhaltige Entwicklung auch aktualisierte
Spezifikationen fiir Biologie, Physik und Chemie. Mehrere Initiativen zielen auf die Verbesserung
der Computer- und Informationsverarbeitungskompetenz ab. Slowenien wird ab 2028/2029 in der
siebten Klasse der Grundschule ein neues Fach tiber Informatik und digitale Technologien
einfiihren. Polen und Malta haben mit Unterstiitzung aus der Aufbau- und Resilienzfazilitit und
dem ESF+ die Versorgung mit Tablets und Laptops ausgeweitet, wihrend Lettland Schiilerinnen
und Schiiler durch die Bereitstellung digitaler Geréte, Internetzugang sowie maf3geschneiderte
padagogische Unterstiitzung fordert. Polen hat ein neues Fach zur staatsbiirgerlichen Bildung auf
der Sekundarstufe II sowie Gesundheitserziehung auf allen Stufen eingefiihrt. Lehrkréfte werden
durch finanzierte einschlidgige Lehrhandbiicher und Schulungsseminare unterstiitzt. In
Griechenland wurden auf nationaler Ebene Lehrplanmafinahmen zur Férderung aktiver
Biirgerschaft sowie ein entsprechender Leitfaden fiir Lehr- und Betreuungskrifte fiir Kindergérten,
Grundschulen und Sekundarschulen herausgegeben, der Leitlinien fiir die Umsetzung von
Aktionsplédnen im Sinne der Verwirklichung der 17 Ziele fiir nachhaltige Entwicklung beinhaltet.
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Die Starkung des Lehrerberufs mit Schwerpunkt auf Attraktivitit und Qualitit ist nach wie
vor eine zentrale Prioritit zur Verbesserung der Grundkompetenzen der Schiilerinnen und
Schiiler. In Osterreich wurde die Lehrerausbildung gestrafft und wird stirker mit den
Herausforderungen in der Praxis verkniipft. Zudem wird die Option eines dualen Bildungswegs
geplant, bei dem die Studierenden als Teil ihres Studiums ein Semester lang an ausgewahlten
Schulen unterrichten. Mehrere Lander haben die Gehilter fiir Lehrkréfte erhoht, beispielsweise
Bulgarien, Litauen, Ungarn und Slowenien. 2024 fiihrte Ungarn eine umfassende, aus dem ESF+
kofinanzierte Gehaltsreform ein, um die Gehélter von Lehrkriften bis Januar 2025 auf mindestens
80 % des Durchschnittsgehalts anderer Hochschulabsolventen anzuheben. Irland und Polen bieten
neuen Lehrkriaften nach dem ersten Berufsjahr unbefristete Vertrdge an, wodurch sich die Dauer der
erforderlichen praktischen Erfahrung verkiirzt. Die derzeitige Reform des Berufs und der
Laufbahnen von Lehrkriften in Schweden zielt darauf ab, die Qualitit des Unterrichts und die
Attraktivitit des Berufs zu erh6hen. Ein aus dem EU-Instrument fiir technische Unterstiitzung
finanziertes Projekt wird Reformen in Belgien (Flandern) und den Niederlanden unterstiitzen, um
die Relevanz und Wirksamkeit der beruflichen Weiterbildung von Lehrkréften in der digitalen
Bildung zu verbessern. Um einen hochwertigen Unterricht in MINT-Fachern zu gewihrleisten,
konzentrieren sich die Mitgliedstaaten auch auf die Ausbildung der Lehrkréfte. Deutschland hat
mehrere Initiativen wie die QuaMath-Lehrerausbildung auf den Weg gebracht, wihrend Estland im
Rahmen des Programms ,,Lehrerakademie‘ Microcredentials anbietet, z. B. in MINT-bezogenen

Féachern, um es Lehrkriften zu ermdglichen, sich parallel zur Arbeit weiter zu qualifizieren.

In den Mitgliedstaaten werden vorzeitiger Schulabbruch und Bildungsungleichheiten
weiterhin mit starker finanzieller Unterstiitzung durch die EU angegangen. In Spanien sollen
2 700 Bildungseinrichtungen Vereinbarungen unterzeichnen, in denen sie sich dazu verpflichten,
am Programm fiir Orientierung, Fortschritt und Bildungsforderung nach dem spanischen Aufbau-
und Resilienzplan teilzunehmen, um die Zahl der Schulabbriiche sowie der vorzeitigen Abgidnge
aus der allgemeinen oder beruflichen Bildung bei leistungsschwachen Schiilerinnen und Schiilern
und Lernenden zu verringern. Durch das Programm, das aus dem ESF+ kofinanziert wird, werden
mehr als 3 400 Schulen unterstiitzt, wobei der Schwerpunkt auf Schulen liegt, die mit besonderen
padagogischen Herausforderungen konfrontiert sind, und in denen sich ein erheblicher Anteil der
Schiilerinnen und Schiiler im reguldren Unterricht in einer Situation soziodkonomischer
Vulnerabilitit befindet. In Luxemburg wurde das Alter des Endes der Schulpflicht ab

September 2026 von 16 auf 18 Jahre angehoben. Die nationale Jugendbehorde ermittelt junge
Menschen, bei denen die Gefahr eines Schulabbruchs besteht, und nimmt im Einzelfall mit diesen
Schiilerinnen und Schiilern Kontakt auf, um Unterstiitzung anzubieten. Die Slowakei plant ein

Doppelsystem zur Rechtfertigung von Fehlzeiten, um Schulen verstérkt in die Pflicht zu nehmen.
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Die laufenden Bemiihungen zielen darauf ab, adiquat auf das Aufkommen und den
zunehmenden Einsatz von KI in der allgemeinen und beruflichen Bildung zu reagieren.
Estland plant, mit dem neuen KI-Bildungsprogramm ,,KI-Sprung* (,, TI-Hiippe*), das im
September 2025 auf den Weg gebracht wurde, KI-Instrumente und - Schulungen systematisch in
die Bildung zu integrieren. Damit sollen KI-Instrumente und -Kompetenzen in das Bildungssystem
integriert werden, indem der Zugang zu fithrenden KI-Anwendungen und Schulungen fiir
Schiilerinnen und Schiiler sowie Lehrkréifte ermoglicht wird. In Spanien hat das
Bildungsministerium im Jahr 2024 Leitlinien verdffentlicht, und regelmifBig werden Schulungen fiir
Lehrkréfte und Unterrichtsmaterialien angeboten, um Lehrkréfte in Fragen zu den Chancen und
Herausforderungen im Umgang mit KI und der ethischen Nutzung von KI zu unterstiitzen.
Zusétzlich hat Spanien einen neuen KI- und Daten-Track fiir die berufliche Aus- und Weiterbildung
eingerichtet und digitale Module in alle bestehenden Programme integriert. In Finnland wird die
verantwortungsbewusste und wirksame Integration von KI in Lernumgebungen von
KI-Empfehlungen geleitet, die aus nationalen rechtlichen Verpflichtungen und allgemeinen
Leitlinien fiir Bildungsanbieter und Bildungspersonal bestehen. Auf &hnliche Weise hat Frankreich
einen rechtlichen und ethischen Rahmen fiir den Einsatz von KI in Schulen angenommen und wird
KI-Tools ermdglichen, die dazu beitragen, den Erwerb von Grundkompetenzen in der Primar- und
Sekundarstufe I individuell zu gestalten. In Irland sollen Lehrkrifte anhand von Leitlinien fiir den
Einsatz von KI in der Lehre und beim Lernen unterstiitzt werden und die Integritét bei der
Bewertung von Schiilerinnen und Schiilern gewiéhrleistet werden. Zudem werden derzeit Strategien
und Instrumente fiir die Einfithrung von KI in der Schulbildung entwickelt. In Kroatien wird
zurzeit ein neuer Lehrplan mit Schwerpunkt auf KI und neuen digitalen Technologien entwickelt,
um die digitalen Kompetenzen von Lehrkriaften und Lernenden zu verbessern. Durch die Integration
von Kl in die Lehrplédne sowie Projekte wie PAIDEIA und Al Pilot im Bereich der Mathematik
zeigt Malta starkes Engagement bei der Aus- und Weiterbildung von Lehrenden und Lernenden im
Rahmen seiner Strategie zur Verbesserung der digitalen Kompetenzen und der KI-Kompetenzen.
Griechenland hat Rechtsvorschriften zur Nutzung von innovativen digitalen Instrumenten im
Bildungsbereich erlassen. Digitale Technologien und Anwendungen, innovative
Unterrichtsmaterialien sowie KI-Systeme kdnnen genutzt werden, um Lehrkrifte zu unterstiitzen

und den Bildungsprozess in Grund- und Sekundarschulen zu verbessern.
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Die Modernisierung der Berufsbildungssysteme wurde beispielsweise durch
Strukturreformen, eine verbesserte Infrastruktur und lebenslanges Lernen fortgesetzt.
Mehrere Lander haben nationale Berufsbildungsstrategien eingefiihrt oder aktualisiert. Zypern
entwickelt derzeit eine neue Strategie fiir die berufliche Aus- und Weiterbildung und startete grof3e
Infrastrukturprojekte, die aus dem Aufbau- und Resilienzplan und dem Fonds fiir einen gerechten
Ubergang finanziert werden. Ferner wurden mit ESF+-Unterstiitzung technische Sekundarschulen
auf Pilotbasis eingefiihrt, um eine flexiblere Mdglichkeit zu schaffen, allgemeine und berufliche
Bildung zu kombinieren. Eine Reihe gesetzlicher Reformen untermauert die nationalen
Bemiihungen zur Verbesserung der Flexibilitdt der beruflichen Aus- und Weiterbildung. In Spanien
wurde der Rechtsrahmen fiir die berufliche Aus- und Weiterbildung weiter konsolidiert, um einen
starkeren Ansatz des arbeitsbasierten Lernens und der Lehrlingsausbildung zu erreichen. Mehrere
Konigliche Dekrete regeln die Lehrplanstruktur, Systemkomponenten und Governance und
unterstiitzen die Einrichtung von Exzellenzzentren sowie den 6kologischen und den digitalen
Wandel in der Ausbildung. Um das Ausbildungsangebot besser auf die Nachfrage auf dem
Arbeitsmarkt abzustimmen, wurde in Polen die Einrichtung von Branchenkompetenzzentren ins
Leben gerufen, in denen Berufsbildungs- und Hochschuleinrichtungen, Arbeitgeber und andere
Interessentrager zusammengebracht werden. In Estland wurde die Reform der Rechtsvorschriften
fiir die berufliche Aus- und Weiterbildung und die Erwachsenenbildung fortgesetzt, um flexible
Lernpfade zu fordern und die Entwicklung von Microcredentials zu unterstiitzen. Griechenland hat
die Reform seines Berufsbildungssystems aus dem Jahr 2024 fortgesetzt, um, nach einem durch den
Mechanismus zur Arbeitsmarktdiagnose unterstiitzten evidenzbasierten Ansatz, die
Arbeitsmarktrelevanz der Berufsbildung zu verbessern. Aullerdem hat Griechenland
Rechtsvorschriften zur Einrichtung von Berufsbildungsakademien erlassen, wobei zwischen der
beruflichen Erstausbildung und dem Bedarf des Arbeitsmarkts auf lokaler Ebene eine
Verbindungen hergestellt wird, in Zusammenarbeit mit staatlichen Stellen und den Sozialpartnern,
um einen zeitgemiBen Rahmen zur Forderung hochwertiger Bildung und gut bezahlter

Beschiftigung zu schaffen.
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Der Ausbau des Zugangs zu hochwertigem Lernen am Arbeitsplatz wird weiterhin
priorisiert. Der Rechtsrahmen fiir die duale Berufsbildung in Bulgarien wurde aktualisiert. Es
wurden zusédtzliche 6ffentliche Mittel bereitgestellt, um die Beitrdge von Schiilerinnen und Schiilern
in der dualen Ausbildung zu Sozial- und Krankenversicherungen zu decken und so eine bessere
Zusammenarbeit mit den Arbeitgebern und eine breitere Nutzung der betrieblichen Ausbildung zu
gewihrleisten. Andere Mitgliedstaaten haben Weiterbildungsmdglichkeiten der erwachsenen
Bevolkerung Vorrang eingerdumt. Schweden hat die Mittel fiir die Ausweitung der
Erwachsenenbildung im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung erhoht, wobei zur
Bewiltigung des Fachkraftemangels mehr ganzjdhrige Ausbildungsplitze ermoglicht werden, sowie
fiir die Ausweitung der hoheren beruflichen Bildung, womit die Chancen erhoht werden, dem
Kompetenz- und Qualifikationsbedarf des Arbeitslebens gerecht zu werden. Das Pilotprojekt mit
einer neuen Form der Berufsbildung (Sekundarstufe II) fiir Erwachsene auf nationaler Ebene, mit
dem Verbindungen zwischen dem Kompetenz- und Qualifikationsbedarf des Arbeitslebens und der
beruflichen Aus- und Weiterbildung geschaffen werden sollen, wurde verstarkt und bis 2028
verlangert. Die Investitionen in Spanien umfassen die Umwandlung von mehr als

1 200 Klassenzimmern in Rdume fiir angewandte Technologie, mehr als

25 000 SchulungsmafBnahmen im Ausmal} von 30 Stunden fiir Lehrkrifte in der beruflichen Aus-
und Weiterbildung in griinen und digitalen Kompetenzen sowie den Ausbau der zweisprachigen
Berufsbildungszyklen. Diese Mafinahmen sind in den Aufbau- und Resilienzplan eingebettet und
diirften sowohl das Engagement der Lernenden als auch die Arbeitsmarktrelevanz der MaBBnahmen

starken.
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Die Mitgliedstaaten unterstiitzen die Bemiihungen der Hochschuleinrichtungen, ihre Systeme
zu modernisieren, die Verbindungen zum Arbeitsmarkt zu stirken und die
Internationalisierung zu fordern. Wihrend die Zahl der Personen mit tertidrem
Bildungsabschluss stetig gestiegen ist, wird der Schwerpunkt zunehmend darauf gelegt,
hochwertige Bildung zu gewihrleisten und ihre Relevanz fiir den Arbeitsmarkt zu erhhen, um den
Fachkriftemangel zu beheben. Mit Unterstiitzung aus dem ESF+ fordert Bulgarien das
kompetenzbasierte Lernen und die Internationalisierung der Hochschuleinrichtungen. Der nationale
Plan von Zypern zur Verbesserung und Modernisierung der Hochschulbildung konzentriert sich
auf die Optimierung von Qualitit und Exzellenz, die Verkniipfung der Bildung mit dem
Arbeitsmarkt und die Forderung der Internationalisierung. In Tschechien wird geplant,
Kurzstudiengéinge an neuen héheren Berufsschulen einzufiihren, wihrend Spanien Verfahren zur
Validierung des informellen und nicht-formalen Lernens eingefiihrt hat. Einige Lénder haben
kiirzlich Internationalisierungsstrategien zur Forderung der Mobilitdt und Internationalisierung in
der Hochschulbildung eingefiihrt. Die Nationale Hochschulmobilitéts- und
Internationalisierungsstrategie 2020-2030 von Osterreich unterstiitzt die Mobilitiit aller Gruppen in
der Hochschulbildung und legt den Schwerpunkt stirker auf die Férderung einer hochwertigen
akademischen Mobilitit. Deutschland hofft, die Attraktivitét fiir internationale Studierende zu
erhohen, indem die rechtlichen Anforderungen (Visa, Zugangsbedingungen) gelockert werden und
der Zugang zu Programmen durch eine verstirkte Anerkennung von Kompetenzen und
Abschliissen, durch Sprachkurse, Wohnraumvermittlung und Beratung erleichtert wird. Mit
Unterstiitzung des Européischen Sozialfonds Plus (ESF+) entwickelt Polen derzeit die erste
Internationalisierungsstrategie fiir die Hochschulbildung, die bis Ende 2025 fertiggestellt werden
soll. Griechenland ist in eine neue Phase seiner Reform der Hochschulbildung eingetreten, mit der
ein Rahmen fiir die Einrichtung und den Betrieb von nicht staatlichen und nicht gewinnorientierten
Universitdten — bei strengen Griindungskriterien und unter Aufsicht der Nationalen Behorde fiir die
Hochschulbildung — geschaffen wird. Die Reform beinhaltet 74 gemeinsame und duale
Master-Abschliisse, in Partnerschaft mit angesehenen internationalen Universitdten und mit
Unterstiitzungsbiiros fiir die Studierenden an jeder Universitdt, finanziert aus dem ESF+ im

Zeitraum 2021-2027.
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Die Mitgliedstaaten ergreifen Maflnahmen zur Steigerung und Verbesserung der
Erwachsenenbildung im Einklang mit den Initiativen der Union der Kompetenzen. Mehrere
Mitgliedstaaten erproben individuelle Lernkonten als nachfrageorientiertes Schulungskonzept. In
der Slowakei trat im Januar 2025 ein neues Gesetz iiber die Erwachsenenbildung in Kraft, das
darauf abzielt, das Erwachsenenbildungssystem zu starken und die nicht-formale Bildung zu
fordern, insbesondere durch die Einfithrung von individuellen Lernkonten. Obwohl individuelle
Lernkonten den allgemeinen Zugang zu Schulungen gewihren sollen, konzentrieren sich einige
Pilotprojekte auf bestimmte Gruppen. In Zypern beispielsweise werden im Rahmen eines
Pilotprojekts 2 400 EUR aus dem ESF+ iiber einen Zeitraum von drei Jahren fiir
Langzeitarbeitslose und gering qualifizierte Erwachsene bereitgestellt. Ein gut konzipiertes System
der Erwachsenenbildung erfordert eine nachhaltige Finanzierung. Mit Unterstiitzung des ESF+ hat
Lettland im Juli 2025 Verordnungen zur Einrichtung von Kompetenzfonds erlassen, die zur
Schaffung eines nachhaltigeren und besser finanzierten Erwachsenenbildungssystems unter
Einbeziehung der Arbeitgeber beitragen werden. Im Rahmen des Pilotprojekts soll bis 2029 fiir
mehr als 4 700 Personen Weiterbildung geboten werden. Um Kompetenzen an die Bediirfnisse des
Arbeitsmarktes anzupassen, verbessern mehrere Lénder ihre Kompetenzstrategien und ihre Systeme
zur Antizipation des Qualifikationsbedarfs. Bis Ende 2025 fiihrt Spanien im Rahmen des Aufbau-
und Resilienzplans Forschungsarbeiten durch, um den Kompetenz. und Qualifikationsbedarf durch
eine Erhebung in Schliisselsektoren zu ermitteln, die als Grundlage fiir wirksame Antworten auf den
Bedarf an Aus- und Weiterbildung und Umschulung dienen soll. Im Juni 2025 hat Luxemburg ein
proaktives Beschiftigungs- und Umschulungs-/Weiterbildungs-Managementprogramm unter dem
Nenner ,,Skills-Plang* eingefiihrt. Die Mitgliedstaaten ergreifen weiterhin MaBnahmen zur
Umsetzung des européischen Konzepts mit Microcredentials, die Weiterbildung und Umschulung
fordern und gleichzeitig Kompetenzen in der gesamten EU sichtbarer und vergleichbarer machen.
Im September 2025 hat Ungarn eine neue Verordnung iiber Ausbildungsprogramme eingefiihrt, die
Erwachsenen Microcredentials sichern und auf der Grundlage akkreditierter Lehrbiicher eine
verkiirzte berufliche Aus- und Weiterbildung ermoglichen. Spanien hat im Rahmen des Aufbau-
und Resilienzplans einen Aktionsplan fiir die Schaffung eines Rahmens fiir die Entwicklung von
Microcredentials aufgenommen. In Spanien wird ferner an der Schaffung von Microcredentials zur
Forderung spezifischer Kenntnisse und Kompetenzen gearbeitet, die auf dem Arbeitsmarkt
nachgefragt werden. Die Anerkennung von Kompetenzen, die durch Berufserfahrung und nicht-
formales Lernen erworben wurden, hat nach wie vor in allen Mitgliedstaaten eine zentrale Prioritét.
Im Juni 2024 wurde in Kroatien eine neue Verordnung angenommen, welche die Anerkennung
fritherer Lernerfahrungen ermoglicht, mit besonderem Augenmerk auf den Bediirfnissen gering
qualifizierter Erwachsener und Arbeitsuchender. Mit der Reform wird die Validierung stérker an
die Anforderungen des Arbeitsmarktes angepasst sowie der Ubergang zu zertifizierten
Qualifikationen unterstiitzt. In Malta wurden im September 2024 aktualisierte nationale Leitlinien
verdffentlicht, und im Januar 2025 traten Qualititssicherungsleitlinien in Kraft, um alle nicht
formalen und informellen Lernzentren zu validieren und Qualititsstandards und
Rechenschaftspflichten in deren téglichen Prozessen einzufiihren.
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Es wurden Initiativen zur Stiarkung der digitalen Kompetenzen in der Bildung auf den Weg
gebracht. In Belgien haben beispielsweise die Regierungen der Foderation Wallonie-Briissel und
der Wallonischen Region eine neue Kooperationsvereinbarung iiber digitale Bildung in
Pflichtschulen und in der Erwachsenenbildung gebilligt, mit der sichergestellt wird, dass alle
Schiilerinnen und Schiiler sowie das gesamte Personal im Einklang mit dem Europédischen
Referenzrahmen fiir digitale Kompetenzen ein Mindestmal3 an digitalen Kompetenzen erwerben.
Malta hat eine Strategie fiir digitale Bildung 2025-2030 auf den Weg gebracht, mit der
Schiilerinnen und Schiiler mit digitalen Kompetenzen ausgestattet werden sollen und Angleichung
an DigComp 2.2 und den KI-Kompetenzrahmen (AILit) erreicht werden soll. Finnland hat im
Rahmen des Aufbau- und Resilienzplans ein Digitalisierungsprogramm fiir kontinuierliches Lernen
auf den Weg gebracht, das auch die Unterstiitzung reibungsloser Ubergéinge in der Bildung und im
Arbeitsleben umfasst. Im Rahmen der Politik fiir den digitalen Wandel im Bildungswesen,
2025-2035, die aus dem ESI-Fonds und der Aufbau- und Resilienzfazilitit unterstiitzt wird, stattet
Polen Schulen mit IKT-Ausrlistung aus, schult Lehrkréfte in digitalen Kompetenzen und baut eine
Gruppe vernetzter paddagogischer IKT-Koordinatoren in Schulen auf (25 000 Lehrkréfte werden
bis 2028 als Koordinatoren geschult). Einige Ladnder konzentrieren sich auf die Weiterbildung von
Erwachsenen sowie Biirgerinnen und Biirgern. Bulgarien richtet (mit einem Budget von

116 Mio. EUR aus der Aufbau- und Resilienzfazilitit) 760 digitale Clubs ein, die Erwachsenen
kostenlosen Zugang zu Schulungen fiir digitale Kompetenzen bieten werden. Im Rahmen des
Aufbau- und Resilienzplans hat Spanien modulare Schulungen zur Umschulung und Weiterbildung
von Beschiftigten und Arbeitslosen auf den Weg gebracht. Einige Lander haben auch MaBBnahmen
zur Forderung fortgeschrittener digitaler Kompetenzen und IT-Fachkréfte eingefiihrt. 2025 hat in
Malta die Malta Digital Innovation Authority (maltesische Behorde fiir digitale Innovation, MDIA)
das Pathfinder Digital Scholarship Scheme (Digitale Pfadfinder-Stipendienprogramm) neu
aufgelegt, mit dem Studierende ermutigt werden sollen, sich auf Master- und Promotionsebene auf
KI und andere digitale Fachgebiete zu spezialisieren. Schweden investiert 2025 etwa 28 Mio. SEK
(rund 2,5 Mio. EUR), um sieben Hochschuleinrichtungen in die Lage zu versetzen, kurze
Lehrgidnge zum Kompetenzaufbau mit Schwerpunkt auf KI fiir Fachkrifte in verschiedenen
Sektoren zu entwickeln. Bis 2026 will Polen mit Unterstiitzung aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt mindestens 250 000 Biirgerinnen und Biirger in digitalen Kompetenzen
weiterbilden. Griechenland betreibt weiterhin seine Plattform EADSI — nationale Akademie fiir
digitale Kompetenzen —, auf der unentgeltliche, hochwertige Online-Schulungen und Online-
Lernmaterialien angeboten werden, maf3geschneidert fiir Lernende unterschiedlicher
Kompetenzniveaus, um digitale Kompetenzen zu stirken und Weiterbildung und Umschulung zu

fordern.
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Im Einklang mit der Agenda fiir den griinen und den digitalen Wandel und der Empfehlung
des Rates zur Sicherstellung eines gerechten Ubergangs zur Klimaneutralitiit bauen die
Mitgliedstaaten Weiterbildungsinitiativen aus, die der Nachfrage nach griinen Kompetenzen
in allen Sektoren und Berufen Rechnung tragen. Im September 2024 hat Griechenland im
Rahmen seiner Aufbau- und Resilienzfazilitdt mehr als 600 Schulungsprogramme mit Schwerpunkt
auf griinen Kompetenzen aufgelegt, die von den nationalen Arbeitsverwaltungen bereitgestellt
werden und sich an 75 000 Beschéftigte des Privatsektors richten. Diese Programme stehen
Arbeitsuchenden, Beschiftigten und Unternehmern offen und umfassen Themen wie nachhaltige
Landwirtschaft, griine Technologien und erneuerbare Energien. Die im Schuljahr 2024/25 in
Luxemburg ins Leben gerufene Initiative ,,Skillsbridges* (Kompetenzbriicken), die Teil des
nationalen Aufbau- und Resilienzplans ist, unterstiitzt die Weiterbildung und Umschulung im
Einklang mit den nationalen Daten iiber Kompetenzen und dem Arbeitsmarktbedarf, wobei ein
besonderer Schwerpunkt auf der Ausbildung in Sektoren liegt, die vom digitalen und 6kologischen
Wandel betroffen sind, einschlieSlich des Bauwesens, Verkehrs und verarbeitenden Gewerbes.
Voraussichtlich wird in Malta eine Bestandsaufnahme der Ausbildungsmdoglichkeiten im Bereich
nachhaltige Entwicklung und griine Arbeitsplédtze durchgefiihrt, um Kapazititsdefizite zu ermitteln
und in einen Fahrplan fiir griine Kompetenzen einflieBen zu lassen, der auf die
Arbeitsmarktprognosen abgestimmt ist. Der National Skills Council (Nationaler Qualifikationsrat)
hat eine Analyse von Bildungsliicken in akkreditierten Schulungsprogrammen der MQF-Niveaus

4-7 mit Bezug zu griinen Kompetenzen in den Jahren 2024 und 2025 durchgefiihrt.
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Die Mitgliedstaaten ergreifen Maflnahmen zur Forderung der Beschiftigungsfiahigkeit junger
Menschen im Einklang mit der verstirkten Jugendgarantie. Malta hat im Februar 2025 die

,» Youth Guarantee 3.0 (Jugendgarantie 3.0) mit einem ESF+-Budget von 10 Mio. EUR auf den
Weg gebracht. Ziel ist es, die Aktivierungspfade fiir junge Menschen durch personalisierte
Unterstiitzung, gezielte Schulungen und Praktika zu stirken. Bulgarien fiihrte eine aus dem ESF+
finanzierte MaBnahme mit der Bezeichnung ,,Youth Traineeships* (Jugendpraktika) ein, die
Anreize fiir Arbeitgeber schafft, nach einem Praktikum unbefristete Vertrdge anzubieten. Im
September 2024 hat Portugal mit Unterstiitzung des ESF+ das INICIAR-Praktikumsprogramm
genehmigt. Es kofinanziert 65 % der Kosten eines Praktikumsstipendiums. Dieser Prozentsatz kann
in Berufen, in denen ein Geschlecht unterreprésentiert ist, fiir Personen mit einer Behinderung
sowie in einer Binnenregion mit geringer Bevolkerungsdichte 80 % erreichen, wenn innerhalb
von 20 Arbeitstagen nach Ende des Praktikums ein unbefristeter Vollzeitarbeitsvertrag mit dem
Praktikanten unterzeichnet wird. Portugal fiihrt ferner eine aus dem ESF+ finanzierte Mafinahme
durch, die Arbeitgebern finanzielle Unterstiitzung fiir die Einstellung und Bindung qualifizierter
junger Menschen bietet, z. B. durch die Férderung der Qualitit der Beschiftigung und die
Festlegung eines den Qualifikationen entsprechenden Entgelts. In Griechenland wird derzeit eine
aus dem ESF+ finanzierte Mafinahme durchgefiihrt, um 25 000 arbeitslose junge Menschen (im
Alter von 18-29 Jahren) auf die Integration in den Arbeitsmarkt vorzubereiten. Im Rahmen des
Aufbau- und Resilienzplans hat Spanien drei auf die Jugendbeschiftigung ausgerichtete
Programme eingefiihrt, deren Schwerpunkt auf dem Erwerb beruflicher Kompetenzen durch
Ausbildung und Beschéftigung liegt, mit besonderem Augenmerk auf klimabezogenen und
digitalen Kompetenzen. In Schweden werden Maflnahmen fiir NEET umgesetzt, indem die
nationale Koordinierung und Verteilung von Finanzhilfe an Gemeinden und Regionen gestarkt
werden, um die Wiedereingliederung von NEET in den Arbeitsmarkt und das soziale Leben zu

erleichtern, wobei der Schwerpunkt auch auf der psychischen Gesundheit liegt.
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Derzeit wird daran gearbeitet, die Gleichstellung der Geschlechter in Bezug auf die
Beschiiftigung und Entlohnung zu fordern. In Luxemburg wurde 2024 ein Gesetz zur
Einrichtung einer ,,Gender Equality Observatory* (Beobachtungsstelle fiir die Gleichstellung der
Geschlechter) und eines ,,Higher Council for Gender Equality* (H6heren Rates fiir die
Gleichstellung der Geschlechter) verabschiedet. Aufgabe der Beobachtungsstelle ist es, Daten zur
Gleichstellung der Geschlechter zu erheben, Informationen bereitzustellen und die Entwicklungen
in diesem Bereich zu liberwachen und zu analysieren. Die neunkdpfige Beobachtungsstelle fiihrt
Untersuchungen und Beratungen zu allen Fragen im Zusammenhang mit der Gleichstellung der
Geschlechter durch. Frankreich hat die Richtlinie (EU) 2022/2381 {iber Frauen in Leitungsorganen
im Rahmen des Copé-Zimmermann-Gesetzes umgesetzt, mit dem die Geschlechterparitét in groflen
Unternehmen verbessert werden soll. In Finnland haben die Regierung und die wichtigsten
Arbeitsmarktorganisationen gemeinsame Maflnahmen zur Lohngleichheit fiir den

Zeitraum 2024-2027 ausgehandelt. Ziel des Programms flir Lohngleichheit ist es, das
geschlechtsspezifische Lohngefille bis 2027 auf weniger als 15 % zu verringern. Tschechien,
Finnland, Polen und die Slowakei haben Schritte zur Umsetzung der Richtlinie {iber
Entgelttransparenz unternommen und den Grundsatz des gleichen Entgelts fiir Ménner und Frauen
bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit gestirkt. Dariiber hinaus wurden in den Mitgliedstaaten
weitere Anstrengungen unternommen, um die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir
Personen mit elterlichen Pflichten zu verbessern. In Ddnemark wurde der Anspruch von Eltern auf
Abwesenheits- und Mutterschaftsgeld von insgesamt drei Monaten, aufzuteilen auf die Elternteile,
auf zwolf Monate fiir jeden Elternteil bei stationdrem Krankenhausaufenthalt neugeborener Kinder
ausgeweitet. In Belgien konnen Eltern, die langfristig fiir ein Pflegekind verantwortlich sind, nun
auch Elternurlaub beantragen. Spanien hat weitere Malnahmen ergriffen, um die Vereinbarkeit von
Beruf und Privatleben fiir Eltern zu verbessern. Im September 2025 wurden Urlaubsanspriiche im
Zusammenhang mit der Geburt eines Kindes auf insgesamt 19 Wochen pro Elternteil ausgeweitet,
bei voller Bezahlung, gleichberechtigt und nicht {ibertragbar, womit die Richtlinie {iber
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben umgesetzt und eine gerechte Verteilung von Betreuungs-
und Pflegeaufgaben bekriftigt wird. Andere Mitgliedstaaten bieten Frauen groBere Arbeitsanreize.
Italien gewdhrt abhéingig beschéftigten und selbststéindig erwerbstatigen Miittern mit mindestens
zwei Kindern eine teilweise Befreiung von den Sozialversicherungsbeitrigen. Die Beglinstigung,
die bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres des jlingsten Kindes und ab 2027 bis zur Vollendung
des 18. Lebensjahres des jiingsten Kindes fiir Miitter mit drei oder mehr Kindern gilt, ist Personen
mit einem steuerpflichtigen Einkommen von bis zu 40 000 EUR pro Jahr vorbehalten, die unter die
Pauschalbesteuerung fallen. Fiir die Mafinahme gilt eine jéhrliche Ausgabenobergrenze von

300 Mio. EUR. Ein Programm der 6ffentlichen Arbeitsverwaltung in Griechenland fordert den
Unternehmergeist mit der Griindung neuer kleiner und mittlerer Unternehmen durch

10 055 Arbeitslose im Alter von 30 bis 59 Jahren, wobei der Schwerpunkt auf arbeitslosen Frauen
liegt. Die Unterstiitzung fiir neue Unternehmen/Begiinstigte belduft sich auf 17 000 EUR.
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In vielen Mitgliedstaaten werden Anstrengungen unternommen, um die Eingliederung von
Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt zu verbessern. Einige Linder sind bestrebt,
den gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt im 6ffentlichen Sektor zu verbessern. So
subventioniert in Griechenland ein Programm bis zu 75 % der Lohn- und
Sozialversicherungsbeitridge von 1 000 arbeitslosen Menschen mit Behinderungen, die in der
Kommunalverwaltung beschiftigt werden sollen. Im September 2025 wurde die Zahl der
Begiinstigten um 1 000 erhoht. Das Programm mit einer Laufzeit von 18 Monaten zielt darauf ab,
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Spanien passt die
Auswahlverfahren fiir Stellen in der 6ffentlichen Verwaltung durch Reformen besser an die
Bediirfnisse von Menschen mit Behinderungen an. In Luxemburg wird derzeit ein Gesetz iiber
Menschen mit Behinderungen geédndert. Begriffsbestimmungen werden aktualisiert, die Rechte
Betroffener werden ausgeweitet und Unterstiitzungsmechanismen werden weiterentwickelt, um die
rechtliche, soziale und berufliche Inklusion zu stirken. Schweden will das Bewusstsein der
Arbeitgeber fiir die verfligbaren Unterstiitzungsangebote fiir Beschéftigte mit Behinderungen
erh6hen und hat die 6ffentlichen Arbeitsvermittlungsdienste mit der Durchfithrung von
InformationsmaBnahmen beauftragt. Irland hat seine ,,National Human Rights Strategy for
Disabled People* (nationale Menschenrechtsstrategie fiir Menschen mit Behinderungen) 2025-2030
auf den Weg gebracht. Beschiftigung ist dabei ein tragendes Element, und Mallnahmen sind

vorgesehen, um die Risiken beim Ubergang in eine Beschiiftigung zu mindern.
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2.3 Leitlinie 7: Verbesserung der Funktionsweise der Arbeitsmérkte und der Wirksamkeit

des sozialen Dialogs

Dieser Abschnitt befasst sich mit der Umsetzung der Leitlinie 7 zur Beschéftigungspolitik, die den
Mitgliedstaaten empfiehlt, das Funktionieren der Arbeitsmarkte und die Wirksamkeit des sozialen
Dialogs zu verbessern. Dazu zdhlen die Sicherstellung der Ausgewogenheit der Flexibilitit und
Sicherheit in der Arbeitsmarktpolitik, die Vermeidung der Arbeitsmarktsegmentierung, die
Anpassung an neue Arbeitsmethoden, die Gewahrleistung der Wirksamkeit aktiver
arbeitsmarktpolitischer Mallnahmen und die Bekdmpfung nicht angemeldeter Erwerbstétigkeit.
Diese Ziele stehen im Einklang mit den Grundsétzen 4 (aktive Unterstiitzung fiir Beschiftigung),

5 (sichere und anpassungsfahige Beschiftigung), 7 (Informationen iiber
Beschiftigungsbedingungen und Kiindigungsschutz), 8 (sozialer Dialog und Einbeziehung der
Beschiftigten), 10 (gesundes, sicheres und geeignetes Arbeitsumfeld) und 13 (Leistungen bei
Arbeitslosigkeit) der europdischen Séule sozialer Rechte. Aufbauend auf bestehenden nationalen
Praktiken werden auch die Forderung des sozialen Dialogs und das Engagement mit Organisationen
der Zivilgesellschaft erortert. Abschnitt 2.3.1 untersucht Aspekte im Zusammenhang mit der
Qualitdt der Arbeit und der Segmentierung des Arbeitsmarktes sowie der Zukunft der Arbeit, auch
im Kontext der digitalen Transformation. Auch Langzeitarbeitslosigkeit und aktive
Arbeitsmarktpolitiken werden im Rahmen dieser Leitlinie analysiert. AbschlieBend befasst sich
dieser Abschnitt mit der Rolle der Sozialpartner und der Bedeutung des sozialen Dialogs sowie
einer angemessenen Einbindung der Zivilgesellschaft in die Ausarbeitung und Umsetzung
politischer MaBBnahmen. In Abschnitt 2.3.2 werden die politischen MaBBnahmen der Mitgliedstaaten

in diesen Bereichen beschrieben.
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2.3.1 Schliisselindikatoren

Flexible Vertragsgestaltungen konnen dazu beitragen, den Anforderungen des
Arbeitsmarktes gerecht zu werden, sie konnen jedoch auch die Segmentierung des
Arbeitsmarktes verstirken und die Qualitit der Arbeit beeintrichtigen. Atypische
Beschiftigungsformen wie befristete Beschiftigung und Teilzeitbeschiftigung konnen sowohl
Arbeitgebern als auch Beschiftigten mehr Flexibilitdt bieten und als ,,Sprungbrett™ zu stabiler
Beschiftigung und besseren Arbeitsbedingungen dienen. In manchen Féllen konnen sie jedoch die
Aufwirtsmobilitdt begrenzen, Instabilitdt verldngern und mit schlechten Arbeitsbedingungen
einhergehen. Sie sind hiufig mit niedrigeren Einkommen sowie einem eingeschriankten Zugang zu
Sozialschutz, Weiterbildung und Interessenvertretung verbunden.??” AuBerdem kénnen sie zu einer
sinkenden Attraktivitit bestimmter Sektoren und Berufe fiihren und im Fall von niedriger
Entlohnung und schlechten Arbeitsbedingungen den Arbeitskréftemangel verschirfen.2?® Von einer
Segmentierung des Arbeitsmarktes sind junge Menschen, Frauen, Migrantinnen und Migranten,
iltere Beschiftigte sowie gering qualifizierte Personen stirker betroffen. Uberginge in qualitativ
hochwertigere Beschiftigung konnen unter anderem durch aktive arbeitsmarktpolitische
MaBnahmen geférdert werden, die solche Ubergiinge gezielt unterstiitzen, durch Anreize fiir
Arbeitgeber, unbefristete Vollzeitstellen anzubieten, sowie durch einen angemessenen Zugang zu
Sozialschutz und Lernmdglichkeiten. Diese Mafinahmen konnen die Segmentierung des
Arbeitsmarktes verringern und die Qualitét der Arbeit verbessern.

Abbildung 2.3.1: Im vergangenen Jahrzehnt ist der Anteil der befristeten Beschiiftigung
zuriickgegangen, die Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bleiben jedoch erheblich
Anteil der befristet Beschéftigten an allen Beschéftigten (20—64 Jahre, %, Jahresdaten)
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Anmerkung: Die Definition unterscheidet sich fiir ES und FR in den Jahren 2023 und 2024. Reihenbriiche fiir DK im
Jahr 2023 und BG im Jahr 2024.
Quelle: Eurostat, [Ifsi_pt a], EU AKE.

207
208

Eurofound, Labour market segmentation, European Industrial Relations Dictionary, 2019.

Siehe Europdische Kommission, Employment and Social developments in Europe 2024, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2024, und Eurofound, Company practices to tackle
labour shortages, Amt fiir Ver6ffentlichungen der Europédischen Kommission, 2024.
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https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/company-practices-tackle-labour-shortages

Der Anteil der befristet Beschiftigten in der EU ging in einem Umfeld hoher und weiter
steigender Beschiftigungsquoten weiter zuriick, die Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten bleiben jedoch erheblich.?® Der Anteil der befristet Beschiiftigten an allen
Erwerbstitigen im Alter von 20 bis 64 Jahren setzte seinen riickldufigen Trend fort und

erreichte 2024 11,6 %. Dies entspricht einem Riickgang um 0,6 Prozentpunkte gegeniiber dem
Vorjahr und um 3 Prozentpunkte gegeniiber dem Stand von vor zehn Jahren (siche Abbildung
2.3.1). Wihrend die Mehrheit der Mitgliedstaaten eine dhnliche Entwicklung verzeichnete, bleibt
der Abstand zwischen dem hochsten und dem niedrigsten Anteil befristeter Beschiftigung mit

21,1 Prozentpunkten betrdchtlich. Die Niederlande (22,6 %) sowie Portugal, Spanien, Italien und
Polen (liber oder um 15 %) wiesen 2024 weiterhin die hochsten Anteile in der EU auf, wéihrend die

Werte in Bulgarien, Lettland, Ruménien und Litauen unter 3 % lagen.

Abbildung 2.3.2: In Bezug auf den Anteil junger Menschen und von Frauen in befristeten
Beschiftigungsverhiltnissen bestehen deutliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten

Anteil der befristet Beschéftigten bei jungen Menschen (15-29 Jahre) sowie bei Frauen und Mannern (20-64 Jahre)
(%, 2024)

Anmerkung: Die Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Fiir BG liegt ein Reihenbruch vor.
Quelle: Eurostat, [Ifsi_pt_a], EU AKE.

209 Als befristet Beschéftigte gelten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit einem Arbeitsvertrag von

begrenzter Dauer, deren Hauptbeschéftigung entweder nach einem im Voraus festgelegten Zeitraum
oder nach einem Zeitraum endet, der im Voraus nicht bekannt ist.
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Befristete Arbeitsvertrige sind bei jungen Menschen fast dreimal so hiufig und bei Frauen
weiter verbreitet als bei Méinnern, wobei die Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten
erheblich sind. Im Jahr 2024 hatten in der EU nach einem Riickgang um 1,0 Prozentpunkte
gegeniiber 2023 33,3 % der jungen Beschéftigten im Alter von 15 bis 29 Jahren einen befristeten
Arbeitsvertrag, gegeniiber lediglich 11,6 % aller Beschéftigten im Alter von 20 bis 64 Jahren. Die
niedrigsten Quoten (unter oder um 5 %) wurden in Bulgarien, Lettland, Litauen und Ruménien
verzeichnet, wihrend Anteile von rund oder iiber 40 % fiir die Niederlande, Italien und Portugal
kennzeichnend waren (siche Abbildung 2.3.2). In den meisten Mitgliedstaaten (20) waren Frauen
hiufiger befristet beschéftigt als Méanner, was 2024 in der EU im Durchschnitt zu einem
geschlechtsspezifischen Unterschied von 1,9 Prozentpunkten fiihrte. In Zypern, Finnland und
Spanien lag dieser Abstand zwischen 5 und 7 Prozentpunkten, wéhrend er in Litauen, Deutschland

und Bulgarien zwischen 0,1 und 0,3 Prozentpunkten lag.
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Kasten 6 mit Bezug zur Sdule: Dimensionen der Arbeitsqualitiit in den EU-Mitgliedstaaten

Die Forderung der Arbeitsqualitit ist ein zentraler Faktor fiir eine wettbewerbsfihige soziale
Marktwirtschaft mit hoher Produktivitit und Innovationsfihigkeit, einer hochqualifizierten
Erwerbsbevilkerung und groflerem sozialen Zusammenhalt. Arbeitsqualitit umfasst mehrere
Dimensionen, die zugleich durch strukturelle Verdnderungen auf dem Arbeitsmarkt beeinflusst
werden. Dazu zihlen der digitale und der griine Wandel, der demografische Wandel, die
Weiterentwicklung von Arbeitsvertrdgen und Arbeitsformen, sich wandelnde Arbeitskulturen sowie
iibergeordnete gesellschaftliche Werte und Ziele wie Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit.
Wie im Beschéftigungsausschuss (EMCO) erortert und in der EMCO-Stellungnahme an den Rat
(Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz) 21° im Juni 2025 dargelegt,
umfasst Arbeitsqualitit traditionelle Dimensionen wie angemessene Einkommen und faire Lohne,
Arbeitsplatz- und Karrieresicherheit sowie Kompetenzentwicklung und beruflichen Aufstieg. Diese
Elemente sind voneinander abhingig und konnen in ihrer Gesamtheit einen positiven Kreislauf aus
personlicher Selbstbestimmung, Produktivitit und wirtschaftlichem Wachstum in Gang setzen.
Gleichzeitig konnen — wie ebenfalls in der EMCO-Stellungnahme hervorgehoben — Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz in Verbindung mit Wohlbefinden am Arbeitsplatz, optimalen
Arbeitszeitregelungen, der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben sowie Autonomie bei der Arbeit
die Grundlage sowohl fiir personliche und berufliche Entwicklung als auch fiir den Erfolg von
Organisationen bilden. Dies kann sich beispielsweise in groferer Kreativitit und mehr
Verantwortungsiibernahme, hoherer Motivation und Produktivitit sowie einer geringeren Burn-out-
Haufigkeit niederschlagen. Auch die kollektive Interessenvertretung und - organisation, die
Gleichstellung der Geschlechter und die Chancengleichheit sowie Anstrengungen zur Forderung des
Ubergangs von nicht angemeldeter bzw. unterdeklarierter Arbeit in formelle Beschiftigung sind
wesentliche Erfolgsfaktoren eines gerechten und inklusiven Arbeitsmarktes. SchlieBlich sind der
Umfang und die Art des Sozialschutzes, der fiir unterschiedliche Beschiftigungsformen verfiigbar
ist, wesentliche Bestandteile der Arbeitsqualitdt. Der in Zusammenarbeit mit den EU-Sozialpartnern
erarbeitete Fahrplan fiir hochwertige Arbeitsplitze stellt eine erneuerte Verpflichtung zur Férderung
zukunftssicherer hochwertiger Arbeitsplitze in einer wettbewerbsfahigen EU dar. Darin wird eine
umfassende Strategie zur Bewiltigung der Herausforderungen und Chancen der europdischen
Arbeitsmérkte im Hinblick auf hochwertige Arbeitsplétze dargestellt und zu einem gerechten griinen
und digitalen Ubergang, zur Antizipation von Wandel sowie zu einem rascheren Eingreifen bei
drohenden Umstrukturierungen beigetragen. Der Fahrplan skizziert Initiativen und Instrumente zur
Ausrichtung der Beschiftigungspolitik an den Erfordernissen einer sich rasch wandelnden
Wirtschaft, wobei er fest in den Grundsitzen der europdischen sozialen Marktwirtschaft, des sozialen
Fortschritts und der Vollbeschiftigung verankert bleibt. Zudem hebt er zentrale Erfolgsfaktoren
hervor, die hochwertige Arbeitsplitze in einem unternehmensfreundlichen Umfeld fordern, und
fordert die Durchsetzung bestehender sozialer Rechte, hochwertige Dienstleistungen fiir alle und in
allen Regionen, eine angemessene Finanzierung sowie einen gestirkten sozialen Dialog und gestirkte
Tarifverhandlungen.

210 Siehe Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses zu den Dimensionen der Arbeitsplatzqualitiit,
die dem Rat ,,.Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz® im Juni 2025
vorgelegt wurde.
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https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9417-2025-INIT/de/pdf

Die Leistung in Bezug auf die Arbeitsqualitit variiert zwischen den Mitgliedstaaten und in
ausgewihlten Dimensionen

Erwerbstétigen-Armutsgefdhrdungsquote (18-64 Jahre), 2024, % der Erwerbstitigen und % der alleinlebenden
Erwerbstitigen; Beteiligung Erwachsener an Lernaktivititen (25-64 Jahre) (in den letzten 12 Monaten), 2022, % der
Erwerbstatigen; Quote der unfreiwillig befristeten Arbeitsverhéltnisse und der unfreiwilligen Teilzeitbeschéftigung
(15-64 Jahre), 2024, in % der Beschiftigten; Niedriglohnbeziehende, 2022, in % der Beschiftigten.

Anmerkung: Daten zur unfreiwillig befristeten Beschaftigung sind fiir LV nur fiir den Grund [JOB_TCTR] und fiir SK
nur fiir den Grund [NF_PJOB] verfiigbar. Zeitreihenbruch fiir BG sowie abweichende Definition fiir ES und FR sowohl
bei der unfreiwillig befristeten Beschéftigung als auch bei der unfreiwilligen Teilzeitbeschiftigung. Geringe
Datenzuverldssigkeit fiir EE [JOB_TCTR] sowie fiir MT, AT und SI fiir [NF_PJOB]. Zeitreihenbruch fiir HR sowie
vorldufige Daten fiir LT bei beiden Erwerbstétigenarmutsquoten. Zeitreihenbruch bei der Beteiligung Erwachsener an
Lernaktivitéiten fiir FR, IT und RO. Die Quote des Risikos von Armut trotz Erwerbstétigkeit ist definiert als der Anteil
der Personen im Alter zwischen 18 und 64 Jahren, die angeben, erwerbstétig (als Arbeitnehmer oder Selbststindige) zu
sein, wobei das verfiigbare Aquivalenzeinkommen ihrer Haushalte unterhalb der Armutsrisikoschwelle liegt, die bei

60 % des nationalen Medianeinkommens (nach sozialen Transferleistungen) liegt. Da der Indikator auf dem
Gesamthaushaltseinkommen beruht, wird er auch von der Haushaltszusammensetzung, der Beschéftigungssituation der
anderen Mitglieder des Haushalts, der Arbeitsintensitét (geleistete Arbeitsstunden) sowie von anderen
Einkommensquellen, beispielsweise sozialen Transferleistungen, sowie von Steuern beeinflusst. Regionale
Ungleichheiten bei den Lebenshaltungskosten sind in diesem Indikator — wie in anderen Indikatoren fiir monetére
Armut — nicht enthalten.

Quelle: Eurostat [tesem190,], [Ifsa_eetpgar], [tespm070], [ilc_iw02], [earn_ses_publs], Spezieller Eurostat-
Datenauszug zur Beteiligung Erwachsener am Lernen in den letzten zwolf Monaten (ausgenommen betriebliche
Weiterbildung am Arbeitsplatz) aus der Erhebung zur Erwachsenenbildung..
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tesem190/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/LFSA_EETPGAR__custom_18363863/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tespm070/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_iw02/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/earn_ses_pub1s/default/table?lang=de
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details

Die Leistung entlang der verschiedenen ausgewihlten Dimensionen der Arbeitsqualitit
unterscheidet sich erheblich zwischen den EU-Mitgliedstaaten und variiert zudem zwischen
den einzelnen Dimensionen innerhalb desselben Mitgliedsstaats. So weist Bulgarien trotz
geringer Anteile an unfreiwillig befristeten Arbeitsverhiltnissen ! und unfreiwilliger
Teilzeitarbeit*'? (2,3 % bzw. 0,5 % der Beschiftigten im Alter von 15 bis 64 Jahren) eine der hochsten
Quoten der Armutsgefdhrdung trotz Erwerbstitigkeit (IWP) mit 12,1 % sowie eine der hochsten
Zahlen todlicher Arbeitsunfille (3,5 je 100000 Beschiftigte) auf. Finnland verzeichnet
vergleichsweise hohe Anteile an unfreiwilliger befristeter Beschiftigung (10,3 %) und unfreiwilliger
Teilzeitbeschiftigung (4,6 %). Gleichzeitig ist die Quote der Armutsgefihrdung trotz
Erwerbstdtigkeit relativ niedrig (2,8 %), mehr als die Hilfte (55,5 %) der Erwerbstitigen nimmt an
Weiterbildungsmafinahmen teil, und die Zahl tddlicher Arbeitsunfille ist mit 1 je
100 000 Beschiftigten ist vergleichsweise gering. Die Slowakei weist eine relativ hohe Quote der
Armutsgefahrdung trotz Erwerbstétigkeit von 10,3 % auf, verzeichnet jedoch in allen anderen oben
genannten Dimensionen gute Ergebnisse. Andere Mitgliedstaaten wie Italien und Spanien stehen in

einigen Dimensionen der Arbeitsqualitdt vor Herausforderungen.

21 Unfreiwillig befristete Beschiftigung ist hier definiert als eine Befristung, die darauf zurtickzufiihren

ist, dass entweder ,,keine unbefristete Stelle gefunden wurde* [Ifsa_etgar] oder ,,die Stelle nur mit
einem befristeten Vertrag verfiigbar war* [Ifsa_etgar].
Unfreiwillige Teilzeitarbeit ist hier definiert als Teilzeitarbeit, die darauf zuriickzufiihren ist, dass
,.keine Vollzeitstelle gefunden wurde® [Ifsa_cetpgar].
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_etgar__custom_12855345/bookmark/table?bookmarkId=b5d45e55-8e8a-4f1d-9d73-05d239867b27
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_etgar__custom_12855389/bookmark/table?bookmarkId=05edfc93-12d2-4043-be56-6e449602e166
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/LFSA_EETPGAR__custom_18363863/default/table

Die Mitgliedstaaten ergreifen Mallnahmen, um die Arbeitsqualitiit entlang ihrer verschiedenen
Dimensionen zu verbessern. So schloss die Slowakei im November 2024 die Umsetzung der
Mindestlohnrichtlinie ab. Dies wird zu angemessenen Einkommen am unteren Ende der
Einkommensverteilung beitragen, indem Kriterien zur Bewertung der Angemessenheit des
gesetzlichen Mindestlohns eingefiihrt, der automatische Indexierungsmechanismus auf 60 % des
durchschnittlichen = monatlichen  Bruttolohns des  Vorjahres angehoben und eine
Mindestlohnkommission unter Beteiligung der Sozialpartner eingerichtet werden. Im Rahmen einer
umfassenderen Arbeitsmarktreform fiihrte Slowenien im Juni 2025 strengere Vorschriften fiir
Zeitarbeitsunternehmen ein. Im Juni 2024 fiihrte Griechenland eine digitale Arbeitskarte als
Pilotprojekt ein, mit dem Ziel, die Rechte der Arbeitnehmer umfassend zu schiitzen, indem die
Erfassung der tatsdchlichen Arbeitszeit und die ordnungsgeméifBe Entlohnung der Beschiftigten
sichergestellt werden. Ziel ist es, missbriuchliche Praktiken nicht angemeldeter Uberstunden zu
bekdmpfen. Im Laufe des Jahres 2025, wurde die digitale Arbeitskarte auf zusitzliche Sektoren
ausgeweitet, und sie betrifft nun etwa 1,85 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in mehr
als 280 000 Unternechmen in zahlreichen Branchen, unter anderem in Supermirkten, in
Versicherungen, in der Industrie, im Tourismus, im GroBhandel, in der Energiebranche und in
Finanzunternehmen. Italien verldngerte steuerliche Abziige fiir die Einstellung von Arbeitnehmern
mit unbefristeten Vertragen und fiihrte fiir den Zeitraum 2025-2029 Befreiungen von
Sozialversicherungsbeitrigen fiir Arbeitgeber des privaten Sektors ein, die in bestimmten Sektoren
unbefristete Arbeitsvertrdge anbieten. Mit Unterstiitzung der Aufbau- und Resilienzfazilitit fiihrte
Spanien einen Aktionsplan zur Schaffung eines Rahmens fiir die Entwicklung von Microcredentials
ein und arbeitet daran, Microcredentials fiir zahlreiche unterschiedliche Weiterbildungsmafinahmen
bereitzustellen, um Arbeitnehmer mit auf dem Arbeitsmarkt nachgefragten spezifischen Kenntnissen
und Kompetenzen auszustatten. Ebenfalls im Jahr 2025 wurde im Rahmen von Verhandlungen mit
den Sozialpartnern der Mindestlohn um jahrlich 700 EUR angehoben, wovon rund 2,4 Millionen
Arbeitnehmer profitierten. Zur Starkung von Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
verabschiedete Luxemburg im Mirz 2025 eine Verordnung zur Aktualisierung des Schutzes am
Arbeitsplatz vor krebserzeugenden, mutagenen und reproduktionstoxischen Stoffen, mit der die
Pflichten der Arbeitgeber in Bezug auf Uberwachung, Priifung von Substitutionsmdglichkeiten und

Hygienekontrollen verscharft wurden.
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Einige Mitgliedstaaten weisen relativ hohe Anteile befristeter Beschiftigung und niedrige
Ubergangsraten in unbefristete Vertrige auf. Dies kann auf Herausforderungen bei der
gewlinschten Rolle befristeter Vertrage als ,,Sprungbrett in eine ldngerfristige unbefristete
Beschiftigung hindeuten. Unter den Landern mit den hochsten Anteilen befristet Beschéftigter
verzeichneten Italien und Spanien Ubergangsraten von unter oder um 20 % (gegeniiber einem
EU-Durchschnitt von 37,2 %), wihrend sie in den Niederlanden und in Portugal {iber 40 % lagen
(siehe Abbildung 2.3.3). Auf der anderen Seite lagen in Ungarn, Lettland und Ruménien die Anteile
befristet Beschiftigter unter 5 % und in Malta unter 10 %, wihrend die Ubergangsraten in
unbefristete Arbeitsvertrdge sehr hoch waren und zwischen 60 % und 70 % lagen. Letzteres deutet

auf wirksame Ubergiinge von befristeter in unbefristete Beschiftigung hin.

Abbildung 2.3.3: Die Ubergangsraten in unbefristete Arbeitsvertriige in der EU sind durch
eine erhebliche Heterogenitiit zwischen den Mitgliedstaaten gekennzeichnet

Anteil der befristet Beschiiftigten an der Gesamtzahl der Beschiftigten (20-64 Jahre) im Jahr 2024 und Ubergangsquote
zu unbefristeten Beschaftigungsverhiltnissen (15-64 Jahre) (Durchschnittswert der Jahre 2022, 2023 und 2024).

Anmerkung: Fiir die Ubergangsquoten von befristeten in unbefristete Beschiftigungsverhiltnisse wird die breitere
Altersgruppe der 15- bis 64-Jihrigen herangezogen. Fiir Deutschland fehlen die Daten zur Ubergangsrate fiir 2022, fiir
Déanemark fiir 2024 und fiir Luxemburg fiir 2023. Reihenbruch bei FR in Bezug auf das Jahr 2023. Vorldufige Daten
fiir 2024 fiir LT. Die Altersgruppe der 20- bis 64-Jéhrigen wird fiir die befristete Beschéftigung herangezogen, in
Ubereinstimmung mit dem Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards zur Beschéftigung und der entsprechenden
Analyse in diesem Abschnitt. Die Definition unterscheidet sich bei ES und FR fiir 2024. Zeitreihenbruch bei BG in
Bezug auf 2024.

Quelle: Eurostat, [Ifsi_pt_a], EU AKE und [ilc_IvhI32], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsi_pt_a__custom_17937479/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_lvhl32__custom_17930360/default/table

Unfreiwillig befristete Beschiftigung betrifft einen erheblichen Teil der Erwerbsbevolkerung,
wobei zwischen den Mitgliedstaaten deutliche Unterschiede bestehen und junge Menschen
sowie Frauen hiiufiger betroffen sind. Unfreiwillig befristete Beschiftigung weist auf Situationen
hin, in denen die vertragliche Ausgestaltung nicht den Flexibilitdtspraferenzen der Beschiftigten
entspricht. Im Jahr 2024 stand etwa jede zweite befristet beschéftigte Person im Alter von 20

bis 64 Jahren (53,7 %, rund 10,6 Millionen Beschiftigte) unfreiwillig in einem solchen
Vertragsverhiltnis; insgesamt entsprach dies 6,4 % aller Beschiftigten. Unter allen Beschiftigten
reichte der Anteil der unfreiwillig befristet Beschiftigten von 10 % oder mehr in Zypern, Spanien,
Portugal, Italien und Griechenland bis zu rund oder unter 1 % in Estland und Litauen (siche
Abbildung 2.3.4). In nahezu allen Fillen lagen die Anteile bei Frauen hoher als bei Ménnern, mit
Ausnahme von Bulgarien, Ungarn und Litauen. Unter den befristet Beschéftigten reichte der Anteil
der unfreiwillig befristet Beschiftigten von rund 16 25 % in den Niederlanden und Danemark bis zu
95,1 % in Zypern. Wihrend sowohl die Niederlande als auch Spanien hohe Anteile befristeter
Beschiftigung aufweisen, gibt es bei der Art der dadurch gewéhrten Flexibilitét starke
Unterschiede. In den Niederlanden ist der Anteil der unfreiwillig befristet Beschéftigten einer der
niedrigsten, bei durchschnittlichen Ubergangsraten. In anderen Lindern, wie Spanien, sind
hingegen drei von vier befristet Beschéftigten unfreiwillig in dieser Situation, und die
Ubergangsraten sind vergleichsweise niedrig. Dies unterstreicht den dualen Charakter befristeter
Beschéftigung: Sie kann entweder eine bewusst gewéhlte flexible Beschéftigungsform und ein
mdglicher Ubergang in stabile Beschiiftigung sein oder das Ergebnis begrenzter Alternativen und
niedriger Ubergangsraten in stabile Arbeitsverhiltnisse.

Abbildung 2.3.4: Unfreiwillig befristete Beschiiftigung betrifft jede zweite befristet
beschiiftigte Person und insbesondere Frauen und junge Menschen

Anteil der unfreiwillig befristet Beschiftigten in Prozent der Gesamtzahl der Arbeitnehmer nach Alter (20-64 Jahre)
(in %, 2024)

o Es PT " EL L SE FR PL Ev MT HR L BE cz NL DE AT § DK IE BG HU SK. RO w EE LT
Insgesamt (20-64 Jahre) (linke Achse) Frauen (20-64 Jahre) (linke Achse)

© Junge Menschen (25-34 Jahre] (linke Achse) = Insgesamt (20-64 Jahre) als Anteil an allen Leiharbeitnehmern (rechte Achse)

Anmerkung: Die Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Fiir BG liegt ein Reihenbruch vor. Daten mit geringer
Zuverlassigkeit bei LV, MT, AT, SI, EE und SK. Daten liegen fiir die Gesamtzahl und die Gesamtzahl als Anteil an
allen befristet Beschiftigten fiir SV nur fiir den Grund ,,Stelle nur verfiigbar mit befristetem Vertrag™ vor, und fiir SK
nur fiir den Grund ,,keine unbefristete Stelle gefunden®. Daten fiir Frauen und junge Menschen fehlen fiir LV und EE
und liegen fiir SK und RO nur fiir den Grund ,,Keine unbefristete Stelle gefunden* vor.

Quelle: Eurostat, [Ifsa_etgar], EU AKE.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_etgar__custom_17942628/default/table

Die Teilzeitarbeit in der EU ist im letzten Jahrzehnt zuriickgegangen, und auch die
unfreiwillige Teilzeitbeschiaftigung hat abgenommen, ist in einigen Mitgliedstaaten jedoch
weiterhin verbreitet. Seit 2014 ist der Anteil der Teilzeitbeschiftigung an der
Gesamtbeschéftigung (20-64 Jahre) um 0,7 Prozentpunkte gesunken und erreichte 2024 einen Wert
von 17,1 %. In drei Mitgliedstaaten (Niederlande, Osterreich, Deutschland) entfielen rund oder
mehr als 30 % der Gesamtbeschiftigung auf Teilzeit, wéhrend flinf Mitgliedstaaten (Ungarn,
Slowakei, Kroatien, Ruménien, Bulgarien) Werte von unter 5 % meldeten. Frauen stellen weiterhin
die grofite Gruppe der Teilzeitbeschiftigten (sieche Abschnitt 2.2). Mit den im vergangenen
Jahrzehnt gestiegenen Beschiftigungsquoten und bei zunehmend angespannten Arbeitsmérkten
ging die unfreiwillige Teilzeitbeschéftigung kontinuierlich zuriick, da Arbeitgeber Schwierigkeiten
haben, Vollzeitstellen zu besetzen.!3 Infolgedessen waren 2024 18,9 % der gesamten
Teilzeitbeschiftigung (15-64 Jahre) unfreiwillig, gegeniiber 32,7 % zehn Jahre davor. Auch in
dieser Hinsicht bestehen erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten. Wiahrend in
Spanien, Italien und Rumaénien rund jede zweite teilzeitbeschiftigte Person unfreiwillig in Teilzeit
arbeitet, liegt der Anteil dieser Gruppe in Malta, Slowenien, Deutschland und den Niederlanden bei
rund oder unter 5 %.

Abbildung 2.3.5: Der Anteil der Teilzeitbeschiftigung ist leicht zuriickgegangen, wihrend die
Unterschiede beim Ausmaf} der unfreiwilligen Teilzeitarbeit zwischen den Mitgliedstaaten

weiterhin ausgepriigt sind

Anteil der Teilzeitbeschiftigung an der Gesamtbeschiftigung (20-64 Jahre) sowie Anteil der unfreiwilligen
Teilzeitbeschiftigung an der gesamten Teilzeitbeschéftigung (20-64 Jahre) (%, Jahresdaten)

Anmerkung: Abweichende Definitionen fiir ES und FR. Fiir die Teilzeitbeschéftigung liegt ein Zeitreihenbruch fiir BG im
Jahr 2024 vor. Fiir die unfreiwillige Teilzeitbeschéftigung liegt ein Zeitreihenbruch fiir FR im Jahr 2014 und fiir BG im
Jahr 2021 vor; zudem ist die Datenzuverldssigkeit fiir MT, HR und SI im Jahr 2024 sowie fiir NL im Jahr 2014 gering.
Quelle: Eurostat, [Ifsi_pt a] und [Ifsa_eppgai], EU AKE.

m OECD, OECD Employment Outlook 2025: Can We Get Through the Demographic Crunch?, OECD
Publishing, Paris.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsi_pt_a__custom_12129074/bookmark/table?bookmarkId=6520a712-71cc-4e2e-acc6-d903e0b1722e
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_eppgai__custom_12129169/bookmark/table?bookmarkId=4cfc06cf-4d46-4ffe-a8fe-8fe7a73ce19e
https://www.oecd.org/en/publications/2025/07/oecd-employment-outlook-2025_5345f034/full-report/component-5.html
https://www.oecd.org/en/publications/2025/07/oecd-employment-outlook-2025_5345f034/full-report/component-5.html

Der Anteil der Solo-Selbststindigen ist in der EU leicht zuriickgegangen, allerdings zeigen
sich zwischen den Mitgliedstaaten deutliche Unterschiede. Eine solche Solo-Selbststindigkeit
ohne Beschiftigte kann zwar auf unternehmerische Initiative hindeuten, zugleich jedoch als
Indikator fiir sogenannte Scheinselbststindigkeit verstanden werden, die abhédngige
Beschiftigungsverhéltnisse verdeckt.?!# Im Jahr 2024 entfielen in der EU 9,0 % der
Gesamtbeschiftigung (20-64 Jahre) auf Solo-Selbststindige.2!> Obwohl diese Form der
Selbststandigkeit gegeniiber 2023 um 0,1 Prozentpunkte zuriickging, betraf sie 2024 weiterhin

17,7 Millionen Personen. Die hochsten Anteile von Solo-Selbststindigen an der
Gesamtbeschiftigung wurden in Tschechien, Italien und den Niederlanden mit rund oder um 13 %
sowie in Polen mit 14,1 % und in Griechenland mit 19,1 % verzeichnet. Die niedrigsten Werte
(unter 5 %) wurden in Didnemark, Deutschland und Luxemburg beobachtet. Insgesamt gelten in der
EU 15 % der Solo-Selbststandigen als wirtschaftlich abhéngig,?1® wobei die hochsten Anteile in der
Landwirtschaft, im Finanzdienstleistungssektor sowie im Gesundheitswesen und in sonstigen
Dienstleistungen zu verzeichnen sind.?!” Rund 40 % von ihnen geben an, zumindest gewisse

Schwierigkeiten zu haben, mit ihrem Einkommen auszukommen.

214 Siehe Europdische Kommission, Employment and social developments in Europe 2023, Amt fiir

Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2023.

215 Eurostat, [Ifsa_egaps] und [Ifsi_emp_a], EU AKE. Die Definition unterscheidet sich bei ES und FR
(siche Metadaten).

216 Wirtschaftlich abhingige Selbststindige sind definiert als Solo-Selbststéndige, die in den letzten
zwolf Monaten ausschlieflich fiir einen einzigen Auftraggeber oder liberwiegend fiir einen
dominierenden Auftraggeber titig waren und deren Arbeitszeiten von diesem Auftraggeber
festgelegt wurden.

7 Eurofound, Européische Erhebung iiber die Arbeitsbedingungen 2024: Erste Ergebnisse, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg 2025.
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https://op.europa.eu/webpub/empl/esde-2023/esde-review.html
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsa_egaps__custom_17958736/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfsi_emp_a__custom_17958663/default/table
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/european-working-conditions-survey-2024-first-findings#Zitat
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/european-working-conditions-survey-2024-first-findings#Zitat

Die Erwerbstitigenarmut stabilisierte sich in der EU im Jahr 2024 nach einer Phase des
schrittweisen Riickgangs, betraf jedoch weiterhin nahezu jede zwolfte erwerbstitige Person.
Der Anteil der Erwerbstdtigen im Alter von 18 bis 64 Jahren, die von Armut bedroht sind, sank in
der Union im Jahr 2024 auf 8,2 % gegeniiber 8,3 % im Jahr 2023%!8 und lag damit deutlich unter
dem Niveau vor der COVID-19-Pandemie (Riickgang von 9,1 % im Jahr 2019 und 9,8 % im

Jahr 2016). Beschiftigte in atypischen Beschiftigungsformen sind vergleichsweise stirker
betroffen, da sie hdufig geringere Jahreseinkommen und eine niedrigere Arbeitsintensitdt aufweisen.
In Haushalten mit hoher Arbeitsintensitét lag die Erwerbstdtigenarmutsquote im Jahr 2024 bei
weniger als einem Drittel des Wertes fiir Haushalte mit niedriger Arbeitsintensitit.?!® Ein stirkeres
Lohnwachstum bei Erwerbstétigen aus Haushalten mit niedrigem Einkommen, das seit 2022 auch
durch deutliche Erhohungen der Mindestlohne gestiitzt wurde, hat in den vergangenen Jahren zur
Verbesserung der Lage einkommensschwacher Haushalte beigetragen (siehe Abschnitt 2.1.1).22% Im
Jahr 2024 verzeichnete Ruminien den stirksten Riickgang der Erwerbstitigenarmut (um

4,3 Prozentpunkte auf 10,7 % im Jahr 2024), lag damit jedoch weiterhin iiber dem EU-Durchschnitt
von 8,2 %. Luxemburg, Lettland und Portugal wiesen ebenfalls deutliche Riickginge auf (um
jeweils 1,4, 1,0 und 0,8 Prozentpunkte), lagen jedoch weiterhin um oder iiber dem EU-Durchschnitt
(bei jeweils 13,4 %, 8,5 % und 9,2 %). Im Gegensatz dazu stieg die Erwerbstitigenarmut in der
Slowakei um 1,2 Prozentpunkte. Luxemburg, Bulgarien und Spanien verzeichneten die hochsten
Erwerbstatigenarmutsquote (13,4 %, 12,1 % bzw. 11,3 %). Wie in den Vorjahren lag die
Erwerbstétigenarmut bei Drittstaatsangehorigen, Personen mit niedrigem Bildungsniveau,
Teilzeitbeschiftigten, befristet Beschiftigten sowie in Haushalten mit unterhaltsberechtigten

Kindern hoher.2*! Zudem war die Erwerbstitigenarmut bei Ménnern hoher als bei Frauen.

218 Eurostat, [ilc_iw01], EU SILC. Erwerbstitigenarmutsquoten und Beschiftigungsstatus beziehen sich

auf das Einkommen des Vorjahres und den Beschaftigungsstatus des Vorjahres.

2 Siehe Eurostat, [ilc_iw03], EU AKE.

220 Siehe Europdische Kommission,, Labour Market and Wage Developments in Europe, Annual
review 2025, Amt fiir Verdffentlichungen der Europdischen Union, 2025.

21 Siehe Eurostat, [ilc_iw15], [ilc_iw04], [ilc_iw07], [ilc_iw05], [ilc_iw02], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/faf2e44a-7adb-4630-8714-7f3a16223bef?lang=en&createdAt=2025-09-16T20:26:05Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_iw03/default/table?lang=en&category=livcon.ilc.ilc_ip.ilc_iw
https://op.europa.eu/ende/publication-detail/-/publication/4752398b-a7dc-11f0-a7c5-01aa75ed71a1/language-de
https://op.europa.eu/ende/publication-detail/-/publication/4752398b-a7dc-11f0-a7c5-01aa75ed71a1/language-de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_iw15/default/table?lang=de&category=livcon.ilc.ilc_ip.ilc_iw
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_iw04/default/table?lang=de&category=livcon.ilc.ilc_ip.ilc_iw
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_iw07/default/table?lang=de&category=livcon.ilc.ilc_ip.ilc_iw
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_iw05/default/table?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_iw02__custom_18076025/default/table

Abbildung 2.3.6: Erwerbstitigenarmutsquote 2024 in der EU weitgehend stabil, mit
erheblichen Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten
Erwerbstétigenarmutsquote (18-64 Jahre) (in %, Jahresdaten)
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Anmerkung: Reihenbruch bei DE und HR in Bezug auf das Jahr 2023. Reihenbruch bei HR in Bezug auf das Jahr 2024.
Vorldufige Daten fiir 2024 fiir LT.
Quelle: Eurostat [tespm070], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tespm070/default/table?lang=de

Der sich beschleunigende digitale Wandel gestaltet die europiischen Arbeitsmiirkte
grundlegend um; inzwischen nutzt jede zehnte erwerbstitige Person in der EU generative
kiinstliche Intelligenz bei der Arbeit. Kiinstliche Intelligenz (KI) und algorithmisches
Management bieten leistungsfdhige Instrumente zur Férderung von Innovation und zur Steigerung
der Produktivitdt, etwa durch Automatisierung und durch die Unterstiitzung von Arbeitskréften bei
ihren Tétigkeiten, und stirken die globale Wettbewerbsfahigkeit Europas. Bei verantwortungsvoller
Gestaltung und Umsetzung kann der Einsatz von KI- und algorithmischen Managementsystemen
am Arbeitsplatz die Effizienz erhohen, Einstellungsverfahren straffen, Verzerrungen verringern und
die Arbeitsqualitit verbessern (siehe auch Abschnitt 2.1.1). Diese Instrumente miissen jedoch
angemessen gesteuert werden, um Bedenken hinsichtlich erhdhten Arbeitsdrucks, stindiger
Uberwachung, potenzieller Verzerrungen sowie Risiken fiir den Datenschutz der Beschiftigten
wirksam zu begegnen. Laut einer Eurobarometer-Umfrage aus dem Jahr 2025 bewerten die meisten
Européer KI und digitale Technologien insgesamt als forderlich fiir ihre Arbeitsplitze, die
wirtschaftliche Entwicklung und die Lebensqualitét.??? Gleichzeitig sind 84 % der Auffassung, dass
der Einsatz von KI einer sorgfiltigen Steuerung bedarf, insbesondere im Arbeitsumfeld. Im

Jahr 2024 nutzten 12 % der Erwerbstitigen in der EU verschiedene Formen generativer KI bei ihrer
Arbeit, um komplexe kognitive Aufgaben zu vereinfachen oder Empfehlungen fiir die Ausfiihrung
ihrer Tétigkeit zu erhalten.??* Der Einsatz generativer KI war insbesondere bei Fiihrungskriften

(23 %) und Fachkréften (28 %) sowie im Finanzdienstleistungssektor (28 %) hoch. Die Nutzung
variierte zudem zwischen den Mitgliedstaaten. In Belgien, Danemark, den Niederlanden, Schweden
und Luxemburg nutzen bereits zwischen 20 % und 25 % der Erwerbstitigen solche Instrumente,
wihrend dies in Italien, Griechenland, Ruminien und Portugal lediglich bei 5 % oder weniger der
Fall ist. Dariiber hinaus verindern der Einsatz digitaler Uberwachung am Arbeitsplatz sowie das
algorithmische Management von Arbeitsprozessen die Art und Weise, wie Arbeit organisiert,
koordiniert, iiberwacht und gesteuert wird.2?* Digitale Uberwachung ist insbesondere in den mittel-
und osteuropdischen Lindern verbreitet, darunter Slowenien, Tschechien, Polen, Ruménien,
Bulgarien und Lettland sowie auch in Malta und Zypern. Neben den beiden gédngigsten Praktiken —
der Erfassung der Arbeitszeit und der Erfassung von Ein- und Ausgangsbewegungen — werden in
diesen Lindern héufig auch Internetiiberwachung, Videoiiberwachung (CCTV),
Gesprichsaufzeichnungen und die Uberwachung von Fahrzeugstandorten eingesetzt. Insgesamt
besteht jedoch eine hohe Heterogenitit hinsichtlich der Verbreitung und der Arten digitaler
Uberwachung zwischen den Mitgliedstaaten. Was das algorithmische Management betrifft, zeigen

m Europiische Kommission, Special Eurobarometer 554 - Artificial Intelligence and the future of

work, Amt fiir Veroffentlichungen der Europaischen Union, 2025.

Eurofound, Europiische Erhebung iiber die Arbeitsbedingungen 2024: Erste Ergebnisse, Amt fiir
Veroffentlichungen der Européischen Union, Luxemburg 2025.

Gonzalez Vazquez, I., Fernandez Macias, E., Wright, S., und Villani, D., Digital Monitoring,
Algorithmic Management and the Platformisation of Work in Europe, Amt fiir Veroffentlichungen
der Europdischen Union, Luxemburg, 2025. Digitale Uberwachung bezeichnet die Erhebung von
Daten iiber den Produktionsprozess mittels digitaler Gerite zur Uberwachung verschiedener Aspekte
der Arbeit sowie der Beschiftigten selbst. Algorithmisches Management bezeichnet den Einsatz
datengestiitzter Technologien, einschlieBlich KI, zur zumindest teilweisen Automatisierung
bestimmter Aspekte der Steuerung und Koordinierung der Belegschaft, einhergehend mit
Datenerhebung und Uberwachung der Beschiftigten.
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https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/3222
https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/3222
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/european-working-conditions-survey-2024-first-findings#Zitat
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/all/european-working-conditions-survey-2024-first-findings#Zitat
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC143072
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC143072

Umfragedaten, dass bei 24 % der Erwerbstdtigen in der EU die Arbeitszeiten automatisch
zugewiesen werden. Die Verordnung der EU iiber kiinstliche Intelligenz legt einen klaren,
risikobasierten Regelungsrahmen fiir Entwickler und Anwender von KI in Bezug auf spezifische
KI-Anwendungen fest, gewihrleistet Sicherheit, Grundrechte und einen menschenzentrierten
Ansatz und fordert zugleich die Verbreitung von KI sowie Investitionen und KI-basierte
Innovationen in der gesamten EU.?25 Gleichzeitig erkennt die Strategie ,,KI anwenden*?26, die die
Einflihrung von KI in zehn EU-Industriezweigen und im &ffentlichen Sektor fordert, die Bedeutung
eines verantwortungsvollen und nutzbringenden Einsatzes von KI am Arbeitsplatz an.

25 Siehe Verordnung (EU) 2024/1689 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024
zur Festlegung harmonisierter Vorschriften fiir kiinstliche Intelligenz.

Européischen Kommission Mitteilung — Strategie ,,KI anwenden®, COM(2025) 723 vom

8. Oktober 2025.
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https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52025DC0723
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52025DC0723

Die Richtlinie iiber Plattformarbeit soll die korrekte Bestimmung des Beschiiftigungsstatus
von Plattformbeschiiftigten erleichtern und Transparenz, Fairness, menschliche Kontrolle,
Sicherheit und Rechenschaftspflicht im algorithmischen Management fordern. Plattformarbeit
kann Flexibilitiat und Primér- oder Zusatzeinkommen bieten, die Vereinbarkeit von Berufs- und
Privatleben verbessern und gleichzeitig die Eintrittsbarrieren fiir junge Menschen und gefédhrdete
Gruppen wie Migranten und Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt verringern.
Plattformarbeit ist jedoch auch mit prekédren Beschéftigungsverhéltnissen, niedrigen Einkommen,
begrenztem Zugang zum Sozialschutz und Herausforderungen im Zusammenhang mit
undurchsichtigem algorithmischen Management verbunden. Dariiber hinaus ist es aufgrund der
Tatsache, dass der Grofiteil der Arbeit liber digitale Plattformen online erfolgt, schwierig,
grenziiberschreitende Arbeitsabldufe nachzuverfolgen, und vielfach sind diese nicht transparent. In
den letzten Jahren hat die Plattformarbeits-Landschaft in zunehmendem Maf3e Konturen
angenommen, und Plattformarbeit hat sich zu einer kleinen aber nicht unbedeutenden
Beschiftigungsform in der EU entwickelt. Aus aktuellen Daten aus der AIM-WORK-Erhebung??’
geht hervor, dass insgesamt beinahe sechs Millionen Menschen iiber eine Plattform tétig waren und
Plattformarbeit 2,9 % der Gesamtbeschiftigung in der EU ausmachte. Die hochsten Anteile an
Plattformarbeit waren in Finnland (4,1 %), den Niederlanden (4,3 %) und Italien (4,7 %) zu
verzeichnen. Da in der Plattformarbeit eine gewisse Professionalisierung eingetreten ist, steigt auch
die Zahl derer, fiir die Plattformarbeit die Haupteinnahmequelle ist. Fiir etwa ein Fiinftel der
Plattformbeschiftigten (20,4 %) stellt die Plattformarbeit die erste Erwerbstitigkeit dar.??® Um
menschenwiirdige Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit zu gewihrleisten und zugleich das
nachhaltige Wachstum digitaler Arbeitsplattformen in der EU zu unterstiitzen, wurde die
Plattformarbeitsrichtlinie im Oktober 2024 angenommen.??® In der Richtlinie werden Themen im
Zusammenhang mit einer Fehleinstufung des Beschéftigungsstatus, algorithmischem Management
und Transparenz in Bezug auf grenziiberschreitende Arbeit behandelt — ergéinzend zum bestehenden
EU-Besitzstand.?3? Die Mitgliedstaaten haben bis Dezember 2026 Zeit, die Umsetzung in nationales
Recht abzuschlieBen.

= Gonzalez Vazquez, 1., Fernandez Macias, E., Wright, S., und Villani, D., Digital Monitoring,

Algorithmic Management and the Platformisation of Work in Europe, Amt fiir Ver6ffentlichungen
der Europdischen Union, Luxemburg, 2025.

Schitzungen zum Umfang der Plattformarbeit variieren je nach der Datenquelle und sind von
methodischen Entscheidungen abhingig, insbesondere von der Definition der Plattformarbeit und
von den Kriterien, die verwendet werden, um Plattformarbeit als erste Erwerbstatigkeit festzulegen.
Rat: Plattformbeschiftigte: Rat nimmt neue Vorschriften zur Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen
an - Consilium, Amt fiir Veréffentlichungen der Européischen Union, Luxemburg, 2024.

Die Richtlinie verbessert die Durchsetzung und Riickverfolgbarkeit der Plattformarbeit, auch in
grenziiberschreitenden Situationen, indem Plattformen verpflichtet werden, die Tatigkeit in dem
Land zu melden, in dem sie erbracht wird, und den nationalen Behorden bestimmte Informationen
iiber die iiber sie titigen Personen sowie deren Arbeits- und Beschéftigungsbedingungen zur
Verfiigung zu stellen.
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https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC143072
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC143072
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/10/14/platform-workers-council-adopts-new-rules-to-improve-their-working-conditions/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/10/14/platform-workers-council-adopts-new-rules-to-improve-their-working-conditions/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/10/14/platform-workers-council-adopts-new-rules-to-improve-their-working-conditions/

Digitale Innovation birgt das Potenzial fiir produktivere und hochwertigere Arbeitsplitze,
kann jedoch auch zu einer Intensivierung der Arbeit fithren und die Moglichkeiten des
wArbeitens von iiberall“ in Erwartungen verwandeln und so die Grenzen zwischen Beruf und
Privatleben verwischen. So haben beispielsweise digitale Technologien das Wachstum der
Telearbeit ermoglicht. Vor der COVID-19-Pandemie war die Prévalenz von Telearbeit
vergleichsweise gering: Im Jahr 2019 arbeiteten 11,3 % der Beschéftigten zumindest einige Zeit
von zu Hause aus. Im Jahr 2024 stieg diese Zahl auf 20 % der Arbeitnehmer. Einer Eurofound-
Umfrage??! aus dem Jahr 2025 zufolge haben sich auch die Priiferenzen fiir Telearbeit verindert. Im
Jahr 2024 gaben mehr als 50 % der Befragten an, mehrmals pro Woche von zu Hause aus arbeiten
zu wollen, wahrend 24 % den Wunsch duBlerten, ausschlieBlich im Homeoffice titig zu sein. Trotz
dieser Praferenzen nehmen die Moglichkeiten zur Heimarbeit ab, da der Anteil vollstindig
ortsunabhingiger Tatigkeiten von 24 % im Jahr 2022 auf 14 % im Jahr 2024 zuriickging.
Technologische Fortschritte und damit verbundene Telearbeits- und hybride Arbeitsmodelle konnen
sich auch auf die Arbeitszeitmuster auswirken. Im Allgemeinen haben sich Arbeitszeiten, die von
der normalen Vollzeitarbeitszeit abweichen und sich negativ auf die Arbeitsplatzqualitit auswirken
konnen, in der EU etwas verbessert. Im Jahr 2024 wiesen 6,6 % aller Beschéftigten in ihrer
Haupttitigkeit lange Wochenarbeitszeiten auf, gegeniiber 7,1 % im Jahr 2023. Der Anteil der
Personen mit atypischen Arbeitszeiten blieb jedoch mit 33,6 % der Gesamtbeschiftigung hoch und
verzeichnete seit 2021 einen leichten Riickgang um 0,3 Prozentpunkte. Nach den ergebnislosen
Verhandlungen der européischen sektoriibergreifenden Sozialpartner {liber die Aktualisierung ihres
Rahmenabkommens von 2002 iiber Telearbeit sowie der EntschlieBung des Europdischen
Parlaments aus dem Jahr 2021 mit Empfehlungen an die Kommission zum Recht auf
Nichterreichbarkeit?*? fiihrte die Europdische Kommission eine formliche zweistufige Anhorung
der Sozialpartner zum Recht auf Nichterreichbarkeit und zur Telearbeit durch. Die zweite Phase der
Anhoérung wurde am 6. Oktober 2025 abgeschlossen. Die Stellungnahmen der européischen

Sozialpartner flieBen in die FolgemaBnahmen der Kommission zu der EntschlieBung ein.

231 Eurofound, Quality of life in the EU in 2024: Results from the Living and Working in the EU e-
survey, Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg, 2025.

Européisches Parlament, EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 21. Januar 2021 mit
Empfehlungen an die Kommission zum Recht auf Nichterreichbarkeit , 2021.
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https://www.eurofound.europa.eu/en/publications/all/quality-life-eu-2024-results-living-and-working-eu-e-survey
https://www.eurofound.europa.eu/en/publications/all/quality-life-eu-2024-results-living-and-working-eu-e-survey
https://www.eurofound.europa.eu/en/publications/all/quality-life-eu-2024-results-living-and-working-eu-e-survey
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0021_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0021_DE.html

Da sich die Arbeitsméirkte durch den laufenden digitalen und 6kologischen Wandel
veriandern, unterscheiden sich die Beschaftigungsbedingungen in den damit verbundenen
Berufen erheblich. ,,Zukunftsorientierte Berufe* und ,,Berufe von besonderem Interesse* werden
als Téatigkeiten definiert, die fiir mindestens zwei der drei Transformationen — den digitalen, den
griine und den demografischen Wandel — relevant sind.?3? Sieben von Eurofound entwickelte
Indizes zur Arbeitsqualitit, die die Qualitdt von Arbeitspldtzen auf Tatigkeitsniveau bewerten,
zeigen, dass Berufe mit hoher digitaler Kompetenzintensitit die hochste Gesamtarbeitsqualitit
aufweisen (gemiB der Definition von Eurofound) — siche Abbildung 2.3.7.23 Im Vergleich zu den
meisten anderen Berufsgruppen schneiden diese Arbeitskrifte in Bezug auf Verdienst,
Beschiftigungsaussichten, Arbeitszeitqualitiat, Kompetenzen und Diskretion sowie physisches
Umfeld besonders gut ab. Personen in diesen Berufen gaben zudem héaufiger an, kiirzlich an
Weiterbildungsmafinahmen teilgenommen zu haben. Demgegeniiber wiesen bestimmte
zukunftsorientierte griine Berufe, zu denen auch manuelle Tétigkeiten zdhlen, insgesamt die

niedrigsten Werte {iber die genannten Indizes hinweg auf.

Abbildung 2.3.7: Zukunftsorientierte Berufe weisen gemil3 der Definition von Eurofound
Unterschiede in der Arbeitsqualitit auf

Ergebnisse der Européischen Erhebung zu den Arbeitsbedingungen in zukunftsorientierten Berufen (in %, 2024)

Anmerkung: Dargestellt sind ausgewéhlte Berufe; weitere Informationen zu den Berufsgruppen finden sich in der
Originalver6ffentlichung.

Quelle: Eurofound, eigene Berechnung auf der Grundlage der Européischen Erhebung iiber die
Arbeitsbedingungen 2024.

233 Die hier dargestellte Analyse stellt eine teilweise Aktualisierung der Studie Future-oriented

occupations in the EU: main features, employment conditions, and job strain - Européische
Kommission dar und stiitzt sich auf die Eurofound-Erhebung zu den Arbeitsbedingungen 2024.
Diese Indizes beruhen auf sieben Dimensionen, die Eurofound zur Bewertung der Arbeitsqualitit auf
Ebene der Tatigkeit heranzieht: physisches und soziales Arbeitsumfeld, Arbeitsaufgaben,
organisatorische Merkmale, Arbeitszeitregelungen, berufliche Perspektiven sowie intrinsische
Arbeitsplatzmerkmale.
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https://www.eurofound.europa.eu/de/surveys-and-data/surveys/european-working-conditions-survey/ewcs-2024#Europäische-Erhebung-über-die-Arbeitsbedingungen-2024
https://www.eurofound.europa.eu/de/surveys-and-data/surveys/european-working-conditions-survey/ewcs-2024#Europäische-Erhebung-über-die-Arbeitsbedingungen-2024
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/future-oriented-occupations-eu-main-features-employment-conditions-and-job-strain_en&pk_source=newsletter&pk_medium=email&pk_campaign=eu_social_newsletter
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/future-oriented-occupations-eu-main-features-employment-conditions-and-job-strain_en&pk_source=newsletter&pk_medium=email&pk_campaign=eu_social_newsletter
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/future-oriented-occupations-eu-main-features-employment-conditions-and-job-strain_en&pk_source=newsletter&pk_medium=email&pk_campaign=eu_social_newsletter

Nicht angemeldete Arbeit sowie Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz stellen
weiterhin Herausforderungen dar, wobei zwischen den Mitgliedstaaten erhebliche
Unterschiede bei den Kapazititen und Ressourcen der Arbeitsaufsichtsbehorden bestehen.
Die jlingsten Schiatzungen zeigen, dass im Jahr 2019 9,7 % des gesamten Arbeitsvolumens im
privaten Sektor der EU nicht angemeldet waren.?*S Der Fokus hat sich zunehmend von ,,einfachen*
Formen nicht angemeldeter Arbeit, etwa der Beauftragung von Dienstleistungen in privaten
Haushalten ohne offizielle Rechnung, hin zu komplexeren Formen verlagert, wie nicht
angemeldeter Arbeit durch Drittstaatsangehdrige. Im Rahmen der Plattform zur Bekdmpfung nicht
angemeldeter Arbeit hat die Européische Arbeitsbehdrde den Austausch zwischen den
Mitgliedstaaten zu diesen Themen erleichtert. Die Bekdmpfung nicht angemeldeter Arbeit stiitzt
sich zunehmend auf risikobasierte Analysen sowie auf den Einsatz von Big Data und KI. Die
Indikatoren der IAO zu Arbeitsaufsichtsbehdrden zeigen erhebliche Unterschiede bei Kapazititen
und Ressourcen zwischen den EU-Landern bei der Aufdeckung und Bekdmpfung nicht
angemeldeter Arbeit. Im Jahr 2023 reichte der von der IAO gemessene Wert der Zahl der
Arbeitsinspektoren je 10 000 Erwerbstétige von 0,23 in Irland bis 3,08 in Luxemburg.?3¢
Arbeitsaufsichtsbehdrden spielen zudem eine wichtige Rolle bei der Gewéhrleistung von Sicherheit
und Gesundheitsschutz der Beschiftigten am Arbeitsplatz. Im Jahr 2022 wurden in der EU 3 286
todliche Arbeitsunfille verzeichnet, was einem Riickgang um 103 Todesfédlle gegeniiber dem
Vorjahr entspricht und 1,66 tédlichen Arbeitsunféllen je 100 000 Beschiftigte gleichkommt.
Nahezu ein Viertel (22,9 %) aller todlichen Arbeitsunfille in der EU ereignete sich im Baugewerbe,

was auf spezifische Herausforderungen in diesem Sektor hinweist.

235 Schitzungen iiber den tatsédchlichen Umfang der nicht angemeldeten Erwerbstitigkeit sind mit

Vorsicht zu behandeln. Siehe Franic, J., Extent of undeclared work in the European Union.
See ILO — Data explorer.
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https://www.ela.europa.eu/sites/default/files/2023-03/Study-on-the-extent-of-undeclared-work-in-the-EU.pdf
https://rshiny.ilo.org/dataexplorer63/?lang=en

Die Langzeitarbeitslosenquote in der EU ging in den Mitgliedstaaten mit den hochsten
Ausgangswerten am stirksten zuriick, was auf eine gewisse Aufwértskonvergenz in absoluten
Zahlen hindeutet. Insgesamt sank die Langzeitarbeitslosenquote in der EU im dritten Jahr in Folge
auf 1,9 % im Jahr 2024 und lag damit um 0,2 Prozentpunkte unter dem Wert von 2023. Besonders
ausgepragt war der Riickgang in den Mitgliedstaaten mit sehr hohen Quoten, wobei die grofiten
Verbesserungen in Italien, Griechenland und Spanien zu verzeichnen waren, die allesamt eine
schwache, aber sich verbessernde Situation aufwiesen (siche Abbildung 2.3.8). Auch in der
Slowakei ging die Quote leicht zuriick (um 0,3 Prozentpunkte); das Land blieb jedoch mit 3,5 %
weiterhin in einer kritischen Lage und wies eine der hochsten Langzeitarbeitslosenquoten in der EU
auf. Nach Anstiegen im Jahr 2024 stehen Estland, Lettland und Finnland nun unter besonderer
Beobachtung, ebenso wie Portugal, das mit 2,4 % eine relativ hohe Quote bei nur geringfiigiger
Verbesserung aufweist. Demgegeniiber zéhlen Malta und die Niederlande zu den leistungsstérksten
Landern mit den niedrigsten Quoten. In der groen Mehrheit der Mitgliedstaaten lag das
geschlechtsspezifische Gefille bei der Langzeitarbeitslosenquote im Jahr 2024 unter

0,5 Prozentpunkten, wihrend es in Griechenland, Spanien und Lettland deutlich ausgepréagt war.

Abbildung 2.3.8: Die Langzeitarbeitslosenquoten gingen in der grolen Mehrheit der
Mitgliedstaaten weiter zuriick und zeigten insgesamt eine Aufwirtskonvergenz

Langzeitarbeitslosenquote (15-74 Jahre), das Niveau 2024 und die Verdnderungen gegeniiber 2023 (in %, Leitindikator
des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang. Die
Definition unterscheidet sich bei ES und FR. Reihenbruch bei BG.
Quelle: Eurostat [tesem130], EU-AKE.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tesem130/bookmark/table?lang=en&bookmarkId=483386e2-3520-4834-840c-89fe2b22029b&c=1720713721051

Die Langzeitarbeitslosenquoten variieren zwischen den Mitgliedstaaten, noch stirker jedoch
zwischen den Regionen, und sind in den Gebieten in #Aullerster Randlage besonders hoch. Im
Vergleich zur Gesamt-Langzeitarbeitslosenquote (15-74 Jahre), die bereits erhebliche Unterschiede
zwischen den Mitgliedstaaten aufweist, zeigen sich auf regionaler Ebene deutlich groflere
Abweichungen?’. Im Jahr 2024 wurden die niedrigsten Quoten in den niederlédndischen Regionen
Utrecht und Nordbrabant sowie in den tschechischen Regionen Prag und Mittelb6hmen verzeichnet
(jeweils 0,4 %), wihrend die hochsten Quoten in den spanischen Stadten Melilla (16,3 %) und
Ceuta (15,8 %) sowie in der franzdsischen Region in dulerster Randlage Guadeloupe (11,4 %)
gemeldet wurden. In einigen Mitgliedstaaten, etwa Danemark und den Niederlanden, sind die
regionalen Unterschiede bei den Langzeitarbeitslosenquoten gering (siche Abbildung 7 in

Anhang 5). Demgegeniiber waren die Abstinde zwischen den Regionen mit den niedrigsten und
den hochsten Quoten in Italien, Frankreich und Spanien am gréBten und betrugen 9,2, 10,6

bzw. 14,8 Prozentpunkte.

Die Teilnahmequoten an aktiven arbeitsmarktpolitischen MaBnahmen sind nach wie vor
durch grofle Unterschiede innerhalb der EU gekennzeichnet. Im Jahr 2023 blieb der Anteil der
arbeitslosen, arbeitswilligen Personen, die an Mafnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
teilnahmen, in der Mehrheit der Mitgliedstaaten weitgehend stabil. In einigen Ldndern waren jedoch
sowohl deutliche Riickgéinge als auch Zunahmen zu beobachten (sieche Abbildung 2.3.9). Die
jingsten Daten weisen auf besonders niedrige Teilnahmequoten (unter 10 %) in Ruménien,
Bulgarien, Litauen, Zypern, Lettland, Kroatien und Slowenien hin. Demgegeniiber lagen die
Teilnahmequoten in Luxemburg und Belgien bei iiber 50 % und sogar deutlich dariiber in
Dénemark, Spanien und Italien. In einigen Mitgliedstaaten waren markante Riickginge zu
verzeichnen. In Slowenien und Malta sank die Quote um rund ein Drittel. In den Niederlanden hat
sich die Teilnahme mehr als halbiert, und in Bulgarien nahmen nur noch 4,8 % der Arbeitslosen

teil, verglichen mit fast 27 % im Vorjahr.
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Eurostat [Ifst r_lfu2ltu], EU-AKE. Fiir die Regionen Bremen, Mecklenburg-Vorpommern und
Saarland in DE, Korsika und Mayotte in FR, die autonomen Regionen Azoren und Madeira in PT
sowie Aland in FI liegen keine Daten vor.
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Abbildung 2.3.9: Die Teilnahmequoten an aktiven arbeitsmarktpolitischen MaSnahmen
weisen weiterhin grofle Unterschiede zwischen den Lindern auf
Teilnehmer an regulédren arbeitsmarktpolitischen Mainahmen (LMP-Kategorien 2-7) je 100 arbeitswillige Personen
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2023 - 2022
Anmerkung: Fiir CZ liegen keine Zeitreihen vor. Letzte verfiigbare Daten fiir RO (2020) und HR (2021). Bei den
Zeitreihen fiir DK, NL und SE handelt es sich um Schitzungen. Die Daten fiir EL und IT sind von geringer
Zuverlassigkeit. Sehr hohe Werte oder Werte iiber 100 konnen auf Teilnehmer zuriickzufiihren sein, die beschéftigt
sind, insbesondere diejenigen, die einer Form von geforderter Beschéftigung nachgehen.
Quelle: Datenbank zur Arbeitsmarktpolitik (LMP) [Imp ind actsup].
Sieben Jahre nach der Annahme der Empfehlung des Rates zur Langzeitarbeitslosigkeit
besteht in der EU nach wie vor eine erhebliche Umsetzungsliicke. Im zweiten Quartal 2025
verzeichnete die EU 4,2 Millionen Langzeitarbeitslose (15-74 Jahre, seit zwolf Monaten oder ldnger
arbeitslos), was einen neuen historischen Tiefstand darstellt. Zudem sank der Anteil der
Langzeitarbeitslosen an der Gesamtarbeitslosigkeit von 48,6 % im Jahr 2016 auf 32,6 % im
Jahr 2024. Allerdings haben zehn Mitgliedstaaten das erste Ziel der Empfehlung bislang nicht
erreicht, nimlich mindestens 90 % der seit mindestens 18 Monaten als arbeitslos gemeldeten
Langzeitarbeitslosen eine Integrationsvereinbarung (Job Integration Agreement, JIA) oder eine
gleichwertige Maflnahme anzubieten. In fiinf Mitgliedstaaten (Belgien, Spanien, Zypern, Portugal
und der Slowakei) verfiigen zwei Drittel oder mehr der Langzeitarbeitslosen weiterhin iiber keine
aktive Integrationsvereinbarung. Im Jahr 2023 endeten in den Mitgliedstaaten, fiir die Daten
vorliegen, lediglich 41 % der Arbeitslosigkeitsphasen von Personen mit Integrationsvereinbarung

(JIA) in einer Beschiftigungsaufnahme?38

, gegeniiber 43,6 % im Jahr 2022. Demgegeniiber waren
63 % der im Jahr 2022 erfolgreich in den Arbeitsmarkt integrierten Personen zwolf Monate spiter
weiterhin beschéftigt, was einem Anstieg um 2,3 Prozentpunkte gegeniiber 2021 entspricht.
Gleichzeitig sank der Anteil der erfolgreich integrierten Personen mit Integrationsvereinbarung, die
erneut arbeitslos wurden, von 15,7 % im Jahr 2022 auf 14,4 % im Jahr 2023. Die Daten zeigen
zudem hohere Erfolgsquoten bei individuellen Aktionspldanen mit vertiefter Bedarfsanalyse im
Vergleich zu regulédren Integrationsvereinbarungen und insbesondere zu herkommlichen

individuellen Aktionsplénen.

238 Quelle: Europiische Kommission, LTU-Monitoring-Datenbank. Fiir CZ, DE, EE, EL, FR, HU, LV,
LU, NL, RO und FTI liegen keine Daten vor.
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Abbildung 2.3.10: Die Ausgaben fiir aktive arbeitsmarktpolitische Mallnahmen variieren
stark zwischen den Mitgliedstaaten.
Langzeitarbeitslosenquote (%, 15-74 Jahre), Ausgaben fiir arbeitsmarktpolitische Mafinahmen (Kategorien 2-7, % des BIP)

1,2 6
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0,6 3
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Ausgaben fir arbeitsmarktpolitische MaRnahmen (in % BIP, 2022) (linke Achse)
Ausgaben fir arbeitsmarktpolitische MaRnahmen (in % BIP, 2023) (linke Achse)
— Langzeitarbeitslosenguote (2024) (rechte Achse)

Anmerkung: Neueste verfiigbare Daten zu den Ausgaben fiir Arbeitsmarktpolitik (LMP) liegen fiir RO fiir 2020 und fiir
HR fiir 2021 vor. Fiir EL, HR und RO sind fiir 2023 keine Daten zu den LMP-Ausgaben verfiigbar; fiir IT bezichen sich
die Daten fiir 2022 auf das Jahr 2020. Bei den Daten fiir DE, NL und SE handelt es sich um Schitzungen.
Zeitreihenbruch bei den LMP-Daten fiir FI im Jahr 2023. Bei der Langzeitarbeitslosenquote unterscheidet sich die
Definition fir ES und FR; zudem besteht fiir BG im Jahr 2024 ein Zeitreihenbruch.

Quelle: Datenbank zur Arbeitsmarktpolitik (LMP) [Ilmp_expsumm] und Eurostat [une ltu a], EU-AKE.

Wirksame und effiziente aktive arbeitsmarktpolitische Maflnahmen sind entscheidend fiir
gute Arbeitsmarktergebnisse; die Ausgaben fiir diese MaBlnahmen variieren erheblich
zwischen den Mitgliedstaaten. Die Langzeitarbeitslosenquote (15-74 Jahre) hat sich in der EU von
5,4 % der Erwerbsbevdlkerung im Jahr 2014 auf 1,9 % im Jahr 2024 mehr als halbiert, auch dank
der verbesserten Fiahigkeit der Mitgliedstaaten, Menschen wirksam wieder in den Arbeitsmarkt zu
integrieren. Zugleich bestehen erhebliche Unterschiede zwischen den EU-Léndern bei den
Ausgaben fiir aktive arbeitsmarktpolitische Maflnahmen (siche Abbildung 2.3.10). Unter den
Mitgliedstaaten mit Langzeitarbeitslosenquoten in Hohe oder oberhalb des EU-Durchschnitts gaben
alle Lander mit Ausnahme Belgiens, Italiens und Spaniens weniger als den EU-Durchschnitt fiir
aktive arbeitsmarktpolitische Interventionen aus. Die niedrigsten Ausgaben im Jahr 2023 wurden in
Slowenien, Malta und Zypern verzeichnet (bei Langzeitarbeitslosenquoten unter dem EU-
Durchschnitt), aber auch in Bulgarien und Lettland, die beide iiberdurchschnittlich hohe
Langzeitarbeitslosenquoten aufwiesen. Demgegeniiber zihlten Danemark (mit 1,1 % des BIP)
sowie Finnland, Schweden, Spanien und Osterreich (jeweils rund 0,57 % des BIP oder mehr) zu den

Léndern mit den hochsten Ausgaben fiir diese Art von Maflnahmen.
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Vor dem Hintergrund riicklidufiger Langzeitarbeitslosenquoten in der EU ist der Anteil der
bei den offentlichen Arbeitsverwaltungen (PES) registrierten langzeitarbeitslosen
Arbeitssuchenden gesunken. Im Jahr 2023 ging dieser Anteil auf 37,3 % zuriick und lag damit
erstmals seit der COVID-19-Pandemie unter 40 %. Gleichzeitig hat sich auch die
Zusammensetzung des Kundenstamms der PES deutlich verdndert. Der Anteil der Frauen stieg von
47,0 % auf 51,3 %, was auf ihre zunehmende Erwerbsbeteiligung zuriickzufiihren ist.
Arbeitssuchende {iber 55 Jahre machten im Jahr 2023 22,6 % der PES-Klientel aus, gegeniiber
13,1 % im Jahr 2010, wihrend der Anteil der unter 30-jdhrigen Arbeitssuchenden von 28,5 % auf
21,9 % zuriickging. Dies ist teilweise auf die Alterung der Bevolkerung zuriickzufiihren und
spiegelt teilweise die gestiegene Erwerbsbeteiligung der iiber 55-Jdhrigen wider. Der Anteil der
Klienten mit tertidrem Bildungsabschluss erhohte sich von 12,9 % im Jahr 2010 auf 19,9 % im
Jahr 202323, vor dem Hintergrund allgemein steigender Quoten tertidrer Bildung in den

Mitgliedstaaten.

Abbildung 2.3.11: Die Abdeckungsquote der Leistungen bei Arbeitslosigkeit fiir
Kurzzeitarbeitssuchende blieb 2024 weitgehend stabil, wobei Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten bestehen

Quote der Personen mit Anspruch auf Arbeitslosenleistungen unter den Kurzzeitarbeitslosen (weniger als 12 Monate,
15-64 Jahre, in %)
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Anmerkung: Fir MT liegen fiir 2023 und 2024 keine Daten vor. Die Definition unterscheidet sich fiir ES und FR.
Zeitreihenbruch fiir BG im Jahr 2024 und fiir DK im Jahr 2023. Geringe Datenzuverldssigkeit fiir LU im Jahr 2023, SI
in den Jahren 2023 und 2024 sowie HR im Jahr 2024.

Quelle: Eurostat [Ifsa_ugadra], EU-AKE.

239 PES-Benchlearning-Datenerhebung, PES Network report on PES capacity 2025 (erscheint

demnéchst). Daten bereinigt fiir die EU27.
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Im Jahr 2024 blieb die Deckung durch Arbeitslosenleistungen fiir Kurzzeitarbeitslose in der
EU insgesamt weitgehend stabil, wies jedoch in den Mitgliedstaaten unterschiedliche
Entwicklungen auf. Der Anteil der Kurzzeitarbeitslosen (15-64 Jahre), die Arbeitslosenleistungen
erhielten, lag 2024 in der EU bei 37,1 % und damit weitgehend auf dem Niveau von 2023 (36,6 %).
Die deutlichsten Riickgénge der Deckungsquoten wurden in Tschechien, Estland und Italien
verzeichnet (siche Abbildung 2.3.11). Demgegentiber stieg die Deckung in Luxemburg, der
Slowakei, Osterreich, Lettland und Zypern. Die hdchsten Deckungsquoten wurden 2024 in
Deutschland (56,9 %), Finnland (52,9 %) und Osterreich (52,4 %) beobachtet, gefolgt von
Frankreich, Litauen und Estland mit Werten von rund 45 %. Die niedrigsten Deckungsquoten —
unter 20 % — verzeichneten hingegen Ruméinien, Polen, Slowenien und Kroatien. Der Anteil der
Kurzzeitarbeitslosen, die durch Arbeitslosenleistungen abgesichert sind, korreliert tendenziell

positiv mit hoheren Ubergéingen in Beschéftigung.

7120/26 161
LIFE.4 DE



Die Dauer der Anwartschaftszeit fiir den Anspruch auf Arbeitslosenleistungen sowie deren
maximale Bezugsdauer blieben im Jahr 2025 weitgehend unverindert, wiesen jedoch ebenso
wie die Ersatzquoten erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten auf. Die fiir den
Anspruch auf Arbeitslosenleistungen erforderliche Beitragsdauer variiert deutlich zwischen den
Mitgliedstaaten, ebenso wie die konkreten Anspruchsvoraussetzungen. Die Anwartschaftszeit reicht
von 13 Versicherungswochen in Italien iiber 39 Wochen in Kroatien und Irland und 52 Wochen in
mehreren anderen Léndern, etwa Belgien, Estland und Ruménien, bis hin zu 104 Wochen in der
Slowakei. Auch die maximale Bezugsdauer von Arbeitslosenleistungen fiir Personen mit einer
einjahrigen Erwerbsbiografie blieb insgesamt weitgehend unverdndert. Seit 2019 haben lediglich
drei Mitgliedstaaten die maximale Bezugsdauer gedndert. Im Jahr 2020 verkiirzte Lettland die
maximale Bezugsdauer von 39 auf 35 Wochen. Im Jahr 2023 senkte Frankreich die Bezugsdauer
von 104 auf rund 78 Wochen, mit einigen Ausnahmen, etwa fiir dltere Arbeitslose, sowie der
Moglichkeit einer Verlangerung um weitere 26 Wochen bei einer Verschlechterung der
wirtschaftlichen Lage. Die Hohe der Einkommensersatzleistung ist haufig eng mit der Dauer der
Arbeitslosigkeit verkniipft. Insgesamt haben in 17 EU-Mitgliedstaaten Arbeitslose mit einer
einjihrigen Erwerbsbiografie Anspruch auf Arbeitslosenleistungen fiir hochstens sechs Monate?4?,
Die Nettoersatzquoten fiir Geringverdienende mit kurzer Erwerbsbiografie unterscheiden sich
erheblich zwischen den Mitgliedstaaten (siehe Abbildung 2.3.12). Im zweiten Monat der
Arbeitslosigkeit variiert die Nettoersatzquote von 7,4 % des vorherigen Nettoverdienstes in Ungarn
bis 85,8 % in Luxemburg. Im Jahr 2024 waren die Ersatzquoten in Belgien, Danemark, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Luxemburg, der Slowakei und Ungarn im zweiten und im zwolften

Monat der Arbeitslosigkeit identisch.

240 Die Analyse bezieht sich auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit, die im Allgemeinen Personen gewihrt

werden, die ohne eigenes Verschulden arbeitslos werden (voriibergehende Regelungen nicht
einbezogen).
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Abbildung 2.3.12: Es bestehen erhebliche Unterschiede bei den Ersatzquoten zwischen den
Mitgliedstaaten, sowohl zu Beginn als auch in fortgeschrittenen Phasen der Arbeitslosigkeit

Netto-Ersatzquote von Leistungen bei Arbeitslosigkeit bei 67 % des Durchschnittslohns zum 2. und zum 12. Monat der
Arbeitslosigkeit (2024)

Anmerkung: Fiir die Berechnung des Indikators wird eine 20-jéhrige alleinstehende Person ohne Kinder zugrunde
gelegt, die erst seit Kurzem erwerbstétig ist (1 Jahr). Dazu gehoren verschiedene Einkommenskomponenten, Leistungen
bei Arbeitslosigkeit und andere Leistungen (wie Sozialhilfe und Wohngeld).

Quelle: Berechnungen der Europdischen Kommission auf der Grundlage des Steuer-Sozialleistungs-Modells der
OECD.

Mobile EU-Biirgerinnen und -Biirger sind in den Arbeitsmérkten ihrer Aufnahmelinder im
Allgemeinen gut integriert, zugleich scheint die Mobilitit jedoch abzunehmen. Im Jahr 2024
lebten rund 14 Millionen EU-Biirgerinnen und Biirger aller Altersgruppen in einem Mitgliedstaat,
dessen Staatsangehorigkeit sie nicht besallen. Dies entspricht einem durchschnittlichen jahrlichen
Anstieg von rund 1,5 % in den vergangenen fiinf Jahren. Unter der erwerbsfiahigen Bevolkerung der
EU (20-64 Jahre) machten mobile EU-Biirgerinnen und Biirger?*! 3,8 % aus. Die durchschnittliche
Aufenthaltsdauer mobiler Arbeitskréifte im Ausland hat sich in den vergangenen zehn Jahren
schrittweise erhoht. Diese Zunahme der Aufenthaltsdauer erfolgt vor dem Hintergrund einer
erfolgreichen Integration mobiler EU-Biirgerinnen und Biirger in den Arbeitsmarkt. Im Jahr 2023
lag ihre Beschéftigungsquote bei 78 %, gegeniiber 76 % bei den Staatsangehdrigen des
Aufnahmelandes. Unter ithnen befanden sich 1,8 Millionen Grenzgéngerinnen und Grenzginger,

was einem Anstieg um 3 % gegeniiber 2022 entspricht?#2,

241 Mobile EU-Biirger sind EU-Biirger, die ihren Wohnsitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat als dem

Land ihrer Staatsangehdrigkeit haben.
Europédische Kommission, Annual report on intra EU-labour mobility 2024, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg, 2025.
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Der soziale Dialog verleiht den Arbeitsmérkten und Volkswirtschaften der EU die
erforderliche Anpassungsfihigkeit, um den bevorstehenden Herausforderungen zu begegnen,
und gewiihrleistet zugleich wirtschaftliche Wettbewerbsfihigkeit und soziale Gerechtigkeit.
Die Ausgestaltung des sozialen Dialogs und seine Verfahren unterscheiden sich zwischen den
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die kollektiven Arbeitsbeziehungen, die Rolle der
Tarifverhandlungen bei der Festlegung der Arbeitsbedingungen, die Leistungsfihigkeit und
Mitgliederbasis der Organisationen sowie die formellen Strukturen fiir die Einbindung der
Sozialpartner in die Politikgestaltung und -umsetzung. Auch die Tarifvertragssysteme der
Mitgliedstaaten unterscheiden sich hinsichtlich ihres Zentralisierungsgrads. In vielen
Mitgliedstaaten stehen der soziale Dialog und die Tarifverhandlungen jedoch zunehmend unter
Druck. Wihrend die Arbeitgeberdichte insgesamt relativ stabil bleibt, wenn auch in mehreren
Mitgliedstaaten mit riickldufiger Tendenz, ist die Gewerkschaftsdichte unionsweit im Durchschnitt
gesunken?®, Dartiber hinaus ist die Tarifabdeckung um 11 Prozentpunkte zuriickgegangen, von
rund 77 % im Jahr 2005 auf 66 % im Jahr 2024, wobei besonders starke Riickgénge in Mittel- und
Osteuropa zu verzeichnen sind. In mehreren Mitgliedstaaten besteht Spielraum, die Kapazititen der
Sozialpartner zu stirken, damit sie wirksam am sozialen Dialog teilnehmen und zur
Politikgestaltung beitragen konnen.

Die Einbindung der Sozialpartner variiert zwischen den Politikbereichen deutlich. Daten aus
der PolicyWatch-Datenbank von Eurofound geben Aufschluss iber die Beteiligung der
Sozialpartner an der Politikgestaltung und zeigen erhebliche Unterschiede zwischen den
Politikfeldern auf (siehe Abbildung 2.3.13). Zwischen April 2020 und Mai 2025 wurde der hochste
Grad der Einbindung der Sozialpartner bei politischen Malnahmen im Zusammenhang mit der
COVID-19-Pandemie sowie mit Maflnahmen im Kontext der digitalen Transformation verzeichnet;
in 40 % bzw. 39 % der Félle wurden diese MaBBnahmen mit den Sozialpartnern vereinbart oder
konsultiert. Dariiber hinaus waren die Sozialpartner an nahezu jeder dritten Maflnahme im
Zusammenhang mit dem griinen Wandel (32 %) oder den hohen Lebenshaltungskosten (29 %)
beteiligt. Es folgten Malnahmen im Zusammenhang mit Instrumenten zur Unterstiitzung von
Umstrukturierungen (26 %) sowie mit dem Krieg in der Ukraine (22 %). Der geringste Grad der
Einbindung wurde bei politischen MaBBnahmen als Reaktion auf extreme Wetterereignisse
festgestellt (12 %). Zudem zeigen jiingste Ergebnisse von Eurofound?#* auf nationaler Ebene eine
unterschiedliche Zufriedenheit mit der Einbindung der Sozialpartner im Rahmen des Europdischen
Semesters und bei der Ausarbeitung der Aufbau- und Resilienzplane. Wihrend in einigen Landern
mit ausgepréagten Traditionen des sozialen Dialogs iliber eine moderate Zufriedenheit berichtet wird,
wird die Beteiligung in vielen anderen Fillen als rein formell wahrgenommen. Haufig werden
unzureichende Konsultationsfristen und eine mangelhafte Informationsbereitstellung
hervorgehoben.

243 Siehe OECD/AIAS, Database on Institutional Characteristics of Trade Unions, Wage Setting, State
Intervention and Social Pacts (ICTWSS).

Eurofound, National-level social governance of the European Semester and the Recovery and
Resilience Facility, National social partners and policymaking series, Amt fiir Verdffentlichungen
der Europdischen Union, Luxemburg, 2025.
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Abbildung 2.3.13: Die Einbindung der Sozialpartner variiert erheblich zwischen den
Politikbereichen

Einbindung der Sozialpartner in die Ausgestaltung nationaler Politiken nach Politikbereich (%)

Anmerkung: Die Grafik umfasst 3 375 politische Mafinahmen (teilweise Doppelzéhlungen, wenn Maflnahmen mehreren
Kontexten zugeordnet sind), die zwischen April 2020 und Mai 2025 erfasst wurden. Politische Malnahmen umfassen
nur Rechtsvorschriften oder andere gesetzliche Regelungen und dreiseitige Vereinbarungen. Die dargestellte
Einbindung der Sozialpartner entspricht dem Durchschnitt aus der Beteiligung der Arbeitgeber- und der
Gewerkschaftsseite in jeder Kategorie. Die Unterschiede beim Grad der Einbeziehung von Arbeitgebern und
Gewerkschaften sind gering.

Quelle: Eurofound, EU PolicyWatch Database.

Die europiischen Sozialpartner und die Kommission haben sich auf ein erneuertes
Engagement zur Stirkung des sozialen Dialogs in einer Zeit globaler Transformation
verstindigt. Die Vertridge erkennen die zentrale Rolle des sozialen Dialogs in der sozialen
Marktwirtschaft der EU uneingeschrinkt an; diese ist auch in der Europdischen Sdule sozialer
Rechte und in den Beschiftigungsleitlinien verankert, unter voller Wahrung der Unabhéngigkeit der
Sozialpartner und der Vielfalt der nationalen Arbeitsbeziehungssysteme. Aufbauend auf der
Sozialpartner-Erkldrung von Val Duchesse?# aus dem Jahr 2024 unterzeichneten die Kommission
und die européischen sektoriibergreifenden Sozialpartner im Mérz 2025 einen Pakt fiir den
europiischen sozialen Dialog?46. Der Pakt benennt MaBnahmen der Kommission und der
Sozialpartner, um die Voraussetzungen zu verbessern und das volle Potenzial des sozialen Dialogs
auf allen Ebenen zu mobilisieren. In diesem Sinne soll der Pakt einen Rahmen fiir einen
erfolgreichen sozialen Dialog auf allen Ebenen bieten, einschlieBlich der nationalen und der
europdischen Ebene sowie auf brancheniibergreifender und sektoraler Ebene. Die Empfehlung des
Rates zur Stirkung des sozialen Dialogs in der EU gibt erstmals Leitlinien fiir die Mitgliedstaaten
vor, wie der soziale Dialog gefordert und die Tarifverhandlungen gestarkt werden konnen. Dariiber
hinaus arbeitet die Kommission gemeinsam mit den Sozialpartnern an der Roadmap fiir
hochwertige Arbeitsplidtze und hat zugesagt, sie auch zu politischen Initiativen zu konsultieren, die
nicht unter die Artikel 153 und 154 AEUYV fallen, fiir sie jedoch von besonderer Relevanz sind.

245
246

Tripartite Declaration for a Thriving European Social Dialogue.
Pakt fiir den européischen sozialen Dialog.
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Die Einbindung und Konsultation von Organisationen der Zivilgesellschaft sind fiir die
Politikgestaltung und fiir die Forderung eines nachhaltigen und inklusiven Wandels von
zentraler Bedeutung. Auf EU-Ebene sind zivilgesellschaftliche Organisationen aktiv an
Diskussionen iiber politische Prioritidten und Vorschldge beteiligt, unter anderem im Rahmen des
Europdischen Semesters, und nehmen zudem eine wichtige Rolle bei der Umsetzung von
politischen MaBnahmen ein. Sie leisten einen wesentlichen Beitrag, indem sie politischen
Entscheidungstragern wertvolle Einblicke in bestehende und neu entstehende Herausforderungen
vermitteln, sowohl politische Initiativen auf nationaler Ebene als auch auf EU-Ebene in zentralen
Bereichen unterstiitzen und die Wirksamkeit von MaBnahmen in der Praxis bewerten.

Kasten 7 mit Bezug zur Siule: Gut gestaltete Reformen und Investitionen in den Bereichen
Arbeitsmarkt, Kompetenzen und Soziales fiir Wirtschaftswachstum, Wettbewerbsfihigkeit
und sozialen Zusammenhalt

Reformen und Investitionen in den Bereichen Beschiftigung, Kompetenzen und Soziales
konnen sowohl soziale als auch wirtschaftliche Ertrige erzielen, sofern sie wirksam und
effizient gestaltet sind und auf soliden Evaluierungsmethoden beruhen. Gut gestaltete Reformen
und Investitionen in den Bereichen Arbeitsmarkt-, Kompetenz- und Sozialpolitik fordern die
Aufwirtskonvergenz im sozialen Bereich, tragen zur Umsetzung der Grundsitze der Europdischen
Sdule sozialer Rechte bei und unterstiitzen die Erreichung der EU-Kernziele fiir 2030 in den
Bereichen Beschiiftigung, Kompetenzen und Armutsbekidmpfung. Uber ihre Auswirkungen auf
Humankapital und Produktivitét, unter anderem durch eine stérker qualifizierte Erwerbsbevolkerung,
konnen sie zudem Innovationsfdhigkeit, Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfdhigkeit stirken.
Um Wirksamkeit und Effizienz politischer MaBBnahmen zu maximieren, sind hochwertige
Folgenabschatzungen und Evaluierungen von zentraler Bedeutung, idealerweise vor, wihrend und
nach der Umsetzung von MalBlnahmen. Aufbauend auf der Arbeit im Beschiftigungsausschuss
(EMCO), im Ausschuss fiir Sozialschutz (SPC) sowie der Informellen Arbeitsgruppe
»dozialinvestitionen unter den spanischen und belgischen Ratsvorsitzen forderten die
Schlussfolgerungen des Rates vom Juni 2024 die Mitgliedstaaten auf, ihre Kapazititen zur
Politikevaluierung zu stérken, und die Europdische Kommission, sie dabei zu unterstiitzen. Dazu
gehort unter anderem die Einrichtung eines Wissenszentrums fiir soziale Investitionen zur
Fortfilhrung der Arbeiten, die Forderung des gegenseitigen Lernens sowie die Verbesserung der
Zuginglichkeit und Aktualitit soziookonomischer Daten?#’, Parallel dazu billigte der Rat freiwillige
Leitprinzipien fiir die EU-Mitgliedstaaten zur Bewertung der wirtschaftlichen Auswirkungen von
Reformen und Investitionen in den Bereichen Arbeitsmarkt-, Kompetenz- und Sozialpolitik?48,

247 Schlussfolgerungen des Rates zur Rolle der Arbeitsmarkt-, Kompetenz und Sozialpolitik fiir

resiliente Volkswirtschaften. Juni 2024.

Freiwillige Leitlinien fiur die EU-Mitgliedstaaten zur Bewertung der wirtschaftlichen Auswirkungen
von Reformen und Investitionen in den Bereichen Arbeitsmarkt, Kompetenzen und Soziales.

Juni 2024.
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Durch Investitionen und Reformen, die das Humankapital wirksam stirken, konnen erhebliche
wirtschaftliche Ertrige erzielt werden. So entfalten Investitionen in hochwertige und
erschwingliche friihkindliche Betreuung, Bildung und Erziehung betrachtliche 6konomische
Wirkungen, indem sie eine solide Grundlage fiir das Lernen von Kindern schaffen und es Eltern,
insbesondere Frauen, ermoglichen, am Arbeitsmarkt teilzunehmen. Eine aktuelle Studie legt nahe,
dass das Erreichen der iiberarbeiteten EU-Barcelona-Ziele zur Kinderbetreuung zu deutlichen
Beschiftigungszuwichsen bei Miittern fithren konnte. In Landern mit niedriger Erwerbsbeteiligung
werden Zugewinne von bis zu 48 % geschitzt?*®, mit positiven Effekten auf das BIP-Wachstum?3°.
Investitionen in Humankapital, einschlieBlich Weiter- und UmschulungsmaBBnahmen, steigern
nachweislich Produktivitdt und Wachstum. Vor diesem Hintergrund legt die Kommission im Rahmen
dieses Semester-Herbstpakets einen Vorschlag fiir eine Empfehlung des Rates zum Humankapital in
der Europdischen Union vor. In einer mikrookonomischen Analyse des Cedefop wurde
beispielsweise geschitzt, dass eine Verringerung des Anteils gering qualifizierter Erwachsener von
23,5 % auf 7,4 % {lber einen Zeitraum von zehn Jahren (bei einem geschitzten Szenario einer
unverdnderten Politik von 14,7 %) das jdhrliche BIP in der EU um mehr als 200 Mrd. EUR steigern
konnte?S!. Auch gut strukturierte und effiziente aktive arbeitsmarktpolitische MaBnahmen koénnen
sowohl wirtschaftliche als auch soziale Ertrige erzielen, die weit {iber den Zeitraum der eigentlichen
Interventionen hinausreichen. So wird geschitzt, dass aus dem ESF+ finanzierte Maflnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik im Programmplanungszeitraum 2021-2027 die
Beschiftigungsergebnisse in den 20 Jahren nach der urspriinglichen Investition verbessern, mit einem
Beschiftigungshochstwert von +0,11 % im Jahr 2027 232 . Zugleich kénnen gut gestaltete
Sozialpolitiken wesentlich zur makrookonomischen Stabilisierung beitragen, indem sie soziale
Risiken deutlich mindern und kiinftige Sozialausgaben im Zusammenhang mit den Kosten

unterlassener MafBBnahmen reduzieren.

4 Nazareni, M., Caraiani, P., Janta, B., EU Labour Supply-Demand Microsimulation Model

(EUROLAB): The impact of increasing formal childcare on mothers’ labour supply.
JRC-Arbeitspapier 2022.

Darvas, Z., Welslau, L., Zettelmeyer, J., Incorporating the impact of social investments and reforms
in the European Union’s new fiscal framework. Bruegel-Arbeitspapier, 2024.

Cedefop (2017). Investing in skills pays off: The economic and social cost of low-skilled adults in the
EU. Amt fiir Veroffentlichungen der Européischen Union.

Siehe Europdische Kommission, Employment and Social Developments in Europe 2024, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2024.
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Einige Mitgliedstaaten fithren bereits systematisch Folgenabschéitzungen und Evaluierungen
durch, um effiziente und wirksame Reformen und Investitionen in den Bereichen
Beschiftigung, Kompetenzen und Soziales zu konzipieren, die auf die jeweiligen politischen
MafBinahmen und ldnderspezifischen Gegebenheiten zugeschnitten sind. So bietet etwa das
dénische soziookonomische Investitionsmodell (Sociookonomisk Investeringsmodel, SOM) einen
Kosten-Nutzen-Analyse(tahmen, der eine Datenbank bewéhrter Verfahren umfasst. Zugleich
berechnet es die direkten Kosten sowie potenziellen Wirkungen sozialpolitischer MaBBnahmen auf der
Grundlage nutzerseitig ausgewihlter Politikinitiativen und Zielgruppen?33. Dariiber hinaus hat das
dinische oOffentliche Beschiftigungssystem schrittweise eine belastbare Evidenzbasis zu
verschiedenen Aspekten aktiver arbeitsmarktpolitischer Maflnahmen aufgebaut, unter anderem durch
die Durchfiihrung mehrerer randomisierter kontrollierter Studien (RCTs). Das spanische Programm
,,0-3 Familias® zielt darauf ab, Familien mit Kindern unter drei Jahren, insbesondere aus
einkommensschwachen Haushalten, zu unterstiitzen, indem Eltern durch Workshops befdhigt
werden, die friihkindliche Bildung zu stirken. Eine Folgenabschétzung sowie eine kontinuierliche
Evaluierung mittels RCTs sichern die Qualitdt und Wirksamkeit des Programms; Daten zu Teilnahme
und Ergebnissen dienen dabei als Grundlage fiir Weiterentwicklungen. Flankiert wird dies durch
jiingere spanische Rechtsvorschriften, die einen klaren und umfassenden Rahmen fiir die Evaluierung
staatlicher PolitikmaBnahmen schaffen und damit Rechenschaftspflicht und Transparenz stirken?34.
In Deutschland wurden im Jahr 2019 die Programme ,Teilhabe am Arbeitsmarkt® und
,Eingliederung von Langzeitarbeitslosen aufgelegt, die Lohnkostenzuschiisse und Coaching fiir
Arbeitgeber vorsehen, die Langzeitarbeitslose einstellen. Eine Bewertung aus dem Jahr 2024 durch
das Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) in Deutschland, die quantitative und
qualitative Methoden kombinierte, stellte fest, dass diese Maflnahmen wirksam zur Verringerung
sozialer Ausgrenzung und zur Forderung der Beschiftigung beitragen. So wechselten 51 % der
Teilnehmer nach 26 Monaten in eine reguldre Beschdftigung; zudem zeigen sich erste Anzeichen
dhnlicher Effekte bei Personen mit hoher Langzeitarbeitslosigkeit?>. In Slowenien erhohten neue
Qualifizierungsprogramme fiir Arbeitssuchende die Beschiftigungswahrscheinlichkeit gegeniiber
vergleichbaren Nichtteilnehmern und steigerten deren Einkommen, wie eine kontrafaktische
Wirkungsanalyse des slowenischen Arbeitsmarktservice in Zusammenarbeit mit der Européischen

Kommission und der OECD =zeigte?¢. Gleichzeitig bestehen in vielen Mitgliedstaaten weiterhin

253 Kyvist, J. (2018). Inclusive growth and social investments over the life course. In C. Deeming, &

P. Smyth (Hrsg.), Reframing global social policy: Social investment for sustainable and inclusive
growth (S. 213-228), Policy Press.
254 Gobierno de Espaia (2022), Ley 27/2022, de 20 de diciembre, de institucionalizacion de la
evaluacion de politicas publicas en la Administracion General del Estado [Law 27/2022, of 20 Dec.,
on institutionalising the evaluation of public policies in the General State Administration].
Subsidised jobs for the long-term unemployed: An evaluation of the German Participation
Opportunities Act — [AB-Forum
OECD/Europaische Kommission (2025), Impact Evaluation of Wage Subsidies and Training for the
Unemployed in Slovenia, Connecting People with Jobs, OECD Publishing, Paris.
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Hindernisse fiir die dauerhafte Etablierung einer Kultur regelméBiger Politikevaluierungen. Dazu
zéhlen insbesondere unzureichende administrative und/oder analytische Kapazititen sowie ein

eingeschrinkter Zugang zu hochwertigen und zeitnah verfiigbaren Daten.

2.3.2 Mafinahmen der Mitgliedstaaten

Einige Mitgliedstaaten haben Maflnahmen ergriffen, um die Segmentierung der
Arbeitsméirkte weiter anzugehen und den Missbrauch von atypischen Beschiiftigungsformen
zu bekdmpfen. In Malta schreibt das seit Januar 2025 geltende Gesetz ,,Equal Pay for Work of
Equal Value* vor, dass Leiharbeitnehmer dieselbe Vergiitung und dieselben Arbeitsbedingungen
erhalten wie Beschiftigte der Einsatzunternehmen in vergleichbaren Tatigkeiten, einschlielich
Entgelt, Urlaub, Uberstunden und Ruhezeiten. Im Juli 2024 setzte Luxemburg die EU-Vorschriften
zu transparenten und vorhersehbaren Arbeitsbedingungen um. Dies verpflichtet Arbeitgeber, in
Arbeitsvertrdgen oder kurz nach Vertragsbeginn detaillierte zusétzliche Informationen
bereitzustellen. Bei befristeten Arbeitsvertrdgen miissen Probezeiten mindestens zwei Wochen
betragen. Beschéftigte, die nach dieser Phase sechs Monate titig waren, konnen einmal jahrlich eine
Anderung ihres Beschiftigungsstatus beantragen, entweder von befristet zu unbefristet oder von
Teilzeit zu Vollzeit. Im Dezember 2024 verldngerte Italien den bestehenden Hochstbetrag der
steuerlichen Absetzbarkeit fiir Unternehmen und Selbststidndige, die Beschéftigte mit unbefristeten
Vertrdgen einstellen, auf die Jahre 2025 und 2026. Seit Juli 2025 ist in Ungarn die saisonale
Beschiftigung in der Landwirtschaft und im Tourismus auf insgesamt 120 Tage pro Jahr begrenzt,
unabhéngig von der Zahl der Arbeitgeber, um Missbrauch zu verhindern. Ab Januar 2026 kénnen
landwirtschaftliche Arbeitskrifte diesen Zeitraum um weitere 90 Tage verldngern, sofern der
Arbeitgeber wihrend der Verldngerung einen um 50 % hdheren Beitrag entrichtet. Die
Steuerbehorde iiberwacht die Arbeitstage digital, um die Einhaltung dieser Vorgaben
sicherzustellen. Im November 2025 aktualisierte Spanien die Verordnung iiber
Ausbildungsvertrdage, um sicherzustellen, dass sie dem Schulungsbedarf der Arbeitnehmer
angemessen Rechnung trigt, legte eine Hochstdauer von zwei Jahren fest, stellte sicher, dass das
Entgelt iber dem gesetzlichen Mindestlohn liegt, und legte den Mindestinhalt des individuellen

Mentoring-Plans fest.
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Mehrere Mitgliedstaaten haben Maflnahmen ergriffen, um den Schutz der Beschéftigten zu
verbessern. In Spanien wurde im April 2025 das Arbeitnehmerstatut gedndert, um die Beendigung
von Arbeitsvertragen bei dauerhafter Erwerbsunfihigkeit zu regeln. Die Reform stellt klar, dass
eine Beendigung nur zuldssig ist, wenn eine dauerhafte Erwerbsunfahigkeit festgestellt wurde und
entweder keine angemessenen Vorkehrungen getroffen werden konnen, keine geeignete und
verfiigbare Stelle besteht oder die betroffene Person eine ordnungsgeméf angebotene Versetzung
ablehnt. Zudem wird vor jeder Entscheidung ein verpflichtendes Konsultationsverfahren mit der
betroffenen Person eingefiihrt und die Pflicht der Arbeitgeber gestéirkt, mogliche Versetzungen oder
Anpassungen zu priifen, die eine Beendigung verhindern kdnnten. In Luxemburg wurde im

Mirz 2025 eine Anderung des Arbeitsgesetzbuchs verabschiedet, die den Schutz der Beschiftigten
durch prizisere Regelungen zu Uberstundenvergiitung, Zustimmung und Dokumentationspflichten
starkt. Die umfassende Reform verbindet einen erweiterten Schutz in Bezug auf
Arbeitsbedingungen, Krankenstand und Kiindigung mit klareren und vereinfachten Compliance-
Anforderungen fiir Unternehmen. In Rumiinien wurde im Mirz 2025 ein neues Online-System zur
Registrierung von Beschiftigten (REGES-ONLINE) eingefiihrt. Es ermdglicht Beschéftigten, zu
iiberpriifen, ob die mit den Arbeitgebern vereinbarten Bedingungen, etwa Entgelt und Arbeitszeiten,
korrekt in ihren Arbeitsvertridgen erfasst sind, und Benachrichtigungen zu erhalten, falls sich diese
dndern.

Mehrere Mitgliedstaaten haben weitere Fortschritte bei der Stirkung ihrer
Rahmenbedingungen fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz erzielt. In
Spanien wurde im September 2024 das Konigliche Dekret 893/2024 verabschiedet, das spezifische
Schutzvorschriften fiir Hausangestellte und in privaten Haushalten tétige Pflegekréfte festlegt und
deren Rechte an die allgemeinen Vorschriften zur Pravention arbeitsbedingter Risiken angleicht. Es
gewihrleistet den Zugang zu Gefdhrdungsbeurteilungen, Informationen, Schulungen,
Schutzausriistung und arbeitsmedizinischer Uberwachung und verpflichtet Arbeitgeber,
Risikobewertungen und PraventionsmaBBnahmen durchzufiihren und sichere Arbeitsbedingungen zu
gewihrleisten. In Luxemburg wurden im Mérz 2025 neue Vorschriften zum Schutz der
Beschiftigten vor Risiken durch die Exposition gegeniiber Karzinogenen oder Mutagenen am
Arbeitsplatz eingefiihrt. Die entsprechende groBBherzogliche Verordnung aktualisiert den
Arbeitsschutz gegeniiber krebserregenden, mutagenen und reproduktionstoxischen Stoffen.
Ebenfalls im Mérz 2025 schuf Ddnemark eine gesetzliche Grundlage, die es der dénischen
Arbeitsumweltbehorde ermoglicht, in Ausnahmefillen Auftragnehmer und deren
Unterauftragnehmer auf Baustellen zur voriibergehenden Einstellung ihrer Tétigkeiten zu
verpflichten. Zudem erhoht das Gesetz die Geldbuf3en fiir Unternehmen, die schwerwiegende
VerstoBe gegen den Arbeits- und Gesundheitsschutz begehen. Ab 2026 richtet Italien einen Fonds
in Hohe von 500 000 EUR pro Jahr ein, der Screening- und Priaventionsprogramme fiir Herz-
Kreislauf- und Krebserkrankungen sowie die Bereitstellung automatischer und halbautomatischer
Defibrillatoren an Arbeitspldtzen finanziert.
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Mehrere Mitgliedstaaten fiihrten Maflinahmen ein, um die Regelungen fiir neue
Arbeitsformen wie Telearbeit und flexible Arbeitsmodelle weiter zu prizisieren. In Osterreich
erweitert das seit Januar 2025 geltende neue Telearbeitsgesetz den Anwendungsbereich der
Telearbeit iiber die Wohnung der Beschiftigten hinaus auf Familienwohnsitze, Coworking-Spaces,
Internetcafés und Urlaubsorte. Es behilt steuerliche Beglinstigungen bei, darunter einen jahrlichen
Absetzbetrag von 300 EUR fiir ergonomische Arbeitsmittel sowie eine steuerfreie Pauschale von

3 EUR pro Telearbeitstag, verpflichtet Arbeitgeber jedoch, diese Tage in den Lohnabrechnungen
ausdriicklich auszuweisen. In Frankreich wurde im Februar 2025 ein Gesetz zur Umsetzung eines
Abkomments {iber das Steueriibereinkommen mit Luxemburg verabschiedet, das auf die
Vermeidung von Doppelbesteuerung und Steuerumgehung bei grenziiberschreitender Telearbeit
abzielt. Das neue Abkommen ermoglicht es Grenzpendlern mit Wohnsitz in Frankreich und
Beschiftigung in Luxemburg, bis zu 34 Tage pro Jahr von zu Hause aus zu arbeiten, ohne dass
franzosische Einkommensteuer anfillt. In Estland erlaubt das im zweiten Halbjahr 2025
aktualisierte Arbeitsvertragsgesetz flexiblere Arbeitszeitvereinbarungen und erdffnet Arbeitgebern
und Beschiftigten grofleren Spielraum, Telearbeit, Gleitzeit oder andere nicht traditionelle
Arbeitszeitmodelle einvernehmlich festzulegen. In Frankreich wurde im November 2024 zudem
die Fortfithrung des Experiments zur Arbeitszeitteilung fiir weitere vier Jahre beschlossen. Ziel der
Regelung ist es, die Wirksamkeit dieses Instruments fiir Langzeitarbeitslose, Bezieher von
Mindesteinkommensleistungen sowie Menschen mit Behinderungen zu verbessern, indem ihnen
unbefristete Teilzeitarbeitsvertrage angeboten werden, um ihre Beschaftigungsfahigkeit zu erh6hen.
Ziel ist es, die Beschéftigungsfahigkeit dieser Gruppen zu verbessern, indem ihnen unbefristete
Teilzeitarbeitsvertrage angeboten werden. Im Oktober 2025 verabschiedete Griechenland das
Gesetz ,,Faire Arbeit fiir alle”, um die Transparenz und den Schutz der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zu stirken, die Einstellungsverfahren zu vereinfachen und zu beschleunigen, die
Flexibilitit bei der Arbeitszeitgestaltung zu fordern und moderne digitale Instrumente in die
Arbeitsbeziehungen zu integrieren.

Einige Mitgliedstaaten haben mit der Umsetzung der Plattformarbeitsrichtlinie begonnen,
nachdem sie im Dezember 2024 in Kraft getreten ist. In Italien wurde im Juni 2025 ein Gesetz
verabschiedet, das die Schritte zur Umsetzung der Richtlinie festlegt. Dazu gehoren die
Aktualisierung der Definition ,,digitale Arbeitsplattformen®, die Einfiihrung von Verfahren zur
Bewertung von Beschéftigungsverhéltnissen sowie Beschrankungen fiir die automatisierte
Verarbeitung personenbezogener Daten. Zudem sollen der Sozialschutz gestirkt, transparente
Datenmanagementpraktiken vorgeschrieben und Maflnahmen zum Arbeits- und Gesundheitsschutz
ausgebaut werden, einschlieBlich Regelungen zur Privention von Beldstigung und Gewalt. In
Belgien tritt im Januar 2026 ein neues Gesetz in Kraft, das den Abschluss einer Unfallversicherung
fiir selbststindig tatige Plattformbeschéftigte verpflichtend macht, um den Schutz aller
Beschiftigten anzugleichen.
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Viele Mitgliedstaaten ergreifen Mallnahmen zur Bekiampfung nicht angemeldeter Arbeit,
auch unter Nutzung digitaler Instrumente wie KI. In Ddnemark wurde im Dezember 2024 ein
Gesetz verabschiedet, das die rechtlichen Schutzmechanismen gegen den Einsatz illegaler
Arbeitskrifte starkt. In Belgien fiihrte die Regierung der Flimischen Gemeinschaft strengere
Vorschriften ein, um den Missbrauch der EU-Entsenderegeln zu bekdmpfen und die Aufsicht in
Risikosektoren zu verbessern. Demnach haften alle Beteiligten einer Subunternehmerkette, wenn
ein Subunternehmer auslédndische Arbeitskréfte illegal beschéftigt. Unternehmen in
Hochrisikosektoren sind verpflichtet, die Einhaltung der Vorschriften durch ihre Subunternehmer
zu tiberpriifen. In Spanien setzen die Behorden KI-gestiitzte Instrumente zur Bekdmpfung nicht
angemeldeter Arbeit ein und verfolgen dabei einen koordinierten Ansatz unter Einbindung der
staatlichen Steuerverwaltung, der Polizei und der Guardia Civil sowie der
Sozialversicherungsverwaltung. Estland testet seine Vision einer Echtzeitwirtschaft (Real-Time
Economy, RTE), die auf die Automatisierung der Unternehmensberichterstattung, den Abbau
administrativer Belastungen und die Steigerung der Produktivitit abzielt sowie den Ubergang von
informellen zu formellen wirtschaftlichen Praktiken und die Verringerung nicht gemeldeter
Zahlungen fordern soll. Im September 2025 hat die Slowakei mehrere MaBnahmen eingefiihrt, die
im Januar 2026 in Kraft treten, um die Bekdmpfung der illegalen Beschéftigung zu verstirken und
Scheinselbststindigkeit wirksam zu bekdmpfen. Dazu gehdren die Verstarkung der
Arbeitsaufsichtskontrollen, die Aktualisierung der internen Leitlinien fiir Arbeitsaufsichtsbeamte,
die Einleitung einer nationalen Informationskampagne und die Annahme von Rechtsvorschriften

zur Anhebung der Mindeststrafe fiir VerstoB3e gegen das Verbot der illegalen Beschéftigung.

Die Mitgliedstaaten setzen ihre Bemiihungen zur Bekidimpfung der Langzeitarbeitslosigkeit
mit gezielten politischen MaBlinahmen fort. In Slowenien {iberpriift das Ministerium fiir Arbeit,
Familie, Soziales und Chancengleichheit derzeit die Leitlinien zur Umsetzung aktiver
arbeitsmarktpolitischer MaBBnahmen fiir den Zeitraum 2021-2025, um sie fiir 2026-2030 zu
aktualisieren und damit die Langzeitarbeitslosigkeit zu senken sowie die Aktivierung dlterer und
geringqualifizierter Personen zu beschleunigen. In Tschechien wurde im Januar 2025 das
Pilotprojekt ,,Integration Job* verldngert, das 2025 240 und 2026 400 Teilnehmer umfassen wird.
Zur Verringerung der Langzeitarbeitslosigkeit kombiniert das Projekt Lohnkostenzuschiisse fiir die
Einstellung benachteiligter Gruppen mit spezifischem Unterstiitzungsbedarf mit
IntegrationsmaBnahmen zur Férderung der persénlichen Entwicklung. In Osterreich tritt ab
Januar 2026 das Beschiftigungspaket ,,Aktion 55 plus* fiir éltere langzeitarbeitslose Personen in
Kraft. Das Budget fiir das Paket wird von 50 Mio. EUR im Jahr 2025 auf 100 Mio. EUR bis 2027
erhoht.
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In einigen Mitgliedstaaten wurden Maflnahmen ergriffen, um Erwerbstitigkeit zu fordern
sowie Selbststindigkeit, Unternehmertum und die Griindung von Sozialunternehmen zu
unterstiitzen. In Italien wurde fiir den Zeitraum 2025-2027 eine teilweise Befreiung von
Sozialversicherungsbeitrdgen fiir abhdngig und selbststindig erwerbstitige Miitter mit mindestens
zwei Kindern eingefiihrt; Hausangestellte sind davon ausgenommen. Die Begiinstigung gilt fiir
Miitter mit drei oder mehr Kindern bis zum zehnten Lebensjahr des jlingsten Kindes und ab 2027
bis zum 18. Lebensjahr des jiingsten Kindes. Sie ist auf Beglinstigte mit einem zu versteuernden
Einkommen von bis zu 40 000 EUR pro Jahr begrenzt und unterliegt einer jahrlichen
Ausgabenobergrenze von 300 Mio. EUR. In Polen wird im Rahmen des Aufbau- und
Resilienzplans und mit Unterstiitzung des ESF+ derzeit eine Anderung des Gesetzes iiber die
Sozialwirtschaft vorbereitet, mit dem Ziel, die Sozialwirtschaft und das soziale Unternehmertum zu
fordern. Dies soll durch die Stirkung der rechtlichen und finanziellen Instrumente zur Entwicklung
von Sozialunternehmen sowie durch eine verbesserte Koordinierung der Ma3inahmen von
Zentralstaat und lokalen Verwaltungen erreicht werden. In Nord-Bulgarien unterstiitzt eine

von 2025 bis 2028 laufende und aus dem ESF+ finanzierte Mallnahme das Unternehmertum, indem
sie Hilfestellung von der Entwicklung einer Geschiftsidee bis zu deren Umsetzung bietet. Durch die
Forderung von Selbststandigkeit und unternehmerischen Kompetenzen soll die Schaffung neuer
Arbeitsplétze unterstiitzt und damit Armut und soziale Ausgrenzung verhindert werden.

Mafinahmen zur Stirkung einer aktiven Arbeitsmarktpolitik werden von vielen
Mitgliedstaaten zunehmend priorisiert. Im Mai 2025 billigte die Regierung der Wallonie in
Belgien in erster Lesung zwei Gesetzentwiirfe zur Reform der Rolle des 6ffentlichen
Arbeitsmarktservice ,,Forem®. Kiinftig wird die Hinterlegung eines Online-Lebenslaufs in ,,Forem*
verpflichtend sein; zudem werden Bewerberprofile Arbeitgebern sichtbar gemacht, sobald ein
berufliches Ziel definiert ist, um die Qualitdt der Stellenvermittlung zu verbessern. Arbeitssuchende
erhalten, mit bestimmten Ausnahmen wie etwa Personen in Aus- oder Weiterbildung, alle vier
Monate eine individuelle Beratung, gezielte Stellenangebote und stehen monatlich mit dem
offentlichen Arbeitsmarktservice in Kontakt. Im April 2025 fithrte Griechenland Anderungen an
seiner digitalen Plattform zur Verwaltung von Beschéftigungsdaten ein. Das neue System

ERGANI 2 ersetzt die Vorgingerlosung und umfasst unter anderem die vollstindige Digitalisierung
von Beschiftigungsmeldungen, den Abbau des Verwaltungsaufwands durch gestraffte Verfahren
fiir Arbeitgeber, verbesserte Instrumente zur Beobachtung des Arbeitsmarktes sowie ein
verldsslicheres und transparenteres Beschéftigungs- und Versicherungsregister. Im Dezember 2024
erweiterte Spanien die forderfahigen Zuschiisse im Rahmen der gemeinsamen Programme zur
Arbeitsmarktaktivierung und bezog in bestimmten Regionen Wohnkostenzuschiisse sowie die damit
verbundenen Arbeitgeberbeitrdge zur Sozialversicherung ein. Die Reform stérkt zugleich die
Aktivierungspolitik, indem ausgewihlte Programme zur Forderung der Jugendbeschéftigung in den
gemeinsamen Rahmen integriert werden.
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Viele Mitgliedstaaten setzen derzeit umfassende Reformen ihrer 6ffentlichen
Arbeitsverwaltungen um, die institutionelle Anpassungen, Effizienzsteigerungen und eine
verstirkte Digitalisierung der Dienstleistungen umfassen. Mit Unterstiitzung eines Programms
des Européischen Sozialfonds Plus in Hohe von 183 Mio. EUR modernisiert Ruméinien seine
offentlichen Arbeitsverwaltungen (PES). Das Programm zielt darauf ab, die Zahl der Beschéftigten
um 600 zu erhéhen, 1 840 Arbeitskrafte weiterzubilden sowie modernisierte Dienstleistungen fiir
275 000 Personen und 21 750 Arbeitgeber bereitzustellen. Dariiber hinaus sollen die Sichtbarkeit
der offentlichen Arbeitsverwaltungen durch eine Kommunikationskampagne erhéht und deren
Infrastruktur modernisiert werden. Die Projektdauer betrdgt 60 Monate und erstreckt sich von
Januar 2025 bis Dezember 2029. In Finnland wurde die Zusténdigkeit fiir die Organisation der
offentlichen Arbeitsverwaltungen im Januar 2025 auf die Gemeinden iibertragen. Ziel ist es, einen
gleichberechtigten Zugang zu den Dienstleistungen zu gewihrleisten und die rasche Integration von
Arbeitsuchenden in den Arbeitsmarkt durch verbesserte arbeitsmarkt- und unternehmensbezogene
Dienstleistungen zu fordern. Begleitend wurde ein Finanzierungsmodell eingefiihrt, das den
Gemeinden die Weiterentwicklung ihrer beschéftigungsfordernden Mallnahmen ermdéglicht. Der
direkte Beschéftigungseffekt der Reform wird auf einen Nutzen fiir 7 000 bis 10 000 Personen
geschétzt. Im Dezember 2024 verabschiedete Zypern mit Unterstiitzung der Aufbau- und
Resilienzfazilitit sowie des ESF+ eine umfassende Reform seiner PES. Die laufende Reform
umfasst die Einfilhrung von Plattformen zur Digitalisierung der Einstellungsprogramme des
Arbeitsministeriums, die Entwicklung eines Leistungsmanagementsystems sowie den Aufbau eines
Frithwarn- und Nachverfolgungssystems fiir junge Menschen, die weder in Bildung noch in
Beschiftigung oder Ausbildung stehen. Im Januar 2025 erlie8 Frankreich ein Dekret zur
Anpassung des Gesetzes zur Vollbeschiftigung an die Besonderheiten seiner Regionen in duBerster
Randlage. Die Anderungen tragen den institutionellen Gegebenheiten dieser Regionen Rechnung
und betreffen unter anderem Fragen der Governance, der Kinderbetreuung sowie die Verldngerung
der Frist fiir den Abschluss von Vereinbarungen zwischen Arbeitslosen und den zustiandigen

Arbeitsmarktinstitutionen.
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Mehrere Mitgliedstaaten haben Reformen umgesetzt, um ihre Systeme der
Arbeitslosenunterstiitzung besser an die aktuellen Bedingungen auf den Arbeitsmérkten
anzupassen. Im Januar 2025 schaffte Finnland die wéihrend der Teilnahme an
arbeitsmarktpolitischen FordermaBBnahmen gewédhrten Zuschliage zur Arbeitsmarktunterstiitzung
und zum Grundarbeitslosengeld ab. Im Juni 2025 fiihrte Tschechien Anderungen seines Systems
der Arbeitslosenunterstiitzung ein, um die finanzielle Unterstiitzung und den sozialen Schutz von
Arbeitsuchenden zu verbessern. In der Anfangsphase der Arbeitslosigkeit kann die Unterstiitzung
kiinftig bis zu 80 % des fritheren Erwerbseinkommens betragen. Ebenfalls im Juni 2025 reformierte
Estland sein System der Arbeitslosenabsicherung, indem Verfahren vereinfacht und ein
einheitliches Grundleistungsmodell eingefiihrt wurden, das ab Januar 2026 gilt. Die Reform ersetzt
das bisherige zweistufige System durch ein einheitliches Arbeitslosenversicherungssystem. Im

Juli 2025 beschloss Belgien eine umfassende Reform seines Systems der Arbeitslosenleistungen,
die im Januar 2026 in Kraft tritt. Danach wird die Gesamtdauer des Leistungsbezugs infolge
gednderter Anspruchsvoraussetzungen auf zwei Jahre begrenzt, wobei bestimmte Ausnahmen
vorgesehen sind. Im Oktober 2025 dnderte Litauen sein Gesetz iiber die Arbeitslosenversicherung,
um die Mindestleistung im Jahr 2025 von 241,5 EUR auf 350 EUR anzuheben, die maximale
Bezugsdauer kurz vor dem Ruhestand um vier Monate zu verldngern und die Zielgenauigkeit der
Leistungen insgesamt zu verbessern, insbesondere zugunsten einkommensschwacher Haushalte. Im
Oktober 2025 fiihrte Schweden ein einkommensbasiertes Arbeitslosenversicherungssystem ein, um
Arbeitsplatzwechsel zu erleichtern, die Verwaltung fiir alle Beteiligten zu straffen und fehlerhafte
Leistungszahlungen zu verhindern. Ab Januar 2026 senkte die Slowakei die Bruttoersatzquote fiir
Leistungen bei Arbeitslosigkeit im vierten Monat auf 40 %, im fiinften Monat auf 30 % und im

sechsten Monat auf 20 %.
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Mehrere Mitgliedstaaten haben Maflnahmen ergriffen, um auslindische Fachkrifte zu
gewinnen und angespannte Arbeitsmarktsituationen zu entschiirfen. Im Mai 2025 startete
Griechenland mit Unterstiitzung des ESF+ das Programm HELIOS+, das die Integration von
Drittstaatsangehorigen durch einen ganzheitlichen Ansatz fordern soll, der den Zugang zu Bildung,
Arbeitsmarkt und beruflicher Ausbildung verkniipft. Durch Anderungen seines Fremdenrechts im
Mirz 2025 liberalisierte Kroatien den Zugang fiir qualifizierte Arbeitskrifte, insbesondere im
IT-Sektor, starkte zugleich die Aufsicht liber Arbeitgeber und verbesserte den Schutz der Rechte
ausldndischer Arbeitskrifte. Dariiber hinaus fiihrte das Land neue Maflnahmen zur Férderung der
Riickkehr und Wiedereingliederung kroatischer Auswanderinnen und Auswanderer ein. Im
September 2025 fiihrte Bulgarien eine aus dem ESF+ geforderte Malnahme zur Unterstiitzung der
Riickkehr und Integration bulgarischer Auswanderer in den Arbeitsmarkt durch. Im Jahr 2025
fithrte Malta eine Arbeitsmigrationspolitik mit einem klaren Fokus auf Arbeitskriftebindung,
Arbeitnehmerrechte und der Ausrichtung der Einstellungen am Bedarf des Arbeitsmarkts. Zu den
MaBnahmen zéhlen neue Zulassungskriterien flir Arbeitgeber, verstirkte Kontrollen der Einhaltung
der Vorschriften durch die Arbeitgeber, Beschriankungen fiir die Einstellung durch Unternehmen
mit hohen Vertragsauflosungsquoten (mit Ausnahmen fiir Kleinstunternehmen), ldngere
Schonfristen im Falle von Entlassungen und die Einfiihrung eines Integrationskurses vor der
Ausreise. Zur Linderung des Arbeitskraftemangels und zur Gewinnung hochqualifizierter
Fachkrifte verabschiedete Tschechien ein Regierungsdekret, das Staatsangehdrigen von zehn
Nicht-EU-Lindern einen freien Zugang zum Arbeitsmarkt gewihrt. Im Oktober 2024 beschloss
Deutschland die ,,Fachkriftestrategie Indien, mit der qualifizierte Arbeitskrifte aus Indien
gewonnen werden sollen, unter anderem durch verbesserte Rahmenbedingungen fiir die
Anwerbung, die Visumerteilung, Sprachkurse, die Anerkennung ausléndischer
Berufsqualifikationen sowie die Integration.

Einige Mitgliedstaaten haben Maflnahmen zur Stirkung des sozialen Dialogs und der Rolle
der Sozialpartner ergriffen. Im Mai 2025 legte Rumiinien einen Entwurf eines Aktionsplans zur
Forderung der Kollektivverhandlungen fiir den Zeitraum 2025-2028 vor. Dieser zielt darauf ab, die
Mitgliedschaft in Gewerkschaften und Arbeitgeberverbanden zu stirken, eine sachkundige
Beteiligung an Verhandlungen zu unterstiitzen und den Abschluss von Vereinbarungen auf
sektoraler und nationaler Ebene zu erleichtern. Zudem soll der soziale Dialog insgesamt gestérkt,
abschreckende Sanktionen bei Nichteinhaltung eingefiihrt und die institutionelle Leistungsfahigkeit
durch technische Unterstiitzung, Kontrollen und eine wirksamere Umsetzung verbessert werden. Im
Oktober 2024 verabschiedete die Regierung von Ungarn ein Dekret zur Schaffung eines
rechtlichen Rahmens fiir ein permanentes Konsultationsforum fiir den Privatsektor (VKF). Ziel des
VKEF ist es, die Einrichtung und den dauerhaften Betrieb von Mechanismen zur Festsetzung des
Mindestlohns sicherzustellen. Im Mai 2025 dnderte Polen die Verordnung iiber die
Représentativitit von Arbeitgeberorganisationen. Die Neuregelung untersagt die
Doppelmitgliedschaft in solchen Organisationen, um eine korrekte Berechnung ihrer
Représentativitdt zu ermdglichen und damit denselben Mal3stab anzuwenden wie bei
Gewerkschaften.

7120/26 176
LIFE.4 DE



2.4 Leitlinie 8: Verbesserung der Chancengleichheit fiir alle, Forderung der sozialen

Inklusion und Bekimpfung der Armut

Dieser Abschnitt bewertet die Umsetzung der Beschiftigungsleitlinie 8. Darin wird den
Mitgliedstaaten empfohlen, Chancengleichheit fiir alle zu fordern, die soziale Inklusion zu starken
und Armut zu bekdmpfen, im Einklang mit den Grundsitzen 2 ,,Gleichstellung der Geschlechter®,
3 ,,Chancengleichheit®, 11 ,,Kinderbetreuung und Unterstiitzung von Kindern®, 12 ,,Sozialschutz*,
14 ,,Mindesteinkommen®, 15 ,,Einkommen im Alter und Renten®, 16 ,,Gesundheitsversorgung*,
17 ,,Inklusion von Menschen mit Behinderungen®, 18 ,,.Langzeitpflege*, 19 ,,Wohnraum und Hilfe
fiir Obdachlose* sowie 20 ,,Zugang zu wesentlichen Dienstleistungen* der Europdischen Séule
sozialer Rechte. Abschnitt 2.4.1 enthilt eine Analyse zentraler Indikatoren. Zunéchst werden die
Risiken von Armut oder sozialer Ausgrenzung sowie die Einkommensungleichheit behandelt.
Darauf folgt eine Analyse der Mindesteinkommenssysteme sowie der Systeme des Sozialschutzes
insgesamt und ihrer armutsmindernden Wirkung. Sozialer Wohnbau und die Bezahlbarkeit von
Wohnraum werden im Rahmen der Leitlinie 8 ebenfalls analysiert. Abschnitt 2.4.2 berichtet iiber

die von den Mitgliedstaaten ergriffenen politischen MaBBnahmen.

2.4.1 Schliisselindikatoren

Das reale verfiigbare Bruttohaushaltseinkommen je Einwohner stieg auf EU-27-Ebene im
Jahr 2024 deutlich an. 2024 lag es bei 141,3 (Stand 2008 = 100) und damit 2,5 Punkte iiber dem
Wert von 2023. Die stiarksten Zuwéichse wurden in Malta, Ruménien und Polen verzeichnet,
wihrend ebenfalls spiirbare, wenn auch geringere Anstiege in Kroatien, Portugal und Zypern
gemeldet wurden (siche Abbildung 2.4.1). Die leistungsstéirksten Mitgliedstaaten waren im

Jahr 2024 Malta, Ruménien, Polen und Ungarn, was sowohl auf hohe Indexwerte von iiber 160 im
Vergleich zu 2008 als auch — bei den ersten drei Ldndern —, auf besonders kréftige Zuwéchse
zurlickzufiihren war. In mehreren Mitgliedstaaten fiel der Anstieg hingegen geringer aus; einige
von ihnen, darunter Schweden, Danemark, Tschechien und Slowenien, verharrten nahe dem
EU-Durchschnitt. Vor dem Hintergrund ihrer Entwicklung im Jahr 2024 wurden Griechenland und
Italien trotz moderater Verbesserungen als Lander in einer kritischen Situation eingestuft, da das
Einkommensniveau weiterhin niedrig blieb. Als beobachtenswert galten 2024 Belgien, Finnland
und Luxemburg, wo die Werte zwar nahe am EU-Durchschnitt lagen, jedoch nur geringe
Fortschritte erzielt wurden. Gleiches galt fiir Zypern, Osterreich, Spanien und Niederlande, in denen
die Werte trotz Verbesserungen im Bereich des Durchschnitts weiterhin unter dem EU-Durchschnitt

lagen.
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Abbildung 2.4.1: Anstieg des verfiigharen Bruttohaushaltseinkommens je Einwohner in der
EU bei ausgepriagten Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten im Jahr 2024

Index des realen verfiigbaren Bruttohaushaltseinkommens je Einwohner, Stand 2024 und Veranderung gegeniiber dem
Vorjahr (2008 = 100, Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang. Zu
BG liegen keine Daten vor.

Quelle: Eurostat [tepsr_wc310], européische Sektorkonten.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tepsr_wc310/default/table?lang=de

In der EU waren 2024 bei der Verringerung des Anteils der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Bevolkerung nur sehr geringe Fortschritte zu verzeichnen, ohne dass
sich klare Anzeichen einer Aufwiirtskonvergenz erkennen liefen. Die Quote der von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen sank von 21,3 % im Jahr 2023 auf 21 %, wobei ein
Unterschied von nahezu zwei Prozentpunkten zwischen Méannern und Frauen bestand (20 %
gegeniiber 21,9 %). Die Lage wurde 2024 in Bulgarien, Griechenland, Litauen und Spanien als
kritisch eingestuft, da die jeweils relativ hohen Werte von 30,3 %, 26,9 %, 25,8 % bzw. 25,8 %
entweder kaum zuriickgingen (Spanien), leicht anstiegen (Bulgarien und Griechenland) oder sogar
deutlich zunahmen (um 1,5 Prozentpunkte in Litauen; siche Abbildung 2.4.2). Kroatien, Italien und
Lettland galten als beobachtenswert, entweder aufgrund eines relativ hohen Niveaus (24,3 % in
Lettland) oder wegen eines Anstiegs der Quote um 1 Prozentpunkt bzw. 0,3 Prozentpunkte in
Kroatien und Italien. Gleichzeitig wies Rumaénien eine schwache, aber sich verbessernde Situation
auf und verzeichnete trotz eines der hochsten Werte in der EU (27,9 %) den stirksten Riickgang um
4,1 Prozentpunkte, was auf anhaltende Bemiihungen zur Armutsbekdmpfung hindeutet.
Demgegeniiber galten Tschechien, Slowenien und die Niederlande mit Quoten der von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen von 11,3 %, 14,4 % bzw. 15,4 % als leistungsstarkste
Mitgliedstaaten. Irland und Estland verzeichneten trotz bereits giinstiger oder durchschnittlicher
Ausgangsniveaus deutliche Riickgdnge um 2,1 bzw. 2 Prozentpunkte. Insgesamt lassen sich unter

den Mitgliedstaaten weiterhin keine klaren Anzeichen einer Aufwértskonvergenz erkennen.
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Abbildung 2.4.2: Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen
ist 2024 in der EU nur leicht zuriickgegangen

Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Bevolkerung, Stand 2024 und Verdnderung gegeniiber dem
Vorjahr (in %, Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang.
Reihenbruch fiir HR sowie vorldufige Daten fiir LT. Statistisch signifikante Verdnderungen sind mit einem Stern (*)
gekennzeichnet.

Quelle: Eurostat [ilc_peps01n], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_peps01n__custom_17909906/default/table

Die regionalen sowie stidtischen und liindlichen Unterschiede beim Risiko von Armut oder
sozialer Ausgrenzung sind in der EU grof} und entsprechen dem Bild auf Ebene der
Mitgliedstaaten. Im Jahr 2024 waren die Unterschiede zwischen den EU-Regionen auf
NUTS-2-Ebene erheblich, auch innerhalb einzelner Mitgliedstaaten, insbesondere in Italien, Polen,
Ungarn und Slowakei (siche Abbildung 8 in Anhang 5). Die Quoten der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Personen reichten von 59,5 % in Guayane, 48,8 % in Calabria und 44,5 %
in Ciudad de Melilla bis zu 8,8 % in Jihozapad, 8,6 % in Bratislavsky kraj und 6,6 % in der
Provincia autonoma di Bolzano/Bozen?¥. Die Regionen in duBSerster Randlage wiesen Quoten der
von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen iiber dem EU-Durchschnitt auf, die von
59,5 % in Guayana bis 22,9 % in Madeira reichten. EU-weit lagen die Quoten der von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen in Stddten und Vororten etwas niedriger als in Stidten
sowie in landlichen Gebieten (20,3 %, 21,3 % bzw. 21,3 %). Die Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten waren jedoch betrichtlich. In Stédten reichten die Quoten der von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen von 27,8 % in Belgien bis 12,2 % in Polen, in Stadten
und Vororten von 32 % in Bulgarien bis 11,7 % in Tschechien und in ldndlichen Gebieten von
41,7 % in Ruminien bis 8,6 % in Malta?38. Wihrend in den westlichen Teilen der Union
vergleichsweise hohe Quoten der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen in
Stadten mit relativ niedrigen Werten in landlichen Gebieten einhergehen, zeigt sich in mehreren
mediterranen und baltischen Ladndern sowie im Ostlichen Teil der EU tendenziell das umgekehrte

Muster.

257 Eurostat [ilc_pepsl1n], EU-SILC.

258 Eurostat [ilc_peps13n], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_peps11n__custom_1886776/bookmark/table?bookmarkId=fb8497f2-8cef-4720-bf79-1fc52c9337ca&c=1768390339000
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_peps13n__custom_1887013/bookmark/table?bookmarkId=f2a7b70d-5df5-4fb5-bebc-d5d05a940ab5&c=1768390419000

Die Ursachen von Armutsrisiken sind vielfiltig. Sie wurzeln unter anderem in ungleichen
Chancen infolge territorialer und regionaler Disparititen?> oder von Diskriminierung?®®, Zudem
stehen sie im Zusammenhang mit Unterschieden in der Wirksamkeit und Effizienz aktiver
Arbeitsmarktpolitiken sowie von Maflnahmen des Sozialschutzes und der sozialen Inklusion. Die
intergenerationale Weitergabe von Benachteiligung?®! belastet insbesondere Kinder. Aktive
Inklusionsmafinahmen, die Ausgestaltung und Wirksamkeit der Steuer- und Transfersysteme sowie
der Zugang zu unterstiitzenden Dienstleistungen, einschlieBlich Bildungs-, Gesundheits-, Sozial-
und grundlegender Dienstleistungen, spielen eine zentrale Rolle bei der Bekdmpfung und
Priavention von Armutsrisiken. Um die Mitgliedstaaten hierbei zu unterstiitzen, hat die EU eine
Vielzahl von Initiativen angenommen, die bei ordnungsgemifer Umsetzung einen Beitrag zur
Armutsbekdmpfung leisten konnen?62. Aufbauend darauf wird die kiinftige EU-Strategie zur
Armutsbekdmpfung darauf abzielen, Menschen den Zugang zu dem notwendigen grundlegenden
Schutz und zu den erforderlichen Dienstleistungen zu ermoglichen und zugleich die strukturellen
Ursachen von Armut anzugehen. Ubergeordnetes Ziel ist es, Armut in der EU bis 2050 zu

uberwinden.

25 Siehe Européische Kommission, Duran Laguna, et al., Ninth report on economic, social and

territorial cohesion, Amt flir Veroffentlichungen der Européischen Union, 2024

Neueste Daten aus dem Jahr 2024 zeigen beispielsweise, dass in diesem Jahr 70 % der Roma von
Armut bedroht waren, wobei zwischen 2016 und 2024 Fortschritte erzielt worden waren. Siehe:
Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte, Rights of Roma and Travellers in 13 European
countries, 2024.

261 Siehe UNICEF Innocenti — Global Office of Research and Foresight, /nnocenti Report Card
18:Child poverty in the midst of wealth, UNICEF Innocenti, Florenz, Dezember 2023.

Hierzu zdhlen unter anderem die Europédische Garantie fiir Kinder, Empfehlung des Rates

(EU) 2021/1004 vom 14. Juni 2021; die Richtlinie iiber angemessene Mindestlohne, Richtlinie
(EU) 2022/2041; die Empfehlung des Rates zum Zugang zum Sozialschutz, Empfehlung des Rates
(2019/C 387/01) vom 8. November 2019; die Empfehlung des Rates fiir eine angemessene
Mindestsicherung zur Gewéhrleistung einer aktiven Inklusion, Empfehlung des Rates

(EU) 2023/C 41/01 vom 30. Januar 2023; die Europdische Plattform zur Bekdmpfung der
Obdachlosigkeit, die Erkldrung von Lissabon zur Europdischen Plattform zu Bekdmpfung der
Obdachlosigkeit vom 21. Juni 2021 sowie die Mitteilung der Kommission zur besseren Abschéitzung
der Verteilungsfolgen von MalBBnahmen der Mitgliedstaaten, COM(2022) 494.
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https://data.europa.eu/doi/10.2776/264833
https://data.europa.eu/doi/10.2776/264833
https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024
https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024
https://digitallibrary.un.org/record/4031938?v=pdf
https://digitallibrary.un.org/record/4031938?v=pdf
https://digitallibrary.un.org/record/4031938?v=pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021H1004
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32022L2041
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32019H1115%2801%29
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32023H0203%2801%29
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32023H0203%2801%29
file:///C:/Users/cserezs/Downloads/20210619_bb –%20Lisbon%20Declaration%20on%20the%20European%20Platform%20on%20Combatting%20HomelessnessFINAL.pdf
file:///C:/Users/cserezs/Downloads/20210619_bb –%20Lisbon%20Declaration%20on%20the%20European%20Platform%20on%20Combatting%20HomelessnessFINAL.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX%3A52022DC0494
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX%3A52022DC0494

Kasten 3 mit Bezug zur Zielvorgabe: Fortschritte beim Erreichen des Armutsbekimpfungsziels
fiir 2030

Die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen ging in der EU im
Jahr 2024 weiter zuriick, die Fortschritte bleiben jedoch unzureichend, um das EU-Kernziel
fiir 2030 zu erreichen. Die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen
sank 2024 um 1,1 Millionen auf 93,3 Millionen. Bereinigt um Zeitreihenbriiche in Deutschland und
Frankreich belduft sich der Riickgang gegeniiber dem Basisjahr 2019 auf 2,9 Millionen, sodass
weiterhin eine Liicke von 12,1 Millionen Personen zum Zielwert von 15 Millionen verbleibt. Dies
bedeutet, dass bis 2030 ein durchschnittlicher jahrlicher Riickgang von mehr als 2 Millionen
Personen erforderlich wére, um das Ziel zu erreichen. Die Erreichung des Ziels erfordert daher eine
deutliche Beschleunigung der Anstrengungen im verbleibenden Jahrzehnt. Auch die Kinderarmut
ging 2024 in der EU zuriick: Rund 0,4 Millionen weniger Kinder im Alter von 0 bis 17 Jahren waren
von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht. Gleichwohl liegt die Zahl weiterhin um
0,25 Millionen iiber dem Ausgangsniveau von 2019 und um 5,25 Millionen iiber den aggregierten

nationalen Zielvorgaben zur Verringerung der Kinderarmut.

Die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen ist in den
vergangenen Jahren zuriickgegangen, die Fortschritte reichen jedoch nicht aus, um das
EU-Ziel fiir 2030 zu erreichen

Veranderung der Quote der von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen fiir die EU-27 im Vergleich zum
Basisjahr 2019 und entsprechendes EU-Kernziel fiir 2030 (Gesamtbevdlkerung, in Tausend)

Anmerkung: Zeitreihe bereinigt um Zeitreihenbriiche infolge wesentlicher methodischer Briiche in Deutschland im
Jahr 2020 (riickwirkende Bereinigung bis 2019) und in Frankreich im Jahr 2022 (fiir das EU-Aggregat werden zur
Vergleichbarkeit mit dem Wert fiir 2019 Daten fiir das franzdsische Mutterland anstelle von ,,Frankreich® verwendet).
Quelle: Berechnungen von Eurostat [ilc_pecs01] und der GD EMPL.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_pecs01/default/table?category=livcon.ilc.ilc_pe.ilc_pe_

Die Fortschritte bei der Erreichung der nationalen Ziele zur Verringerung der Armut fallen
zwischen den Mitgliedstaaten weiterhin uneinheitlich aus. Im Jahr 2024 verzeichneten nur
14 Mitgliedstaaten einen Riickgang der Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Menschen, und lediglich 16 haben seit 2019 Fortschritte auf dem Weg zu ihren Zielen fiir 2030
erzielt 263 . Sieben davon — Ruminien, Tschechien, Lettland, Niederlande, Polen, Belgien und
Bulgarien — liegen insgesamt auf Kurs, wobei Ruménien 2024 einen erheblichen Riickgang um
739 000 Personen erreichte. Schweden und Irland waren 2024 die ersten beiden Lénder, die ihre
Zielvorgaben erreichten, wihrend die groBten relativen Liicken 2% weiterhin in Luxemburg,
Slowakei, Slowenien, Dinemark, Finnland und Frankreich bestehen. Von den 21 Léndern, die
erginzende Ziele zur Verringerung der Kinderarmut festgelegt haben 2%, verzeichneten 13 im
Jahr 2024 Verbesserungen, und 11 erzielten seit 2019 Fortschritte; Irland, Zypern und Schweden
haben ihre Zielvorgaben bereits erreicht. Andererseits miissen Tschechien, Deutschland, Spanien,
Frankreich, Luxemburg, Malta, Osterreich, Slowenien, die Slowakei und Finnland im Vergleich

zu 2019 noch Fortschritte erzielen.

263 Zur Uberwachung der EU- und nationalen Ziele fiir die Armutsbekimpfung sowie zur Erlduterung

der Reihenbriiche und der damit verbundenen Anpassungen der Daten siche auch den
Jahresbericht 2025 des Ausschusses fiir Sozialschutz.

Zur Gewihrleistung der Vergleichbarkeit zwischen den Landern werden die Liicken nicht in
absoluten Werten gemessen, sondern als Prozentsatz der angestrebten Verringerung zwischen 2019
und 2030. Z. B.: (10 [Ziel] — 4 [bisherige Fortschritte])/10 [Ziel] = 60 % [Liicke].

Ein Ziel fiir die Verringerung der Kinderarmut wurde von Belgien, Bulgarien, Tschechien,
Deutschland, Estland, Irland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Kroatien, Zypern, Luxemburg,
Malta, Osterreich, Polen, Portugal, Ruminien, Slowenien, der Slowakei, Finnland und Schweden
festgelegt. Zur Uberwachung dieser Ziele siehe Jahresbericht 2025 des Ausschusses fiir
Sozialschutz.
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https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13348-2025-ADD-1/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13348-2025-ADD-1/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13348-2025-ADD-1/de/pdf

Nur etwa die Hilfte der Mitgliedstaaten hat seit 2019 Fortschritte erzielt, und lediglich ein
Drittel liegt auf Kurs oder hat seine Zielvorgaben bereits iibertroffen

Veranderungen der Niveaus der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen im Zeitraum 2019-2024 und
nationale Ziele fiir 2030 (Gesamtbevolkerung, in Tausend Personen)

Anmerkung: Zeitreihenbruch im Jahr 2020 fiir FR, IE, DK und LU, im Jahr 2021 fiir LU, im Jahr 2022 fiir FR, FI und
LU sowie in den Jahren 2023 und 2024 fiir HR. Vorldufige Daten fiir LT im Jahr 2024. DK und DE formulieren ihre
nationalen Ziele zur Armutsbekdmpfung als Verringerung der Zahl der Menschen in (nahezu) erwerbslosen Haushalten,
also in Haushalten mit sehr geringer Erwerbsintensitdt, was im Laufe des Jahrzehnts voraussichtlich zu einem
Riickgang der Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen fiithren diirfte. Das nationale Ziel
Deutschlands wurde mit 2020 als Referenzjahr festgelegt. Frankreich legte sein nationales Ziel in Bezug auf das
franzosische Mutterland fest, und die Uberwachung ist auf dieses geografische Gebiet ausgerichtet. HU formuliert sein
nationales Ziel zur Armutsbekdmpfung als Verringerung der materiellen und sozialen Deprivationsquote von Familien
mit Kindern, was bei unveridnderten Rahmenbedingungen in eine Verringerung der Zahlen der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Personen iibersetzt werden kann. Malta driickt sein nationales Armutsbekdmpfungsziel als
Senkung seiner Armuts- oder Ausgrenzungsgefahrdungsquote in Prozentpunkten aus (d. h. -3,1 Prozentpunkte).
Quelle: Eurostat [ilc_pecs01] und Tabelle der nationalen Ziele fiir 2030 in Anhang 1.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_pecs01/default/table?category=livcon.ilc.ilc_pe.ilc_pe_
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights/european-pillar-social-rights-action-plan_en#three-ambitious-eu-targets

Die schwere materielle und soziale Deprivation ging 2024 in der EU leicht zuriick, wihrend
monetire Armut und der Anteil der Menschen, die in (nahezu) erwerbslosen Haushalten
leben, stabil blieben. Die sehr geringe Verbesserung der Quote der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Personen spiegelt sich entsprechend in ihren Komponenten wider.
Tschechien und die Niederlande wiesen nach Riickgdngen einige der niedrigsten
Armutsrisikoquoten auf (bezogen auf die Einkommensdaten von 2023 mit 9,5 % bzw. 12,1 %) —
siche oberes Panel von Abbildung 2.4.3. Demgegeniiber verzeichneten Bulgarien, Lettland und
Litauen einige der hochsten Quoten (21,7 %, 21,6 % bzw. 21,5 %), teils nach Anstiegen. In
Rumaénien ging die Quote um 2,1 Prozentpunkte zuriick und trug damit wesentlich zum Riickgang
der Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen bei. Die
Schnellschitzungen von Eurostat auf Basis der Einkommen des Jahres 2024 deuten darauf hin, dass
die Armutsrisikoquoten im EU-Durchschnitt sowie in den meisten Mitgliedstaaten auch 2024 stabil
geblieben sind, wihrend sie in Finnland, Portugal, Griechenland und Slowenien anstiegen und in
Estland zurtickgingen?%¢. Der Anteil der in schwerer materieller und sozialer Deprivation lebenden
Menschen verringerte sich EU-weit leicht — siehe die mittleres Grafik von Abbildung 2.4.3. Der
Anteil der Personen, die in (nahezu) erwerbslosen Haushalten lebten, blieb 2024 stabil (auf

Grundlage der Erwerbstétigkeitsdaten von 2023) — siehe untere Grafik von Abbildung 2.4.3.

266 Nur wesentliche Anderungen. Siehe Eurostat, Schnellschitzungen zu Einkommensungleichheiten

und Armutsindikatoren 2024 (FE 2024), experimentelle Ergebnisse. Fassung 1 — Juni 2025.
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https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7894008/8256843/flash-estimate-income-inequalities-poverty-indicators-experimental-results-2024.pdf/7996428d-7cf6-d772-a809-6b09d25f1b34?t=1749713265712
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7894008/8256843/flash-estimate-income-inequalities-poverty-indicators-experimental-results-2024.pdf/7996428d-7cf6-d772-a809-6b09d25f1b34?t=1749713265712

Abbildung 2.4.3: Die schwere materielle und soziale Deprivation ging leicht zuriick, wihrend
die Armutsgefahrdungsquote und der Anteil der Menschen, die in (nahezu) erwerbslosen
Haushalten lebten, stabil blieben.

Komponenten des Leitindikators zur Armuts- oder sozialen Ausgrenzungsgefahrdung (in %, 2015, 2023, 2024)

Anmerkung: Die Indikatoren sind nach den Quoten der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen im
Jahr 2024 geordnet. Zeitreihenbruch im Jahr 2024 fiir HR bei der Armutsgefédhrdungsquote. Vorldufige Daten fiir LT.
Quelle: Eurostat [tessi010], [tepsr 1m420], [tepsr 1m430], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/f2e9382b-36d4-4d7d-ad53-db49585b6473?lang=en
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tepsr_lm420/default/table?lang=en
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tepsr_lm430/default/table?lang=en

Die Kinderarmut ging leicht zuriick, bleibt jedoch weiterhin hoher als die Armut in der
Gesamtbevolkerung, ohne dass sich klare Anzeichen einer Aufwiirtskonvergenz abzeichnen.
Die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder sank von 19,96 Millionen im
Jahr 2023 auf 19,52 Millionen im Jahr 2024; ihr Anteil verringerte sich EU-weit im Durchschnitt
von 24,9 % auf 24,2 %. Obwohl 2024 das zweite Jahr in Folge ist, in dem ein Riickgang der
absoluten Zahl verzeichnet wurde, liegt die Armutsgefdhrdungsquote von Kindern weiterhin um
3,2 Prozentpunkte iiber jener der Gesamtbevdlkerung. Slowenien, Zypern, Tschechien und die
Niederlande zéhlen zu den leistungsstarksten Mitgliedstaaten, mit Quoten der von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen fiir Kinder unter 16 % und insgesamt nur geringen
Verdnderungen gegeniiber 2023, mit Ausnahme von Zypern (-2,3 Prozentpunkte) und Slowenien
(+1,1 Prozentpunkte). Dagegen befinden sich Bulgarien und Spanien mit jeweiligen Quoten von
35,1 % bzw. 34,6 % in einer kritischen Situation. Wéhrend die Werte in Spanien weitgehend
unverindert blieben, stieg die Quote in Bulgarien um 1,2 Prozentpunkte. EU-weit wurden die
stirksten Anstiege in Kroatien (+2 Prozentpunkte) und Finnland (+3,5 Prozentpunkte) verzeichnet,
wihrend sich die deutlichsten Riickgéinge in Irland (-3,4 Prozentpunkte), Ruménien

(-5,2 Prozentpunkte) und Slowakei (-2,7 Prozentpunkte) zeigten. Insgesamt sind unter den
Mitgliedstaaten keine klaren Anzeichen einer Aufwirtskonvergenz erkennbar. Kinder aus Armut
und sozialer Ausgrenzung zu befreien, ist von entscheidender Bedeutung, wenn es darum geht,
thnen zu helfen, ihr Potenzial voll auszuschopfen und den iiber Generationen hinweg bestehenden
Armutskreislauf zu durchbrechen. Die Umsetzung der Européischen Garantie fiir Kinder in allen

Mitgliedstaaten ist in dieser Hinsicht entscheidend.
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Abbildung 2.4.4: Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder war
in der EU leicht riickliufig

Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder (Stand 2024) und Verdnderung gegeniiber dem
Vorjahr (in %), Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards
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Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder (in % der Bevélkerung im
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50 Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder (in % der Bevélkerung im Alter von 0-17 Jahren)
Anmerkungen: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang.
Reihenbruch fiir HR sowie vorldufige Daten fiir LT. Statistisch signifikante Verdnderungen sind mit einem Stern (*)
gekennzeichnet.
Quelle: Eurostat [ilc_peps01n], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_peps01n__custom_18481373/default/table

Die Komponenten der Risikoquote fiir Armut oder soziale Ausgrenzung bei Kindern blieben
in der EU weitgehend stabil; einzige Ausnahme war die schwere materielle und soziale
Deprivation, die zuriickging. Die Armutsrisikoquote verringerte sich EU-weit im Durchschnitt
leicht von 19,5 % im Jahr 2023 auf 19,3 % im Jahr 2024. Die stirksten Anstiege um jeweils

2 Prozentpunkte wurden in Kroatien, Litauen, Malta und Finnland verzeichnet, wihrend sich die
stirksten Riickgdnge um jeweils 3 Prozentpunkte in Portugal, Ruménien und der Slowakei zeigten.
Wie bereits 2023 waren die Armutsrisikoquoten am hochsten in Spanien (29,2 %), Bulgarien

(28,2 %) und Ruménien (26,2 %) sowie am niedrigsten in Ddnemark (10,1 %), Slowenien (10,7 %)
und Finnland (11,6 %). Die Schnellschdtzungen von Eurostat gehen fiir 2024 von einem Riickgang
der monetiren Kinderarmut um durchschnittlich 0,4 Prozentpunkte in der EU aus. Hinsichtlich der
schweren materiellen und sozialen Deprivation verringerte sich die EU-Quote fiir Kinder 2024
moderat auf 7,9 %, nach 8,4 % im Jahr 2023. Auf nationaler Ebene reichte sie von 1,2 % in
Kroatien bis 21,2 % in Ruménien. Sie stieg in den Niederlanden und in Finnland um jeweils

2 Prozentpunkte und ging in Deutschland, Griechenland, Lettland, Litauen und Ungarn im selben
AusmaB zuriick. SchlieBlich blieb der Anteil der Kinder, die in (nahezu) erwerbslosen Haushalten
leben, 2024 in der EU und in den meisten Mitgliedstaaten mit 7,4 % stabil (gegeniiber 7,5 % im
Jahr 2023). Ausnahmen waren Bulgarien (+2,1 Prozentpunkte), Finnland (+2,3 Prozentpunkte) und
Portugal (-2,6 Prozentpunkte).

Abbildung 2.4.5: Die Armutstiefe ging in der EU leicht zuriick, war jedoch bei Kindern héaufig
ausgeprigter als in der Gesamtbevilkerung
Relative Armutsgefdhrdungsliicke (in %), Gesamtbevdlkerung und Kinder (0-17 Jahre)

Anmerkung: Zeitreihenbruch fiir HR sowie vorldufige Daten fiir LT im Jahr 2024.
Quelle: Eurostat [ilc_peps01n], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_li11$defaultview/default/table?lang=en

Die Armutstiefe ging in der EU fiir die Gesamtbevolkerung leicht zuriick, blieb jedoch bei
Personen in (nahezu) erwerbslosen Haushalten sowie bei Kindern hoher?¢’. In Bezug auf die
Gesamtbevolkerung verringerte sie sich 2024 (bezogen auf die Einkommen des Jahres 2023)
gegeniiber dem Vorjahr um 0,4 Prozentpunkte auf 22,7 % — siche Abbildung 2.4.5. Die grofite
Armutstiefe wiesen Lettland, Spanien und Kroatien auf, nach Anstiegen um 1,8, 1,7

bzw. 0,2 Prozentpunkte. Die stirksten Zunahmen wurden in Zypern (+2,7 Prozentpunkte), Lettland
und Luxemburg (jeweils +1,8 Prozentpunkte) verzeichnet. Auf EU-Ebene lag die Armutstiefe bei
Personen im Alter von 18 bis 64 Jahren, die in (nahezu) erwerbslosen Haushalten leben, mit 35,5 %
im Jahr 2024 deutlich iiber jener der Gesamtbevolkerung?%®. Bei Kindern sank sie 2024 auf 23,2 %,
was einem Riickgang um 0,6 Prozentpunkte gegeniiber 2023 entspricht, lag jedoch weiterhin iiber
dem Wert der Gesamtbevdlkerung. Die grofiten Anstiege (um mehr als 5 Prozentpunkte) wurden in
Italien, Malta sowie in Kroatien (nach einem Zeitreihenbruch) verzeichnet, wihrend die stirksten

Riickgénge (um mehr als 9 Prozentpunkte) in Ddnemark und der Slowakei zu beobachten waren.

Menschen mit Behinderungen sind weiterhin einem héheren Risiko von Armut oder sozialer
Ausgrenzung ausgesetzt als die iibrige Bevolkerung. Im Jahr 2024 lag ihre Quote der von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen in der EU bei 28,7 % und damit — nach drei Jahren
ohne Veridnderung — um 10,8 Prozentpunkte iiber dem Wert der Bevolkerung ohne Behinderungen.
Bei Menschen mit schweren Behinderungen war sie mit 36,2 % noch hdher und wies einen
steigenden Trend auf. In fiinf Lindern iiberstieg der Abstand gegeniiber Personen ohne
Behinderungen im Jahr 2024 20 Prozentpunkte?®®. Menschen mit Behinderungen im erwerbsfahigen
Alter sind einem besonders hohen Armuts- oder Ausgrenzungsrisiko ausgesetzt (34,5 %). Dies gilt
fiir Frauen stérker als fiir Manner (29,4 % gegeniiber 27,8 %). Die Forderung des Zugangs zu
inklusiver Bildung, Ausbildung und Beschiftigung fiir Menschen mit Behinderungen sowie die
Bereitstellung personlicher Assistenz und unterstiitzender Dienstleistungen sind entscheidend, um

die Unterschiede bei den Risiken von Armut oder sozialer Ausgrenzung zu verringern.

267 Dieser Indikator, auch als relative mediane Armutsgefahrdungsliicke bezeichnet, wird als Differenz

zwischen dem medianen dquivalisierten verfiigbaren Einkommen der unterhalb der
Armutsgefiahrdungsschwelle lebenden Personen und der Armutsgeféahrdungsschwelle berechnet und
als Prozentsatz dieses Schwellenwerts ausgedriickt. Dieser Schwellenwert ist auf 60 % des
nationalen verfiigbaren medianen Aquivalenzeinkommens aller Menschen eines Landes und nicht
fiir die EU als Ganzes festgelegt.

Eurostat [ilc_1i12]. Siehe Abbildung 2.4.11 zur Armutsgefdhrdungsquote von Personen, die in
(nahezu) erwerbslosen Haushalten leben.

GrofBe Liicken wurden in Litauen, Kroatien, Lettland, Estland und Ungarn beobachtet, die ebenso
wie Bulgarien und Ruménien hohe Quoten aufwiesen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/48fa539f-6541-4154-ad3d-a8cd889d3673?lang=en&createdAt=2025-09-08T08:39:10Z

Trotz eines weiteren leichten Riickgangs blieb das Risiko von Armut oder sozialer
Ausgrenzung fiir auflerhalb der EU geborene Personen deutlich hoher als fiir in der EU
Geborene. Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten au3erhalb der EU
geborenen Personen lag in allen Mitgliedstaaten iiber jener der einheimischen Bevolkerung und war
im EU-Durchschnitt mit 38,2 % mehr als doppelt so hoch wie bei EU-Geborenen (18 %). Die
Abstinde waren in Ruménien, Osterreich, Spanien, Belgien und Schweden am groBten und lagen
jeweils bei tiber 23 Prozentpunkten?’?. Diese Abstéinde spiegeln weitgehend die benachteiligte
Beschiftigungssituation dieser Bevolkerungsgruppe wider (siche Kasten zu Séule 5 in

Abschnitt 2.2.1).

Zahlreiche Roma in der EU sind weiterhin einem erhohten Risiko von Armut oder sozialer
Ausgrenzung ausgesetzt. Den neuesten Erhebungsdaten zufolge waren im Jahr 2024
durchschnittlich 70 % der Roma in den Erhebungslindern von Armut bedroht?”!, wobei

zwischen 2016 und 2024 Fortschritte verzeichnet wurden. Im Durchschnitt lebten 77 % der Roma-
Kinder unter 18 Jahren in Haushalten mit Armutsrisiko. Au3erdem war der Anteil der Roma, die
von erheblicher materieller Deprivation betroffen sind, mit 37 % hdoher als bei der
Allgemeinbevolkerung; betroffen waren insbesondere jiingere und &ltere Personen. In dem
strategischen Rahmen der EU zur Gleichstellung, Inklusion und Teilhabe der Roma 2020-2030
werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die Armutsliicke zwischen Roma und der allgemeinen
Bevolkerung, auch bei Kindern, um mindestens die Hélfte zu verringern und dafiir zu sorgen, dass
die Mehrheit der Roma bis 2030 der Armut entkommt.?”? Mit der Empfehlung des Rates zur
Gleichstellung, Inklusion und Teilhabe der Roma haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, die
extrem hohe Armutsgefidhrdungsquote sowie die materielle und soziale Deprivation unter Roma zu
bekdmpfen?”. In der Bewertung der erneuerten nationalen strategischen Rahmen fiir die Roma
werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die ermittelten verbesserungsbediirftigen Bereiche
anzugehen und ihre Rahmen zu erneuern und zu dndern, auch um sie ehrgeiziger zu gestalten?’. In
den Schlussfolgerungen des Rates zu MaBBnahmen zur Gewihrleistung des gleichberechtigten
Zugangs fiir Roma zu angemessenem und nicht segregiertem Wohnraum sowie zum Umgang mit
segregierten Siedlungen?” werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, alle fiir diesen Zweck
verfiigbaren Mittel zu ermitteln und zu verwenden.

270 Eurostat-Indikator [ilc_peps06n], Vergleich zwischen in Nicht-EU-Landern Geborenen und in dem

berichtenden Land Geborenen; Personen im Alter von 18 und élter. Die Daten fiir Ruménien sind

von geringer Zuverléssigkeit.

Siehe: Agentur der Européischen Union fiir Grundrechte, Rights of Roma and Travellers in 13

European countries, 2024. Der entsprechende Wert lag sowohl 2016 als auch 2021/2019 bei 80 %,

wobei jeweils unterschiedliche Lénder einbezogen waren — siche Abbildung 4 auf Seite 30 des

genannten Berichts. Die Erhebungsldnder im Jahr 2024 waren: BG, CZ, EL, ES, FR, HU, IE, IT, PT,

RO.

Siehe: Strategischer Rahmen der EU zur Gleichstellung, Inklusion und Teilhabe der Roma

(vollstindiges Paket).

273 Siehe: ABL C 93 vom 19.3.2021, S. 1.

274 Bewertung sieche: COM/2023/7 final im Gesamtpaket.

275 Schlussfolgerungen des Rates zu Mallnahmen zur Gewéhrleistung des gleichberechtigten Zugangs
fiir Roma zu angemessenem und nicht segregiertem Wohnraum sowie zum Umgang mit segregierten

Siedlungen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/51d9a1e9-af59-4316-9c0e-dca1de4d7594?lang=en&createdAt=2025-10-20T14:19:19Z
https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024
https://fra.europa.eu/de/publication/2025/roma-survey-2024
https://commission.europa.eu/publications/new-eu-roma-strategic-framework-equality-inclusion-and-participation-full-package_de
https://commission.europa.eu/publications/new-eu-roma-strategic-framework-equality-inclusion-and-participation-full-package_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ%3AJOC_2021_093_R_0001&qid=1616142185824
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52023DC0007
https://commission.europa.eu/publications/assessment-report-member-states-national-roma-strategic-frameworks-full-package_en
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13517-2023-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13517-2023-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13517-2023-INIT/de/pdf

Abbildung 2.4.6 Die Unfihigkeit, die Wohnung angemessen warm zu halten, ging 2024 in der
EU im Vergleich zum Vorjahr zuriick, wobei erhebliche Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten bestanden

Anteil der Personen, die ihre Wohnung nicht angemessen warm halten kénnen, insgesamt und armutsgefédhrdete
Bevolkerung, 2023 und 2024 (in %)

Anmerkungen: Vorlaufige Daten fiir LT im Jahr 2024 sowie Zeitreihenbruch fiir LT im Jahr 2023.
Quelle: Eurostat [ilc_mdes01], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_mdes01$defaultview/default/table?lang=en

Ein wichtiger Indikator fiir Energiearmut — die Unfihigkeit, die Wohnung angemessen warm
zu halten — ging 2024 in der EU erstmals seit 2021 zuriick, bleibt jedoch fiir Menschen mit
Armuts- oder Ausgrenzungsrisiken deutlich héher. Der Anteil der Personen, die ihre Wohnung
nicht angemessen warm halten konnten, sank 2024 in der Union auf 9,2 %, nach 10,6 % im Vorjahr.
Der Riickgang im Jahr 2024 ist der erste nach zwei aufeinanderfolgenden Jahren mit Anstiegen. Er
spiegelt sinkende Endkundenpreise flir Gas und Strom sowie eine Kombination aus in den
Mitgliedstaaten umgesetzten Energieeffizienzmafinahmen und weiteren Unterstiitzungsmafinahmen
wider. Dennoch liegt das Niveau 2024 weiterhin deutlich iiber dem Wert von 2021 (6,9 %). Zudem
sind dltere Menschen, Alleinerziehende und Frauen stérker von Energiearmut betroffen. Die
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten nahmen 2024 ebenfalls leicht ab, reichten jedoch
weiterhin von 2,7 % in Finnland bis 19,0 % in Bulgarien. Der hier betrachtete Indikator fiir
Energiearmut ging 2024 in den meisten Mitgliedstaaten zuriick, am starksten in Portugal

(-5,1 Prozentpunkte), Spanien (-3,3 Prozentpunkte) sowie in Ddnemark und Zypern

(jeweils -2,5 Prozentpunkte). Geringfiigige Anstiege wurden hingegen in Luxemburg

(+1,5 Prozentpunkte), Malta (+1,0 Prozentpunkt), der Slowakei (+0,2 Prozentpunkte) sowie in
Osterreich und Finnland (jeweils +0,1 Prozentpunkte) beobachtet; in den Niederlanden blieb die
Situation stabil. Fiir Menschen mit Armutsrisiken ist Energiearmut deutlich ausgeprégter: EU-weit
konnten 19,7 % dieser Gruppe ihre Wohnung nicht angemessen warm halten, gegeniiber 7,1 % der
iibrigen Bevolkerung. Die hochsten Quoten von Energiearmut bei armutsgefahrdeten Personen
wurden in Griechenland (43,6 %) und die niedrigsten in Luxemburg (5,5 %) verzeichnet. Wird ein
weiterer Indikator fiir Energiearmut betrachtet, nimlich Zahlungsriickstdnde bei Energiekosten von
Haushalten, zeigen die Daten, dass das Niveau der Riickstdnde seit 2022 unverandert geblieben
ist?’6, Dariiber hinaus haben mit dem weiteren Anstieg der globalen Temperaturen immer mehr
Menschen in Europa Schwierigkeiten, ihre Wohnungen im Sommer ausreichend kiihl zu halten. Im
Jahr 2023 gaben 26 % der Personen in EU-Haushalten an, ihre Wohnung im Sommer nicht
ausreichend kiihl halten zu koénnen. Dieser Anteil steigt in der einkommensschwichsten Gruppe auf
nahezu 35 %, und erste Ergebnisse deuten darauf hin, dass Personen, die bereits im Winter von

Energiearmut betroffen sind, auch im Sommer Schwierigkeiten zu erwarten haben?7’.

276 Eurostat-Indikator [ilc_mdes07] EU-SILC.

277 Auf der Grundlage eines in Kiirze erscheinenden Berichts der Gemeinsamen Forschungsstelle:
Koukoufikis, G. et al., Addressing Residential Cooling Demand and Summer Energy Poverty in the
EU — Towards a Cooler Future, Amt fiir Verdffentlichungen der Européischen Union, Luxemburg,
JRC143288. Der Indikator zur Bewertung der sommerlichen Energiearmut in der EU basiert auf
einem Ad-hoc-Modul der EU-SILC-Erhebung aus dem Jahr 2023. Der dort unter dem Code HC070
gefiihrte Indikator misst die Unfahigkeit eines Haushalts, seine Wohnung im Sommer ausreichend
kiihl zu halten, bedingt durch unzureichende Kiihlsysteme oder mangelhafte Warmedammung.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_mdes07/default/table

Mobilititsarmut variiert stark zwischen den Mitgliedstaaten. Sie umfasst die drei Dimensionen
Bezahlbarkeit, Zugénglichkeit und Verfligbarkeit?’® sowie die querschnittliche Dimension der
Angemessenheit. Die Bezahlbarkeit privater Mobilitét, gemessen am Anteil der Personen, die sich
kein eigenes Auto leisten konnen, blieb in der EU 2023 und 2024 mit 5,6 % stabil, nachdem sie im
Zeitraum 2015-2021 kontinuierlich von 7,9 % auf 5,7 % gesunken war?”®. Zwischen den
Mitgliedstaaten bestehen erhebliche Unterschiede; die Werte reichen von 1,8 % in Malta bis 15,6 %
in Rumanien. Die Verfiigbarkeit 6ffentlicher Mobilitdtsangebote stellt weiterhin eine
Herausforderung dar, insbesondere in ldndlichen Gebieten. Vor diesem Hintergrund bleibt das Auto
das dominierende Verkehrsmittel im Personenverkehr in der EU und machte 2023 83,1 % der

Personenkilometer aus?8°,

278 Mobilititsarmut wird in der Verordnung (EU) 2023/955 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 10. Mai 2023 zur Einrichtung eines Klima-Sozialfonds als die Unfahigkeit oder Schwierigkeit
von Einzelpersonen und Haushalten definiert, die Kosten fiir privaten oder 6ffentlichen Verkehr zu
tragen, oder als fehlender bzw. eingeschriankter Zugang zu Verkehrsmitteln, die erforderlich sind, um
wesentliche soziodkonomische Dienstleistungen und Tétigkeiten zu erreichen, unter
Bertiicksichtigung des nationalen und rdumlichen Kontexts. Siehe Verordnung (EU) 2023/955 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Einrichtung eines Klima-Sozialfonds.
Aufgrund dieses multidimensionalen Charakters und der begrenzten Daten lésst sich kein
einheitlicher Trend {iber alle Dimensionen hinweg feststellen; derzeit werden auf EU-Ebene
Indikatoren fiir alle drei Dimensionen entwickelt. Siehe Transport poverty: definitions, indicators,
determinants, and mitigation strategies — Final Report.Europédische Kommission, November 2024.

27 Eurostat-Indikator [ilc_mddu05]. Er ist der einzige Indikator fiir Transportarmut mit jéhrlichen

Aktualisierungen auf EU-Ebene.

Siehe Eurostat-Indikator [tran_hv_psmod].
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023R0955
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023R0955
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/transport-poverty-definitions-indicators-determinants-and-mitigation-strategies-final-report_en
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/transport-poverty-definitions-indicators-determinants-and-mitigation-strategies-final-report_en
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/transport-poverty-definitions-indicators-determinants-and-mitigation-strategies-final-report_en
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/e00bbb62-f1de-4ea7-a2fc-52e028af2848?lang=en
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/efc883ba-a747-4a3a-b2ca-83a01695a5a0?lang=en&createdAt=2025-09-05T14:12:38Z

Abbildung 2.4.7: Die Einkommensungleichheit ging 2024 im EU-Durchschnitt weiter leicht
zuriick, zeigte jedoch Anzeichen einer Divergenz zwischen den Mitgliedstaaten
Einkommensquintilverhdltnis (S80/S20), Stand 2024 und Verdnderung gegeniiber dem Vorjahr (Leitindikator des

sozialpolitischen Scoreboards)
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Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang.
Bruch in der Reihe fiir HR. Geschétzter Wert fiir LT. Statistisch signifikante Verdnderungen sind mit einem Stern (*)

gekennzeichnet.

Quelle: Eurostat [tessil80], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tessi180/default/table?lang=en&category=t_ilc.t_ilc_ip.t_ilc_di

Die Einkommensungleichheit ging 2024 im EU-Durchschnitt weiter leicht zuriick, wies jedoch
Anzeichen einer Divergenz auf, die vor allem von Mitgliedstaaten mit hohem
Ungleichheitsniveau getragen wurde. Gemessen am Einkommensquintilverhéltnis (S80/S20) sank
die Einkommensungleichheit in der EU geringfiigig von 4,72 im Jahr 2023 auf 4,66 im Jahr 2024,
bezogen auf die Einkommen der Jahre 2022 bzw. 2023. Die Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten bleiben jedoch erheblich. Als ,.kritisch* wurden die Situationen Bulgarien, Litauen
und Lettland eingestuft, wo die Einkommensungleichheit zu den hochsten in der Union zahlt

und 2024 weiter zunahm (siche Abbildung 2.4.7). Drei weitere Lédnder mit vergleichsweise hohem
Ungleichheitsniveau im Einkommen gelten als beobachtenswert, wobei die Ungleichheit in Italien
zunahm und in Griechenland sowie Spanien zuriickging. Der mit Abstand stirkste Riickgang der
Einkommensungleichheit wurde in Ruménien verzeichnet (- 1,2), wodurch das Niveau nun dem
EU-Durchschnitt entspricht. Zu den in dieser Hinsicht leistungsstirksten Mitgliedstaaten im

Jahr 2024 zéhlten Belgien, Slowenien, Tschechien und die Slowakei. Insgesamt zeigen sich in der
EU divergierende Entwicklungen. Einerseits kam es in einigen Mitgliedstaaten mit bereits hohen
Ungleichheitsniveaus zu weiteren Verschlechterungen, andererseits verzeichneten einige
Mitgliedstaaten mit niedrigen Niveaus weitere Riickgidnge. Dies weist auf eine Divergenz zwischen
den Mitgliedstaaten hin. Einkommensungleichheiten weisen auch zwischen den EU-Regionen eine
erhebliche Heterogenitét auf. Diese ist zudem innerhalb einzelner Lander besonders ausgepragt,
etwa in [talien, Ruménien, Ungarn und Belgien (siche Abbildung 4 in Anhang 5). Den
Schnellschitzungen von Eurostat zufolge wird fiir das Einkommensjahr 2024 in allen Landern ein

insgesamt stabiler Trend der Einkommensungleichheit erwartet?8!.

281 Siehe Eurostat, Schnellschitzungen zu Einkommensungleichheiten und Armutsindikatoren 2024

(FE 2024), experimentelle Ergebnisse. Fassung 1 — Juni 2025.
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https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7894008/8256843/flash-estimate-income-inequalities-poverty-indicators-experimental-results-2024.pdf/7996428d-7cf6-d772-a809-6b09d25f1b34?t=1749713265712
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7894008/8256843/flash-estimate-income-inequalities-poverty-indicators-experimental-results-2024.pdf/7996428d-7cf6-d772-a809-6b09d25f1b34?t=1749713265712

Lingerfristig betrachtet hat sich die Einkommensungleichheit in den vergangenen zehn
Jahren insgesamt verringert, wenn auch unter Schwankungen. In den 2010er-Jahren stieg die
Einkommensungleichheit in der EU, gemessen am Einkommensquintilverhéltnis (S80/S20), infolge
der doppelten Rezession zunidchst stark an und ging anschlieBend wieder auf das vor der
Wirtschafts- und Finanzkrise verzeichnete Niveau zuriick, mit einem weiteren Riickgang in den
jiingsten Jahren — siche Abbildung 2.4.8. Im Jahr 2024 lag die Einkommensungleichheit am unteren
Ende der Einkommensverteilung, gemessen am Verhiltnis S50/S20, weitgehend wieder auf dem
Vorkrisenniveau, wéhrend sie am oberen Ende der Einkommensverteilung, gemessen am Verhéltnis
S80/S50, leicht unter den friiheren Werten lag. Dies verdeutlicht die Wirkung rascher und
wirksamer politischer Reaktionen in der EU in den vergangenen Jahren, insbesondere im Vergleich
der insgesamt stabilen Entwicklung nach der COVID-19-Pandemie und wéhrend der gestiegenen
Lebenshaltungskosten in den Jahren 2020-2023 mit dem starken Anstieg der Ungleichheit zu
Beginn der 2010er-Jahre. Die Bewertung?®? der Verteilungswirkungen von Reformen und
Investitionen bleibt daher von zentraler Bedeutung, um deren Auswirkungen auf die
Einkommensungleichheit angemessen zu beriicksichtigen und die Politik auch in dieser Hinsicht

vorausschauend auszugestalten.

Abbildung 2.4.8: Die Einkommensungleichheiten in der EU schwankten in den vergangenen
filnfzehn Jahren, gingen jedoch in den meisten Mitgliedstaaten nach 2015 zuriick.
Quintilverhédltnisse S80/S20, S80/S50 und S50/S20 (2010-2024, Einkommensjahre 2009-2023)

Anmerkung: Geschitzte Daten flir das Quintilverhéltnis S80/S20 im Zeitraum 2014-2018.
Quelle: Eurostat [tessil80], [ilc_dil 1d], [ilc_dil le], EU-SILC.

282 Siehe die Mitteilung der Kommission zur besseren Abschitzung der Verteilungsfolgen von

MaBnahmen der Mitglicdstaaten (COM(2022) 494 final).
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tessi180__custom_18484077/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_di11d__custom_18484065/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_di11e__custom_18484061/default/table
file:///C:/Users/bertika/Downloads/eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/
file:///C:/Users/bertika/Downloads/eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/

Die Ausgaben fiir Sozialschutzleistungen stiegen 2024 in allen Mitgliedstaaten real an, wobei
weiterhin erhebliche Unterschiede zwischen den Lindern und den einzelnen
Leistungsfunktionen bestehen. Der Anteil der Sozialschutzleistungen am BIP erhohte sich in der
EU von 26,7 % im Jahr 2023 auf 27,3 % im Jahr 2024. Er blieb jedoch deutlich unter dem
Hochststand von rund 30 %, der wihrend der COVID-19-Krise erreicht worden war?%3. Die in den
vergangenen zehn Jahren beobachtete Konvergenz zwischen den Mitgliedstaaten verlangsamte sich
etwas, da der Anteil am BIP in nahezu allen Mitgliedstaaten nur moderat zunahm?®*. Infolgedessen
blieben die Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten grof3: In sechs Landern lag der Anteil {iber
28 %, wihrend er in weiteren sechs Landern unter 18 % blieb?%%. Die Ausgaben fiir
Sozialschutzleistungen in der EU stiegen 2024 nominal um 6,9 % und real um 3,8 %, was — mit
Ausnahme des Jahres 2020, als die COVID-19-Krise umfangreiche Unterstiitzungsmafinahmen
erforderte — den stérksten Anstieg des vergangenen Jahrzehnts darstellte. In allen Mitgliedstaaten
wurden reale Zuwichse verzeichnet, die von Anstiegen von iiber 10 % in vier Mitgliedstaaten bis zu
rund 1 % in drei Mitgliedstaaten reichten?®¢. Auf EU-Ebene entfiel der reale Ausgabenanstieg 2024
auf nahezu alle Leistungsfunktionen und war am stérksten bei Arbeitslosenleistungen (+6,4 %)
sowie bei Familien- und Kinderleistungen (+4,6 %), gefolgt von Leistungen bei Krankheit und
Gesundheitsversorgung (+4,1 %) sowie Alters- und Hinterbliebenenleistungen (+4,0 %).
Leistungen zur Bekdmpfung sozialer Ausgrenzung waren die einzige Funktion, bei der real ein

Riickgang zu verzeichnen war (—7,3 %).

Die Ausgaben fiir Alters- und Hinterbliebenenleistungen machten weiterhin nahezu die Hilfte
aller Sozialschutzleistungen in der EU aus. Thr Anteil belief sich auf 47,0 %, gefolgt von
Leistungen bei Krankheit und Gesundheitsversorgung (29,7 %), Familien- und Kinderleistungen
(8,7 %), Leistungen bei Invaliditit (7,0 %), Arbeitslosenleistungen (4,0 %) und Wohnleistungen
(1,4 %); diese Anteile blieben gegeniiber dem Vorjahr jeweils stabil. Der Anteil der Ausgaben fiir
Leistungen zur Bekdmpfung sozialer Ausgrenzung ging hingegen von 2,5 % im Jahr 2023 auf

2,2 % im Jahr 2024 zuriick.

283 Eurostat, Ausgaben fiir Sozialschutzleistungen (spr_exp_func, abgerufen am 28.10.2025). Die Daten
fiir 2024 sind Schitzungen und umfassen alle Mitgliedstaaten. Die Daten fiir Estland sind vorlaufig.
Zwischen 2023 und 2024 ging der Anteil der Ausgaben fiir Sozialschutzleistungen am BIP nur in
DK und EL zuriick, wéihrend er in SE stabil blieb und in allen anderen 24 Mitgliedstaaten stieg.

285 Dabei handelt es sich um FI, FR, AT, DE, BE und IT sowie EE, RO, LT, HU, MT und IE.

286 Dabei handelt es sich um EE, HR, PL und SK sowie HU, EL und SE.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/d091687e-eb13-42e8-abdf-880e5d26a1c7?lang=en&createdAt=2025-10-30T10:33:28Z

Trotz Verbesserungen in den letzten Jahren reicht die Mindestsicherung in nahezu allen
Mitgliedstaaten in der Regel nicht aus, um Menschen aus der Armut zu fiihren.

287 Fiir einen

Mindesteinkommensregelungen dienen als letztes Mittel und soziales Sicherheitsnetz
Einpersonenhaushalt war die Unterstiitzung in den Niederlanden am groBziigigsten und erreichte
dort nahezu die Armutsgefdhrdungsschwelle von 60 % des medianen dquivalisierten verfligbaren
Haushaltseinkommens. Am niedrigsten war sie in Italien, Ungarn und Ruméinien, wo sie bei etwa
oder unter 10 % des Medianeinkommens lag (siche Abbildung 2.4.92%8). Gegeniiber 2023
verbesserte sich die Angemessenheit der Unterstiitzung in Portugal (+18 Prozentpunkte), Bulgarien
(+10 Prozentpunkte), Ruménien (+4 Prozentpunkte) und der Slowakei (+2 Prozentpunkte), wéhrend
sie in anderen Landern zuriickging. Fiir Haushalte mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern ist die
Angemessenheit der Unterstiitzung tendenziell dhnlich hoch oder hoher als bei
Einpersonenhaushalten, was vor allem auf die stirkere Rolle von Familienleistungen
zurlickzufiihren ist. Gleichwohl reicht das Unterstiitzungsniveau fiir diesen Haushaltstyp nur in
Litauen aus, um Armut zu vermeiden?®. SchlieBlich ist in allen Mitgliedstaaten das
Nettoeinkommen, das eine vollzeitbeschéftigte Person zum Mindestlohn (oder einem

entsprechenden niedrigen Lohn in Lindern ohne gesetzliche Mindestlohne) erzielt, systematisch

hoher als die Einkommensunterstiitzung, die bei Arbeitslosigkeit durch Sozialhilfe gewéhrt wird.

287 Empfehlung des Rates fiir eine angemessene Mindestsicherung zur Gewahrleistung einer aktiven

Inklusion (2023/C 41/01).

Die Angemessenheit der Unterstiitzung lésst sich beurteilen, indem das verfiigbare Einkommen von
Haushalten, die ausschlieBlich auf Mindesteinkommen angewiesen sind und kein
Erwerbseinkommen erzielen, mit der Armutsrisikoschwelle verglichen wird. Zusétzlich zu den
Mindesteinkommensleistungen haben Haushalte unter Umstdnden Anspruch auf Wohngeld und
Familienleistungen.

Gegeniiber 2023 wurden bei Haushalten mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren
Verbesserungen der Angemessenheit in der Slowakei (+6 Prozentpunkte), Bulgarien

(+6 Prozentpunkte), Portugal (+4 Prozentpunkte), Ruménien (+2 Prozentpunkte), den Niederlanden
(+1 Prozentpunkt) und Polen (+1 Prozentpunkt) verzeichnet, wihrend in den iibrigen Landern
Riickginge zu beobachten waren.
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Abbildung 2.4.9: Die Angemessenheit der Einkommensunterstiitzung fiir arbeitslose
Haushalte, die Mindestsicherung beziehen, bleibt relativ gering

Anteil des verfiigbaren Nettodquivalenzeinkommens der Haushalte (Alleinstehende, zwei Erwachsene mit zwei Kindern
unter 14 Jahren), die Sozialhilfe erhalten, in Prozent des verfiigbaren Mediandquivalenzeinkommens (2024, in %)

Anmerkung: Nicht erwerbstétige erwachsene Haushaltsmitglieder, die keine Leistungen bei Arbeitslosigkeit erhalten.
Nettoeinkommen einschlieBlich Sozialhilfe, Familienleistungen und Wohngeld nach Steuern und Sozialabgaben.
Nettoeinkommen einer alleinstehenden Person, die eine Vollzeitbeschéftigung zum gesetzlichen Mindestlohn (oder zu
50 % des Durchschnittslohns in Landern, in denen es keinen gesetzlichen Mindestlohn gibt: DK, IT, AT, FI und SE).
Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage des Steuer- und Sozialleistungs-Modells der OECD,

Modellversion 2.6.3, und Eurostat [ilc_di03], EU-SILC.

Abbildung 2.4.10: Die Armutsrisiken bleiben bei (Quasi-)Erwerbslosenhaushalten hoch
Armutsgefahrdungsquote der Personen, die in (Quasi-)Erwerbslosenhaushalten leben (in %)
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Anmerkung: Zeitreihenbruch in den Jahren 2024 und 2023 fiir HR. Vorldufige Daten fiir 2024 fiir LT.
(Quasi-)Erwerbslosenhaushalte (mit sehr niedriger Erwerbsintensitét) sind Haushalte, in denen die Personen im
erwerbsfahigen Alter im vorangegangenen Jahr hochstens 20 % ihres gesamten Erwerbspotenzials gearbeitet haben.
Quelle: Eurostat [ilc_1i06], EU SILC.
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https://www.oecd.org/en/data/tools/oecd-calculator-of-taxes-and-benefits.html
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_di03/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_li06/default/table?lang=de

Erwerbslosigkeit bleibt ein zentraler Treiber von Armutsrisiken, wihrend Sozialleistungen
im EU-Durchschnitt nicht alle bediirftigen Haushalte erreichen. Im Jahr 2024 waren 62,4 % der
Personen, die in (Quasi-)Erwerbslosenhaushalten lebten, d. h. in Haushalten, in denen

hochstens 20 % des gesamten potenziellen Arbeitszeitvolumens geleistet wurden, armutsgefahrdet —
siche Abbildung 2.4.10. Gegeniiber dem Vorjahr stieg dieser Anteil um 1,8 Prozentpunkte, wobei
weiterhin erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bestehen. Die
Armutsgefdhrdungsquote von Personen in (Quasi-)Erwerbslosenhaushalten reichte von 80,2 % in
Lettland (+1,4 Prozentpunkte gegeniiber 2023) bis zu 43,8 % in Danemark (-1,5 Prozentpunkte
gegeniiber 2023). Gleichzeitig blieb der Anteil der armutsgefdhrdeten Personen in
(Quasi-)Erwerbslosenhaushalten, die Sozialleistungen erhielten, im Jahr 2024 in der EU mit 83,1 %
stabil (gegeniiber 83,3 % im Vorjahr) — sieche Abbildung 2.4.112°?, Auch hierbei bestehen
erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten: Die Quote reicht von (nahezu) 100 % in

Irland und Frankreich bis zu 60 % in Zypern.

Abbildung 2.4.11: Der Anteil der armutsgefihrdeten Personen, die in
(Quasi-)Erwerbslosenhaushalten leben und durch Sozialleistungen abgesichert sind, variiert
stark zwischen den Mitgliedstaaten

Quote der Leistungsbeziehenden unter armutsgefahrdeten Personen im Alter von 18 bis 64 Jahren, die in
(Quasi-)Erwerbslosenhaushalten leben (%)
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Anmerkung: Vorlaufige Daten fiir 2024 fiir LT.
Quelle: Eurostat [ilc_1i70], EU SILC.

290 Dazu gehoren alle Arten von Sozialleistungen, nicht nur Mindesteinkommensregelungen.

7120/26 202
LIFE.4 DE


https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_li70$defaultview/default/table?lang=en

Die Wirkung sozialer Transfers (ohne Renten) auf die Verringerung von Armut ging in der
EU im Jahr 2024 leicht zuriick, wobei in einigen Mitgliedstaaten deutliche Riickginge zu
verzeichnen waren. Auf Unionsebene verringerte sich der Effekt um 0,5 Prozentpunkte auf

34,2 %, im Einklang mit dem Riickgang der realen Ausgaben im Jahr 2023. Der Riickgang wurde
weitgehend durch starke Abnahmen in Deutschland, Irland, Litauen und Frankreich getrieben —
siche Abbildung 2.4.12%°1, Im Jahr 2024 (bezogen auf die Einkommen des Jahres 2023) wurden in
Griechenland, Lettland, Kroatien und Portugal ,kritische Situationen* festgestellt; diese Lander
wiesen allesamt sehr geringe Wirkungen sozialer Transfers auf die Armutsreduktion auf (zwischen
16,6 % und 22,4 %). Sieben Mitgliedstaaten wurden als ,,zu beobachten* eingestuft. In dieser
Gruppe verzeichneten Deutschland, Litauen, Ungarn und Luxemburg einen Riickgang der Wirkung,
wihrend sich Spanien und Malta verbesserten; sie lagen jedoch ebenso wie Bulgarien (mit
Ausnahme Deutschlands) insgesamt auf relativ niedrigen Wirksamkeitsniveaus. Im Gegensatz dazu
zdhlten Belgien, Dédnemark und Finnland mit armutsmindernden Wirkungen von iiber 45 % zu den
leistungsstirksten Mitgliedstaaten. Die Unterschiede in der Wirkung sozialer Transfers auf die
Armutsreduktion waren auch regional und innerhalb der Lander grof3, insbesondere in Belgien,
Deutschland, Schweden, Italien, Ungarn, der Slowakei und Polen (siche Abbildung 9 in Anhang 5),
sowie auch in den Regionen in duBerster Randlage. Bei Frauen wurde im EU-Durchschnitt eine
etwas geringere armutsmindernde Wirkung der Transfers verzeichnet als bei Ménnern (33,7 %
gegeniiber 34,6 %). Die Wirkung sozialer Transfers auf das Armutsrisiko von Kindern blieb in der
EU im Jahr 2024 weitgehend unverindert (41,4 % im Jahr 2023 gegentiber 41,9 % im Jahr 2024).
Sie ging in 15 Mitgliedstaaten zuriick (um bis zu - 11,1 Prozentpunkte in Litauen,

- 5,5 Prozentpunkte in Deutschland und - 4,8 Prozentpunkte in Luxemburg) und stieg in den
ibrigen Mitgliedstaaten an (um bis zu 12,3 Prozentpunkte in Ungarn, 8,7 Prozentpunkte in Polen

und 7,7 Prozentpunkte in Estland)?2.

21 Der Wert liegt weiterhin {iber dem Niveau vor der COVID-19-Pandemie. Die Anderung fiir DE ist
mit Vorsicht zu interpretieren, da der nationale Fragebogen bei der Frage beziiglich der
Arbeitslosenleistungen aufgrund von Anderungen der nationalen Rechtsgrundlage fiir diese
Leistungen iiberarbeitet wurde.

Basierend auf dem Benchmarking Framework for Childcare and Support to children (Benchmarking-
Rahmen fiir die Betreuung und Unterstiitzung von Kindern), der von der Untergruppe ,,Indikatoren‘
des Ausschusses fiir Sozialschutz eingerichtet wurde. Der Indikator kann anhand der
Armutsgefdhrdungsquote fiir Kinder nach und vor Transferleistungen (ausgenommen Renten und
Pensionen) berechnet werden. Soziale Sachtransfers, darunter unter anderem kostenlose FBBE sowie
Bildung und Gesundheitsversorgung, werden in dieser Analyse nicht berlicksichtigt.
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https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=27370&langId=en

Abbildung 2.4.12: Die Wirkung sozialer Transferleistungen (ohne Renten) auf die
Verringerung von Armut ging in einigen Mitgliedstaaten deutlich zuriick

Auswirkungen sozialer Transferleistungen (ausgenommen Renten und Pensionen) bei der Armutsbekdmpfung, fiir das
Jahr 2024 und Verdnderungen zum Vorjahr (Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang.
Reihenbruch bei HR. Vorldufige Daten fiir LT.

Quelle: Eurostat [tespm050], EU-SILC
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tespm050/default/table?lang=de

Die soziale Lage von Personen in atypischen Beschéftigungsformen bleibt ungiinstiger als jene
anderer Erwerbstiitiger, wenngleich Sozialschutzleistungen ihre Armutsrisiken eher mindern.
Die Wirkung sozialer Transfers auf die Armutsreduktion war im Jahr 2024 (bezogen auf die
Einkommen des Jahres 2023) in der EU fiir Beschéftigte in atypischen Beschéftigungsformen
deutlich hoher als fiir Erwerbstitige insgesamt (11,8 %)?3. Sie betrug 22,8 % bei befristet
Beschiftigten und 22,9 % bei Teilzeitbeschéftigten. Fiir Selbststindige lag der Wert bei 26,6 %.
Dennoch blieb die monetdre Armut flir diese Gruppen in den meisten Mitgliedstaaten hoher.
EU-weit lag die Armutsgefdhrdungsquote bei befristet Beschéftigten bei 13,4 %, gegeniiber 5,2 %
bei Personen mit unbefristeten Arbeitsvertragen. Fiir Teilzeitbeschiftigte lag sie bei 13,8 %
(gegentiber 7,1 % bei Vollzeitbeschiftigten) und fiir Selbststindige bei 20,9 % (gegeniiber 6,3 %
bei allen abhingig Beschiftigten)***. Die monetire Armut von befristet Beschiftigten lag in

acht Mitgliedstaaten tiber 15 %2 und in drei davon sogar tiber 25 % (Bulgarien, Ddnemark und
Zypern). Bei den Selbststindigen lag die Armutsquote 2024 in sechs Mitgliedstaaten um rund

fiinf Prozentpunkte oder mehr iiber dem EU-Durchschnitt?®, erreichte in Polen und Estland nahezu
30 % und war mit 52,3 % in Ruminien besonders hoch. Personen in atypischen
Beschéftigungsformen waren zudem héufiger von sozialer und materieller Deprivation betroffen
(EU-weit 13,8 % im Jahr 2024 bei befristet Beschiftigten gegentiber 7,6 % bei unbefristet
Beschiftigten sowie 11,1 % bei Teilzeitbeschéftigten gegeniiber 7,4 % bei Vollzeitbeschiftigten).

293 Spezielle Extraktion von Eurostat aus der EU-SILC, basierend auf den Hauptaufgliederungen des

Schliisselindikators fiir die Angemessenheit im Rahmen des Uberwachungsrahmens fiir den Zugang
zum Sozialschutz. Siehe: Zugang zum Sozialschutz fiir Arbeitnehmer und Selbststéindige.
Aktualisierung des Uberwachungsrahmens — 2025 (erscheint in Kiirze).

Die materielle und soziale Deprivationsquote ist bei Selbststandigen jedoch niedriger als bei
abhéngig Beschéftigten (in der EU im Jahr 2024 jeweils 6,9 % bzw. 8,1 %).

295 Dabei handelt es sich um BG, DK, CY, SE, HU, IT, MT und AT.

29 Dabei handelt es sich um RO, PL, PT, LV, EE und ES. Siehe Eurostat [ilc_1i04], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/12735667-1e7e-4059-a130-d990d2ed730e?lang=en&createdAt=2025-09-09T12:48:27Z

Die Abdeckung durch soziale Geldleistungen variiert stark zwischen den Mitgliedstaaten
nach den Beschiftigtengruppen und dem Erwerbsstatus. Der Anteil der Personen im
erwerbsfahigen Alter (16-64 Jahre), die vor sozialen Transfers armutsgefahrdet waren und im

Jahr 2024 in der EU soziale Geldleistungen erhielten?? (bezogen auf die Einkommen des

Jahres 2023), lag nach einem Riickgang in den vergangenen Jahren wieder nahe am Niveau vor der
COVID-19-Pandemie. Er war hoher bei befristet Beschiftigten (38,3 %) als bei Personen mit
unbefristeten Vertrdgen (23,3 %) sowie bei Teilzeitbeschéftigten (30,1 %) gegeniiber
Vollzeitbeschéftigten (23,7 %). Diese Muster zeigen sich in den meisten Mitgliedstaaten. In fiinf
Mitgliedstaaten (Zypern, Slowenien, Schweden, Portugal und Ungarn) erhielten befristet
Beschiftigte jedoch seltener Leistungen als Personen mit unbefristeten Arbeitsvertragen. In sieben
Mitgliedstaaten (Slowenien, Lettland, Litauen, Italien, Portugal, Luxemburg und Bulgarien) war die
Leistungsabdeckung bei Teilzeitbeschiftigten geringer als bei Vollzeitbeschiftigten. In

drei Landern (Griechenland, Polen und Ruménien) erhielten im Jahr 2024 weniger als 10 % der
Erwerbstdtigen, die vor sozialen Transfers armutsgefdahrdet waren, soziale Geldleistungen.
Selbststindige, die vor sozialen Transfers armutsgefédhrdet waren, erhielten am seltensten soziale
Geldleistungen; ihre Abdeckungsquote lag 2024 EU-weit bei 11,5 %. In sieben Mitgliedstaaten
blieb dieser Anteil im Jahr 2024 unter 5 %**8. Etwas mehr als die Hélfte (52,8 %) der arbeitslosen
Personen, die armutsgefdahrdet waren, erhielten im EU-Durchschnitt im Jahr 2024 soziale
Leistungen. Fiinf Mitgliedstaaten (Belgien, Dinemark, Finnland, Deutschland und Osterreich)
erreichten Abdeckungsquoten von iiber 80 %, wéhrend dieser Anteil in vier weiteren
Mitgliedstaaten (Polen, Griechenland, der Slowakei und den Niederlanden) mit rund 12-13 %
deutlich niedriger lag. In den letzten zwei Jahren ist die Armutsgefdhrdungsquote unter
Arbeitslosen um nahezu drei Prozentpunkte gestiegen, von 46,1 % im Jahr 2022 auf 48,9 % im

Jahr 2024.

297 Spezielle Extraktion von Eurostat des Indikators ,,Empfangerquote* fiir den ,,effektiven Zugang* im

Rahmen des Uberwachungsrahmens fiir den Zugang zum Sozialschutz: Zugang zum Sozialschutz fiir
Arbeitnehmer sowie Selbststiindige. Aktualisierung des Uberwachungsrahmens — 2025 (in
Vorbereitung). Zielgruppe sind vor Sozialtransfers armutsgefdhrdete Personen. Die im Indikator
erfassten sozialen Geldleistungen sind solche, die auf individueller Ebene bezogen werden, ohne
Renten.

298 Dabei handelt es sich um PT, SI, PL, NL, CZ, RO und EL.
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Insgesamt bleibt der Zugang zu angemessenem Sozialschutz zwischen den Mitgliedstaaten
trotz einiger Verbesserungen in den vergangenen Jahren unterschiedlich?®®. Hinsichtlich der
formalen Abdeckung3®? bestanden im Friihjahr 2025 in 18 Mitgliedstaaten3®! weiterhin Liicken fiir
mindestens eine Gruppe atypisch Beschéftigter in mindestens einem Zweig des Sozialschutzes. Am
starksten von fehlendem Zugang betroffen sind folgende Zweige: Arbeitslosigkeit

(17 Mitgliedstaaten), gefolgt von Krankheit (13 Mitgliedstaaten) sowie Elternleistungen (ebenfalls
13 Mitgliedstaaten). Zu den von fehlender Abdeckung betroffenen Gruppen zdhlen Auszubildende
und Praktikanten, Beschéftigte mit atypischen Vertragsformen wie zivilrechtlichen Vertriagen,
kurzfristigen befristeten Vertrdgen (z. B. Tagesarbeitskréfte), Beschéftigte mit Einkommen
unterhalb der fiir die Abdeckung erforderlichen Einkommensschwelle, Saisonarbeitskrifte sowie
Hausangestellte. Darliber hinaus war in elf Mitgliedstaaten3"? der Zugang zu mindestens einem
Zweig des Sozialschutzes fiir mindestens eine Gruppe atypisch Beschéftigter freiwillig. Bei den
Selbststindigen bestanden in 19 Mitgliedstaaten formale Abdeckungsliicken in einem oder
mehreren Zweigen des Sozialschutzes, am haufigsten im Zusammenhang mit
Arbeitslosenleistungen (19 Mitgliedstaaten)3? sowie Leistungen bei Arbeitsunféllen und
Berufskrankheiten (14 Mitgliedstaaten). In den meisten Féllen betrafen diese Liicken alle
Selbststindigen, wihrend sie in etwa einem Drittel der Mitgliedstaaten auf bestimmte Gruppen wie
Landwirte, Handwerker oder freie Berufe beschriankt waren. Dariiber hinaus war in

15 Mitgliedstaaten die Abdeckung fiir Selbststindige freiwillig, am hiufigsten in Bezug auf
Kranken- und Mutterschaftsleistungen, gefolgt von Leistungen bei Arbeitsunfillen und
Berufskrankheiten. Verfligbare nationale Schétzungen weisen auf sehr unterschiedliche
Inanspruchnahmeraten freiwilliger Teilnahmeoptionen an Sozialschutzsystemen durch

Selbststiandige hin.

299 Siehe den Bericht der Kommission iiber die Umsetzung der Empfehlung des Rates zum Zugang zum

Sozialschutz fiir Arbeitnehmer und Selbststindige, COM/2023/43 final, sowie den 2020 gebilligten
Monitoringrahmen und dessen bevorstehende Aktualisierung (2025).

Formelle Absicherung einer Gruppe bedeutet, dass die bestehenden Rechtsvorschriften oder
Tarifvertrdge in einem bestimmten Zweig des Sozialschutzes (z. B. Alter, Krankheit,
Arbeitslosigkeit, Mutterschutz) vorsehen, dass die Einzelpersonen dieser Gruppe Anspruch auf
Anschluss an ein Sozialschutzsystem im betreffenden Zweig haben.

3o AT, BG, CZ, DE, EL, ES, FR, HR, HU, IT, LV, NL, PL, PT, RO, SE, SI, SK.

302 AT, CZ, DE, DK, HU, LU, NL, PL, RO, SI, SK.

303 AT, BE, BG, CY, CZ, DE, EE, EL, FR, IE, IT, LT, LV, NL, PL, PT, RO, SI, SK.
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Der Anstieg der Wohnimmobilienpreise hat im vergangenen Jahrzehnt das
Einkommenswachstum iibertroffen und damit den Druck auf die Bezahlbarkeit von
Wohnraum erhoht. Steigende Wohnimmobilienpreise sind fiir sich genommen nicht
problematisch, sofern sie mit der finanziellen Leistungsfahigkeit der Haushalte beziiglich der
Finanzierung von Wohnraum im Einklang stehen. In den letzten zehn Jahren sind die
Wohnimmobilienpreise in der EU jedoch im Durchschnitt um rund 10 % stérker gestiegen als die
Einkommen, was die Bezahlbarkeit verringert hat, wenn auch mit erheblichen Unterschieden
zwischen den Lindern3%. Das Verhiltnis von Wohnimmobilienpreisen zu Einkommen nahm
zwischen 2014 und 2024 in Portugal, den Niederlanden, Ungarn, Luxemburg, Irland, Tschechien
und Osterreich um 20 % oder mehr zu. Da das Ende dieses Zeitraums von steigenden Zinssétzen
geprégt war, hat sich die Bezahlbarkeit von Wohnraum in den meisten Landern fiir Personen, die
fiir den Erwerb einer Wohnung oder eines Hauses auf Kredite angewiesen sind, weiter
verschlechtert. Kleine und ineffiziente Mietmairkte in vielen Mitgliedstaaten bieten keine tragfahige
Alternative zum Eigentumserwerb; hinzu kommen hohe Mietkosten in vielen Hauptstidten sowie
ein Riickgang des Bestands an sozialem Mietwohnraum in den vergangenen Jahrzehnten. Wahrend
die Mieten in bestehenden Mietvertrdgen deutlich langsamer gestiegen sind als die
Wohnimmobilienpreise, haben die Mieten bei Neuvertrdgen stark zugelegt. Die Situation
unterscheidet sich je nach Einkommensgruppe und Alterskohorte, wobei Haushalte mit niedrigem
Einkommen und junge Menschen am stérksten betroffen sind. Auf EU-Ebene betrug der Anteil der
gesamten Wohnkosten am verfiigbaren Haushaltseinkommen im Durchschnitt 19,2 %, erreichte
jedoch 36,9 % bei armutsgefihrdeten Personen’%s. Junge Menschen sind zudem bei der erstmaligen
Anmietung von Wohnraum hiufiger mit hoheren Mieten konfrontiert, erzielen geringere

Einkommen und verfiigen iiber eine geringere Kreditwiirdigkeit.

304

Siehe Cousin G., Frayne C., Dias Martins V. und B. Vasicek, Housing in the European Union.:
Market Developments, Underlying Drivers, and Policies (Wohnraum in der Europdischen Union:
Entwicklung der Mérkte, zugrunde liegende Ursachen und politische MaBnahmen),
Diskussionspapier der Européischen Wirtschaft 228, Oktober 2025.

305 Eurostat-Indikator [ilc_mded01], EU-SILC.
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https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/11912749-99e7-4ade-be0c-890a6d6d55ee_en?filename=dp228_de.pdf
https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/11912749-99e7-4ade-be0c-890a6d6d55ee_en?filename=dp228_de.pdf
https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/11912749-99e7-4ade-be0c-890a6d6d55ee_en?filename=dp228_de.pdf
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/2495dac0-813f-4aac-ad7a-3fc64f78b8f1?lang=en&createdAt=2025-10-29T21:16:47Z

Der Anteil der Personen, die von einer Uberbelastung durch Wohnkosten betroffen sind, ging
in der EU im Jahr 2024 leicht zuriick, blieb jedoch bei armutsbetroffenen Personen deutlich
hoher und wies weiterhin erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten auf. Im

Jahr 2024 sank der Anteil der Bevolkerung, der von einer Wohnkosteniiberbelastung betroffen war,
von 8,8 % im Jahr 2023 auf 8,2 %; gleichwohl bestehen weiterhin erhebliche Unterschiede — siche
Abbildung 2.4.133%, Griechenland verzeichnete mit 28,9 % die hochste
Wohnkosteniiberbelastungsquote in der EU (nach einem Anstieg um 0,4 Prozentpunkte) und befand
sich damit zusammen mit Dédnemark (14,6 % nach einem Riickgang um 0,8 Prozentpunkte) in einer
,kritischen Situation“. Sechs Mitgliedstaaten wurden als ,,zu beobachten* eingestuft, da das Niveau
trotz eines Riickgangs weiterhin relativ hoch blieb (Deutschland und Schweden) oder zu den
starksten jahrlichen Anstiegen zéhlte, wenn auch auf niedrigerem Niveau (Portugal, Ungarn,
Estland und Litauen). Demgegeniiber war Zypern mit 2,4 % der ,,Best Performer*. Kroatien (3,7 %)
und Slowenien (3,8 %) lagen ,,iiber dem Durchschnitt”, ebenso wie einige weitere Lander mit
starken jahrlichen Riickgdngen (Ruménien, Luxemburg, Bulgarien und die Niederlande). Die
Wohnkosteniiberbelastungsquote von armutsgefahrdeten Personen sank 2024 um 2,1 Prozentpunkte
und damit stédrker als in der Gesamtbevolkerung. Sie blieb jedoch mit 31,1 % gegeniiber 3,8 % fiir
die iibrige Bevolkerung weiterhin deutlich erh6ht. Auch Personen mit Behinderungen sind im
Vergleich zu Personen ohne Behinderungen iiberproportional durch Wohnkosten belastet (10,4 %
gegeniiber 7,8 %). Die hochsten Wohnkosteniiberbelastungsquoten unter der armutsgefahrdeten
Bevolkerung wurden 2024 in Griechenland (88,9 %, +2,6 Prozentpunkte) und Déanemark

(65,6 %, -6,7 Prozentpunkte) verzeichnet, wihrend die niedrigsten Werte in Zypern (9,2 %),
Ruménien (16,3 %) und Kroatien (16,8 %) zu finden waren. Im Jahr 2024 lebten 9,8 % der
stadtischen EU-Bevdlkerung in Haushalten mit Wohnkostentiberbelastung, gegeniiber 6,3 % in
landlichen Gebieten. In allen Mitgliedstaaten war die Wohnkosteniiberbelastung in Stidten héher
als in ldndlichen Gebieten, mit Ausnahme von Ruménien, Bulgarien, Litauen und Kroatien. Zudem
ist die Wohnkosteniiberbelastung in der EU insgesamt bei Mietern auf dem privaten Mietmarkt
hoher (19,2 %) als bei Personen mit vergiinstigten oder mietfreien Wohnverhaltnissen (10 %). Fiir

Eigentiimer mit laufenden Hypotheken oder Krediten betrégt sie 5 %.

306 Zur Definition des Indikators siche Anhang 2.
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Abbildung 2.4.13: Der Anteil der Beviolkerung, der von einer Wohnkosteniiberbelastung
betroffen ist, variiert erheblich zwischen den Mitgliedstaaten.

Anteil der Personen, die in Haushalten mit Wohnkosteniiberbelastung leben, Niveau 2024, und Verdnderung gegeniiber
dem Vorjahr (%, Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards)

Anmerkung: Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang.
Vorldufige Daten fiir LT. Statistisch signifikante Verdnderungen sind mit einem Stern (*) gekennzeichnet.
Quelle: Eurostat [tespm140], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/TESPM140/bookmark/table?lang=en&bookmarkId=560bfb6b-870b-419f-9858-49288f31374d&c=1623062831941

Uberbelegung und unzureichende Wohnverhiltnisse betreffen weiterhin einen erheblichen
Anteil der Personen in der EU; zudem bestehen grof3e Unterschiede bei der Bereitstellung von
sozialem Wohnraum zwischen den Mitgliedstaaten. Im Jahr 2024 lebten 16,9 % der Bevolkerung
in der EU in iiberbelegten Haushalten, eine Zahl, die gegeniiber 2023 weitgehend stabil blieb3".
Uberbelegungsquoten von iiber 30 % wurden in Ruménien (40,7 %), Lettland (39,3 %), Bulgarien
(33,8 %), Polen (33,7 %) und Kroatien (31,7 %) verzeichnet. Demgegeniiber wurden die niedrigsten
Uberbelegungsquoten (unter 6 %) in Zypern (2,4 %), Malta (4,4 %), den Niederlanden (4,6 %) und
Irland (5 %) beobachtet. Dariiber hinaus waren 2023 15,6 % der Bevolkerung in der EU von
Wohnungsunterversorgung betroffen, definiert als Wohnungen mit undichtem Dach, feuchten
Wiinden, Boden oder Fundamenten oder Fiulnis an Fensterrahmen oder Boden3%8. Sozialer
Wohnraum existiert nicht in allen EU-Mitgliedstaaten. Zudem unterscheiden sich Definitionen und
Tréger ebenso wie Zugangs- und Zuteilungsmechanismen, wobei einkommensbezogene
Schwellenwerte das am hiufigsten angewandte Kriterium darstellen. Daten zur Grof3e des Bestands
an sozialem Wohnraum zeigen erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten. In einigen
war in den vergangenen zehn Jahren zudem ein Riickgang zu verzeichnen — siche Abbildung 2.4.14.
Steigende Bau-, Boden- und Finanzierungskosten werden héufig als zentrale Herausforderungen fiir
die Bereitstellung von sozialem Wohnraum genannt"®. Die Zahl der erwachsenen Personen mit
Behinderungen, die in stationdren Einrichtungen leben, nahm EU-weit weiter zu, wobei unter
anderem der Mangel an barrierefreien Wohnldsungen ihren Prozess der Deinstitutionalisierung

behindert31?,

307 Eurostat-Indikator [ilc_lvho05a], EU-SILC.

308 Eurostat-Indikator [ilc_mdho01], EU-SILC.

309 Siehe OECD, Social Housing: A Key Part of Past and Future Housing Policy, OECD

Publishing, 2020, Paris.

Siehe Eurofound (2024), Paths towards independent living and social inclusion in Europe, Amt fiir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/2f7271a8-2c19-4e11-9b8c-1cb1f83e6b12?lang=en&createdAt=2025-09-10T08:45:33Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/50595751-41f7-4e17-be47-39e19a3e8166?lang=en&createdAt=2025-10-13T12:02:28Z
https://doi.org/10.1787/5b54f96b-en
https://doi.org/10.1787/5b54f96b-en
https://www.eurofound.europa.eu/en/publications/all/paths-towards-independent-living-and-social-inclusion-europe

Abbildung 2.4.14: Der Anteil des sozialen Wohnungsbaus am gesamten Wohnungsbestand
variiert stark zwischen den Mitgliedstaaten
Sozialer Mietwohnraum, Anteil am gesamten Wohnungsbestand in ausgewéhlten Jahren (2010, 2022)

Anmerkung: ,,Ca. 2022 bezieht sich auf die Jahre 2016-2022 und ,,Ca. 2010 auf die Jahre 2010-2013.
Quelle: OECD (2024), OECD-Datenbank fiir erschwinglichen Wohnraum — Indikator PH4.2. Bestand an
Sozialwohnungen.

Obdachlosigkeit stellt fiir alle Mitgliedstaaten eine zunehmende soziale Herausforderung dar.
Zwar erschweren Unterschiede bei Definitionen und Erhebungsmethoden den ldnderiibergreifenden
Vergleich und eine Quantifizierung der Obdachlosigkeit auf EU-Ebene, doch ist in den meisten
Mitgliedstaaten ein steigender Trend erkennbar, auch in jenen mit zuletzt riicklaufiger Entwicklung.
Im Jahr 2024 wurden in Finnland 3 806 obdachlose Personen erfasst, was einem Anstieg von 11 %
gegeniiber dem Vorjahr entspricht und erstmals seit {iber einem Jahrzehnt eine Zunahme darstellt.
In Dénemark wurden im Jahr 2024 5 989 obdachlose Personen gezéhlt, was — nach einem
anhaltenden Riickgang seit 2017 — einem leichten Anstieg von 3 % gegeniiber 2022 und einem

Anstieg von 20 % gegeniiber der ersten Zahlung im Jahr 2009 entspricht3!!,

3 Siehe: Fondation pour le Logement des Défavorisés — FEANTSA: Tenth overview of housing
exclusion in Europe — 2025, 2025. Danish data are from the official Danish biannual homelessnes
census, durchgefiihrt von VIVE fiir das Ministerium fiir Soziales und Wohnen. Siehe auch Baptista,
1., Perista, P. und Marlier, E., The fight against homelessness and its links with anti-poverty policies
across the European Union, Amt fur Verdffentlichungen der Européischen Union, 2025.
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https://oe.cd/ahd
https://www.feantsa.org/public/user/Resources/reports/2025/overview/10_Overview_of_Housing_Exclusion_in_Europe_EN.pdf
https://www.feantsa.org/public/user/Resources/reports/2025/overview/10_Overview_of_Housing_Exclusion_in_Europe_EN.pdf
https://www.vive.dk/da/temaer/hjemloeshed/
https://www.vive.dk/da/temaer/hjemloeshed/
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/87b32f76-c04c-11f0-a612-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/87b32f76-c04c-11f0-a612-01aa75ed71a1

Der Anteil ilterer Menschen (65+) mit dem Risiko von Armut oder sozialer Ausgrenzung ging
auf EU-Ebene im Jahr 2024 weiter zuriick. Der Riickgang auf 19,2 % gegeniiber 19,7 % im

Jahr 2023 war vor allem auf eine Verbesserung der Quote der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Personen bei Frauen zuriickzufiihren, die jedoch weiterhin deutlich {iber
jener der Ménner lag (21,5 % gegeniiber 16,3 %) lag3!?. Gleichzeitig zeigte sich eine grofie
Heterogenitét zwischen den Mitgliedstaaten, mit Quoten der von Armut oder sozialer Ausgrenzung
bedrohten élteren Menschen von 9,5 % in Tschechien bis zu 42,9 % in Lettland. Zugleich stagnierte
die Einkommensungleichheit bei den {iber 65-Jdhrigen im Jahr 2024, gemessen am
Einkommensquintilverhéltnis (S80/S20), bei 4,11, wihrend fiir die Bevolkerung im erwerbsfahigen
Alter ein riickldufiger Trend zu beobachten war. Dennoch war sie weiterhin niedriger als bei der
Gesamtbevolkerung (4,66), was auch auf die Umverteilungseffekte der Renten- und Steuersysteme

zurickzufiihren ist.

Abbildung 2.4.15: Altere Menschen (65+) sind hheren Armutsrisiken ausgesetzt als die
Bevolkerung im erwerbsfihigen Alter, sind jedoch insgesamt weniger stark von erheblicher
materieller und sozialer Deprivation betroffen

Armutsgefahrdungsquote (obere Grafik) und Quote der erheblichen materiellen und sozialen Deprivation (untere
Grafik), nach Altersgruppen (in %, 2024)

Anmerkung: Die Balken der einzelnen Reihen sind iiberlagert: Links ist der Balken fiir die Altersgruppe 18-64 hoher
und teilweise hinter dem vollsténdig sichtbaren Balken fiir die Altersgruppe 65+ zu sehen, und rechts ist der Balken fiir
die Altersgruppe 65+ hoher und teilweise hinter dem vollstdndig sichtbaren Balken fiir die Altersgruppe 18-64 zu sehen.
Quelle: Eurostat [ilc_1i02] und [ilc_mdsd11], EU-SILC.

312 Die Definition der Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen
unterscheidet sich fir Personen unter 65 Jahren von jener fiir Personen ab 65 Jahren, da bei Letzteren
die Komponente ,,Sehr geringe Erwerbsintensitét™ ausgeschlossen ist.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_li02/default/table?lang=en
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_mdsd11/default/table?lang=en

Der Riickgang der Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten ilteren
Menschen in der EU steht im Zusammenhang mit einer Abnahme sowohl der monetiiren
Armut als auch der erheblichen materiellen oder sozialen Deprivation. Die Armutsrisikoquote
der liber 65-J4hrigen sank von 17,3 % im Jahr 2022 auf 16,6 % im Jahr 2024 (bezogen auf die
Einkommen des Jahres 2023). Gleichwohl lag die Armutsrisikoquote der {iber 65-Jdhrigen im
EU-Durchschnitt weiterhin leicht {iber jener der jiingeren Altersgruppen. Zwischen den
Mitgliedstaaten zeigte sich ein heterogenes Bild, mit Armutsrisikoquoten zwischen 8,3 % und
41,4 % (sieche Abbildung 2.4.15). Wihrend in mehreren Lédndern Personen ab 65 Jahren einem
geringeren monetidren Armutsrisiko ausgesetzt waren als die Bevolkerung im erwerbsfihigen Alter,
war das Armutsrisiko im Alter in anderen Landern bis zu doppelt so hoch. Die Quote erheblicher
materieller und sozialer Deprivation (SMSD) dlterer Menschen ging in der EU im Jahr 2024 auf
5,1 % zuriick, nachdem sie seit 2020 bei rund 5,5 % stagniert hatte. Sie reichte zwischen etwa 1 %
und iiber 20 % in den Mitgliedstaaten. Im Gegensatz zur Armutsrisikoquote lag die SMSD-Quote
dlterer Menschen im EU-Durchschnitt mit 6,4 % leicht unter jener der Bevolkerung im

erwerbsfahigen Alter. Dies galt auch in der Mehrheit der Mitgliedstaaten.

Das aggregierte Rentenersatzniveau blieb im Jahr 2024 auf EU-Ebene stabil. Dieser Indikator,
der die Rentenleistungen von Personen im Alter von 65-74 Jahren mit den Erwerbseinkommen von
Personen im Alter von 50-59 Jahren vergleicht, lag 2024 in der EU bei 0,6 (gegeniiber 0,59 im

Jahr 2023 und 0,58 in den vorangegangenen Jahren). Der Wert reichte von 0,35 in Kroatien bis 0,84
in Griechenland. Im EU-Durchschnitt lag er Frauen mit 0,58 etwas niedriger als bei Minnern
(0,62). Dies bedeutet, dass sich die Einkommenssituation von Frauen, deren Erwerbseinkommen
bereits im Durchschnitt niedriger sind, im Vergleich zu Ménnern beim Ubergang in den Ruhestand

weiter verschlechtert.
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Strukturelle Herausforderungen im Hinblick auf die Verfiigbarkeit, Bezahlbarkeit und
Qualitit der Langzeitpflege diirften sich vor dem Hintergrund der Bevolkerungsalterung
weiter verschirfen. Die Zahl der potenziell langfristig pflegebediirftigen Personen in der EU diirfte
von 31,2 Millionen im Jahr 2022 auf 33,2 Millionen im Jahr 2030 und 37,8 Millionen im Jahr 2050
anwachsen3!3, Der eingeschrinkte Zugang zu formellen Leistungen fiihrt zu ungedecktem Bedarf
oder zu einer iiberméfBigen Belastung informell Pflegender, bei denen es sich iiberwiegend um
Frauen handelt. Im Jahr 2019 gaben 46,6 % der {liber 65-Jahrigen in der EU mit erheblichen
Einschrankungen bei der personlichen Pflege oder bei Haushaltstitigkeiten an, einen ungedeckten
Unterstiitzungsbedarf zu haben. Dies war bei Personen im untersten Einkommensquintil deutlich
ausgepragter (51,2 %) als bei jenen im obersten Quintil (39,9 %)3!4. Fehlende Bezahlbarkeit und
Verfiigbarkeit, unter anderem infolge von Arbeitskraftemangel, werden bereits festgestellt und
gemeldet und verdeutlichen den Spielraum fiir eine weitere Starkung der Langzeitpflege,

insbesondere angesichts der prognostizierten demografischen Entwicklungen.

Abbildung 2.4.16: Das Verhiltnis der Langzeitpflegkrifte je 100 Personen im Alter von
65 Jahren und élter weist EU-weit geringfiigige Verbesserungen auf, zeigt jedoch grofie
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten

Langzeitpflegekrifte pro 100 Personen ab 65 Jahren, 2024

12

10

2 z T =1 I
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2024 =2023

Anmerkung: Arbeitskrifte der Langzeitpflege werden durch Uberschneidung der Codes 87.1, 87.3, 88.1 der Systematik
der Wirtschaftszweige (NACE) und der Codes 2221, 2264, 2266, 2634, 2635, 3221, 3255, 5321, 5322 der
internationalen Standardklassifikation der Berufe (ISCO) ausgewihlt.

Quelle: Berechnung der GD EMPL auf der Grundlage einer speziellen Extraktion von Eurostat, EU-AKE 2024.

313 GemiB den Projektionen des Basisszenarios. Siehe Européische Kommission, 2024 ageing report —

Economic & budgetary projections for the EU Member States (2022-2070), Amt fuir
Veroffentlichungen der Europdischen Union, 2024.
34 Eurostat-Indikator [hlth_ehis_tadlh] und [hlth_ehis_tadlhi]. EHIS-Welle 3 (2019).
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https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/cf87a9bf-02c2-11ef-a251-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/cf87a9bf-02c2-11ef-a251-01aa75ed71a1
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/hlth_ehis_tadlh$defaultview/bookmark/table?bookmarkId=cd45433d-19fb-4a1f-b1f9-099a353460d6&c=1757506677000
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/hlth_ehis_tadlhi__custom_18911290/bookmark/table?bookmarkId=1af1fcb7-bddb-47e5-8a6c-046444330828&c=1763246528000

Trotz des Potenzials des Langzeitpflegesektors zur Schaffung von Arbeitsplitzen verschirfen
der Arbeits- und Fachkriftemangel (auch aufgrund der geringen Attraktivitit des Sektors)
die Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Zugang und wirken sich negativ auf die
Qualitiit der erbrachten Dienstleistungen aus. Im Jahr 2024 waren in der EU 3,2 Millionen
Beschiftigte im Bereich der Langzeitpflege titig, iiberwiegend Betreuungskrifte in der
personlichen Pflege (65 %) und Pflegefachkrifte (29 %); dies entspricht rund 1,6 % der
Erwerbstitigen3!S. Frauen stellen 87 % der Beschiftigten in der Langzeitpflege und leisten zugleich
einen GroBteil der informellen Pflegearbeit. Der Sektor verfiigt liber ein hohes Potenzial zur
Schaffung von Arbeitsplitzen; gesundheitsbezogene Berufe (z. B. Gesundheitsfachkrifte,
Betreuungskrifte in der personlichen Pflege) diirften sich im Einklang mit den demografischen
Entwicklungen weiter ausweiten3'6. Im EU-Durchschnitt kamen 2024 dennoch auf 100 Personen im
Alter von 65 Jahren und élter lediglich 3,3 Langzeitpflegekrifte, was gegeniiber 2023 eine lediglich
sehr geringe Verbesserung darstellt. Zugleich bestanden erhebliche Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten, mit Werten von 0,3 in Griechenland bis 10,4 in Schweden (siche Abbildung
2.4.16). Qualifikations- und Arbeitskriftemangel sind hiufig auch auf die geringe Attraktivitét des
Sektors zuriickzufiihren, die durch schwierige Arbeitsbedingungen, unter anderem im Hinblick auf
Gesundheit und Sicherheit, sowie durch vergleichsweise niedrige Lohne bedingt ist. Die Lohne in
der Langzeitpflege liegen bei rund 89 % des durchschnittlichen Bruttostundenlohns, in Bulgarien,
Italien und Estland bei etwa 65 %3!7. Zudem wird iiber unzureichende Karriereperspektiven und
einen eingeschriankten Zugang zu Weiter- und Hoherqualifizierungsangeboten berichtet.
Hausangestellte Pflegekrifte und im Haushalt lebende Betreuungskrifte, bei denen es sich haufig
um mobile Arbeitskrifte aus der EU oder aus Drittstaaten handelt, sind im Bereich der
Langzeitpflege mit besonders schwierigen Arbeitsbedingungen konfrontiert, auch im Hinblick auf

den Zugang zum Sozialschutz.

315 Quelle: Berechnung der Europdischen Kommission (GD EMPL) auf der Grundlage einer speziellen
Extraktion von Eurostat, EU-AKE 2024. Die Grof3e des Langzeitpflegesektors diirfte jedoch hoher
sein, da nicht angemeldete Erwerbstatigkeit in erheblichem Umfang verbreitet ist.

316 Siehe: Cedefop skills forecast 2035: the twin transition and the demographic challenge drive demand
for high-level skills.

317 Berechnungen der Europdischen Kommission (GD EMPL) auf der Grundlage einer speziellen
Extraktion von Eurostat, Verdienststrukturerhebung, 2022.

7120/26 216

LIFE.4 DE


https://www.cedefop.europa.eu/en/news/cedefop-skills-forecast-2035-twin-transition-and-demographic-challenge-drive-demand-high-level
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Abbildung 2.4.17: Der Anteil der Personen mit ungedecktem medizinischem
Versorgungsbedarf blieb auf EU-Ebene weitgehend stabil und nahm in den meisten

Mitgliedstaaten leicht zu; nur in wenigen Fillen waren nennenswerte Riickginge zu
verzeichnen

Nach eigenen Angaben nicht gedeckter Bedarf an drztlicher Versorgung fiir das Jahr 2024 und Verédnderungen zum
Vorjahr (in %, Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards).

Anmerkung: Berticksichtigt wird selbstberichteter ungedeckter medizinischer Versorgungsbedarf aufgrund finanzieller
Griinde, langer Wartezeiten oder grofler Entfernung. Der Schnittpunkt der Achsen ist der nicht gewichtete
EU-Durchschnittswert. Legende siche Anhang. Die Daten fiir LT sind provisorisch.

Quelle: Eurostat [tespm110], EU-SILC.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tespm110/default/table

Der Anteil der Personen, die einen ungedeckten medizinischen Versorgungsbedarf meldeten,
blieb 2024 im EU-Durchschnitt stabil. Er lag in der EU bei 2,5 % und damit nur um

0,1 Prozentpunkte liber dem Wert von 2023. Unter den Mitgliedstaaten mit den hochsten Werten
(liber 8 %) und damit in ,.kritischen Situationen* blieben Griechenland, Finnland und Lettland trotz
moderater Anstiege von jeweils 0,6 Prozentpunkten, die gleichwohl zu den héchsten Zunahmen in
der EU zdhlten, nahe am Vorjahresniveau (siche Abbildung 2.4.17). Gleichzeitig verzeichneten
Estland, Ruménien und die Slowakei die starksten Riickginge. Trotz der deutlichen Verbesserung
in diesem Jahr blieb der Anteil von ungedecktem medizinischem Bedarf in Estland hoch (,,schwach,
aber sich verbessernd*), wihrend Ruménien und die Slowakei in die Kategorie ,,besser als der
Durchschnitt® wechselten. Die niedrigsten Werte wurden in Zypern, Malta, Tschechien, den
Niederlanden, Deutschland, Osterreich, Luxemburg und Ungarn verzeichnet. Dort lagen die Werte
durchgehend unter 1 %, teils allerdings nach zuvor stirkeren Anstiegen. Auch regionale
Unterschiede bei ungedecktem medizinischem Bedarf wurden festgestellt, wobei die
ausgeprigtesten Unterschiede in Italien und Ruménien zu beobachten waren (siche Abbildung 10 in
Anhang 5). Meldungen ungedeckten Bedarfs waren im EU-Durchschnitt zudem haufiger in
landlichen Gebieten als in Stddten und Vorstédten (2,8 % gegeniiber 2,1 %), wobei erhebliche
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bestehen. Innerhalb des einkommensschwéchsten
Fiinftels der Bevolkerung lag der Anteil der Meldungen von ungedecktem Bedarf tendenziell um
rund 60 % hoher, insbesondere in einigen Landern (z. B. 4,9 % gegeniiber 2,2 % in Ruménien,

4,8 % gegeniiber 2,5 % in Portugal, 4,0 % gegeniiber 2,2 % in Schweden sowie 14,4 % gegeniiber
8,4 % in Lettland).

2.4.2 Maflnahmen der Mitgliedstaaten

Mehrere Mitgliedstaaten haben Reformen zur Verbesserung der Angemessenheit ihrer
Mindesteinkommensregelungen durchgefiihrt, im Einklang mit der Empfehlung des Rates
aus dem Jahr 202338, Zur Verbesserung der Angemessenheit verabschiedete Spanien im

Januar 2025 ein Konigliches Dekret, mit dem die Mindesteinkommensleistung um 9 % angehoben
wurde. Italien erhohte den Betrag der Mindesteinkommensleistungen (ADI und SFL) und lockerte
die Anforderungen an die Bediirftigkeitspriifung, um der Inflation Rechnung zu tragen. Kroatien
dnderte das Sozialhilfegesetz und hob den Grundbetrag fiir Haushalte mit Kindern um mindestens
25 % an. Erh6hungen erfolgten unter anderem auch in Lettland, Litauen und Luxemburg. Mit
Blick auf eine Verbesserung der Angemessenheit entwickeln einige Mitgliedstaaten wie Estland
eine Methodik zur Festlegung der Hohe der Mindesteinkommensleistungen, wihrend Lettland den
Referenzwert fiir die garantierte Mindesteinkommensschwelle von 20 % auf 22 % des
Medianeinkommens anhob.

318 Siehe: Empfehlung des Rates vom 30. Januar 2023 fiir eine angemessene Mindestsicherung zur

Gewihrleistung einer aktiven Inklusion.
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Zur Verbesserung der Reichweite von Mindesteinkommensregelungen ergriffen mehrere
Mitgliedstaaten Maflnahmen zur Erleichterung der Inanspruchnahme und zum Abbau
administrativer Hiirden. In Estland sind Anderungen des Gesetzes iiber die Sozialhilfe
vorgesehen, um das Antragsverfahren durch den Riickgriff auf Daten aus nationalen Registern zu
vereinfachen und landesweit einen standardisierten Ansatz anzuwenden. In Luxemburg sicht ein
neuer nationaler Aktionsplan zur Armutsbekdmpfung, der bis Ende 2025 angenommen werden soll,
unter anderem die Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle fiir Sozialleistungen und damit
zusammenhédngende Anfragen vor, um deren Inanspruchnahme zu verbessern. Ruménien fiihrte im
Januar 2024 das Programm zum Mindesteinkommen fiir soziale Inklusion (VMI) ein, um die
Abdeckung zu erhdhen, die Angemessenheit der Unterstiitzung zu verbessern und zugleich den
Zugang der Leistungsbeziehenden zu Arbeitsmarktservices zu stirken. Kroatien verabschiedete im
Miirz 2025 mehrere Anderungen zur Verbesserung der Abdeckung, Angemessenheit und
Zielgenauigkeit von Sozialleistungen, mit besonderem Fokus auf Personen, die von anhaltender
Armut betroffen sind. Im Dezember 2024 fiihrte Spanien ein System ein, das es Empfangern von
Arbeitslosenunterstiitzung ermdglicht, einer automatischen Dateniibermittlung von der 6ffentlichen
Arbeitsverwaltung an die nationale Sozialversicherungsanstalt kurz vor dem Ende ihres Anspruchs

zuzustimmen, damit diese ihren Antrag auf Mindesteinkommensleistungen bearbeiten kann.

Im Einklang mit dem Ansatz der aktiven Inklusion werden weiterhin Anstrengungen
unternommen, um die Integration in den Arbeitsmarkt zu erleichtern, auch fiir
Mindesteinkommensbezieher. In Portugal wird ein neues Arbeitsanreizsystem die Kombination
von Erwerbseinkommen und sozialer Unterstiitzung ermoglichen. Mehrere Mitgliedstaaten haben
zudem Malinahmen ergriffen, um Aktivierungsangebote fiir Mindesteinkommensbezieher zu
verbessern. In Rumiinien wurde im Rahmen des RRP ein neues Programm zum
Mindesteinkommen fiir soziale Inklusion eingefiihrt, das vorsieht, dass bis Ende des zweiten
Quartals 2025 mindestens 60 % der Leistungsbeziehenden von mindestens einer

arbeitsmarktbezogene AktivierungsmaBBnahme profitieren.
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Die Mitgliedstaaten setzten ihre Initiativen zur Verbesserung des Zugangs zu sozialen
Dienstleistungen sowie zur Bezahlbarkeit von Energie- und Verkehrsdienstleistungen fort,
insbesondere fiir gefihrdete Gruppen. Spanien stellte 198,7 Mio. EUR bereit, um regionale und
lokale Dienste zu stirken, die Kindern und Familien in Bedarfslagen zugutekommen. In Ruménien
wurde das Programm fiir integrierte Gemeinschaftsdienste in 2 000 lindlichen Gemeinden
eingeflihrt; es umfasst den Aufbau integrierter Teams und die Qualifizierung des Personals der
Sozialdienste mit dem Ziel, mit Unterstiitzung des ESF+ mindestens 450 000 gefédhrdete Personen
umfassend zu versorgen. Luxemburg erhohte seine Unterstiitzung fiir Haushalte mit niedrigem
Einkommen, indem es 2025 die Energiebeihilfe verdreifachte und die (teilweise)
Anspruchsberechtigung auf Personen ausweitete, deren Einkommen bis zu 30 % iiber der
Einkommensschwelle liegt. Im dritten Jahr in Folge setzten die Niederlande 2025 ihr befristetes
Unterstiitzungsprogramm mit einem Budget von 56,3 Mio. EUR (im Jahr 2025) ein, um Haushalte
mit niedrigem Einkommen bei der Bewiltigung ihrer Energiekosten zu unterstiitzen. Portugal
erweiterte den Zugang zum 6ffentlichen Verkehr, indem es allen Personen unter 23 Jahren
kostenlose Fahrausweise anbietet, unabhidngig davon, ob sie in Bildungseinrichtungen

eingeschrieben sind oder nicht.

In den Jahren 2024-2025 zielten von einigen Mitgliedstaaten ergriffene Malinahmen darauf
ab, den Zugang zum Sozialschutz fiir Arbeitnehmer sowie fiir Selbststiindige zu stiarken, im

Einklang mit der Empfehlung des Rates"”

aus dem Jahr 2019, insbesondere im Bereich der
Arbeitslosenleistungen. Frankreich verbesserte den Zugang fiir Personen mit unterbrochenen
Erwerbsbiografien, insbesondere fiir Saisonarbeitskriafte sowie ehemalige Strafgefangene, wahrend
Italien die Zugangsvoraussetzungen zur Leistung bei Erwerbsunterbrechungen fiir Beschiftigte im
Kunstsektor erleichterte. Die fiir 2026 geplante Reform in Estland hin zu einer universellen
Grundleistung diirfte den Zugang fiir Personen in unregelméfiger oder projektbasierter
Beschéftigung verbessern, indem die Anwartschaftszeit auf acht Monate Erwerbstitigkeit innerhalb
von drei Jahren verkiirzt wird. Polen bereitet ein Gesetz vor, um ab Mitte 2026 die Einbeziehung
professioneller Kiinstler in das Sozialversicherungssystem zu unterstiitzen. Zugleich wurde mit der

Reform von 2025 die Kiirzung der Grundleistung um 20 % fiir Arbeitsuchende mit weniger als

fiinf Beitragsjahren abgeschafft.

319 Sieche: Empfehlung des Rates vom 8. November 2019 zum Zugang zum Sozialschutz fiir

Arbeitnehmer und Selbststindige.
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.C_.2019.387.01.0001.01.DEU&toc=OJ%3AC%3A2019%3A387%3ATOC

Die Mitgliedstaaten legten zudem einen Schwerpunkt auf die Verbesserung des Sozialschutzes
fiir Selbststindige und Arbeitnehmer in atypischen Beschiftigungsverhiiltnissen. Ab 2025
weitete Zypern Elternurlaub sowie Leistungen bei Arbeitsunfillen und Berufskrankheiten auf diese
Gruppen aus. Malta gewihrte selbststdndigen Vitern einen bezahlten Vaterschaftsurlaub. In
Belgien werden digitale Plattformen ab 2026 verpflichtet, ihr selbststdndiges Personal gegen
Arbeitsunfille zu versichern. Verbesserungen bestehender Regelungen fiir Selbststdndige wurden in
Kroatien im Bereich der Krankengeldleistungen umgesetzt oder sind vorgesehen. Entsprechende
Regelungen plant Italien bei Krankengeld und Elternurlaub. Die Niederlande bereiten ein neues
Gesetz zur Einfiihrung einer verpflichtenden Grundsicherung bei Erwerbsunfahigkeit fiir alle
Selbststandigen vor. Ab 2025 éndert Tschechien mit der Reform der Arbeitsvertragsform ,,DPP*
die Versicherungsschwellen und dehnt Kranken-, Renten- und bestimmte Urlaubsanspriiche auf
diese Vertrage aus, wihrend Bulgarien die Entschidigungszeitrdume bei voriibergehender
Arbeitsunfahigkeit infolge von Arbeitsunféllen oder Berufskrankheiten fiir kurzfristig beschiftigte
landwirtschaftliche Arbeitskrifte verldngerte. Spanien fiihrte den Multiplikatorkoeffizienten fiir
,dauerhaft saisonal Beschéftigte wieder ein, um die Berechnung der Leistungen anzupassen und
den Zugang zu Invaliditéts- und Altersrenten zu verbessern, und passte die Regelungen zu
befristeten Arbeitsvertrdgen aus produktionsbedingten Griinden fiir den Agrar- und den
Agrarlebensmittelsektor an. Kroatien weitete Mutterschafts-, Eltern- und Vaterschaftsleistungen
aus, indem es die Leistungshohen anhob, die Anspruchsvoraussetzungen herabsetzte und den
Geltungsbereich auf Selbststindige, Teilzeitbeschéftigte und weitere bislang ausgeschlossene
Erwerbstitige ausdehnte. Die Slowakei hob die Mindestbemessungsgrundlage fiir die Zahlung von
Kranken- und Rentenbeitragen ab Januar 2026 von 50 % auf 60 % des Durchschnittslohns von vor
zwel Jahren an. Im Juli 2026 oder sechs Monate nach Aufnahme der Tatigkeit werden
Selbststindige obligatorisch kranken- und rentenversichert sein, wobei die Bemessungsgrundlage
bei 26 % des Durchschnittslohns von vor zwei Jahren lag.

Mehrere Mitgliedstaaten setzten ihre Bemiihungen zur Verbesserung der Transparenz und
zur Vereinfachung der Sozialschutzsysteme fort, unter anderem durch den Einsatz digitaler
Instrumente. So flihrte Spanien im September 2024 eine neue mobile Anwendung ein, die aktuelle
Informationen bereitstellt, und startete im Januar 2025 eine neue Website, die einen elektronischen
Zugang zu Verfahren, Informationen und Dienstleistungen im Bereich Renten und Leistungen
ermoglicht. Die Slowakei baute Mitte 2024 die Online-Transparenz weiter aus, indem sie das
elektronische Versichertenkonto um Echtzeitdaten zu Kranken- und Mutterschaftsleistungen
ergénzte (zusitzlich zu Renten und Beitrdgen). Tschechien ergriff Mitte 2025 ebenfalls
Vereinfachungsmafinahmen und straffte die Prozesse fiir die Auszahlung von Renten an
Leistungsbeziehende im Ausland. Deutschland entwickelte seine Digitale Renteniibersicht,
unterstiitzt durch die Aufbau- und Resilienzfazilitit (RRF), in den Jahren 2024-2025 weiter, indem
es die Anbindung weiterer Anbieter ausweitete und den Online-Zugang zu umfassenden
Renteninformationen verbesserte.
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Mehrere Reformen zielten darauf ab, die finanzielle Belastung von Eltern zu verringern und
Kinderarmut durch Geldleistungen zu bekimpfen. Mit Unterstiitzung des ESF+ wird Bulgarien
eine Bestandsaufnahme von in extremer Armut lebenden Kindern durchfiihren. Mehrere weitere
Lander erhohten ihre Kinderleistungen (z. B. Zypern, Malta) oder ihre Betreuungsleistungen fiir
Kinder (z. B. Lettland fiir Kinder mit Behinderungen). Spanien startete 2024 ein aus dem ESF+
finanziertes Programm zur Ausgabe von Karten beziehungsweise Gutscheinen, einschlieBlich deren
regelmifBiger Aufladung. Dieses wird vom Ministerium fiir soziale Rechte mit Unterstiitzung durch
das Spanische Rote Kreuz umgesetzt und unterstiitzt Familien mit unterhaltsberechtigten Kindern,
deren Einkommen unter der Armutsgrenze liegt. Irland fiihrte einen Neugeborenenzuschuss ein:
eine einmalige Zahlung von 280 EUR fiir Eltern von Kindern, die am oder nach dem 1. Januar 2025
geboren wurden — zusitzlich zur ersten Monatszahlung des Kindergelds. Malta erhohte 2024 den
Geburtsbonus auf 500 EUR fiir das erste Kind und auf 1 000 EUR fiir jedes weitere Kind im
Haushalt. Neben Geburtsbeihilfen umfassen weitere Verbesserungen einen Gesetzentwurf in
Frankreich, der darauf abzielt, Familienleistungen bereits ab der Geburt des ersten Kindes zu
gewdhren statt erst ab dem zweiten Kind. Damit sollen Ein-Kind-Familien unterstiitzt werden, die
einem hohen Armutsrisiko ausgesetzt sind. Irland weitete zudem den Kreis der
Anspruchsberechtigten fiir die Leistung ,,Working Family Payment®, die niedrig entlohnte
Erwerbstdtige mit Kindern unterstiitzt, durch eine Anhebung der Einkommensschwellenwerte fiir
alle FamiliengroBen aus. Dariiber hinaus schlug Finnland Reformen zur Anderung des Gesetzes
iiber den Kindesunterhalt vor, um diesen als Einkommensquelle fiir anspruchsberechtigte Haushalte

mit Kindern zu stirken.
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Im Einklang mit der Européiischen Garantie fiir Kinder wurden verschiedene Reformen
durchgefiihrt, um den Zugang von Kindern zu wichtigen Waren und Dienstleistungen zu
verbessern. Portugal setzt beispielsweise ein Programm um, das 5 000 Kindern eine kostenlose
Vorschulerziechung ermdglicht und sich auf Gebiete mit begrenzten Angeboten 6ffentlicher und
solidarischer Netzwerke konzentriert. Die Initiative umfasst die Zusammenarbeit mit privaten,
genossenschaftlichen und sozialen Bildungseinrichtungen zur Er6ffnung von 200 neuen
Vorschuleinrichtungen, wobei im Zeitraum 2025 bis 2028 erhebliche Investitionen geplant sind.
Zypern leitete mit Unterstiitzung der RRF eine Reform ein, um die kostenlose verpflichtende
Vorschulerziehung fiir Kinder ab vier Jahren auszuweiten. Lettland erhohte das Betreuungsgeld fiir
Kinder mit Behinderungen von 313 EUR auf 413 EUR pro Monat, um Familien zusétzliche
finanzielle Unterstiitzung zur Deckung betreuungsbedingter Kosten zu bieten. Polen verabschiedete
Qualititsstandards fiir Kinderbetreuungseinrichtungen. Uber die frithkindliche Betreuung, Bildung
und Erziehung hinaus fiihrte Zypern im Rahmen einer aus dem ESF+ kofinanzierten Initiative die
Bereitstellung von Friihstiick fiir gefdhrdete Schiilerinnen und Schiiler an 6ffentlichen Schulen ein.
In Rumiinien startete die Regierung mit Unterstiitzung des ESF+ das Programm ,,Gesunde
Mabhlzeit*, das Schiilerinnen und Schiiler an gefdhrdeten Schulen téglich mit einer warmen Mahlzeit
oder einem Lebensmittelpaket versorgt und so zu ihrem Wohlbefinden beitragt. Zudem wird mit
Unterstiitzung der RRF ein Netz von 150 Tagesbetreuungszentren geschaffen, um durch gezielte

Angebote fiir Kinder und Eltern die Trennung von Kindern von ihren Familien zu verhindern.

Die Mitgliedstaaten haben Mafinahmen zur Verbesserung der Beschiiftigungschancen von
Menschen mit Behinderungen sowie zur Verbesserung der Zuginglichkeit von
Dienstleistungen ergriffen. Bulgarien stirkte die Finanzierung aktiver arbeitsmarktpolitischer
MaBnahmen, unter anderem durch geforderte Beschéftigung und Qualifizierungsangebote fiir
Menschen mit Behinderungen. Griechenland fordert die Einstellung von Menschen mit
Behinderungen in Organisationen der Kommunalverwaltung. Ruméinien entwickelte
gemeindenahe, integrierte Dienstleistungen in landlichen Gebieten, um den Zugang zu
Gesundheitsversorgung, Bildung und sozialen Diensten zu verbessern. Mit dhnlicher Zielsetzung
verabschiedete Spanien Maflnahmen zur Stirkung des Zugangs zu zentralen
Unterstiitzungsdiensten wie personlicher Assistenz, hduslicher Pflege und Telepflege. Einige
Mitgliedstaaten investierten weiterhin in stationére Einrichtungen fiir Menschen mit
Behinderungen, entweder zur Ausweitung ihrer Kapazititen, wie Malta und Spanien, oder zur
Verbesserung ihrer Qualitit, wie Ruménien. Spanien und Estland ergreifen Ma3nahmen zur
Verbesserung des Zugangs zu Assistenztechnologien, einschlieBlich digitaler Losungen. Irland hat
die Zahl der personlichen Berater speziell fiir die Beschéftigung von Menschen mit Behinderungen

verdoppelt und ihre Ausbildung tiberpriift.
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Mehrere Mitgliedstaaten haben integrierte, langfristige nationale Strategien zur Bekidimpfung
der Obdachlosigkeit entworfen und verabschiedet. Deutschland legte im April 2024 erstmals
einen Nationalen Aktionsplan gegen Wohnungslosigkeit vor, der nationale Leitlinien fiir ein
koordiniertes Vorgehen von Bund, Landern und Kommunen festlegt. Portugal aktualisierte seine
mehrjéhrige Strategie zur Integration obdachloser Menschen, die ein integriertes Frithwarnsystem
fiir Risikosituationen, personalisierte Interventionen mit Fallmanagern auf lokaler Ebene sowie eine
Ausweitung von ,,Housing-first“-Losungen und Wohngemeinschaften umfasst. Slowenien plant
erstmals die Annahme einer Strategie zur Pravention und Beendigung von Obdachlosigkeit, die eine
Begriffsdefinition vorsieht und den Fokus auf angemessenen, stabilen, zugédnglichen und sicheren
Wohnraum fiir alle legt. Irland ver6ffentlichte im November 2025 einen neuen integrierten Plan fiir
Wohnraum und Obdachlosigkeit. Er beruht auf zwei zentrale Sdulen: Aktivierung der Bereitstellung
von 300 000 weiteren Wohnungen und Unterstiitzung der Menschen hinsichtlich einer eigenen
Wohnung. Der Plan zielt darauf ab, einen behdrdeniibergreifenden Ansatz zur Bekdmpfung der
Obdachlosigkeit zu gewéhrleisten, und es soll ein nationaler Rahmen zur Verhinderung von

Obdachlosigkeit geschaffen werden.
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Renten und aktives Altern stehen weiterhin weit oben auf der Reformagenda der
Mitgliedstaaten; die meisten Mallnahmen zielen darauf ab, lingere Erwerbsverliufe zu
unterstiitzen und den Renteneintritt hinauszuschieben. In Irland erméglicht der Employment
Bill 2025 Personen, iiber das gesetzliche Rentenalter hinaus weiterzuarbeiten, sofern der
Arbeitgeber keine legitime und verhéltnismaBige Rechtfertigung fiir eine zwangsweise Beendigung
des Arbeitsverhiltnisses vorweisen kann. In Malta erhalten Personen, die ausreichend
Sozialversicherungsbeitridge fiir den Renteneintritt angesammelt haben, fiir jedes zusitzliche
Beschiftigungsjahr bis zum Alter von 65 Jahren einen hoheren Rentenzuschlag. In Belgien konnen
Selbststindige ab Oktober 2025 weitere Rentenanspriiche erwerben, wenn sie tiber das Rentenalter
hinaus weiterarbeiten und Sozialversicherungsbeitrage entrichten. Luxemburg wird die
Anwartschaftsregeln fiir abhéngig Beschéftigte und Selbststindige bei der Kombination von
vorgezogenen Alters- oder Invaliditdtsrenten mit Erwerbstétigkeit angleichen. Litauen fiihrte
zusitzliche Anreize fiir die Erwerbstétigkeit dlterer Menschen und von Menschen mit
Behinderungen ein und weitete die Auszahlung von Sozialhilfe, Alters- und Invaliditétsrenten auf
erwerbstdtige Personen dieser Gruppen aus. Italien fiihrte Anreize ein, um Personen, die die
Anspruchsvoraussetzungen fiir bestimmte Vorruhestandsregelungen erfiillen, zum Weiterarbeiten
zu motivieren. Das gesetzliche Rentenalter wurde in Tschechien und Dinemark angehoben. In
Griechenland wurde eine umfassende Agenda zu aktivem Altern und Demografie vorgelegt,
wihrend Bulgarien die Umsetzung seiner Strategie fiir aktives Altern fortsetzte und Zypern
erstmals eine entsprechende Strategie entwickelte. In Tschechien wurde der Zugang zum
Vorruhestand fiir Personen in risikobehafteten Berufen ausgeweitet, wihrend in den Niederlanden
die Vorruhestandsregelung mit steuerlichen Erleichterungen fiir korperlich belastende Tétigkeiten

gezielter ausgerichtet und bis 2029 verlangert wurde.
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Mehrere Linder ergriffen Malinahmen zur Verbesserung der Angemessenheit von Renten
und zur Unterstiitzung von Personen mit niedrigen Renten. In Malta wurden entsprechende
Malnahmen beschlossen, darunter eine geringfiigige Erhhung aller Altersrenten im Jahr 2025,
eine schrittweise Anhebung der Witwerrenten, ein hoherer Zuschuss fiir dltere Menschen im Alter
von 75 bis 79 Jahren sowie verbesserte Steuerbefreiungen fiir Rentner ab 61 Jahren. Zudem wurden
Anpassungen beim Lebenshaltungskostenzuschlag vorgenommen. Italien beschloss fiir 2025

und 2026 eine befristete Erhohung der Mindestrenten und filihrte soziale Zuschldge fiir Rentner in
benachteiligten Lebenslagen ein, wihrend Portugal einen au3erordentlichen Rentenzuschlag fiir
Personen mit niedrigen Renten einfiihrte. In Lettland wurde die Mindestaltersrente angehoben, und
staatliche Zuschldge zu Alters- und Invalidititsrenten werden schrittweise wieder eingefiihrt.
Litauen indexierte simtliche Alters-, Invaliditits- und Hinterbliebenenrenten, wahrend

Rumiinien 2025 den erst kiirzlich eingefiihrten Indexierungsmechanismus fiir Sozialleistungen fiir
Personen mit Mindest- und Niedrigrenten aussetzte, die stattdessen eine einmalige finanzielle
Unterstiitzung erhielten. Ddnemark erhdhte die Zusatzrente durch die Einfiihrung einer
Passagierabgabe auf Flugreisen. In Slowenien wurde 2025 eine Rentenreform verabschiedet, die
eine Anhebung der Mindestrente und der Garantierente ab 2026 sowohl fiir neue als auch fiir
bestehende Rentenempfanger sowie eine Erh6hung der Ansparrate fiir 40 Jahre
Rentenanwartschaftszeit und fiir Witwen-/Witwerrenten umfasst. Weitere Mitgliedstaaten
verabschiedeten Maflnahmen zur Starkung der Hohe und Angemessenheit von
Invaliditétsleistungen (Estland, Frankreich, Zypern, Rumiinien, Spanien, Slowenien) sowie der

finanziellen Unterstiitzung fiir pflegende Angehdrige (Malta, Slowakei, Ruménien).

In einigen Lindern wurden Mafinahmen ergriffen, um die Angemessenheit der Renten zu
unterstiitzen und zugleich zur Sicherung der Tragfahigkeit der Rentensysteme beizutragen,
auch im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung von Mehrsiulen-
Altersversorgungssystemen. In Italien konnen Personen nun freiwillig zusitzlich zum reguldren
Beitragssatz einen hoheren Rentenbeitrag entrichten. Lettland tibertrug 1 % der staatlichen
kapitalgedeckten Rentenbeitragssitze vom staatlichen Pensionsfonds der zweiten Séule auf das
umlagefinanzierte System der ersten Sdule. Irland fiihrt mit 1. Januar 2026 ein automatisches
Altersvorsorgesystem ein. Malta kiindigte vergleichbare Mafinahmen zur automatischen Teilnahme
an, verlingerte die Beitragsdauer und fiihrte zur Férderung der Diversifizierung der Alterseinkiinfte
Bildungsinitiativen sowie verstérkte steuerliche Anreize zur Férderung der Inanspruchnahme von
Rentenregelungen der dritten Saule ein. Umfassende Rentenreformen zur Gewahrleistung sowohl
der Angemessenheit als auch der Tragfdhigkeit der Rentensysteme werden in Kroatien verfolgt,
wihrend in Bulgarien eine Uberpriifung des Rentensystems durchgefiihrt wird und eine solche in

Malta vorgesehen ist.
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Die Mitgliedstaaten fithrten Mainahmen zur Stirkung der Gesundheitsversorgung sowie zur
Verbesserung des gleichberechtigten Zugangs und der Versorgungsqualitit ein. Der Haushalt
des Nationalen Krankenversicherungsfonds in Bulgarien fiir 2025 wurde um 16 % erho6ht, unter
anderem zur Ausweitung der Kosteniibernahme fiir Krebsuntersuchungen und zur Unterstiitzung
von Apotheken in unterversorgten Gebieten. DiAnemark setzt seit 2025 die umfassendste Reform
der letzten 20 Jahre um, um Wartezeiten zu verkiirzen, die Wahlmdglichkeiten der Patienten zu
erweitern und den Zugang zur Versorgung zu verbessern. Estland erhoht seit Januar 2025 die
Zuzahlungen zur Stirkung der Finanzierung und konsolidiert zugleich im Rahmen seines RRP seit
Dezember 2024 Krankenhduser, um die Effizienz zu steigern und ungedeckten medizinischen
Bedarf zu verringern. In Deutschland trat im Dezember 2024 eine umfassende Krankenhausreform
in Kraft, mit der eine bessere Qualitit von Behandlungen, eine umfassende medizinische
Versorgung und eine effizientere Krankenhausversorgung gewdhrleistet werden und ein neues
Erstattungssystem eingefiihrt wird, um unnétige medizinische Eingriffe zu reduzieren. Lettland
weitete ab Januar 2025 die Liste erstattungsfihiger Arzneimittel aus, erhdhte den 6ffentlichen
Erstattungsanteil fiir Medikamente, fiihrte Preisobergrenzen fiir Hersteller ein und begrenzte
Zuzahlungen bei Erstverordnungen. In Polen unterstiitzt der RRP das Nationale Kardiologische
Netzwerk zur Verbesserung der landesweiten kardiologischen Versorgung; die entsprechende
Rechtsgrundlage wurde im Juni 2025 geschaffen. Slowenien fiihrte eine nationale Kostenanalyse
durch, die ab Januar 2026 als Grundlage fiir die Einfiihrung einer neuen Gewichtung im
Vergiitungssystem der diagnosebezogenen Fallpauschalen fiir Akutversorgungsleistungen in

Krankenhdusern dient.
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Es wurden zudem Schritte unternommen, um die Primérversorgung zu stirken, die
Integration von Leistungen zu verbessern und die Digitalisierung voranzutreiben,
einschlieBBlich der Unterstiitzung des Datenaustauschs. Anfang 2025 nahm Irland eine
Umstrukturierung seines Gesundheitssystems im Rahmen der Slaintecare-Reform vor. Es wurden
sechs neue Gesundheitsregionen eingefiihrt, um die integrierte Versorgung zu stirken,
Entscheidungsprozesse zu dezentralisieren und einen bevolkerungsbezogenen Ansatz fiir die
Leistungsplanung sicherzustellen. Seit 2025 arbeitet Luxemburg daran, integrierte Pflegenetze fiir
Diabetes und Adipositas zu schaffen, die primére und spezialisierte Pflegeanbieter
zusammenbringen. Im September 2024 kiindigte Portugal die Einrichtung neuer ,,Modell-C-
Familiengesundheitseinheiten* an, die von privaten Gesundheitsdienstleistern betrieben, jedoch in
den nationalen Gesundheitsdienst integriert werden, um den Zugang zur medizinischen
Grundversorgung zu erweitern. Im September 2024 billigte Slowenien eine Strategie fiir die
medizinische Grundversorgung fiir 2024-2031 und fiihrte im Februar 2025 ein neues
Zahlungsmodell fiir Familien- und Kinderdrzte der ersten Versorgungsstufe ein, um die
Zuginglichkeit zu verbessern. Im Rahmen seines RRP zielt das im November 2024 verabschiedete
Reformgesetz in Griechenland darauf ab, die Priméirversorgung zu stirken, indem der Kreis der
Arzte erweitert wird, die als ,,personliche Arzte® titig sein kdnnen, und Spezialisierungen in der
Allgemein-, Familien- oder Inneren Medizin gefordert werden. Kroatien fiihrt im Rahmen seines
RRP eine digitale Gesundheitsreform iiber eine nationale IT-Plattform ein, um onkologische
Einrichtungen miteinander zu vernetzen. Der RRP in Ungarn fiir 2025 konzentriert sich auf den
Ausbau der Digitalisierung im Gesundheitswesen und die Stiarkung der Primérversorgung, unter
anderem durch den Aufbau von Hausarztgemeinschaften und eine verbesserte Versorgung bei
chronischen Erkrankungen. Im November 2024 verdffentlichte Rumiinien seine Nationale Strategie
fiir digitale Gesundheit 2024-2030, die darauf abzielt, digitale Governance, Kompetenzen,
Infrastruktur und Innovation im Bereich der Gesundheitsdigitalisierung zu stirken und damit
Verpflichtungen aus dem RRP umzusetzen.

Die Mitgliedstaaten ergriffen zudem Mallnahmen zur Bewiltigung von Engpéssen im
Gesundheitswesen, einschlie8lich einer besseren Bindung von Fachkriiften. Mit Unterstiitzung
der RRF setzte Osterreich bis Ende 2024 150 gemeindenahe Pflegefachkrifte ein. Frankreich
erweiterte im Juni 2025 die Aufgaben von Pflegefachkriften, indem es ihnen erlaubte,
erstattungsfahige Praventionskonsultationen eigensténdig durchzufiihren. Lettland verabschiedete
im Rahmen seines RRP eine Gesundheitsfachkréftestrategie fiir 2025-2029 mit Schwerpunkt auf
besseren Arbeitsbedingungen und neuen Rollenprofilen. Malta entwickelte im Rahmen seines RRP
ein Instrument zur Personalbedarfsplanung im Gesundheitswesen zur Unterstiitzung von
Personalplanung, Budgetierung und Einstellung.

Mafinahmen zur Verbesserung der 6ffentlichen Gesundheit konzentrierten sich zudem auf
Priavention und Gesundheitsforderung, einschlie8lich psychischer Gesundheit und
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Im Dezember 2024 fiihrte Tschechien einen nationalen
Herz-Kreislauf-Plan 2025-2035 ein, dessen neue Screening- und Praventionsprogramme vollstindig
von der Krankenversicherung abgedeckt sind. Mit Unterstiitzung der ARF fordert Finnland
Priaventions- und Fritherkennungsmafinahmen durch regionale, integrierte multisektorale
Versorgungsmodelle fiir 22 Wohlfahrtsregionen. Der RRP der Slowakei unterstiitzt systemische
Verbesserungen im Bereich der psychischen Gesundheit, unter anderem durch
QualifizierungsmafBnahmen fiir Fachpersonal.
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Die Mitgliedstaaten haben verschiedene MaBnahmen ergriffen, um die Systeme der
Langzeitpflege an demografische Verinderungen und gesellschaftliche Bediirfnisse
anzupassen und zu verbessern. Einige dieser Bemiihungen zielen auf eine Verbesserung der
Angemessenheit und Verfiigbarkeit von Leistungen durch eine stérkere Integration, neue
Versorgungsmodelle und den Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien ab. In
Flandern (Belgien) wurde ein vierjdhriges Projekt ,,ToekomstZorg* zur Entwicklung einer
sektoreniibergreifenden Langzeitpflege initiiert. Mit Unterstiitzung des RRF modernisiert und
erweitert Bulgarien seine sozialen Dienste; geplant sind die Renovierung bestehender stationdrer
Pflegeeinrichtungen und der Bau neuer Einrichtungen bis Juni 2026, im Einklang mit den
Qualitédtsstandards der Verordnung tiber die Qualitit sozialer Dienste aus dem Jahr 2022. Die
Reform des Langzeitpflegesektors in DaAnemark vom Juli 2025 zielt darauf ab, die Unterstiitzung
eines selbststdndigen Lebens durch priaventive MaBBnahmen und bedarfsgerechte Leistungen zu
starken. Die im Juli 2024 in Griechenland verabschiedete Langzeitpflegestrategie verfolgt das Ziel,
ein wirksames Sozialschutzsystem fiir die Langzeitpflege aufzubauen, und beinhaltet strategische
Zielsetzungen sowie einen umfassenden Governance-Rahmen. Spanien gestaltet im Rahmen seines
RRP sein Pflegemodell um, mit einem Schwerpunkt auf Deinstitutionalisierung und gemeindenaher
Versorgung, unterstiitzt durch Investitionen in Telepflegedienste und stationédre Einrichtungen.
Kroatien arbeitet mit Unterstiitzung des RRF und des ESF+ an einem integrierten
Langzeitpflegesystem und plant den Bau von Nullenergiezentren, um eine integrierte Versorgung
alterer Menschen sicherzustellen, wahrend zugleich die hdusliche und gemeindenahe Pflege
ausgebaut wird. Litauen entwickelt ein neues Modell der Langzeitpflege mit dem Ziel, die
héusliche und gemeindenahe Langzeitpflege zu stirken. Ungarn richtete ein neues
Partnerschaftsforum zur Begleitung und Uberwachung seiner Langzeitpflegestrategie ein. Polen
iiberarbeitet seinen Rechtsrahmen zur Definition von Langzeitpflege und informeller Pflege, fiihrt
einen ,,Senioren-Gutschein® zur Aufstockung der Finanzierung ein und legt ein
Qualititssicherungssystem fiir die Langzeitpflege fest. Osterreich aktualisiert seine
Pflegereformen, um pflegende Angehdrige zu entlasten und das Arbeitskrifteangebot sowie die
Effizienz zu verbessern. Portugal dnderte das Statut fiir informell Pflegende, vereinfachte
Antragsverfahren und weitete den Zugang zu Unterstiitzungsleistungen auch auf nicht verwandte
Pflegepersonen aus. In Slowenien zielen seit Juli 2024 befristete MaBnahmen darauf ab, die
Personalausstattung und die Arbeitsbedingungen in Pflegediensten zu verbessern, um den
anhaltenden Arbeitskriftemangel einzudimmen. In der Slowakei standardisiert eine Anderung des
Gesetzes liber soziale Dienste die Leistungen filir Pflegepersonen und unterstiitzt insbesondere
Menschen mit schweren Behinderungen. Finnland senkte den Personalschliissel in der Pflege
dlterer Menschen, um angesichts steigender Nachfrage, erhohten Kostendrucks und anhaltenden
Arbeitskriftemangels Flexibilitdt und Tragfahigkeit der Langzeitpflege sicherzustellen. Einige
Mitgliedstaaten investierten weiterhin in den Ausbau der Kapazitéten stationérer
Pflegeeinrichtungen (z. B. Malta, Spanien) oder in die Verbesserung ihrer Qualitét

(z. B. Ruméinien) fiir Menschen mit Behinderungen und &ltere Menschen.

7120/26 229
LIFE.4 DE



KAPITEL 3. ERSTE PHASE DER ANALYSE DES RAHMENS FUR SOZIALE
KONVERGENZ

In der ersten Phase der linderspezifischen Analyse werden die arbeitsmarktpolitischen,
kompetenzbezogenen und sozialen Entwicklungen in den einzelnen Mitgliedstaaten
untersucht, um potenzielle Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz zu ermitteln, die in
einer zweiten Phase weiter analysiert werden sollten. Diese linderspezifische Analyse basiert auf
den Grundsétzen des Rahmens flir soziale Konvergenz (Social Convergence Framework, SCF) und
steht im Einklang mit Artikel 148 AEUV. Sie triagt zudem Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b der
Verordnung (EU) 2024/1263 iiber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitiken und die
multilaterale haushaltspolitische Uberwachung Rechnung. Danach umfasst die jahrliche
Uberwachung der Umsetzung der Beschiftigungsleitlinien durch die Kommission im Rahmen des
Europédischen Semesters auch die Fortschritte bei der Umsetzung der Grundsétze der Européischen
Sdule sozialer Rechte und ihrer Kernziele, anhand des sozialpolitischen Scoreboards sowie eines
Rahmens zur Ermittlung potenzieller Risiken fiir eine soziale Aufwirtskonvergenz3??. Die erste
Phase der Analyse des Rahmens stiitzt sich auf die Leitindikatoren des sozialpolitischen
Scoreboards und ermittelt potenzielle Risiken fiir soziale Aufwértskonvergenz (weitere Einzelheiten
sieche Kasten mit Bezug zur Methodik am Ende dieses Abschnitts sowie die Anhédnge 6 und 2 fiir
weitere Einzelheiten). Um festzustellen, ob tatsdchlich Herausforderungen fiir die soziale
Aufwirtskonvergenz bestehen und welche Schliisselfaktoren diese vorantreiben, wird im

Friihjahr 2026 eine zweite Analysephase durchgefiihrt werden. Diese stiitzt sich auf ein breiteres
Spektrum quantitativer und qualitativer Evidenz und berticksichtigt die von den Mitgliedstaaten
ergriffenen oder geplanten MaBnahmen zur Bewiltigung der Herausforderungen. Im Folgenden
werden in Abschnitt 3.1 die wichtigsten horizontalen Ergebnisse auf der Grundlage der erststufigen
Analyse des Rahmens fiir soziale Konvergenz (SCF) dargestellt. Die Landeranalyse folgt in

Abschnitt 3.2 und zeigt auf, welche Lander in der zweiten Phase einer weiteren Analyse bediirfen.

320 Dariiber hinaus wird in Erwidgungsgrund 8 der Verordnung klargestellt, dass ,,die Kommission im

Rahmen ihrer integrierten Analyse der beschéftigungs- und sozialpolitischen Entwicklungen im
Kontext des Europdischen Semesters die Risiken fiir eine soziale Aufwértskonvergenz in den
Mitgliedstaaten bewertet und die Fortschritte bei der Umsetzung der Grundsitze der Europdischen
Sdule sozialer Rechte auf der Grundlage des sozialpolitischen Scoreboards und der Grundsitze des
Rahmens fiir soziale Konvergenz iiberwacht®.
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3.1 Wichtigste horizontale Feststellungen

Im Jahr 2024 konvergierten die Beschiiftigungsquoten weiter nach oben, und die
Arbeitslosenquote in der EU erreichte vor dem Hintergrund eines bescheidenen
Wirtschaftswachstums ein Allzeittief, das mit einem leichten Riickgang des Armutsrisikos
einherging; dennoch wurden einige Risiken fiir die Aufwiirtskonvergenz in den Bereichen
Arbeitsmarkt, Kompetenzen und Soziales festgestellt’?!. Die Anwendung der Ampelmethodik
fiir den gemeinsamen Beschiftigungsbericht auf die Leitindikatoren des sozialpolitischen
Scoreboards hilft bei der Identifizierung von Herausforderungen, die fiir die Umsetzung der
Européischen Séule sozialer Rechte von besonderer Bedeutung sind (siche Anhénge 6 bzw. 2). Die
Zusammenfiihrung der Signale aus den Indikatoren des sozialpolitischen Scoreboards auf
Lénderebene ermoglicht eine Gesamtbewertung potenzieller Risiken fiir die Aufwértkonvergenz im
sozialen Bereich, denen die EU und ihre Mitgliedstaaten gegeniiberstehen. Nachstehend findet sich

eine Zusammenfassung der wichtigsten horizontalen Ergebnisse (sieche auch Tabelle 3.1.1 und

Abbildung 3.1.1).

321 Die EU ist auf dem besten Weg, ihr Ziel einer Beschiftigungsquote von 78 % bis 2030 zu erreichen;

die Liicke zum Ziel betrégt nur noch 2,2 Prozentpunkte. Es sind jedoch weitere Anstrengungen
erforderlich, um die EU-Ziele fiir 2030 in den Bereichen Erwachsenenbildung und
Armutsbekdmpfung zu erreichen. Die Teilnahme Erwachsener an Bildungsmafinahmen lag 2022 nur
bei 39,5 % (gegeniiber der Zielvorgabe von 60 %), und die Anstrengungen zur Armutsbekdmpfung
fiihrten 2024 lediglich zu einer Verringerung um 2,9 Millionen (gegeniiber der Zielvorgabe von

15 Millionen).

7120/26 231
LIFE.4 DE



o Wihrend sich die Aufwirtskonvergenz bei der Beschiiftigungs- und
Langzeitarbeitslosenquote fortsetzte, blieben die Arbeitsmarktchancen fiir junge
Menschen und Menschen mit Behinderungen unverindert oder verschlechterten sich
leicht. Die Beschiftigungsquoten stiegen in fast allen Mitgliedstaaten (21), wenn auch
langsamer als in den vergangenen Jahren. In den Landern mit niedrigeren
Beschiftigungsquoten war der Anstieg stirker, was auf eine Aufwértskonvergenz hindeutet.
Gleichzeitig entwickelte sich die Arbeitslosenquote uneinheitlich. Die EU-Quote lag 2024 auf
ihrem historischen Tiefstand, aber der Indikator deutete auf einige Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten hin, was sich in einer relativ hohen Zahl (acht) von , kritischen und ,,zu
beobachtenden* Situationen widerspiegelt. Gleichzeitig bestehen in vielen Mitgliedstaaten
nach wie vor erhebliche regionale und territoriale Unterschiede. Insgesamt war die
Entwicklung der Langzeitarbeitslosenquoten positiver, wobei 2024 in der EU eine
Aufwirtskonvergenz zu verzeichnen war. Die meisten Mitgliedstaaten konnten Fortschritte
bei der Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt zu erzielen, wobei es jedoch nur wenige
Anzeichen fiir eine Konvergenz gab und insgesamt noch acht Mitgliedstaaten in dieser
Hinsicht in der Kategorie ,,zu beobachten® oder ,kritische Lage* eingestuft waren. Die
Fortschritte stagnierten groftenteils bei jungen Menschen, wobei sich der Anteil junger
Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung
absolvieren (NEET), im Jahr 2024 nur geringfiigig verbessert hat und es keine klaren
Anzeichen fiir eine Aufwirtskonvergenz gibt. Schlieflich hat sich die Beschéftigungsliicke
bei Menschen mit Behinderungen auf EU-Ebene vergrofert und es gab grofe Unterschiede
zwischen den Mitgliedstaaten, wobei acht Lander in der Kategorie ,,zu beobachten* oder

,kritische Lage* eingestuft waren.
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o Langsame und uneinheitliche Fortschritte in den Bereichen Bildung und Kompetenzen
schrianken das Potenzial der Humankapitalentwicklung ein und gefahrden die
Wettbewerbsfihigkeit sowie den sozialen und territorialen Zusammenhalt, wenn die
politischen Anstrengungen nicht deutlich verstirkt werden. Die Teilnahme an der
Erwachsenenbildung (gemall Erhebung iiber die Erwachsenenbildung) nahm in der EU
zwischen 2016 und 2022 leicht zu, aber die Leistung der Mitgliedstaaten unterschied sich —
die meisten Fortschritte wurden in den leistungsstirkeren Landern erzielt. Daten aus der
EU-Arbeitskrifteerhebung deuten ebenfalls auf einen allgemeinen Anstieg der Teilnahme
zwischen 2022 und 2024 hin3?2. Gleiches gilt fiir den Zeitraum 2021-2023 fiir den Anteil der
Erwachsenen mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen. Relativ viele
Mitgliedstaaten (neun bzw. zehn) sind bei diesen beiden Indikatoren in der Kategorie ,,zu
beobachten oder ,.kritische Lage* eingestuft. Dies verdeutlicht die erheblichen
Herausforderungen im Zusammenhang mit dem griinen und dem digitalen Wandel und zeigt,
dass die Wettbewerbsfdhigkeit der EU gestirkt werden muss. Gleichzeitig wurden 2024 in der
EU leichte Verbesserungen beim Anteil der frithen Schul- und Ausbildungsabgénger und der
Teilnahme an frithkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung (FBBE) verzeichnet. Hinter
den Durchschnittswerten fiir diese beiden Indikatoren verbergen sich jedoch sehr grof3e
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten, wobei 2024 mehr , kritische* und ,,zu
beobachtende* Situationen zu verzeichnen waren (jeweils Anstieg von neun auf zehn) und es
keine Anzeichen fiir eine Aufwértskonvergenz gab. Auch das niedrige und sinkende Niveau
der Grundkompetenzen stellt die EU vor grofle Herausforderungen. All dies macht deutlich,
dass erhebliche politische Anstrengungen in diesem Politikbereich im Einklang mit der

Initiative fiir eine Union der Kompetenzen nétig sind.

322 Siehe Eurostat [trng_Ifs 17], EU-AKE.
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o Wihrend bei den Risiken von Armut oder sozialer Ausgrenzung und
Einkommensungleichheit auf EU-Ebene insgesamt Verbesserungen zu verzeichnen
waren, bestehen nach wie vor Unterschiede, und bei fast allen sozialen Indikatoren
wurde eine mangelnde Aufwiirtskonvergenz zwischen den Mitgliedstaaten festgestellt.
Der Anteil der Kinder, die von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht sind, an der
Gesamtbevolkerung ist 2024 in der EU leicht zuriickgegangen. Dennoch war die Leistung in
den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich, und es gab keine eindeutigen Anzeichen
fiir eine Konvergenz. Bei Kindern, die von Armut bedroht sind, stieg die Zahl der Lander, die
in die Kategorie ,,zu beobachten‘ oder ,,kritische Lage* eingestuft sind, im Jahr 2024 auf acht.
Die Unterschiede bei den Quoten der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Personen hdngen zum Teil mit erheblichen Unterschieden bei den Auswirkungen sozialer
Transferleistungen (auBler Renten) bei der Armutsbekdmpfung zusammen. Dieser Indikator
verschlechterte sich 2024 in der EU leicht und wies die hochste Zahl von , kritischen® und ,,zu
beobachtenden® Situationen auf (elf), wobei es keine klare Aufwértskonvergenz gab. Die
Einkommensungleichheit (gemessen anhand des S80/S20-Indikators oder des
Einkommensquintilverhéltnisses) verbesserte sich, und die Zahl der , kritischen* und ,,zu
beobachtenden* Situationen ging 2024 deutlich zuriick. Bei den Landern mit den gréfiten
Ungleichheiten war jedoch eine weitere Verschlechterung festzustellen, wéhrend die Lénder
mit guten Leistungen Fortschritte erzielten. Dementsprechend hat die Diskrepanz
zugenommen. Es sind auch erhebliche regionale Unterschiede zu beobachten, z. B. hohe
Armuts- und Ausgrenzungsquoten in den Gebieten in duflerster Randlage der EU. Das real
verfiigbare Bruttoeinkommen der Haushalte pro Kopf stieg 2024 erheblich an. In allen
Landern waren Verbesserungen festzustellen. Die grofliten Zuwéchse sind den Mitgliedstaaten
zuzuschreiben, die ohnehin bereits gute Ergebnisse erzielt haben, was auf eine Divergenz
hindeutet. Es gab neun Einstufungen in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten®.
Es wurde eine leichte Verschlechterung bei dem nach eigenen Angaben nicht gedeckten
Bedarf an arztlicher Versorgung gemeldet, und die Konvergenz war im Jahr 2024 insgesamt
sehr begrenzt. Dagegen war bei der Quote der Uberbelastung durch Wohnkosten eine gewisse
Aufwirtskonvergenz zu beobachten — fast zwei Drittel der Mitgliedstaaten verzeichneten

Verbesserungen.
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In der ersten Phase der Linderspezifischen Analyse wird festgestellt, dass neun
Mitgliedstaaten angesichts der Herausforderungen, die sich aus den Leitindikatoren des
sozialpolitischen Scoreboards ergeben, einer eingehenderen zweiten Analyse unterzogen
werden miissen, was potenzielle Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz aufzeigt. Diese
Risiken werden anhand der Methodik des Rahmens fiir soziale Konvergenz bewertet, bei der die
Hohe und die jahrliche Verdnderung der einzelnen Leitindikatoren des sozialpolitischen
Scoreboards im Vergleich zum EU-Durchschnitt berticksichtigt werden, wie sie in den
diesbeziiglichen Kernbotschaften des Beschiftigungsausschusses und des Ausschusses fiir
Sozialschutz und dem diesen zugrunde liegenden Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe beider
Ausschiisse dargelegt wird (siche Kasten am Ende dieses Abschnitts). Die betroffenen
Mitgliedstaaten sind Bulgarien, Griechenland, Spanien, Italien, Litauen, Luxemburg, Ruménien,
Lettland und Finnland. Davon befanden sich die erstgenannten sieben Mitgliedstaaten auch im
Vorjahr in der zweiten Phase der Analyse (wenngleich in einigen Verbesserungen zu verzeichnen
waren, siche dieses Kapitel), wihrend Lettland und Finnland in diesem Jahr zum ersten Mal
einbezogen®?* wurden Kroatien, Estland und Ungarn, die sich im letzten Jahr in der zweiten Phase
der Analyse befanden, in diesem Jahr jedoch nicht3?4. Fiir die vorgenannten neun Lander wurden
potenzielle Risiken fiir die soziale Aufwértskonvergenz im Zusammenhang mit schwierigen
Situationen in einer gro3en Zahl von Politikbereichen festgestellt, wihrend im Falle von Lettland,
Litauen, Luxemburg und Finnland auch Verschlechterungen im Zeitverlauf in einer kleineren Zahl
von Politikbereichen eine wichtige Rolle spielten. Zu den Indikatoren, die fiir die meisten der
genannten Lander potenzielle Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz aufzeigen, gehoren die
Einkommensungleichheit, die Gesamtquote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Personen und die Auswirkungen sozialer Transferleistungen (aufler Renten) bei der
Armutsbekdmpfung, gefolgt von frithen Schul- und Ausbildungsabgingern, dem Anteil junger
Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung
absolvieren, dem realen verfligbaren Bruttoeinkommen der Haushalte pro Kopf, dem Anteil der
Bevolkerung mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen und der Quote der von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder. Fiir diese neun Mitgliedstaaten werden die
Kommissionsdienststellen im Friithjahr 2026 in einer zweiten Phase eine eingehendere Analyse
durchfiihren.

323 Im Falle Lettlands ist dies auf einen Anstieg des Anteils junger NEET sowie der Arbeitslosen- und

Langzeitarbeitslosenquote zuriickzufiihren. Dies hiangt au3erdem mit der geringen und riicklaufigen
Wirkung sozialer Transfers (ohne Renten) auf die Armutsminderung sowie mit einer starken
Verschlechterung der Beteiligung von Kindern unter drei Jahren an formaler Kinderbetreuung
zusammen. Im Falle Finnlands bezieht sich die Identifizierung fiir die Analyse der zweiten Phase
iiberwiegend auf die relative Verschlechterung der Arbeitslosenquote und der Langzeitarbeitslosenquote.
Estland, Ungarn und Kroatien, die sich im vergangenen Jahr ebenfalls in der zweiten Phase der Analyse
befanden, sind in diesem Jahr nicht davon betroffen. Estland unterliegt ihr nicht aufgrund der
verzeichneten Verbesserungen bei der Einkommensungleichheit, dem verfligbaren Haushaltseinkommen,
der Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen, der Wirkung sozialer
Transferleistungen auf die Armutsbekédmpfung sowie bei nicht gedecktem Bedarf an érztlicher
Versorgung. Ungarn unterliegt ebenfalls nicht der zweiten Phase der Analyse, da die jiingsten Daten
Verbesserungen bei den friihen Schul- und Ausbildungsabgéngen, der Quote von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohter Personen (insgesamt und bei Kindern), der Beschéftigungsliicke von Menschen
mit Behinderungen sowie der Langzeitarbeitslosenquote zeigen. Fiir Kroatien liegt im Jahr 2024 bei allen
auf EU-SILC basierenden sozialen Indikatoren ein Bruch in der Zeitreihe vor, der keine aussagekriftige
Interpretation der Veridnderungen zuldsst. Insbesondere ist der strukturelle Bruch ausschlaggebend fiir die
,»zu beobachten‘“-Einstufung der Quote von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohter Personen,
insgesamt sowie bei Kindern.

324
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Tabelle 3.1.1: Sozialpolitisches Scoreboard: Uberblick iiber die Herausforderungen in den

Mitgliedstaaten nach Leitindikatoren

Chancengleichheit

Beteiligung Erwachsener am Lernen
(in den letzten zwolf Monaten,
ausgenommen betriebliche
‘Weiterbildung am Arbeitsplatz, in %
der Bevolkerung im Alter von 25-
64 Jahren)

2022

Friihe Schul- und
Ausbildungsabginger
(in % der Bevolkerung im Alter von
18-24 Jahren)

Personen mit grundlegender oder
mehr als grundlegender digitaler
Kompetenz
(in % der Bevolkerung im Alter von
16-74 Jahren)

NEET-Quote bei jungen Menschen
(in % an der Gesamtbevélkerung im
Alter von 15-29 Jahren)

Geschlechtsspezifisches
Beschiiftigungsgefille
(in Prozentpunkten)

Einkommensquintilverhéltnis
(S80/S20)

Faire Arbeitsbedingungen

Beschiftigungsquote
(in % der Bevolkerung im Alter
von 20-64 Jahren)

Arbeitslosenquote
(in % der Erwerbsbevolkerung im
Alter von 15-74 Jahren)

Langzeitarbeitslosenquote
(in % der Erwerbsbevolkerung im
Alter von 15-74 Jahren)

2024

Wachstum des verfiigharen
Bruttoeinkommens der Haushalte pro
Kopf (2008 = 100)

2024

Sozialschutz und soziale Inklusion

Quote der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Personen
(in % der Gesamtbevolkerung)

2024

Quote der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohte Kinder
(in % der Bevolkerung im Alter von
0-17 Jahren)

2024

Auswirkungen sozialer
Transferleistungen (aufler Renten) bei
der Armutsbekiimpfung
(Verringerung der
Armutsgefihrdungsquote in %)

2024

Beschiiftigungsliicke bei Menschen

mit Behinderungen (in 2024
Prozentpunkten)
Quote der Uberbelastung durch
‘Wohnkosten (in % der 2024
Gesamtbevolkerung)

Kinder unter 3 Jahren in formaler
Kinderbetreuung (in % der
Bevolkerung unter 3 Jahren)

2024

Nach eigenen Angaben nicht
gedeckter Bedarf an drztlicher

Versorgung (in % der Altersgruppe
16+)

2024

Anmerkung: Aktualisierung vom 30. Oktober 2025. Der vorletzte Wert des Indikators fiir die Beteiligung Erwachsener am Lernen bezieht sich auf das Jahr 2016, und die

Uberdurchschnittlic|
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Schwach,
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BE,ES, LV, PT

g

AT, BE, FL, FR,
LV, MT, NL, SE
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BG, CY, EL
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SK

EL, HR

AT, BE, PT, RO,
SK

EL, ES

BE, BG, FR,
HR, HU, LT,
LU, RO, SE

EL, ES, IT

CZ, DE, DK,
EE, FR, IE, LV,
SE, SI, SK

BE, DE, FR,
HU, LU, MT,
PT, SK

AT, BE, DE,
HU, LT, PT, SE

CY, IT, ST, SK

CY, DK, EL,
HU, MT, SK

AT, BE, CZ, ES,
FL FR, LV, MT,

AT, CY, EE, EL,
HR, IT

4 B 2 )

DK, ES, FR, IE,
IT, LT, PL, PT,
SE, SI
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Einstufung beruht auf der Verdnderung bis 2022. Da die Daten fiir den Indikator zum Anteil der Personen, die zumindest iiber grundlegende allgemeine digitale Kompetenzen
verfligen, alle zwei Jahre erhoben werden, héngt die Einstufung von der Verdnderung von 2021 bis 2023 ab. Fiir Bulgarien liegen keine Daten zum Wachstum des verfligbaren
Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf vor. Fiir Luxemburg liegen keine Daten zur Beschéftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen vor. Auf Reihenbriiche und

andere Besonderheiten wird in den Anhéngen 3 und 4 hingewiesen.
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Abbildung 3.1.1: Uberblick iiber die beschiftigungspolitischen, kompetenzbezogenen und
sozialen Trends und Herausforderungen nach Leitindikatoren des sozialpolitischen
Scoreboards

EU-Durchschnitt, Trends und Verteilung der Mitgliedstaaten mit spezifischer Einstufung fiir den gemeinsamen
Beschiftigungsbericht fiir jeden Leitindikator, aggregiert fiir die drei Kapitel der Siule
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Kasten 3.1.1: Methodischer Ansatz zur Ermittlung potenzieller Risiken fiir die soziale
Aufwirtskonvergenz in der ersten Phase der linderspezifischen Analyse zur sozialen

Konvergenz

Die Analyse stiitzt sich auf bestehende Instrumente, die in den letzten Jahren gemeinsam mit
den Mitgliedstaaten entwickelt wurden, insbesondere auf der Grundlage des sozialpolitischen
Scoreboards und der sogenannten (Ampel-)Methodik fiir den gemeinsamen
Beschiiftigungsbericht 325 . Die erste Phase der linderspezifischen Analyse basiert auf dem
vollstdndigen Satz der Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards. Jeder der Indikatoren wird
auf der Grundlage der Methodik fiir den gemeinsamen Beschéaftigungsberichts gepriift, mit der das
relative Abschneiden der Mitgliedstaaten bestimmt wird, ausgedriickt in Form von
Standardabweichungen vom Mittelwert sowohl des absoluten Niveaus des Indikatorwerts als auch
seiner Verdnderung im Vergleich zum Vorjahr (fiir weitere technische Einzelheiten siche Anhang 4).
Fiir jeden Indikator werden die Ergebnisse fiir das betreffende Land in eine von sieben moglichen
Kategorien zusammengefasst (,,beste Leistung®, ,,iiberdurchschnittlich®, ,,gut, aber zu beobachten®,
,»durchschnittlich®, ,,schwach, aber mit Aufwértstrend®, ,,zu beobachten* und , kritische Lage*). Dies

entspricht der Farbskala, von griin bis rot.

Siehe die Kernbotschaften des Beschéftigsungsausschusses und des Ausschusses fiir Sozialschutz auf
der Grundlage des Berichts der Arbeitsgruppe des Beschéftigungsausschusses und des Ausschusses
fir Sozialschutz iiber die Aufnahme eines Rahmens fiir soziale Konvergenz in das Européische
Semester.
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Jeder Leitindikator des sozialpolitischen Scoreboards wird bewertet, um festzustellen, ob er zu
potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwiirtskonvergenz fiihrt und ob daher in einer zweiten
Phase eine weitere Analyse erforderlich ist. Die Einstufung in die Kategorie ,kritische Lage*
bezieht sich auf Mitgliedstaaten, die bei einem bestimmten Indikator deutlich schlechter als im
EU-Durchschnitt abschneiden und in denen sich die Lage im Vergleich zum Vorjahr verschlechtert
oder nicht ausreichend verbessert. Eine Einstufung in die Kategorie ,,zu beobachten* erfolgt in
zwei Fallen: a) wenn der Mitgliedstaat bei einem bestimmten Indikator im Vergleich zum
EU-Durchschnitt schlechter abschneidet und sich die Lage im Land verschlechtert oder nicht schnell
genug verbessert, und b) wenn die Werte dem EU-Durchschnitt entsprechen, die Lage sich im
Vergleich zum EU-Durchschnitt aber wesentlich schneller verschlechtert. Eine weitere Analyse in
einer zweiten Phase wird fiir Mitgliedstaaten als gerechtfertigt erachtet, fiir die sechs oder mehr
Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards in der jiingsten Ausgabe des gemeinsamen
Beschéftigungsberichts rot (,,kritische Lage*) oder orange (,,zu beobachten) gekennzeichnet sind.
Eine Veranlassung zu einer weiteren Analyse der Lage besteht auBerdem dann, wenn ein Indikator,
der rot oder orange gekennzeichnet ist (wie zuvor erldutert), auBerdem zwei aufeinanderfolgende
Verschlechterungen bei seiner Einstufung flir den gemeinsamen Beschéaftigungsbericht aufweist. Ein
Beispiel hierfiir ist eine Verdnderung von ,,durchschnittlich® zu ,,schwach, aber mit Aufwértstrend*
in der Ausgabe 2025 des gemeinsamen Beschiftigungsberichts, gefolgt von einer weiteren
Verschlechterung auf ,kritische Lage“ in der Ausgabe 2026. Dies wiirde als zuséitzliche
,Besonderheit“ im Hinblick auf die Mindestschwelle von insgesamt sechs Besonderheiten gezéhlt.
Wenn beispielsweise in der Ausgabe 2026 des gemeinsamen Beschéftigungsberichts fiir ein Land
fiinf Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards rot oder orange gekennzeichnet sind und einer
von ihnen zwei aufeinanderfolgende Verschlechterungen in den Ausgaben 2025 und 2026 aufweist,
wird das Land in der Ausgabe 2026 als Land mit insgesamt sechs Besonderheiten betrachtet
(fiinf rot/orange gekennzeichnete Indikatoren in der Ausgabe 2026 plus ein Indikator mit
zwei aufeinanderfolgenden Verschlechterungen). Folglich wére auch hier eine weitere Analyse in
einer zweiten Phase erforderlich. Bei der Bewertung der Gesamtzahl der Besonderheiten im Hinblick
auf die Schwelle werden etwaige Reihenbriiche und Probleme im Zusammenhang mit der
Datenqualitit und -auswertung berticksichtigt.

Die Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards und ihre Bewertung beruhen auf den
zum Datenstichtag neuesten verfiigbaren Daten32°. Wenn fiir ein bestimmtes Land relevante Daten
fiir die Bewertung der Einstufung fiir den gemeinsamen Beschiftigungsbericht fehlen, so wird die
entsprechende Einstufung fiir den gemeinsamen Beschéftigungsbericht aus der vorherigen Ausgabe
des gemeinsamen Beschéftigungsberichts (falls verfligbar) verwendet, um die fehlenden
Informationen zu ergéinzen. Wenn fiir den Indikator in der letzten und in der vorangegangenen
Ausgabe des gemeinsamen Beschiftigungsberichts Werte fehlen, so werden die Einstufungen fiir den
gemeinsamen Beschéaftigungsbericht nicht auf die indikative Schwelle von sechs Besonderheiten fiir
die zweite Phase der Analyse angerechnet.

326 Der Datenstichtag fiir den gemeinsamen Beschiftigungsbericht 2026 ist der 30. Oktober 2025. Die
verwendeten Daten und die entsprechenden statistischen Besonderheiten wie Reihenbriiche sind in
Anhang 3 des Berichts aufgefiihrt. Reihenbriiche sind auch in den Lénderberichten angegeben,
soweit sie sich auf Einstufungen fiir den gemeinsamen Beschéftigungsbericht beziehen, die auf die
Schwelle fiir die zweite Phase der Analyse angerechnet werden.
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3.2 Erste Phase der linderspezifischen Analyse
Belgien

Im Jahr 2024 bestanden nach Wie vor Beschiftigungsquote (in %) und Beschiftigungsliicke bei

Menschen mit Behinderungen {in Prozentpunkten) ©

Herausforderungen im Zusammenhang mit der
Beschiftigungsquote sowie ein erheblicher
Arbeitskriftemangel. Vor dem Hintergrund eines

realen BIP-Wachstums von 1,1 % stieg die w .
Beschiftigungsquote im Jahr 2024 leicht an, und 55 :
zwar um 0,2 Prozentpunkte auf 72,3 %. Sie liegt 0 :

75 35

70 30

=]

=]

damit unter dem EU-Durchschnitt von 75,8 % und ®
die Sltuatlon ISt erneut alS ”kritische Lage“ 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

. . . . Beschaftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen BE (rechte Achse)
a B Beschaftigungslicke bei Menschen mit Behinderungen EU-27 (rechte Achse)
einzustufen. Dies ist hauptsdchlich darauf = eschafugungsiicke e Menichen
——Beschaftigungsquote EU-27 (linke Achse)

0

zuriickzufiihren, dass die Erwerbsquote Belgiens . o .
(70,8 %) unter dem EU-Durchschnitt (75,3 %) liegt. gﬁnggzﬁgﬁgﬁlesgxiE?ﬁgf&?i%‘g: fiegt
Auch zwischen den Regionen bestehen nach wie vor  Jahr 2017 vor.
groBe Unterschiede. Dariiber hinaus lagen einige Quelle: Eurostat [Ifsi_emp_a], EU-AKE und

_ oo [tepsr_sp200], EU-SILC.
Gruppen, wie Menschen mit niedrigem
Bildungsniveau (20-64 Jahre, 47,5 %), Personen, die auBBerhalb der EU geboren wurden
(20-64 Jahre, 59,4 %), und éltere Menschen (55-64 Jahre, 59,4 %), weiter zuriick. Mit
33,1 Prozentpunkten lag die Beschéftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen immer noch
deutlich tiber dem EU-Durchschnitt (24,0 Prozentpunkte) und ist nun in die Kategorie ,,zu
beobachten eingestuft. Beim geschlechtsspezifischen Beschiftigungsgefille schnitt Belgien
dagegen ,,durchschnittlich® ab, ebenso wie bei der Arbeitslosen- und Langzeitarbeitslosenquote
(5,7 % bzw. 2,0 %). SchlieBlich hat sich der Index des Wachstums des verfiigbaren
Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008 = 100) im Jahr 2024 verbessert (von 106,5 im
Jahr 2023 auf 107,1), aber nicht den EU-Durchschnitt erreicht und ist nach wie vor ,,zu
beobachten®.

Belgien schneidet im Bereich Bildung und Kompetenzen iiberwiegend durchschnittlich ab.
Die Beteiligung Erwachsener am Lernen ist mit 34,9 % im Jahr 2022 ,,durchschnittlich* (verglichen
mit 39,5 % in der EU), nachdem es 2016 einen Riickgang gegeben hatte. Der Anteil junger
Menschen (15-29 Jahre), die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche
Ausbildung absolvieren (NEET), und der Anteil junger Menschen, die vorzeitig von der
allgemeinen oder beruflichen Bildung abgehen, hat sich verschlechtert. Mit 9,9 % bzw. 7,0 %
liegen die Werte jedoch immer noch deutlich unter dem jeweiligen EU-Durchschnitt (11,1 %
bzw. 9,4 %), wenn auch mit einigen regionalen Unterschieden. In Belgien ist der Anteil der
Bevolkerung mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen (59,4 % im Jahr 2023)
,uberdurchschnittlich®. Der Anteil der Kinder in formaler Kinderbetreuung lag 2024 bei 52,3 %
(jedoch mit einer deutlich niedrigeren Quote von 20,1 % bei Kindern, die von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedroht sind) und ist gegeniiber 2023 um 3,9 Prozentpunkte zuriickgegangen.
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Sozialpolitische Maflnahmen trugen dazu bei, das Risiko von Armut und sozialer
Ausgrenzung sowie Einkommensungleichheit zu mindern. Belgien gehort bei den
Auswirkungen sozialer Transferleistungen (auBBer Renten) bei der Bekdmpfung von Armut (53,1 %
gegeniiber 34,2 % in der EU) und Einkommensungleichheit, gemessen am
Einkommensquintilverhéltnis (3,45 % gegeniiber 4,66 % in der EU), zu den Léndern mit ,,bester
Leistung®. Sowohl die Quote der von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen
insgesamt (18,3 %) als auch die Quote der von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder
(20,2 %) waren 2024 ,,durchschnittlich®, wobei bei Letzterer zum ersten Mal seit 2017 ein Anstieg
zu verzeichnen war (um 0,6 Prozentpunkte). Der nach eigenen Angaben nicht gedeckte Bedarf an
arztlicher Versorgung lag im Jahr 2024 bei 1,4 %, und das diesbeziigliche Leistungsniveau war
dementsprechend ,,liberdurchschnittlich®. Die Quote der Uberlastung durch Wohnkosten wird mit

6,7 % (8,2 % auf EU-Ebene) als ,,durchschnittlich* eingeschitzt.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (sieche oben) und insbesondere der drei
Indikatoren, die in die Kategorie ,kritische Lage* oder ,,zu beobachten‘ eingestuft werden, scheint
Belgien keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein,
sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Bulgarien

Bulgarien steht im sozialen Bereich vor gro[}en Van Armut ader sazialer Ausgrenzung bedrohte Personen und
50 die Auswirkungen von Sozialtransfers (in %) 20
Herausforderungen. Der Anteil der von Armut oder

< =
0

Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung
bedrohten Kinder stieg im Jahr 2024 auf 35,1 % und o A e sczslr Ausgrensung becroee persanen G Inke ki)
Van Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Kinder BG (linke Achse)

damit deutlich tiber den EU-Durchschnitt von 24,2 %, e e v &
sodass auch hier eine , kritische Lage* zu verzeichnen -

sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen gehort zu
den hochsten in der EU (30,3 % gegeniiber 21,0 % im
Jahr 2024), was auf eine ,.kritische Lage* hindeutet.
Nach dem starken Riickgang im letzten Jahr war
wieder ein Anstieg zu verzeichnen (zu diesem
Zeitpunkt ,,schwach, aber mit Aufwértstrend*). Die

oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen EU-27 (linke Achse}
ader sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder EU-27 {linke Achse}
T bei der Armutshekiimpfung BG (rechte Achse)

bei der Art 5 EU-27 (rechte Achse)

Anmerkung: Fir BG liegt fiir die Quote der von Armut

. . . o/ i
ist. Menschen mit Behinderungen (43,8 %), altere oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen in

Menschen (36,6 %), Menschen in ldndlichen Bezug auf das Jahr 2016 und fiir die Auswirkungen in
Gebieten (40,8 %) und Roma waren weiterhin stirker ~ Bezug auf die Jahre 2016 und 2022 ein

. Zeitreihenbruch vor.
von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht als Quelle: Eurostat [ilc_peps01n], [tespm050], EU-SILC.

andere Personen®?’. Insgesamt wurde die Armut in

Bulgarien durch soziale Transferleistungen (auBer Renten) nach wie vor in begrenztem Malle
verringert (27,7 % gegeniiber 34,2 % in der EU) — eine Lage also, die es ,,zu beobachten gilt (im
letzten Jahr ,,schwach, aber mit Aufwirtstrend). Ferner ist die Einkommensungleichheit, gemessen
am Einkommensquintilverhéltnis, nach einem der gro3ten Zuwichse im Jahresvergleich auf einen
der hochsten Werte in der EU gestiegen (6,96 gegeniiber 4,66) — auch dies stellt eine ,,kritische
Lage* dar.

Das Land steht in Bezug auf die Kompetenzentwicklung vor Herausforderungen. Die
Teilnahme von Kindern unter drei Jahren an friihkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung ist
zwar gegeniiber dem Vorjahr um 3,8 Prozentpunkte gestiegen, lag 2024 aber deutlich unter dem
EU-Durchschnitt (21,2 % gegeniiber 39,2 %) und gilt als ,,zu beobachten®. Daraus ergeben sich
Herausforderungen in Bezug auf die Lernchancen, auch im spéteren Leben. Mehr als die Hilfte der
15-jdhrigen Schiilerinnen und Schiiler verfiigt nicht tiber grundlegende Kompetenzen (53,6 % in
Mathematik laut der PISA-Studie 2022). Die Beteiligung Erwachsener am Lernen lag 2022 bei

9,5 % (gegeniiber 39,5 % in der EU) und gehdrt nach einem stetigen Riickgang seit 2016 zu den
niedrigsten in der EU — also eine , kritische Lage®. Dies gilt auch fiir den Anteil der Erwachsenen
mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen (35,5 % gegeniiber 55,6 % in der EU im
Jahr 2023), trotz eines stetigen Anstiegs seit 2021. Verbesserungen bei der Kompetenzentwicklung
konnten die Produktivitét steigern und den griinen und den digitalen Wandel unterstiitzen.

327 Siehe: Agentur der Européischen Union fiir Grundrechte, Rights of Roma and Travellers in

13 European countries, 2024.
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Der Arbeitsmarkt entwickelte sich insgesamt weiterhin gut, wenngleich bei einigen
benachteiligten Gruppen noch Verbesserungsbedarf besteht. Getragen durch das robuste
Wirtschaftswachstum im Jahr 2024 erreichte die Beschaftigungsquote mit 76,8 % einen historischen
Hochststand und lag damit tiber dem EU-Durchschnitt (75,8 %), wéhrend die Arbeitslosenquote
ihren Abwirtstrend fortsetzte und auf 4,2 % sank (gegeniiber 5,9 % in der EU). Die
Langzeitarbeitslosigkeit hat sich nur leicht verbessert und ging zwischen 2023 und 2024 um

0,1 Prozentpunkte auf 2,2 % zuriick; sie liegt damit iiber dem EU-Durchschnitt von 1,9 %. Der
Anteil junger Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche
Ausbildung absolvieren (NEET), folgte dem riickldufigen Trend in der EU und ist nun mit 12,7 %
im Jahr 2024 ,,schwach, aber mit Aufwértstrend* (1,6 Prozentpunkte tiber dem EU-Durchschnitt).
Wenngleich die Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen auf 35,4 Prozentpunkte
zuriickgegangen ist und nun ,,schwach, aber mit Aufwértstrend* ist (gegeniiber der , kritischen
Lage* im vergangenen Jahr), liegt sie immer noch deutlich iiber dem EU-Durchschnitt

(24,0 Prozentpunkte).

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der sieben
Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, wird
festgestellt, dass Bulgarien potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt
ist, die einer weiteren Analyse in einer zweiten Phase bediirfen (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Tschechien

Insgesamt positive Arbeitsmarktergebnisse gehen

mit Herausforderungen fiir bestimmte

Bevolkerungsgruppen einher. Im Jahr 2024 gehorte

Tschechien mit einer stetig steigenden und hohen

Beschiéftigungsquote (82,3 %) und einer niedrigen

und konstanten Arbeitslosenquote (2,6 %) erneut zu

den Landern mit ,,bester Leistung* innerhalb der EU,

getragen durch die Erholung des

Wirtschaftswachstums. Die Leistung bei der

Langzeitarbeitslosenquote war mit 0,8 % im

Jahr 2024 ,iiberdurchschnittlich®. Dies galt auch fiir

den Anteil junger Menschen (15-29 Jahre), die weder

eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche Quelle: Eurostat [Ifsa_ergan], EU-AKE.
Ausbildung absolvieren (NEET), der im Jahr 2024 deutlich zuriickging, ndmlich um

1,5 Prozentpunkte auf 8,6 %. Die Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen
verringerte sich auf 21,7 Prozentpunkte und lag damit unter dem EU-Durchschnitt von

24,0 Prozentpunkten. Auch das geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille verbesserte sich 2024
um 1,3 Prozentpunkte auf 12,6 Prozentpunkte, lag jedoch immer noch iiber dem EU-Durchschnitt
von 10,0 Prozentpunkten. Dies bedeutet eine Einstufung in die Kategorie ,,schwach, aber mit
Aufwirtstrend®. Dagegen gilt der Anteil der Kinder unter drei Jahren in formaler Kinderbetreuung
mit nur 7,3 % im Jahr 2024 — deutlich niedriger als der EU-Durchschnitt von 39,2 % — weiterhin als
,kritische Lage®. Dies ist auf die unzureichenden Kapazitdten der friihkindlichen Betreuung,
Bildung und Erziehung zuriickzufiihren und kann sich auf die langfristigen Lernchancen von
Kindern und die Erwerbsbeteiligung von Frauen auswirken. Schlie8lich konnte eine stérkere
Erwerbsbeteiligung unterreprisentierter Gruppen wie Frauen, vertriebenen ukrainischen
Biirgerinnen und Biirgern und Roma dazu beitragen, den Arbeits- und Fachkréftemangel zu

verringern.

Die Leistungen Tschechiens im Bereich Kompetenzen ist gut, doch bei der Beteiligung
Erwachsener am Lernen ist ein Riickstand zu verzeichnen. Der Anteil der frithen Schul- und
Ausbildungsabginger ging im Jahr 2024 auf 5,4 % (gegeniiber 9,4 % in der EU) zuriick, demnach
war die Leistung ,,iiberdurchschnittlich®. Dies gilt auch fiir den Anteil der Erwachsenen mit
zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen (69,1 % im Jahr 2023 gegeniiber 55,6 % in der
EU). Die Beteiligung Erwachsener am Lernen deutet jedoch mit nur 21,2 % im Jahr 2022 auf eine
,Kritische Lage* hin (EU-Durchschnitt: 39,5 %).
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Das Land zeigte positive Wirkungen im sozialen Bereich. Im Jahr 2024 lag die Quote der von
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen insgesamt bei 11,3 % und bei Kindern bei
15,4 % (gegeniiber 21,0 % bzw. 24,2 % in der EU), womit das Land zu den Landern mit ,,bester
Leistung* zdhlt. Der Index des Wachstums des verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro
Kopf (2008 = 100) ist im Jahr 2024 leicht gestiegen, ndmlich von 123,6 im Jahr 2023 auf 125,2
(gegeniiber 114,3 in der EU), und ist ,,durchschnittlich®. Die Quote der Uberbelastung durch
Wohnkosten betrug im Jahr 2024 9,2 % und war damit ebenfalls ,,durchschnittlich“. In Bezug auf
den nach eigenen Angaben nicht gedeckten Bedarf an &rztlicher Versorgung schnitt Tschechien

weiterhin ,,iiberdurchschnittlich* ab.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siche oben) und insbesondere der zwei
Indikatoren, die in die Kategorie ,, kritische Lage* eingestuft werden, scheint Tschechien keinen
potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein, sodass es keiner

weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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Danemark

Arbeitslosen, Langzeit- und

Die Beschiiftigung ist insgesamt hoch, aber die Jugendarbeitslosenquoten (in %)

10 20

Herausforderungen im Zusammenhang mit der

Arbeitslosigkeit haben zugenommen. Das starke 8 18
Beschiftigungswachstum setzte sich mit einer
Beschéftigungsquote von 80,2 % im Jahr 2024
(+ 0,4 Prozentpunkte im Vergleich zu 2023) fort, was
auf ein robustes Wirtschaftswachstum (3,5 %) und ein

steigendes Arbeitskrifteangebot zuriickzufiihren ist. 2 /\ 12
Gleichzeitig stieg die Arbeitslosenquote deutlich an, TN

14

und zwar um 1,1 Prozentpunkte auf 6,2 %, und lag ' g £ & | s 82888 | g 28 | 588 | 3 ’
damit zum ersten Mal seit einem Jahrzehnt tiber dem Arbeitslasenquote 15-74 (linke Achse)
EU-Durchschnitt (5,9 %); dieser Wert ist ,,zu Iopontbeitommots 15,24 i Ates
beobachten®. Thre Langzeitkomponente gehort zwar Anmerkungen: In Bezug auf die Jahre 2016, 2017

. . g . o/ : und 2023 liegt ein Reihenbruch vor.
nach wie vor zu den niedrigsten in der EU (0,8 % im Ouelle: Eurostat [une rt_a], [une It a],

Jahr 2024), ist jedoch (von 0,5 % im Vorjahr) EU-AKE.

gestiegen und jetzt als ,,gut, aber zu liberwachen® eingestuft. Der Druck auf den Arbeitsmarkt

scheint zwar nachzulassen, doch ist das Land immer noch mit einem Arbeitskrdftemangel
konfrontiert, insbesondere im IKT-Sektor, im Gesundheitswesen und im Baugewerbe, wobei nach
wie vor regionale Unterschiede bestehen3?. Die Lage junger Menschen (15-29 Jahre), die weder
eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren (NEET), war 2024
nach einem Riickgang um 0,6 Prozentpunkte auf 8,0 % immer noch ,,iiberdurchschnittlich®.
Gleichzeitig vergroBerte sich das geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille im zweiten Jahr in
Folge, wiahrend auf EU-Ebene ein Riickgang zu verzeichnen war. Mit 6,5 Prozentpunkten liegt es
weiterhin unter dem EU-Durchschnitt von 10,0 Prozentpunkten, gilt aber als ,,zu beobachten®.

Déinemark schneidet bei den Kompetenzen insgesamt gut ab, doch bestehen nach wie vor
Anfilligkeiten bei jungen Menschen. Die Beteiligung Erwachsener am Lernen (47,1 % im

Jahr 2022, gegeniiber 39,5 % in der EU) und der Anteil der Erwachsenen mit zumindest
grundlegenden digitalen Kompetenzen (69,6 % im Jahr 2023, gegeniiber 55,6 % in der EU) sind
beide hoch. Gleichzeitig lag der Anteil der friihen Schul- und Ausbildungsabgédnger im Jahr 2024
weiterhin bei 10,4 % (gegeniiber 9,4 % in der EU) und ist auch angesichts des Fachkraftemangels
,»Zu beobachten®. Ddnemark gehort zu den Landern mit dem hdchsten Anteil an Kindern unter drei
Jahren in formaler Kinderbetreuung (62,9 %). Nach einem Riickgang um 7,0 Prozentpunkte ist
dieser Wert als ,,gut, aber zu beobachten* zu beurteilen.

328 Dinische Agentur fiir den Arbeitsmarkt und die Arbeitsvermittlung (Mérz 2025), Recruitment

Survey Report.
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https://star.dk/media/tsmlxepk/rekrutteringssurvey-marts-2025.pdf
https://star.dk/media/tsmlxepk/rekrutteringssurvey-marts-2025.pdf
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/8666cac5-aa55-40f0-b5c8-26aaec497879?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/e5fdf0d9-b607-4cbc-8e26-a03118d9516e?lang=de

Die Ergebnisse im sozialen Bereich sind insgesamt sehr gut, aber die Wohnkosten belasten
weiterhin gefihrdete Gruppen. Das Risiko von Armut oder sozialer Ausgrenzung ist insgesamt
,uberdurchschnittlich®, und Danemark zeigt in Bezug auf die Auswirkungen sozialer
Transferleistungen (auBler Renten) auf die Armutsbekdmpfung und die Quote der von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder ,,beste Leistung®. Der Anteil der Personen in Haushalten,
die durch Wohnkosten iiberlastet sind, ist mit 14,6 % (gegeniiber 8,2 % in der EU) und nach einem
Riickgang um 0,8 Prozentpunkte nach wie vor einer der hochsten Werte in der EU und deutet damit
auf eine ,kritische Lage* hin. Dies spiegelt das begrenzte Angebot an erschwinglichem Wohnraum

in grofBeren Stadten wider, wo die Quote 22,7 % betrug (gegeniiber 8,6 % in ldndlichen Gebieten).

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der vier
Indikatoren, die in die Kategorie ,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, scheint
Dinemark keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein,
sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Deutschland

In Bezug auf die Auswirkungen sozialer
Transferleistungen bei der Armutsbekdmpfung
und die Erschwinglichkeit von Wohnraum
bestehen trotz Verbesserung nach wie vor
Herausforderungen. Die Auswirkungen sozialer
Transferleistungen (auBler Renten) bei der
Armutsbekdmpfung haben sich deutlich verschlechtert,
von 41,7 % im Jahr 2023 auf 35,7 % im Jahr 2024.
Dieser Wert liegt immer noch iiber dem EU-
Durchschnitt von 34,2 % und ist ,,zu beobachten‘3%°.
Im Jahr 2024 lag der Anteil der von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen bei 21,1 %
und damit leicht unter dem Wert von 21,3 % im Jahr 2023 (gegeniiber 21 % in der EU). Auch die

Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder ist gesunken. Deutschland

Quelle: Eurostat [tessil63], EU-SILC.

schneidet bei beiden Indikatoren ,,durchschnittlich* ab. Trotz eines Riickgangs (um 1 Prozentpunkt)
gegeniiber dem Vorjahr machten im Jahr 2024 bei 12,0 % der Bevolkerung (8,2 % in der EU) die
Wohnkosten mehr als 40 % ihres Gesamteinkommens aus — eine Lage, die es ,,zu beobachten* gilt.
Einige Gruppen, wie dltere Menschen (65 Jahre und élter) und Menschen im untersten
Einkommensquintil, waren mit Anteilen von 15,3 % bzw. 33,3 % besonders betroffen (gegeniiber
8,8 % bzw. 27,8 % in der EU).

Im Bereich Bildung und Kompetenzen schneidet Deutschland bei der Erwachsenenbildung
gut ab, wihrend die Situation in Bezug auf frithe Schulabginger nach wie vor schwierig ist.
Der Anteil der frithen Schul- und Ausbildungsabgénger gehort zu den hochsten Werten (12,9 % im
Jahr 2024330, gegeniiber 9,4 % in der EU) und deutet auf eine ,.kritische Lage* hin. Dies muss
beobachtet werden — auch angesichts der stetigen Verschlechterung der Grundkompetenzen junger
Menschen seit 2012 (PISA 2022). Andererseits lag der Anteil der Erwachsenen mit zumindest
grundlegenden digitalen Kompetenzen im Jahr 2023 bei 52,2 % (,,durchschnittlich®), wobei
erhebliche Unterschiede zwischen den Bevdlkerungsgruppen bestehen. Die Beteiligung
Erwachsener am Lernen war mit 53,7 % im Jahr 2022 hoch, sodass Deutschland zu den Landern

mit ,,bester Leistung* in der EU z&hlt.

329 Der nationale Fragebogen wurde aufgrund von Anderungen der Rechtsgrundlage fiir Leistungen bei

Arbeitslosigkeit {iberarbeitet.
330 Im Jahr 2024 wird die Zeitreihe unterbrochen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/e5299c2a-1227-4d74-86c1-0d0db2c10538?lang=de&page=time:2024

Der Arbeitsmarkt ist insgesamt nach wie vor robust, doch besteht der Arbeitskriftemangel
fort und Frauen sind nicht ausreichend in den Arbeitsmarkt integriert. Trotz des
konjunkturellen Abschwungs hat sich die Beschiftigungsquote weiter erhoht und ist 2024 auf

81,3 % (,,iiberdurchschnittlich®) gestiegen, wihrend die Arbeitslosen- und die
Langzeitarbeitslosenquote angesichts des Arbeitskriftemangels auf einem sehr niedrigen Niveau
(3,4 % bzw. 0,9 %) lagen. Deutschland hat beim Anteil junger Menschen, die weder eine Arbeit
haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren (NEET), ,,liberdurchschnittlich*
abgeschnitten (8,7 % gegeniiber 11,1 % in der EU). Wéhrend das geschlechtsspezifische
Beschiftigungsgefille 2024 mit 7,1 Prozentpunkten als ,,durchschnittlich® einzuschitzen ist,
vergroferte sich das geschlechtsspezifische Gefille bei der Teilzeitbeschiftigung und war eines der
grofBten in der EU (37,2 Prozentpunkte gegentiber 20,1 Prozentpunkten). Dies ist auch auf die
Gestaltung des Steuersystems zuriickzufiihren, das geringe Anreize zur Erhhung der Zahl der
geleisteten Arbeitsstunden bietet, insbesondere fiir Gering- und Zweitverdiener. Der Anteil der
Kinder unter drei Jahren in formaeler Kinderbetreuung lag mit 25,1 % im Jahr 2024 (gegeniiber
39,2 % in der EU) deutlich unter dem EU-Durchschnitt und ist ,,zu beobachten. Dies kann auch der

Beschéftigung von Menschen mit Betreuungs- oder Pflegepflichten abtréglich sein.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (sieche oben) und insbesondere der vier
Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, scheint
Deutschland keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu
sein, sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Estland

Im Jahr 2024 stagnierte die estnische Wirtschaft,
was sich negativ auf den Arbeitsmarkt
auswirkte. Die Arbeitslosenquote stieg erneut an,
und zwar um 1,2 Prozentpunkte auf 7,6 % im

Jahr 2024, wihrend sie im EU-Durchschnitt sank
(5,9 % im selben Jahr). Daher ist dieser Indikator
weiterhin ,,zu beobachten®. Dariiber hinaus war die
Arbeitslosenquote bei jungen Menschen (15-

24 Jahre) mit 19,1 % (gegentiber 14,9 % in der EU)
deutlich h6her und im Nordosten des Landes fast

doppelt so hoch (13,5 % gegeniiber 6,2 % bis 7,5 % Quelle: Eurostat [une rt_a], [une ltu_a] EU-AKE.

in anderen Regionen). Auch die Langzeitarbeitslosigkeit ist gestiegen, und zwar von 1,3 % im

Jahr 2023 auf 1,8 % im Jahr 2024, wihrend sie auf EU-Ebene von 2,1 % auf 1,9 % zurilickgegangen
ist. Der Wert ist nun ,,zu beobachten®. Die Beschéftigungsquote ist leicht gesunken, von 82,1 % auf
81,8 %, lag aber deutlich iiber dem EU-Durchschnitt von 75,8 % und ist nun ,,gut, aber zu
beobachten®. Das Land weist gleichzeitig eines der niedrigsten geschlechtsspezifischen
Beschiftigungsgefille in der EU auf und zéhlte diesbeziiglich in den letzten drei Jahren
durchgéngig zur Kategorie ,,beste Leistung®. Der Index des Wachstums des verfiigbaren
Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008 = 100) lag 2024 bei 131,0 und war damit
,,durchschnittlich®.

Im Bereich Bildung und Kompetenzen schnitt das Land bei der Erwachsenenbildung und den
digitalen Kompetenzen weiterhin gut ab, wihrend in anderen Bereichen eine
Verschlechterung zu verzeichnen war. Die Beteiligung Erwachsener am Lernen war nach wie vor
hoch, ebenso der Anteil der Erwachsenen mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen.
Beide Indikatoren sind demnach weiterhin ,,iiberdurchschnittlich. Allerdings verschlechterte sich
der Anteil der friihen Schul- und Ausbildungsabgénger trotz der positiven Entwicklung im Vorjahr
um 1,3 Prozentpunkte auf 11,0 % im Jahr 2024 (den hochsten Stand seit 2019) und ist nun ,,zu
beobachten. Die Quote junger Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder
berufliche Ausbildung absolvieren (NEET), stieg um 1,4 Prozentpunkte auf 11,0 % (gegeniiber

11,1 % in der EU) und ist nun ebenfalls ,,zu beobachten®.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/b9806661-94f6-4593-a176-250bdc7662d5?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/cf344472-6b47-4374-88a0-139c0b0cbff4?lang=de

Im Bereich Sozialschutz und soziale Inklusion verzeichnet Estland einige positive
Entwicklungen. Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen

ging 2024 um 2,0 Prozentpunkte auf 22,2 % zuriick, wéhrend die Auswirkungen sozialer
Transferleistungen (aufler Renten) auf die Armutsbekdmpfung von 27,7 % im Jahr 2023 auf 31,5 %
im Jahr 2024 stiegen. Beide Indikatoren deuten auf eine Verbesserung der Lage hin und sind nun
,uberdurchschnittlich® statt wie im Vorjahr ,,zu beobachten®. Die Einkommensungleichheit,
gemessen am Einkommensquintilverhéltnis, kehrte zu ihrem Wert von 2021 zuriick (5,03 —
gegeniiber 4,66 in der EU). Trotz Fortschritten lag der Anteil der iiber 65-Jdhrigen, die von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedroht sind, mit 40,0 % iiber dem EU-Durchschnitt (gegeniiber 19,2 %
in der EU). Der nach eigenen Angaben nicht gedeckte Bedarf an drztlicher Versorgung ging 2024
um 4,4 Prozentpunkte auf 8,5 % zuriick, lag aber nach wie vor deutlich iiber dem EU-Durchschnitt
von 2,5 %. Infolgedessen stieg der Indikator von ,.kritische Lage* im vergangenen Jahr auf
,,schwach, aber mit Aufwirtstrend“. Andererseits hat sich die Quote der Uberbelastung durch

Wohnkosten seit 2021 fast verdoppelt und liegt nun bei 8,6 %; sie ist daher wieder ,,zu beobachten®.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der fiinf
Indikatoren, die in die Kategorie ,kritische Lage* oder ,,zu beobachten‘ eingestuft werden, scheint
Estland keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwiirtskonvergenz ausgesetzt zu sein,

sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siehe Kasten in Abschnitt 3.1).
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Irland

Die Beschiiftigung nahm 2024 weiter zu, doch
benachteiligte Gruppen waren nach wie vor mit
Herausforderungen konfrontiert. Die
Beschiftigungsquote erreichte mit 79,8 % ein weiteres
Rekordhoch, was in erster Linie auf die
Nettozuwanderung, die zu mehr Beschaftigung fiihrt,
und auf das robuste Wirtschaftswachstum
zuriickzufiihren ist. Zu dieser Entwicklung trug auch
eine hohere Erwerbsbeteiligung, insbesondere bei
Frauen, bei, wodurch das geschlechtsspezifische
Beschiftigungsgefille auf 9,3 Prozentpunkte

(,,durchschnittlich®) zuriickgegangen ist. Viele Frauen

Beschifti liicke bei hen mit Behinderungen
{in Prozentpunkten)

as

/\—/N/

2014 2015 2016 2017 2018 2018 2020 2021 2022 2023 2024

IE —FL)-27

Anmerkung: Fir IE liegt ein Reihenbruch in
Bezug auf das Jahr 2019 vor.
Quelle: Eurostat [tepsr_sp200], EU-SILC.

sind jedoch aufgrund von Betreuungs- oder Pflegepflichten nach wie vor nicht auf dem

Arbeitsmarkt aktiv. Auf der Grundlage des Leitindikators des sozialpolitischen Scoreboards zéhlte

die Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen nach wie vor zu den groten in der EU

(38,2 Prozentpunkte gegeniiber 24,0 Prozentpunkten in der EU) und stellte mit einem Anstieg um

1,5 Prozentpunkte im Jahr 2024 eine , kritische Lage* dar®3!. Die Verbesserung der

Beschiftigungsfahigkeit unterreprisentierter Gruppen, etwa Menschen mit Behinderungen,

Alleinerziehende, Geringqualifizierte, Roma und Pavee, kann dazu beitragen, sie in den

Arbeitsmarkt zu integrieren und dem bestehenden und kiinftigen Arbeits- und Fachkrédftemangel

entgegenzuwirken.

331

siehe die erste FuBBnote unter Abbildung 2.2.16.

Zu den Eigenschaften des Indikators fiir die Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/ca07e809-56ea-4e0b-998c-3adf3e88add4?lang=de

Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ist
zuriickgegangen, wenngleich einige Gruppen grofieren Risiken ausgesetzt sind. Das Risiko von
Armut oder sozialer Ausgrenzung ist sowohl fiir die Gesamtbevolkerung als auch fiir Kinder
erheblich zuriickgegangen (um 2,1 Prozentpunkte bzw. 3,4 Prozentpunkte) und ist nun
,uberdurchschnittlich“. Benachteiligte Gruppen, insbesondere Alleinerziehende, Pavee und
Menschen mit Behinderungen, waren jedoch deutlich starker gefdhrdet. Die Auswirkungen sozialer
Transferleistungen (auBBer Renten) bei der Armutsbekdmpfung verringerten sich 2024 erheblich (um
7,0 Prozentpunkte), sind nun jedoch mit 50,8 % (deutlich iiber dem EU-Durchschnitt von 34,2 %)
,»gut, aber zu beobachten®. Die Beteiligung von Kindern unter drei Jahren an formaler
Kinderbetreuung stieg 2024 auf 24,4 %. Dennoch blieb sie ,,zu beobachten®, da sie immer noch
deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 39,2 % liegt. Trotz erheblicher Investitionen und
Verbesserungen bestehen neben regionalen Unterschieden nach wie vor einige finanzielle und
nichtfinanzielle Hindernisse. Irland schneidet in Bezug auf die Quote der Uberbelastung durch
Wohnkosten ,,iiberdurchschnittlich® ab. Dennoch hat sich die Erschwinglichkeit von Wohnraum
verschlechtert, da das Angebotswachstum nach wie vor weit hinter der steigenden Nachfrage

zurlickbleibt. Es gibt lange Wartelisten fiir Sozialwohnungen und eine rasch steigende Zahl von

Obdachlosen332.

Die Leistungen Irlands im Bereich Bildung und Kompetenzen sind gut. Der Anteil der frithen
Schulabginger war mit 2,8 % im Jahr 2024 nach einem der starksten Riickgédnge in der EU eine der
niedrigsten, sodass Irland zu den Lindern mit der ,,besten Leistung® zdhlt. Der PISA-Studie 2022
zufolge gehoren die 15-Jdhrigen in Irland zu den leistungsstédrksten im Bereich der
Grundkompetenzen (Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften) in der EU. Die irischen
Erwachsenen schnitten 2023 bei den grundlegenden digitalen Kompetenzen dhnlich gut ab. Im
Vergleich zum EU-Durchschnitt beteiligten sie sich 2022 auch hiufiger am Lernen (48,3 %
gegeniiber 39,5 % in der EU).

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der zwei
Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, scheint
Irland keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein,
sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).

332 Siehe: Election 2024 Spotlight - Housing und Homeless Quarterly Progress Report Q2 2025
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https://www.socialjustice.ie/article/election-2024-housing
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Griechenland

Griechenland steht weiterhin vor erheblichen
Herausforderungen in Bezug auf Sozialschutz
und soziale Inklusion. Die armutsmindernde
Auswirkung sozialer Transferleistungen
(ausgenommen Renten) ging 2024 um

1,6 Prozentpunkte auf 16,6 % zuriick und lag damit
deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 34,2 %.
Unterdessen stieg der Anteil der von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen auf

26,9 % und lag damit iiber dem EU-Durchschnitt
von 21,0 %, womit dem zehnjéhrigen Riickgang ein
Ende gesetzt wurde. Beide Indikatoren deuten auf
eine ,.kritische Lage* hin. Mit 27,9 % war auch die
Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung

Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Personen und die
s Auswirkungenvon Sozialtransfers(in%) 4
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Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen EL {linke Achse)

Quote der von Armut oder sazialer Ausgrenzung bedrohten Kinder EL (linke Achse}

Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen EU-27 (linke Achse)
m=Quote der von A Ausgrenzung bedrahten Kinder (linke Achse)
bei der E EL (rechte Achse}
EU-27 (rechte Achse)

Anmerkung: Fiir EL liegt fiir die Auswirkungen in Bezug

auf das Jahr 2022 ein Zeitreihenbruch vor.
Quelle: Eurostat [ilc_peps01n], [tespm050], EU-SILC.

bedrohten Kinder hoch (gegeniiber 24,2 % in der
EU) und ist nach wie vor ,,zu beobachten®. Nach
einem Anstieg deuten sowohl der Anteil der Personen in Haushalten, die durch Wohnkosten
iiberlastet sind (mit 28,9 % im Jahr 2024 einer der hochsten in der EU gegeniiber durchschnittlich
8,2 %), als auch der nach eigenen Angaben nicht gedeckte Bedarf an &rztlicher Versorgung (mit
12,1 % gegeniiber 2,5 % in der EU) auf eine , kritische Lage* hin. Die Ungleichheit, gemessen am

Einkommensquintil, lag 2024 nach wie vor bei 5,27 Punkten und damit iiber dem EU-Durchschnitt
(4,66 Punkte) und ist nach wie vor ,,zu beobachten®.

Die Leistung des griechischen Arbeitsmarktes verbessert sich, doch bestehen nach wie vor
Herausforderungen, insbesondere fiir Frauen und junge Menschen. Im Jahr 2024 stieg die
Beschéftigungsquote aufgrund des nach wie vor robusten Wirtschaftswachstums um

1,9 Prozentpunkte. Doch selbst nach diesem erheblichen Anstieg waren nur 69,3 % der
Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter (20-64 Jahre) erwerbstétig (gegentiber 75,8 % in der EU),
was eine ,,schwache, aber sich verbessernde* Situation darstellt. Dies gilt auch fiir den Anteil junger
Menschen, die weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder eine Ausbildung absolvieren
(NEET), der 2024 um 1,7 Prozentpunkte auf 14,2 % zuriickging, aber nach wie vor weit liber dem
EU-Durchschnitt liegt (11,1 %). Unterdessen war die Beschéftigungsquote von Frauen 2024 mit
59,9 % (nach einem Anstieg um 2,3 Prozentpunkte) immer noch eine der niedrigsten in der EU, und
das geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille gehorte zu den grofiten in der EU

(18,8 Prozentpunkte gegeniiber durchschnittlich 10 Prozentpunkten) und stellte eine ,,kritische
Lage* dar. Dariiber hinaus gehort der Index des verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro
Kopf (2008=100) mit 84,1 im Jahr 2024 nach wie vor zu den niedrigsten, trotz eines Anstiegs um

2 Prozentpunkte gegeniiber 2023 (im Vergleich zu einem EU-Durchschnitt von 114,3), was eine
,kritische Lage* darstellt. Positiv zu vermerken ist, dass die Beschéaftigungsliicke bei Menschen mit
Behinderungen ,,durchschnittlich* blieb.
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Die Kompetenzentwicklung stagniert und belastet die Beschiftigungs- und
Wettbewerbsfihigkeit. In den letzten zwdlf Monaten gehdrte die Beteiligung Erwachsener am
Lernen zu den niedrigsten Werten in der EU und stellt mit 15,1 % im Jahr 2022 eine ,,kritische
Lage* dar. Gleichzeitig verfiigten im Jahr 2023 52,4 % der Erwachsenen (gegeniiber 55,6 % in der
EU) zumindest iiber grundlegende digitale Kompetenzen, was ,,durchschnittlich® ist. Die Quote der
Leistungsschwiche der 15-Jéhrigen bei den Grundkompetenzen gehorte zu den hochsten in der EU,
nachdem sie einen der stirksten Riickgéinge verzeichnet hatte. Andererseits ging der Anteil der
frithen Schul- und Ausbildungsabgianger im Jahr 2024 weiter zuriick, und zwar um

0,7 Prozentpunkte auf 3,0 % (gegeniiber 9,4 % in der EU), sodass Griechenland in diesem Bereich

zu den Landern mit der ,,besten Leistung® zahlt.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der neun
Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, wird
festgestellt, dass Griechenland potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwiirtskonvergenz
ausgesetzt ist, die einer weiteren Analyse in einer zweiten Phase bediirfen (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Spanien

Spanien Steht VOl‘ Hel'alleOI'del'llllgen in Beleg Quote der von Armut oder suzmlerAusgreniung bedrohten Kinder und Auswirkungen
sozialer Transferle: auf die gerung der Ki {in %)

auf Sozialschutz und soziale Inklusion. Im 5 5

Jahr 2024 ging der Anteil der von Armut oder & w

sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen auf 25,8 % .
zuriick, wahrend die Quote fiir Kinder weiter leicht
auf 34,6 % stieg. Beide Quoten lagen deutlich tiber

dem jeweiligen EU-Durchschnitt (21,0 % R )
bzw. 24,2 %) und deuten nach wie vor auf eine &

,Hkritische Lage* hin. Die Auswirkungen sozialer I I

i}
+

]

Transferlelstungen (auBer Renten) auf dle 2015 2006 2017 20 2019 2020 2021 2022 2023 2024
. . ES —Von Armut ader sozialer Ausgrenzung bedrohte Kinder {linke Achse)
AI‘mutSbekampfung Stlegen (um 1 PrOZGIltpuIlkt) auf EEU-27 - Von Armut eder sezialer Ausgrenzung bedrohte Kinder (linke Achse]
. . . . ES— i 1 sazialer Transferlel bei der Kinderarmut (rechte Achse)
23 79 % m Jahr 2024, blleben _]edOCh gerlng EU-27 - Auswirkungen sozialer Transferleistungen bei der Kinderarmut (rechte Achse)
(gegeniiber dem EU-Durchschnitt von 34,2 %) und Anmerkung: Die Auswirkungen von Sozialtransfers

auf die Verringerung der Kinderarmut werden anhand
der Armutsgefahrdungsquote vor und nach dem
Liicken bei der Abdeckung zuriickzufiihren, unter Transfer berechnet. Fiir ES liegt fiir die Quote der von
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen
. L in Bezug auf das Jahr 2022 ein Zeitreihenbruch vor.
Zulage fiir Kinder. Insbesondere fiir Kinder Quelle: Eurostat [ilc_1i10], [ilc_1i02], [ilc_pepsO1n],

verringerten soziale Transferleistungen das EU-SILC.

waren daher ,,zu beobachten®. Dies ist zum Teil auf

anderem bei der Mindesteinkommensregelung und der

Armutsrisiko nur um 20,2 % und lagen damit deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 41,9 %. Die
Einkommensungleichheit, gemessen am Einkommensquintil, ging leicht zuriick, war jedoch
weiterhin hoch (5,39 gegeniiber 4,66 in der EU) und ist ,,zu beobachten®. Auch der Index des
verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008=100) war 2024 aufgrund des nach
einem Anstieg immer noch niedrigen Niveaus ,,zu beobachten®. Diese Herausforderungen werden
durch regionale Unterschiede und eine hohe Erwerbstétigenarmut noch verschérft.

Der Arbeitsmarkt hat sich weiter verbessert, es bestehen aber nach wie vor
Herausforderungen. Die Beschiftigungsquote stieg 2024 weiter (um 0,9 Prozentpunkte) auf
71,4 % (gegeniiber 75,8 % in der EU), was durch ein robustes Wirtschaftswachstum und einen
Anstieg der Beschéftigung im Gesundheits- und Bildungswesen, im Gastgewerbe, in der
IKT-Branche sowie in bestimmten Berufsgruppen unterstiitzt wurde. Selbst nach einer relativ
groBBen Verbesserung ist dies aufgrund der grofen Differenz zum EU-Durchschnitt jedoch eine
,kritische Lage*. Gleichzeitig sind die Arbeitslosenquote (11,4 % gegeniiber einem
EU-Durchschnitt von 5,9 %) und ihre Langzeitkomponente (3,8 % gegeniiber 1,9 % in der EU)
angesichts der trotz starker Riickgdnge immer noch hohen Werte (um 0,8 bzw. 0,5 Prozentpunkte)
,schwach, aber mit Aufwértstrend. Der Anteil junger Menschen, die weder arbeiten noch eine
Schule besuchen oder eine Ausbildung absolvieren (NEET), ist nach wie vor betriachtlich (12,0 %
im Jahr 2024 gegeniiber 11,1 % in der EU), ist aber aufgrund einer kontinuierlichen Verbesserung
nun ,,durchschnittlich. Ferner ist die Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen
aufgrund eines Anstiegs auf 23,4 Prozentpunkte im Jahr 2024 ,,zu beobachten‘333,

333 In Bezug auf 2024 liegt ein Reihenbruch vor, was keine korrekte wirtschaftliche Auslegung zulisst.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_li10__custom_16853147/default/table?lang=de
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Spanien sieht sich in Bezug auf frithe Schul- und Ausbildungsabginge mit
Herausforderungen konfrontiert, wihrend es bei den digitalen Kompetenzen gut abschneidet.
Der Anteil der frithen Schul- und Ausbildungsabgénger sank 2024 auf 13,0 % (gegeniiber 9,4 % im
EU-Durchschnitt), blieb aber hoch und eine ,,kritische Lage*. Besonders hoch sind die Quoten bei
Mainnern (15,8 % gegeniiber 10,0 % bei Frauen) sowie bei aullerhalb des Landes geborenen
Personen (25,5 % gegentiber 10,3 %) und in einigen Regionen. Insgesamt war die Beteiligung
Erwachsener am Lernen im Jahr 2022 ,,durchschnittlich* (bei 34,1 % gegeniiber 39,5 % in der EU).
Die Leistungsschwéche bei den Grundkompetenzen lag unter dem EU-Durchschnitt, wies jedoch
erhebliche regionale Unterschiede auf. Spanien schneidet auch bei den digitalen Kompetenzen und

der frithkindlichen Bildung ,,iiberdurchschnittlich* ab.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der acht
Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, wird
festgestellt, dass Spanien potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt
ist, die einer weiteren Analyse in einer zweiten Phase bediirfen (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Frankreich

11 i 1 Von Armut od ialer A bedrohte P d di
Armutsrisiken bestehen nach wie vor. Der Anteil e e oo e i

der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Personen blieb 2024 weitgehend stabil bei 20,5 % - S

(20,4 % 1m Jahr 2023) und ,,durchschnittlich®. Die

Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung ) /\
bedrohten Kinder lag jedoch nach wie vor {iber dem ’
EU-Durchschnitt (26,2 % gegeniiber 24,2 % im \
Jahr 2024) und war ,,zu beobachten®. Die
Auswirkungen sozialer Transferleistungen (auer s

Renten) auf die Armutsbekdmpfung sind seit 2021
schneller zuriickgegangen als in der EU und

oS NS e = = - L - - EXl

Seit 2023 um 3 Prozentpunkte (gegenﬁber Quota dor van Armut ader sozialer Ausgrenzung biedrahten Kinder (linke Achse)
Vtan Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Personen (linke Achse)
0,5 Prozentpunkten in der EU). Aus diesem Grund ist sodialer Transfeiisungen bei der (rechte Achse
sie nun mit 38,9 % (gegeniiber 34,2 %) ,,gut, aber zu Anmerkung: In Bezug auf die Jahre 2020 und 2022
beobachten h . h iiber d liegt ein Reihenbruch vor.
cobachten”, auch wenn sie immer noch uber dem Quelle: Eurostat [ilc_peps01n], [tespm050], EU-SILC.

EU-Durchschnitt liegt. Die Ungleichheit, gemessen

am Einkommensquintil, ist nach wie vor ,,durchschnittlich®, wenngleich sie sich seit 2018 erhoht
hat. Die Gebiete in duBerster Randlage schneiden in allen Bereichen des Sozialschutzes und der
sozialen Inklusion deutlich schlechter ab als das franzésische Mutterland.

Der Arbeitsmarkt schnitt 2024 relativ gut ab, jedoch bestehen einige Herausforderungen. Im
Jahr 2024 stieg die Beschéftigungsquote vor dem Hintergrund eines realen BIP-Wachstums von
1,2 % auf 75,1 % (gegeniiber 75,8 % in der EU), wéihrend die Arbeitslosenquote mit 7,4 %
(gegeniiber 5,9 % in der EU) iiber dem EU-Durchschnitt lag, wobei die Gebiete in dullerster
Randlage deutlich schlechter abschnitten. Beide Indikatoren bleiben ,,zu beobachten‘334. Dariiber
hinaus stieg die Jugendarbeitslosenquote (um 1,5 Prozentpunkte auf 18,7 %), und der Anteil junger
Menschen, die weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder eine Ausbildung absolvieren
(NEET), erreichte 12,5 % (gegeniiber 11,1 % in der EU) und ist nach wie vor ,,zu beobachten®.
Wihrend die Langzeitarbeitslosigkeit insgesamt ,,durchschnittlich® war, sahen sich einige
gefdhrdete Gruppen weiterhin groBBeren Hindernissen bei ihrer Eingliederung in den Arbeitsmarkt
gegeniiber, insbesondere dltere Arbeitnehmer, auflerhalb der EU geborene Personen und Menschen
mit niedrigem Bildungsniveau. Das geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille hat sich 2024
vergroflert (um 0,4 Prozentpunkte auf 5,9 Prozentpunkte) und ist nun ,,durchschnittlich®. Die
Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen hat sich seit 2020 verringert, vergroferte
sich 2024 aber leicht auf 22,4 Prozentpunkte (gegeniiber 24,0 Prozentpunkten in der EU) und bleibt
weiter ,,iberdurchschnittlich®.

334 Die Definition der franzésischen Arbeitsmarktindikatoren unterscheidet sich von den iiblichen

Indikatoren seit 2021 (siehe Eurostat).
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https://ec.europa.eu/eurostat/cache/metadata/en/lfsi_esms.htm#coher_compar1678715816154
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/233df3b4-92bc-4f7e-8586-3efccb7c31b0?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/cd67cc68-3da1-4e47-a14c-b6b43abea220?lang=de

Frankreich schneidet bei der Kompetenzentwicklung insgesamt relativ gut ab. Die Anteile der
Erwachsenen mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen (59,7 % im Jahr 2023) und der
frithen Schul- und Ausbildungsabginger (7,7 % im Jahr 2024) sind ,,durchschnittlich®. Die
Teilnahme Erwachsener an WeiterbildungsmafBnahmen ist ,,iiberdurchschnittlich® (49,2 % im

Jahr 2022). Frankreich schneidet beim Anteil der Kinder unter drei Jahren in formaler
Kinderbetreuung mit 59,3 % ,,beste Leistung™ ab und liegt damit weit iiber dem EU-Durchschnitt
von 39,2 %, aber die Liicke der Beteiligung an Kinderbetreuung zwischen Kindern, die von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedroht sind und jenen, die es nicht sind, erreichte 2024

41,5 Prozentpunkte (gegeniiber 20,3 Prozentpunkten in der EU). Zudem ist das Bildungssystem
durch einen hohen Anteil an Leistungsschwachen und grofe Ungleichheiten gekennzeichnet. Der

Fachkriftemangel besteht nach wie vor und konnte sich auf die Wettbewerbsfahigkeit auswirken.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der vier
Indikatoren, die in die Kategorie ,,zu beobachten* eingestuft werden, scheint Frankreich keinen
potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein, sodass es keiner

weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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Kroatien
Im Bereich Sozialschutz und soziale Inklusion Beteligung Erwachsener am Lernen, 2022 (%)

steht Kroatien vor einigen Herausforderungen.

Die Auswirkungen sozialer Transferleistungen (auBer
Renten) auf die Verringerung der Armut gehorten N

trotz der jiingsten Verbesserungen (von 20,35 % im
Jahr 2022) im Jahr 2024 nach wie vor zu den I

niedrigsten in der EU (21,6 % gegentiber 34,2 %),

sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen im Quablatiorsniveau  {58-64) Bevolerung

MR WEU

was im dritten Jahr in Folge eine ,.kritische Lage

zeigt. Gleichzeitig war die Quote der von Armut oder

o

Jahr 2024 um 1,0 Prozentpunkte héher und ist aus Anmerkung: Geringe Zuverlissigkeit der Daten fiir

. . Arbeitslose und Nichterwerbspersonen (HR).
13 0
diesem Grund nun ,,zu beobachten™ (21,7 % gegentiber Quelle: Eurostat[spezielle Extraktion aus der AES].

21,0 % in der EU), auch wenn der strukturelle Bruch im

Jahr 2024 Vorsicht bei der Interpretation der Verinderung erfordert. Ahnlich, aber mit demselben
Vorbehalt, war die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder im Jahr 2024
um 2,0 Prozentpunkte hoher und war daher ,,zu beobachten®, obwohl sie immer noch unter dem
EU-Durchschnitt liegt (19,3 % gegentiber 24,2 %). Die Ungleichheit, gemessen am
Einkommensquintil, nahm weiter zu, wenn auch langsamer, und ist ,,durchschnittlich“. Die Quote
der Uberbelastung durch Wohnkosten und der nach eigenen Angaben nicht gedeckte Bedarf an

arztlicher Versorgung sind ,,iiberdurchschnittlich®.

Das Land hat noch Spielraum fiir Verbesserungen im Bereich des lebenslangen Lernens. Der
Anteil der Kinder unter drei Jahren in formaler Kinderbetreuung stieg 2024 weiter auf 30,2 % (von
29,6 % im Jahr 2023). Wihrend das Land in Bezug auf den Anteil der frithen Schul- und
Ausbildungsabginger nach wie vor ,,beste Leistung* erzielte, war der Anteil der
Leistungsschwachen in der Bildung hoch, insbesondere in Mathematik. Nach einem Riickgang von
26,9 % im Jahr 2016 nahmen nur 23,3 % der kroatischen Erwachsenen 2022 an
WeiterbildungsmaBnahmen teil (gegeniiber 39,5 % in der EU). Das ist ,,zu beobachten®. Wahrend
der Anteil der Erwachsenen mit mindestens grundlegenden digitalen Kompetenzen im Jahr 2023 bei
59,0 % lag (gegeniiber 55,6 % in der EU), ist die Lage aufgrund eines starken Riickgangs (um

4,4 Prozentpunkte) seit 2021 ,,zu beobachten®.

7120/26 260
LIFE.4 DE


https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details

Der Arbeitsmarkt ist im Aufwirtstrend, aber Menschen mit Behinderungen stehen weiterhin
vor Herausforderungen. Die Beschiftigungsquote ist seit 2021 gestiegen, blieb jedoch 2024 unter
dem EU-Durchschnitt (73,6 % gegeniiber 75,8 %), wobei die Situation ,,schwach, aber mit
Aufwirtstrend* war (nach einer ,kritischen Lage* in den Vorjahren). Gleichzeitig gingen die
Arbeitslosen- und die Langzeitarbeitslosenquote aufgrund des nach wie vor relativ kraftigen
Wirtschaftswachstums weiter auf 5,0 % bzw. 1,8 % zuriick. Wahrend sowohl das
geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille als auch der Anteil junger Menschen, die weder
arbeiten noch eine Schule besuchen oder eine Ausbildung absolvieren (NEET), im Jahr 2024
,uberdurchschnittlich® waren, sahen sich Menschen mit Behinderungen weiterhin mit erheblichen
Hindernissen konfrontiert. Die Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen

(41,0 Prozentpunkte gegeniiber 24,0 Prozentpunkten in der EU) deutete auf eine ,,kritische Lage*
hin, nachdem sie sich weiter vergrofert hatte. Der Index des verfiigbaren Bruttoeinkommens der

Haushalte pro Kopf (2008=100) lag 2024 bei 138,1 und war damit ,,liberdurchschnittlich®.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siche oben) und insbesondere der

sechs Indikatoren, die in die Kategorie ,.kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden,
von denen drei vor einer statistischen Herausforderung stehen®3S, scheint Kroatien keinen
potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein, sodass es keiner

weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).

335 Ein Zeitreihenbruch im Jahr 2024 fiir alle Indikatoren in diesem Bereich auf der Grundlage von

EU-SILC ermdéglicht es nicht, Verdnderungen zu interpretieren. Besonders der strukturelle Bruch ist
der Grund, warum sowohl von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Personen als auch von
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Kinder als ,,zu beobachten* eingestuft werden, was keine
korrekte wirtschaftliche Auslegung zulasst.
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Italien

Trotz einiger kontinuierlicher

Verbesserungen steht der italienische

Arbeitsmarkt vor bedeutenden

Herausforderungen. Die Beschiftigungsquote

stieg 2024 weiter an und erreichte 67,1 %. Sie

gehort jedoch nach wie vor zu den niedrigsten in

der EU und stellt eine ,kritische Lage* dar.

Sowohl der Siiden als auch die Inseln

verzeichneten ein deutliches

Beschiftigungswachstum, aber der Abstand zum

Nordwesten ist mit mehr als 21 Prozentpunkten

nach wie vor gro3. Vor dem Hintergrund einer

Verbesserung auf EU-Ebene ist das

geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille im

Land nach wie vor eines der groften (mit Anmerkungen: In Bezug auf das Jahr 2018 liegt ein

19,4 Prozentpunkten gegeniiber Reihenbruch vor.

10,0 Prozentpunkten in der EU) und stellt eine Quelle: Burostat [Ifsi_emp al, [une rt_a], EU-AKE.
,Kritische Lage* dar. Auch die Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen, die mit
25,1 Prozentpunkten {iber dem EU-Durchschnitt von 24 Prozentpunkten liegt, ist ,,zu
beobachten*“33¢, Positiv zu vermerken ist, dass die Arbeitslosenquote auf 6,5 % (gegeniiber 5,9 % in
der EU) gesunken ist, gegeniiber einem realen BIP-Wachstum von 0,7 %, nachdem sie eine der
grofiten Verbesserungen verzeichnet hatte und nun ,,iiberdurchschnittlich* ist (von ,,zu beobachten*
im vergangenen Jahr). Ebenso sank die Langzeitarbeitslosenquote auf 3,3 % und ist nun ,,schwach,
aber mit Aufwértstrend* (nach der , kritischen Lage* im vergangenen Jahr). Schlieflich befindet
sich der Index des verfligbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008=100) nach wie
vor in einer , kritischen Lage* (96,0 im Jahr 2024 gegeniiber 114,3 in der EU), was auf strukturell
niedrige Lohne zuriickzufiihren ist, die auch mit niedriger Produktivitit und niedriger
Erwerbsintensitit zusammenhéngen.

Bei der Kompetenzentwicklung bestehen nach wie vor Herausforderungen. Trotz eines
Riickgangs um 0,9 Prozentpunkte seit 2023 gehort der Anteil junger Menschen, die weder arbeiten
noch eine Schule besuchen oder eine Ausbildung absolvieren (NEET) (15,2 %), nach wie vor zu
den hochsten in der EU und befindet sich in einer ,kritischen Lage®. Wahrend der Anteil der frithen
Schul- und Ausbildungsabgénger weiter zurlickgegangen ist, ist er nach wie vor hoch, und die Lage
ist nun ,,zu beobachten®. Dariiber hinaus ist der Anteil Leistungsschwacher bei den
Grundkompetenzen hoch (29,3 % in Mathematik, PISA 2022). Sowohl die Beteiligung
Erwachsener am Lernen (29,0 % im Jahr 2022) als auch der Anteil der Erwachsenen mit zumindest
grundlegenden digitalen Kompetenzen (45,8 % im Jahr 2023) sind gering und ,,zu beobachten®.

Nach einem Abwiirtstrend seit 2021 sind die Armutsrisiken im Jahr 2024 gestiegen. Der Anteil

der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen stieg in der Gesamtbevdlkerung auf

336 In Bezug auf 2024 liegt ein Reihenbruch vor, was keine korrekte wirtschaftliche Auslegung zulésst.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/9f309e3d-d7ca-4640-b324-e58e35f1d702?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/362c8054-fd44-431d-b422-4f297a32a337?lang=de

23,1 % (von 22,8 % im Jahr 2023) und blieb bei Kindern stabil bei 27,1 % (gegeniiber 21 %

bzw. 24,2 % in der EU). Beide Situationen sind ,,zu beobachten®, was auf einen wachsenden Anteil
von Personen in (Quasi-)Erwerbslosenhaushalten zuriickzufiihren ist, wihrend die armutsmindernde
Wirkung sozialer Transferleistungen (auer Renten) ,,durchschnittlich® ist. Die
Einkommensungleichheit, gemessen am Einkommensquintil, nimmt ebenfalls zu und ist ,,zu
beobachten (5,53 gegeniiber 4,66 in der EU). Positiv zu vermerken ist, dass die Zahl der Kinder
unter drei Jahren in formaler Kinderbetreuung um 4,9 Prozentpunkte auf 39,4 % gestiegen ist
(gegeniiber 39,2 % in der EU). Auch der Anteil der Menschen, die einen ungedeckten Bedarf an
medizinischer Versorgung melden, und der Anteil der Menschen, die durch Wohnkosten tiberlastet

sind, sind gering.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der elf
Indikatoren, die in die Kategorie ,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, wird
festgestellt, dass Italien potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt ist,

die einer weiteren Analyse in einer zweiten Phase bediirfen (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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Zypern

Die Kompetenzentwicklung hat sich

verschlechtert, und ist weiterhin eine

Herausforderung. Der Anteil der frithen Schul- und

Ausbildungsabginger hat sich weiter erhoht, von

10,4 % im Jahr 2023 auf 11,3 % im Jahr 2024, und ist

nun ,,zu beobachten. Mehr als die Hélfte der

15-Jéahrigen (53,2 % in Mathematik, PISA 2022)

verfiigt nicht tiber Grundkompetenzen, wobei einer

der stirksten Riickginge in der EU seit 2018 zu

verzeichnen ist. Die digitale Kompetenz ist nach

einem Riickgang besonders niedrig: 2023 verfiligten

nur 49,5 % der Erwachsenen zumindest iiber

grundlegende digitale Kompetenzen (gegeniiber Anmerkung: In Bezug auf das Jahr 2021 liegt ein
. . . Zeitreihenbruch vor.

55,6 % in der EU), was ,,zu beobachten™ ist. Wahrend 5, c1s0- Eurostat [edat_Ifse_14], EU-AKE.

im Jahr 2024 28,2 % der Arbeitnehmer mit

Hochschulabschluss in Berufen beschéftigt waren, fiir die dieses Qualifikationsniveau nicht

erforderlich war, gehorte der Anteil der in MINT-Féchern eingeschriebenen Studierenden als Teil

der Gesamtzahl der Hochschuleinschreibung (ISCED 5-8) mit nur 14,9 % im Jahr 2023 (gegeniiber

26,9 % in der EU) zu den niedrigsten. In den letzten zwolf Monaten war die Beteiligung

Erwachsener am Lernen ebenfalls gering, mit 28,3 % im Jahr 2022 (verglichen mit 39,5 % in der

EU), nachdem es 2016 einen starken Riickgang von 44,8 % gegeben hatte, wodurch die Situation

,»ZU beobachten® ist. Andererseits lag der Anteil der Kinder unter drei Jahren in formaler

Kinderbetreuung 2024 nach einem weiteren Anstieg bei 40,1 % (gegeniiber 39,2 % in der EU), was

,,durchschnittlich ist.

Der Arbeitsmarkt entwickelt sich insgesamt gut, aber einige Bevolkerungsgruppen stehen
immer noch vor Herausforderungen. Aufgrund des robusten Wirtschaftswachstums stieg die
Beschiftigungsquote im Jahr 2024 weiter auf 79,8 % (gegeniiber 75,8 % in der EU), und die
Arbeitslosenquote und die Quote der Langzeitkomponenten sanken auf 4,9 % bzw. 1,3 % (alle
,uberdurchschnittlich). Aufgrund eines Anstiegs um 1,0 Prozentpunkte gegeniiber 2023 ist das
geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille (10,0 Prozentpunkte) nun ,,zu beobachten®. Die
Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen blieb ,,durchschnittlich. Wahrend die
Jugendarbeitslosenquote unter dem EU-Durchschnitt lag (13,0 % gegeniiber 14,9 % in der EU),
blieb der Anteil junger Menschen, die weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder eine
Ausbildung absolvieren (NEET), mit 12,9 % (gegeniiber 11,1 % in der EU) hoch und ist nach
einem Riickgang um 1,0 Prozentpunkte nun ,,schwach, aber mit Aufwértstrend*. SchlieB8lich ist der
Index des verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008=100) mit 107,7 nach wie
vor niedrig, auch nach einer Verbesserung gegeniiber 102,7 im Jahr 2023, und bleibt ,,zu
beobachten®.
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Zypern erzielte gute soziale Ergebnisse. Das Risiko von Armut oder sozialer Ausgrenzung

lag 2024 insgesamt bei 17,1 % und fiir Kinder bei 14,8 % (gegeniiber 21,0 % bzw. 24,2 % in der
EU) und ist ,,iiberdurchschnittlich® bzw. ,,beste Leistung®. Dies spiegelt unter anderem die stabile
Auswirkung sozialer Transferleistungen (auller Renten) bei der Armutsbekdmpfung wider, die
»durchschnittlich sind (30,5 % gegeniiber 34,2 % im EU-Durchschnitt), sowie die niedrige
Uberlastung durch Wohnkosten von 2,4 %, bei der Zypern auch ,,beste Leistung* erzielt. Der nach
eigenen Angaben nicht gedeckte Bedarf an érztlicher Versorgung gehdrt mit 0,1 % zu den

niedrigsten in der EU und ist damit als ,,liberdurchschnittlich® einzuschéitzen.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (sieche oben) und insbesondere der fiinf
Indikatoren, die in die Kategorie ,,zu beobachten* eingestuft werden, scheint Zypern keinen
potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein, sodass es keiner

weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siehe Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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Lettland

Im sozialen Bereich bestehen nach wie vor Von Armut oder sorialer Ausgrenzung bedroh und die Ausui

vaon Sozialtransfers (in %)

Herausforderungen. Vor dem Hintergrund einer
Stagnation des BIP blieben die ’ \/,___/\
Einkommensungleichheit und das Armutsrisiko in .
Lettland im Jahr 2024 hoch. Das Einkommensquintil
gehort mit 6,28 zu den hochsten in der EU (gegeniiber
4,66 im EU-Durchschnitt), was auf eine ,,kritische

Lage* hindeutet. Vor diesem Hintergrund gingen die

1

Auswirkungen sozialer Transferleistungen (auer

usgrenrung hedrohte Persanan LV (links Achse]
usgrenzung hedrohte tere Manschen (5541 LV (links Achse)
anen FU-27 (linke Achsa}

ra Menschen FU-27 (65+) (ke Achse}

Renten) bei der Armutsbekdmpfung 2024 (um

i dler pfung L (rachte Achse]

— ngen sozialer Transferleistungen bei der 1pfung EU-27 {rechte Achse]

2 Prozentpunkte) weiter zuriick, auf 21,5 % _ _ _ _
Anmerkung: Fir LV liegt fiir die Auswirkungen in

(gegeniiber 34,2 % in der EU). Nach zwei Bezug auf das Jahr 2022 ein Zeitreihenbruch vor.
) ) ) Quelle: Eurostat [ilc_peps01n], [tespm050],
aufeinanderfolgenden Verschlechterungen ist dies EU-SILC.

nun eine ,.kritische Lage*. Wéhrend der Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Personen im Jahr 2024 von 25,6 % auf 24,3 % zuriickging (wobei ein deutlicher Riickgang bei
Kindern auf 17,9 % zu verzeichnen war), liegt die Gesamtquote nach wie vor deutlich {iber dem
EU-Durchschnitt von 21,0 %. Diese Situation ist ,,zu beobachten®. Insbesondere war die Quote der
von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten élteren Personen (65+) bereits hoch und

stieg 2024 weiter auf 42,9 % (gegeniiber 41,6 % im Vorjahr), was auch mit der geringen
Angemessenheit der Renten zusammenhéngt. Die hohe Altersarmut steht in engem Zusammenhang
mit schlechten Gesundheitsergebnissen und den damit verbundenen Kosten fiir die
Gesundheitsversorgung. Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen
mit Behinderungen ist weiter von 38,5 % auf 39,4 % gestiegen und liegt deutlich iiber dem
EU-Durchschnitt von 28,7 %. Der nach eigenen Angaben nicht gedeckte Bedarf an érztlicher
Versorgung befand sich nach wie vor in einer ,kritischen Lage* und stieg 2024 auf 8,4 % (von

7,8 % im Jahr 2023) gegeniiber 2,5 % in der EU.

7120/26 266
LIFE.4 DE


https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/7d6776d9-0b38-4634-81c9-8b372c7bc5d4?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/e22ada36-ea71-4650-a4f9-1a9a2796fe95?lang=de

Im Zusammenhang mit den Arbeitsmarktergebnissen wurde 2024 eine leichte
Verschlechterung beobachtet. Nach der Erholung des Arbeitsmarkts nach der COVID-19-Krise
verlangsamte sich das Beschiftigungswachstum im Jahr 2024 vor dem Hintergrund der Stagnation.
Wihrend die Beschiftigungsquote (mit 77,4 %) ,,durchschnittlich® war, stiegen die Arbeitslosen-
und die Langzeitarbeitslosenquote auf 6,9 % bzw. 2,2 % (gegeniiber 5,9 % bzw. 1,9 % in der EU).
Die Quote junger Menschen, die weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder eine Ausbildung
absolvieren (NEET), stieg um 0,7 Prozentpunkte auf 10,7 % (gegentiber 11,1 % in der EU). Alle
drei Indikatoren sind 2024 ,,zu beobachten®. Positiv zu vermerken ist, dass das
geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille in Lettland eines der kleinsten in der EU ist und das
Land ,,beste Leistung™ erzielt. Auch die Beschéftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen ist

nach wie vor ,,iiberdurchschnittlich®, obwohl sie sich in jiingster Zeit vergrof3ert hat.

Die Leistungen im Bereich Bildung und Kompetenzen bleiben ,,durchschnittlich®, allerdings
mit einigen Verschlechterungen. Die Beteiligung Erwachsener am Lernen (in den letzten zwolf
Monaten) lag bei 34,1 % (gegeniiber 39,5 % in der EU). Dariiber hinaus lag der Anteil der
Erwachsenen mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen 2023 bei 45,3 % (unter dem
EU-Durchschnitt von 55,6 %) und blieb angesichts der Notwendigkeit, den digitalen Wandel zu
unterstiitzen, ,,zu beobachten®. Gleichzeitig war der Anteil der Kinder unter drei Jahren in formaler
Kinderbetreuung einer der grofiten Riickgénge in der EU, mit einem Anteil von 24,9 % (gegeniiber
39,2 % in der EU) und ist nun ,,zu beobachten®. Zwar ist der Anteil der frithen Schulabgénger nicht
hoch, und die 15-Jéhrigen in Lettland schneiden bei den Grundkompetenzen insgesamt gut ab, doch
schneiden stédtische Schulen deutlich besser ab als Schulen in 14ndlichen Gebieten. Der Anteil der
Hochschulstudierenden, die in MINT-Studiengéngen eingeschrieben sind, ist gering (25,1 %

gegeniiber 26,9 % in der EU), insbesondere bei Frauen.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der neun
Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, wird
festgestellt, dass Lettland potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt
ist, die einer weiteren Analyse in einer zweiten Phase bediirfen (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Litauen

Die Lage in Bezug auf soziale Inklusion und Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Personen und ihre Komponenten (Armutsrisikoquote, Quote
SOZialSChutZ hat sich 2024 VerSChleChtert. Der der erheblichen materiellen und sozialen Deprivation, Anteil

der Personen, die in Haushalten mit sehr geringer
Erwerbsintensitit leben, in %)

Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung 5
bedrohten Personen stieg im Jahr 2024 (um

1,5 Prozentpunkte) auf 25,8 %337 (gegeniiber
21,0 % in der EU) und gehdrt zu den grofBten .

registrierten Werten und zu den grof3ten jahrlichen

]

Anstiegen, was eine ,,kritische Lage* darstellt.

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Quote der von Armut ader sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen

Menschen in ldndlichen Gebieten und gefihrdete Armursgeihroungsauote

= Quote der erheblichen materiellen und sozialen Deprivation
Gruppen Wle Arbeltslose’ altere Menschen und ------ Anteil der Personen, die in (Quasi-)Erwerbslosenhaushalten leben
Menschen mit Behinderungen waren besonders Anmerkungen: Vorldufige Daten fiir 2024.

) ) _ Quellen: Eurostat [ilc_pepsO1n], [tepsr_1m430],
gefihrdet. Menschen mit Behinderungen waren mit [ilc_1i02], [tespm030], EU-SILC.

einer der hochsten Quoten der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen in der EU
konfrontiert (45,8 % im Jahr 2024 gegeniiber 28,7 % in der EU). Bei Kindern blieb die Quote der
von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen jedoch ,,durchschnittlich®. Die
Auswirkungen sozialer Transferleistungen (aufler Renten) auf die Armutsbekdmpfung sanken von
29,9 % im Jahr 2023 auf 25,9 % im Jahr 2024 (eine der grofiten Riickginge) gegeniiber 34,2 % in
der EU. Dies spiegelt die geringe Angemessenheit und Abdeckung der Sozialleistungen wider und
ist nun ,,zu beobachten®. Dariiber hinaus gehorte die Ungleichheit, gemessen am
Einkommensquintil, im Jahr 2024 zu den hochsten in der EU (6,54 gegentiber 4,66), wobei einer
der grofBten Zuwéchse zu verzeichnen war, und stellt erneut eine ,,kritische Lage* dar. SchliefSlich
stieg die Quote der Uberbelastung durch Wohnkosten im zweiten Jahr in Folge erheblich an, auch
wenn sie immer noch unter dem EU-Durchschnitt von 8,2 % liegt, und erreichte 2024 einen Wert

von 6,2 %, sodass sie nun auch ,,zu beobachten* ist.

337 Die Eurostat-Daten flir 2024 fiir alle sozialen Indikatoren fiir Litauen sind vorlaufig.
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Litauen steht vor zunehmenden Herausforderungen im Zusammenhang mit der
Kompetenzentwicklung. Der Anteil junger Menschen, die weder arbeiten noch eine Schule
besuchen oder eine Ausbildung absolvieren (NEET), wies 2024 nach einem erheblichen Anstieg
(+1,2 Prozentpunkte auf 14,7 % gegeniiber 11,1 % in der EU) eine , kritische Lage* auf.
Gleichzeitig stieg der Anteil der frithen Schul- und Ausbildungsabgénger im Jahr 2024 um

2 Prozentpunkte auf 8,4 % (gegeniiber 9,4 % in der EU), eine Situation, die ,,zu beobachten ist.
Beide Indikatoren verschlechterten sich im zweiten Jahr in Folge. Auch der Anteil
Leistungsschwacher bei den Grundkompetenzen ist hoch (27,8 % in Mathematik, PISA 2022).
Dariiber hinaus ist die Beteiligung Erwachsener am Lernen in den letzten zwolf Monaten ,,zu
beobachten®, da sie deutlich unter dem EU-Durchschnitt liegt (27,4 % gegeniiber 39,5 % im
Jahr 2022). Positiv zu vermerken ist, dass der Anteil der Kinder unter drei Jahren in formaler

Kinderbetreuung im Jahr 2024 auf 36,9 % gestiegen ist (gegeniiber 39,2 % in der EU).

Die Lage des Arbeitsmarktes in Litauen hat sich 2024 teilweise erholt. Die Beschiftigungsquote
stieg 2024 vor dem Hintergrund eines robusten Wirtschaftswachstums um 0,7 Prozentpunkte auf
79,2 % (gegeniiber 75,8 % in der EU). Die Arbeitslosenquote stieg jedoch weiter auf 7,1 % (von
6,9 % im Jahr 2023) und lag damit 1,2 Prozentpunkte iiber dem EU-Durchschnitt und bleibt ,,zu
beobachten. Die Langzeitarbeitslosenquote blieb im dritten Jahr in Folge stabil (2,3 %) und lag nur
0,4 Prozentpunkte iiber dem EU-Durchschnitt. Auf der Grundlage des Leitindikators des
sozialpolitischen Scoreboards bestand im Jahr 2024 eine Beschiftigungsliicke bei Menschen mit
Behinderungen von 39,9 Prozentpunkten (gegeniiber 24,0 Prozentpunkten in der EU), was auf eine

,Kritische Lage* hindeutet.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der neun
Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, darunter
zwel, die sich im Laufe der Zeit verschlechtert haben, wird festgestellt, dass Litauen potenziellen
Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt ist, die einer weiteren Analyse in einer

zweiten Phase bediirfen (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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Luxemburg

Die jiingsten Trends deuten auf
Herausforderungen im Zusammenhang mit der
Arbeitsmarktleistung hin. Im Jahr 2024 ging die
Beschiftigungsquote vor dem Hintergrund eines
moderaten Wirtschaftswachstums und eines
anhaltenden Missverhéltnisses zwischen
Qualifikationsangebot und -nachfrage leicht auf

74,2 % zuriick und entkoppelte sich somit weiter vom
allgemeinen Aufwirtstrend in der EU (auf 75,8 % im
Jahr 2024). Dies ist nun ,,zu beobachten. Die
Arbeitslosenquote stieg 2024 erneut auf 6,4 %
(gegeniiber 5,9 % in der EU), nach einem der grofiten

Anstiege (um 1,2 Prozentpunkte) und blieb ,,zu Quelle: Eurostat [Ifsi_emp_a], [une_rt_a],
[une Itu a], [Ifsi_neet a], EU-AKE.

beobachten®. Andererseits sank die
Langzeitarbeitslosenquote (um 0,1 Prozentpunkte) auf 1,6 % und ist nun ,,durchschnittlich®. Der
Index des verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008=100) mit 113,1
(gegeniiber 114,3 in der EU) ist gegeniiber 112,1 im Jahr 2023 ebenfalls ,,zu beobachten®. Die
Quote junger Menschen, die weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder eine Ausbildung
absolvieren (NEET), stieg vor diesem Hintergrund im zweiten Jahr in Folge erheblich (um

1,3 Prozentpunkte) auf 9,8 % im Jahr 2024 und ist nun ,,zu beobachten. Andererseits war das Land
in Bezug auf das geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille ,,iiberdurchschnittlich®.

Luxemburg schneidet in den Bereichen Bildung und Kompetenzen insgesamt gut ab,
allerdings mit Verschlechterungen in einigen Dimensionen. In den letzten zw61f Monaten war
die Beteiligung Erwachsener am Lernen hoch und lag 2022 mit 45,2 % weit iiber dem
EU-Durchschnitt von 39,5 %. Wihrend ein hoher Anteil der erwachsenen Bevolkerung (60,1 %)
zumindest tiber grundlegende digitale Kompetenzen verfligt (gegeniiber 55,6 % in der EU), ist die
Lage angesichts der erheblichen Verschlechterung (um 3,7 Prozentpunkte) in den Daten fiir 2023
,ZU beobachten®. Dies gilt auch fiir den Anteil der frithzeitigen Schul- und Ausbildungsabgénger,
der 2024 um 1 Prozentpunkt auf 7,8 % gestiegen ist3¥® (unter dem EU-Durchschnitt von 9,4 %).
SchlieBlich war der Anteil der Kinder unter drei Jahren in der Kinderbetreuung

,;uberdurchschnittlich®.

338 Die Werte fiir 2023-2024 fiir friihzeitige Schul- und Ausbildungsabginger werden dennoch als
»gering zuverldssig® eingestuft.

7120/26 270
LIFE.4 DE


https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/0320229c-33f5-4e93-97e3-ee4cc25f0358?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/f2648e67-911b-4fd7-97cf-76c0c671b5b1?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/fa74365d-ec55-4482-b6a0-ca5acc0d8108?lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/984af194-feba-4b62-ba25-e2ee894001a5?lang=de

Die soziale Lage in Luxemburg hat sich 2024 stabilisiert, wenngleich nach wie vor
Herausforderungen bestehen. Der Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Personen ist erheblich zuriickgegangen (von 21,4 % im Jahr 2023 auf 20,0 % im Jahr 2024
gegeniiber 21 % in der EU) und ist nun ,,durchschnittlich. Ausschlaggebend hierfiir war in erster
Linie ein Riickgang der Armutsgefahrdungsquote von 18,8 % auf 18,1 %, verbunden mit einem
leichten Riickgang (um 0,2 Prozentpunkte) der erheblichen materiellen und sozialen Deprivation bei
nachlassender Inflation. Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder lag
jedoch nach wie vor liber dem EU-Durchschnitt (25,6 % im Jahr 2024 gegeniiber 24,2 % in der EU)
und war ,,zu beobachten®. Dies ist zum Teil auf die begrenzten Auswirkungen sozialer
Transferleistungen (auBler Renten) auf die Armutsbekdmpfung zuriickzufiihren, die 2024 auf 27,0 %
gesunken sind (gegeniiber 34,2 % in der EU) und weiterhin ,,zu beobachten® sind. Der Anteil der
durch Wohnkosten iiberlasteten Menschen wurde 2024 ,,iiberdurchschnittlich® und sank von 11,5 %
auf 8,0 % (gegeniiber 8,2 % in der EU). Die Verbesserung kam insbesondere den Mietern zugute,

auch aufgrund eines erweiterten und grofziigigeren Mietzuschusses.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der acht
Indikatoren, die in die Kategorie ,,zu beobachten* eingestuft werden, darunter ein Indikator, der sich
im Laufe der Zeit verschlechtert hat, wird festgestellt, dass Luxemburg potenziellen Risiken fiir
die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt ist, die einer weiteren Analyse in einer zweiten

Phase bediirfen (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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Ungarn

Ungarn verzeichnete eine gewisse Verbesserung
bei Armut und sozialer Ausgrenzung, doch
bestehen nach wie vor soziale Herausforderungen.
Sowohl die Quote der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Personen fiir die
Gesamtbevolkerung als auch fiir Kinder stieg 2024
von ,,zu beobachten auf ,,durchschnittlich®, nachdem
sie auf 19,3 % bzw. 22,9 % gesunken war3. Die
erhebliche materielle und soziale Deprivation ist
jedoch nach wie vor hoch (9,3 % gegentiber 6,4 % in
der EU), und die Einkommensarmut (nach sozialen
Transferleistungen) nahm weiter zu, insbesondere bei

jungen Erwachsenen. In Verbindung mit einer

Auswirkungen sozialer Transferleistungen bei
der Armutsbekdampfung (in %)
50
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HU ===EU27

Anmerkung: Fir HU liegen in Bezug auf die

Jahre 2019 und 2022 Zeitreihenbriiche aufgrund der
Uberarbeitung der Einkommensdaten 2019-2024 vor.
Quelle: Eurostat [tespm050], EU-SILC.

stabilen Quote der Einkommensarmut vor Transferleistungen fiihrte dies zu einem Riickgang der

Auswirkungen sozialer Transferleistungen (auBler Renten) auf die Armutsbekdmpfung (auf 23,5 %

gegeniiber 34,2 % in der EU). Das ist ,,zu beobachten®. Die Einkommensungleichheit blieb

,,durchschnittlich®. Die Quote der Uberbelastung durch Wohnkosten verzeichnete einen der

hochsten Anstiege (1,7 Prozentpunkte) von 7,3 % auf 9 % im Jahr 2024 (gegeniiber 8,2 % in der

EU) und ist nun ,,zu beobachten®.

339

Die EU-SILC-Daten und die damit verbundenen Indikatoren wurden von Ungarn fiir den

Zeitraum 2019-2024 iiberarbeitet, siche den entsprechenden Vermerk.
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Ungarn schneidet bei der Kompetenzentwicklung von Erwachsenen insgesamt gut ab, steht
jedoch vor Herausforderungen in Bezug auf die Beteiligung an der Kinderbetreuung, den
frithen Schulabgang und Ungleichheiten im Bildungsbereich. Nach einem Anstieg im Jahr 2023
ging die Beteiligung von Kindern unter drei Jahren an formaler Kinderbetreuung von 20,5 % auf
16,6 % im Jahr 2024 (gegeniiber 39,2 % in der EU) zuriick, was auf eine ,kritische Lage*
hindeutet3?. Die Quote der frithen Schul- und Ausbildungsabginger hat sich von einer , kritischen
Lage* zu ,,schwach, aber mit Aufwirtstrend* verbessert (um 1,3 Prozentpunkte auf 10,3 % im

Jahr 2024 gegeniiber 9,4 % in der EU). Sie liegt nach wie vor deutlich tiber dem Durchschnitt fiir
Roma, Menschen mit Behinderungen und Menschen, die in ldndlichen Gebieten leben. Aullerdem
war der Anteil der Leistungsschwachen hoch (29,5 % in Mathematik, PISA 2022), und der
soziookonomische Hintergrund hatte erhebliche Auswirkungen auf die Leistung der Schiilerinnen
und Schiiler bei den Grundkompetenzen#!. Ungarn schneidet bei den digitalen Kompetenzen
,uberdurchschnittlich* ab und erzielt bei der Erwachsenenbildung ,,beste Leistung*. Menschen mit
niedrigem Bildungsniveau, Arbeitslose und iiber 55-Jéhrige nehmen jedoch weitaus weniger an der

Erwachsenenbildung teil.

Insgesamt schneidet der ungarische Arbeitsmarkt nach wie vor gut ab. Die
Beschéftigungsquote (81,1 % gegeniiber 75,8 % in der EU) und die Arbeitslosenquote (4,5 %
gegeniiber 5,9 % in der EU) waren weiterhin ,,iiberdurchschnittlich®, wenngleich die
Beschéftigungsquoten (15-64 Jahre) fiir Geringqualifizierte im Jahr 2024 (38,5 %) und fiir Roma im
Jahr 2023 (47,3 %) deutlich unter dem Landesdurchschnitt lagen. Der Anteil junger Menschen, die
weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren (NEET),
blieb ,,durchschnittlich®. Die Jugendarbeitslosenquote hat sich bei der Altersgruppe der 15- bis
24-Jahrigen jedoch in den letzten beiden Jahren, begleitet von einer raschen
Konjunkturabschwichung erheblich verschlechtert, und zwar von 10,6 % im Jahr 2022 auf 15,2 %
im Jahr 2024 (gegeniiber 14,9 % in der EU) sowie von 6,7 % auf 9,2 % bei der Altersgruppe der 15-
bis 29-Jéhrigen (gegeniiber 11,4 % in der EU).

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siche oben) und insbesondere der drei
Indikatoren, die in die Kategorie ,kritische Lage* oder ,,zu beobachten‘ eingestuft werden, scheint
Ungarn keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwiirtskonvergenz ausgesetzt zu sein,
sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).

340 Aus nationalen Verwaltungsdaten geht eine Teilnahmequote von 21,7 % bei unter 2-Jdhrigen im

Jahr 2024 hervor.
341 PISA-Studie (OECD) 2022.
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Malta

Die sozialen Ergebnisse Maltas sind nach wie Vor Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder uns

Auswirkungen sozialer Transferleistungen auf die Verringerung der
Kinderarmut {in %)

uneinheitlich, wobei Kinder vor wachsenden

Herausforderungen stehen. Die Quote der von “

Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten

Personen blieb 2024 ,,durchschnittlich* bei 19,7 % = I l I I i I """"" )
(gegenﬁber 21,0 % in der EU), was auch auf den i S = B l ” I 1

Anstieg des Index des verfiigbaren &

Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf

2015 2018 207 208 2019 2020 2021 2022 2023 2024

(GDHI, 2008 = 100) (17 1 ’7 gegenﬁber 1 14’3 in der MT =Van Armut oder sazialer Ausgrenzung bedrohte Kinder (linke Achse]
B EU — Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Kinder (linke Achse)
EU im Jahr 2024) zuriickzufiihren ist, bei dem Malta o
. . .
,beste Leistung® erzielt hat. Die Quote der von Anmerkung: Die Auswirkungen von Sozialtransfers

auf die Verringerung der Kinderarmut werden
anhand der Armutsgefahrdungsquote vor und nach

Kinder stieg jedoch weiter auf 25,9 % (gegeniiber dem Transfer berechnet. Fiir Armutsgefdhrdung liegt
g o (geg ein Reihenbruch in Bezug auf das Jahr 2022 vor.

24,2 % in der EU). Dariiber hinaus verzeichnete der ~ Quelle: Eurostat [ilc_peps _01n], [ilc_li10], [ilc_1i02]
EU SILC.

Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten

Anteil der Kinder unter drei Jahren in formaler

Kinderbetreuung 2024 in der EU einen erheblichen Riickgang (-6,9 Prozentpunkte), lag jedoch
weiterhin liber dem EU-Durchschnitt (44,1 % gegeniiber 39,2 %). Beide sind nun ,,zu beobachten®.
Parallel dazu blieben die Auswirkungen sozialer Transferleistungen (aufler Renten) auf die
Armutsbekdmpfung mit 26,0 % (gegeniiber 34,2 % in der EU), ebenfalls ,,zu beobachten®, gering.
Insbesondere sind die Auswirkungen fiir Kinder (25,4 %) etwas geringer als fiir die allgemeine
Bevolkerung (26 %) im Vergleich zur umgekehrten Situation in der EU (41,9 % gegeniiber 34,2 %).
Die Einkommensungleichheit, gemessen am Einkommensquintilverhéltnis, fiel von 5,30 im

Jahr 2023 auf 4,87 im Jahr 2024 (gegeniiber 4,66 in der EU). Die Quote der Uberbelastung durch
Wohnkosten ging leicht auf 5,8 % zurilick und war ,,durchschnittlich“. Ein ungedeckter Bedarf an
medizinischer Versorgung wurde nur von 0,3 % der Bevdilkerung (gegeniiber 2,5 % in der EU)

erfahren, was zu den geringsten Anteilen in der EU gehdrt.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/1e648bde-c24e-4d38-ab46-54faa14bdcbe?lang=de
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/8648b1a1-b5c3-4a70-b2e4-5f81cb058b51?lang=de

Im Bereich Bildung und Kompetenzen sind weitere Fortschritte zu verzeichnen, es bestehen
jedoch nach wie vor einige Herausforderungen. Trotz eines weiteren leichten Riickgangs bleibt
der Anteil der frithen Schul- und Ausbildungsabgénger mit 9,6 % im Jahr 2024 gegeniiber 9,4 % in
der EU ,,zu beobachten‘. Dennoch ist der Anteil der Schiilerinnen und Schiiler mit schlechten
Leistungen bei den Grundkompetenzen nach wie vor besonders hoch (32,6 % in Mathematik,
PISA 2022). Dariiber hinaus treten bereits im Sekundarbereich Engpésse bei MINT-Berufen auf,
wo nur wenige Studierende wichtige naturwissenschaftliche Facher verfolgen. Der Anteil junger
Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung
absolvieren (NEET), ging 2024 weiter auf 7,2 % zuriick (unter dem EU-Durchschnitt von 11,1 %)
und erreichte damit die Kategorie ,,beste Leistung*. Gleichzeitig lag die Beteiligung Erwachsener
am Lernen in den letzten zwolf Monaten im Jahr 2022 bei 39,9 % und ,,iiberdurchschnittlich®,
wobei sie bei Personen mit hohem Bildungsniveau mit 65,9 % sogar noch hoher war. Ebenso
verfiigten 63,0 % der Erwachsenen im Jahr 2023 iiber zumindest grundlegende digitale
Kompetenzen (gegeniiber 55,6 % in der EU), was ,,durchschnittlich® war, wihrend zwischen den

Bevolkerungsgruppen gro3e Unterschiede zu verzeichnen waren.

Auf einem starken Arbeitsmarkt ist das geschlechtsspezifische Beschaftigungsgefille nach wie
vor hoch. Im Jahr 2024 verzeichnete Malta, unterstiitzt durch ein starkes Wirtschaftswachstum,
eine der hochsten Beschiftigungsquoten in der EU (83,0 %) und eine niedrige Arbeitslosenquote
(3,1 %), einschlieBlich seiner langfristigen Komponente (0,7 %), und zeigte bei allen

drei Indikatoren ,,beste Leistung®. Die Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen
verringerte sich auf 25,3 Prozentpunkte (gegeniiber 24,0 Prozentpunkten in der EU). Das
geschlechtsspezifische Beschiftigungsgefille verringerte sich zwar ebenfalls, ndmlich auf

13,4 Prozentpunkte, blieb aber 3,4 Prozentpunkte iiber dem EU-Durchschnitt und gehorte zu den

grofBiten in der EU, sodass die Lage nach wie vor , kritisch* ist.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der vier
Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, scheint
Malta keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein,
sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Niederlande

Der Arbeitsmarkt schneidet weiterhin relativ gut ab.
Vor dem Hintergrund der Erholung des
Wirtschaftswachstums blieb die

Beschéftigungsquote 2024 mit 83,5 % unverdndert und
war damit eine der hochsten in der EU. Die
Arbeitslosigkeit blieb trotz eines leichten Anstiegs auf
3,7 % niedrig. Die NEET-Quote gehdrt nach wie vor zu
den niedrigsten in der EU, auch wenn sie weiter gestiegen
ist (um 0,2 Prozentpunkte auf 4,9 %). Die
Beschiéftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen
verringerte sich erneut auf 20,9 Prozentpunkte. Die

Niederlande sind in all diesen Bereichen

,uberdurchschnittlich* oder ,,beste Leistung®. Das Risiko ~ Quelle: Eurostat [Ifsi_emp_a], [une_rt_a],
eines stark segmentierten Arbeitsmarktes stellt jedoch EU-AKE.

nach wie vor eine erhebliche strukturelle Herausforderung dar. Wahrend das geschlechtsspezifische
Beschiftigungsgefille 2024 bei 7,6 Prozentpunkten lag (gegeniiber 10,0 Prozentpunkten in der EU,
daher als ,,durchschnittlich® zu bewerten ist), war Teilzeitbeschiftigung weit verbreitet,
insbesondere bei Frauen. Das Resultat sind ein geschlechtsspezifisches Gefille bei der
Teilzeitbeschiftigung, das zu einem der groften in der EU gehort (41,9 Prozentpunkte gegeniiber
dem EU-Durchschnitt von 20,1 Prozentpunkten), und ein geschlechtsspezifisches Rentengefille,
das erheblich ist (36,3 % gegeniiber dem EU-Durchschnitt von 24,5 %). SchlieBlich ist, basierend
auf den Werten fiir 2024, das Wachstum des verfligbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro
Kopf (2008=100) gegeniiber dem EU-Durchschnitt zuriickgefallen (112,4 bzw. 114,3) bei

unverdnderter Bewertung ,,zu beobachten®.

Beim Kompetenzerwerb schneiden die Niederlande nach wie vor gut ab. Im Jahr 2022 nahmen
56,1 % der Erwachsenen am Lernen teil, und im Jahr 2023 verfiigten 82,7 % von ihnen zumindest
iiber grundlegende digitale Kompetenzen, was beides zu den hochsten Anteilen in der EU gehort.
Aufgrund eines Anstiegs um 0,8 Prozentpunkte ist die Quote der frithen Schul- und
Ausbildungsabginger nun ,,durchschnittlich® (7,0 % im Jahr 2024). Die Verschlechterung der
allgemeinen Grundfertigkeiten der Schiilerinnen und Schiiler und die Zunahme
unterdurchschnittlicher Leistungen, insbesondere bei benachteiligten Schiilerinnen und Schiilern,
erfordern eine Beobachtung der Lage. Wirksame Outreach-Mafinahmen, die auf Menschen in einer
ungiinstigen Arbeitsmarktlage ausgerichtet sind (z. B. Geringqualifizierte, Personen mit flexiblen
oder befristeten Vertragen, Personen mit Migrationshintergrund und Personen mit Behinderungen),

sind jedoch nach wie vor wichtig.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/b7c9e69b-0e8f-4b7a-8b2b-a8193ad166e0?lang=de
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Die soziale Lage in den Niederlanden ist insgesamt gut. Der Anteil der Gesamtbevolkerung und
der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder blieb stabil und gehdrte mit 15,4 %
bzw. 15,8 % zu den niedrigsten in der EU. Fiir bestimmte Gruppen wie Personen mit
Behinderungen oder Personen mit Migrationshintergrund, insbesondere Kinder, bestehen nach wie
vor Herausforderungen. Die Quote der Uberbelastung durch Wohnkosten ging um

2,4 Prozentpunkte zuriick und lag 2024 bei 6,9 % (gegentiber 8,2 % in der EU, jetzt
,,uberdurchschnittlich).

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (sieche oben) und insbesondere des Umstands,
dass ein Indikator in die Kategorie ,,zu beobachten* eingestuft wird, scheinen die Niederlande
keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein, sodass es

keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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Osterreich

Trotz einer dreijihrigen Rezession ist der
osterreichische Arbeitsmarkt nach wie vor relativ
stark. Die Leistung ist bei fast allen
Arbeitsmarktindikatoren des sozialpolitischen
Scoreboards ,,durchschnittlich* oder
,;uberdurchschnittlich®. Nach einem leichten
Riickgang im Vorjahr stieg die

Beschéftigungsquote 2024 um 0,2 Prozentpunkte auf
77,4 % (gegeniiber 75,8 % in der EU), wihrend die
Arbeitslosenquote mit 5,2 % weiterhin unter dem
EU-Durchschnitt (5,9 %) lag, ebenso wie ihre Ouelle: Eurostat [1fsi_emp a], [une rt al,

langfristige Komponente (1,1 %). Der Anteil junger  [une_ltu_a], [Ifsi neet a], EU-AKE.

Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung
absolvieren (NEET), lag mit 9,2 % ebenfalls unter dem EU-Durchschnitt (11,1 %). Die
Beschiéftigungsquote von Frauen war hoch (73,9 %) und nahm zu, wobei sich das
geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille verringerte (6,9 Prozentpunkte gegeniiber

10 Prozentpunkten in der EU). Dies wird durch die jiingsten politischen MaBBnahmen untermauert,
die zu einem deutlichen Anstieg (um 6,1 Prozentpunkte) des Anteils der Kinder unter drei Jahren in
formaler Kinderbetreuung mit 30,2 % (gegeniiber 39,2 % in der EU) gefiihrt haben. Gleichzeitig
wies das Land mit 38,9 Prozentpunkten im Jahr 2024 eines der grof3ten und weiter wachsenden
geschlechtsspezifischen Unterschiede bei der Teilzeitbeschiftigung auf. SchlieSlich war der Index
des verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008=100) mit 102,8 im Jahr 2024

immer noch niedrig, was ,,zu beobachten® ist.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/0e59eb2c-a37c-46fb-a3ed-50b647d1365e?lang=de
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Im Bereich Kompetenzen schneidet das Land insgesamt weiterhin gut ab. Der Anteil der
Erwachsenen mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen ist hoch (64,7 % im Jahr 2023)
und der Anteil der Personen, die am Lernen teilnehmen, liegt deutlich iiber dem EU-Durchschnitt
(52,2 % 1im Jahr 2022 gegeniiber 39,5 % in der EU, selbst nach einem Riickgang), beide
,uberdurchschnittlich®. Der Anteil frither Schul- und Ausbildungsabgénger lag 2024 bei 8,1 % und
war damit ,,durchschnittlich®. Etwa einem Viertel der jungen Menschen in Osterreich fehlt es an
Mindestkenntnissen in Mathematik, Lesen und Naturwissenschaften; diese Zahl ist seit 2012
kontinuierlich gestiegen (PISA 2022). Gleichzeitig verfligten 42,2 % der Arbeitslosen hochstens
liber einen Abschluss der Sekundarstufe 342, wodurch sie besonders gefahrdet waren. In diesem
Zusammenhang kann die Verbesserung der Grundkompetenzen der Menschen dazu beitragen, die

Beschéftigungsergebnisse zu verbessern.

Im Bereich Sozialschutz und soziale Inklusion schneidet Osterreich relativ gut ab. Der Anteil
der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ist 2024 auf 16,9 % zuriickgegangen.
Bei den Kindern ging die Quote im Vergleich zu 2023 deutlich auf 20,9 % zuriick und ist
,.durchschnittlich“. Die Quote der Uberbelastung durch Wohnkosten stieg um 0,3 Prozentpunkte auf
6,3 % und ist ebenfalls ,,durchschnittlich®. Zudem zeigen die starken Auswirkungen sozialer
Transferleistungen (auBler Renten) bei der Armutsbekdmpfung und der nach eigenen Angaben nur

in geringem Maf3e nicht gedeckte Bedarf an érztlicher Versorgung nach wie vor eine Lage, die

,,;uberdurchschnittlich* ist.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siche oben) und insbesondere des einen
Indikators, der in die Kategorie , kritische Lage* eingestuft wird, scheint Osterreich keinen
potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwiirtskonvergenz ausgesetzt zu sein, sodass es keiner

weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).

342 AMS, Von Arbeitslosigkeit betroffene Personen 2024, 2025.
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https://www.ams.at/content/dam/download/arbeitsmarktdaten/%C3%B6sterreich/berichte-auswertungen/001_spezialthema_0525.pdf

Polen

Der Arbeitsmarkt ist weiterhin im Allgemeinen
robust, aber Frauen und Personen mit
Behinderungen stehen auch weiterhin vor
erheblichen Herausforderungen. Vor dem
Hintergrund eines robusten Wirtschaftswachstums im
Jahr 2024 (3,0 %) stieg die Beschiftigungsquote
weiter auf 78,4 % (gegeniiber 75,8 % in der EU), und
die Arbeitslosenquote gehdrte mit 2,9 % zu den
niedrigsten in der EU, sodass diese beiden Werte zu
denen mit der ,,besten Leistung* in der EU zéhlen.
Das geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille
ging leicht zuriick, blieb aber mit 11,6 Prozentpunkten
,,ZU beobachten und lag tiber dem EU-Durchschnitt

von 10,0 Prozentpunkten. Dies hiangt damit

héftigungsliicke bei hen mit Behinderungen und

geschlechtsspezifisches Beschaftigungsgefille (in Prozentpunkten)
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Anmerkungen: Geringe Zuverléssigkeit der Daten
der Koordinierungsgruppe Demokratieforderung
und Wahlen (DEG) im Jahr 2023 und Bruch in der
GEG-Reihe im Jahr 2019 fiir PL.

Quelle: Eurostat [tepsr _sp200], EU-SILC und
[tesem060], EU-AKE.

zusammen, dass Frauen tendenziell mehr Betreuungspflichten fiir Kinder und

Langzeitpflegebediirftige haben, sowie mit ihrem niedrigeren Renteneintrittsalter und der Pravalenz

von Vollzeitbeschéftigungen. Wahrend der Anteil der Kinder unter drei Jahren in formaler

Kinderbetreuung im Jahr 2024 auf 15,1 % gestiegen ist, blieb er weit unter dem EU-Durchschnitt

von 39,2 % und stellt eine ,kritische Lage* dar. Dieser niedrige Anteil in Verbindung mit

qualitdtsbezogenen Herausforderungen kann sich nachteilig auf die langfristigen Lernchancen von

Kindern und die Erwerbsbeteiligung von Frauen auswirken. Mit einem Anstieg um

1,7 Prozentpunkte auf 35,6 Prozentpunkte im Jahr 2024 gehorte die Beschéftigungsliicke bei

Menschen mit Behinderungen zu den groften in der EU (EU: 24,0 Prozentpunkte) und deutet auf

eine ,,kritische Lage* hin.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/fb223aa6-68f2-4f2b-b288-2bca4ce58fcb?lang=de
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Das Niveau der digitalen Kompetenzen und die Beteiligung Erwachsener am Lernen sind sehr
niedrig, und die Grundkompetenzen junger Menschen sind zuriickgegangen. Die Beteiligung
Erwachsener am Lernen (in den letzten 12 Monaten) lag 2022 mit 20,3 % weit unter dem
EU-Durchschnitt von 39,5 %, was eine ,,kritische Lage* darstellt. Dies ist vor allem auf eine
geringe Beteiligung an nicht formeller Bildung zuriickzufiihren. Dariiber hinaus lag der Anteil der
Erwachsenen mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen (44,3 %) im Jahr 2023 deutlich
unter dem EU-Durchschnitt (55,6 %) und stellt ebenfalls eine ,.kritische Lage* dar. Laut der
PISA-Erhebung der PISA aus dem Jahr 2022 hatte sich der Anteil der 15-Jahrigen, die die
Mindestanforderungen an Grundfertigkeiten nicht erfiillen, auf 23 % in Mathematik, 22,2 % im
Lesen und 18,6 % in Naturwissenschaften erhoht, was niedriger ist als der EU-Durchschnitt. Der
Anstieg der unterdurchschnittlichen Leistungen seit 2018 gehdrt jedoch zu den hochsten in der EU.
Andererseits zeigt Polen im Hinblick auf frithe Schul- und Ausbildungsabgénger eine ,,beste
Leistung® (4,1 % gegeniiber 9,4 % in der EU im Jahr 2024). Der Anteil der Studierenden im
Tertidrbereich, die in MINT-Studiengéingen eingeschrieben sind, liegt nach wie vor unter dem

EU-Durchschnitt (21,2 % gegeniiber 26,9 % in der EU).

Die soziale Lage ist in Polen relativ stabil. Im Jahr 2024 blieben die Quote der von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen (16,0 % insgesamt und 16,1 % fiir Kinder) und die
Einkommensungleichheit (Einkommensquintilverhéltnis bei 3,85) ,,liberdurchschnittlich®

(gegeniiber 21,0 %, 24,2 % bzw. 4,66 in der EU).

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der fiinf
Indikatoren, die in die Kategorie ,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, scheint
Polen keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwiirtskonvergenz ausgesetzt zu sein,
sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (sieche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Portugal

Trotz Verbesserungen ist die Wirksamkeit des Auswirkungen sozialer Transferleistungen bei
der Armutsbekdmpfung (in %)
Sozialschutzsystems bei der Verringerung von 40
Armutsrisiken und Ungleichheiten nach wie vor .
35

gering, und es sind Herausforderungen im \/‘_J ——

Wohnungswesen entstanden. Im Jahr 2024 stiegen

30

die Auswirkungen sozialer Transferleistungen (aul3er

Renten) auf die Verringerung der Armut um ®
2,6 Prozentpunkte auf 22,4 % und lagen damit immer
noch deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 34,2 %

20

und unter dem Niveau vor der Pandemie, was eine 15

T T T T T T T T T 1
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,kritische Lage* darstellt. Die Ungleichheit, PT —EU-27

gemessen am Einkommensquintilverhéltnis, sank von fé’;zle; I;Ll’l’;gdal:‘;zﬁ?zg;%tj:rl Reihenbruch in
5,60 im Jahr 2023 auf 5,20 (iiber dem Quelle: Eurostat [tespm050], EU-SILC.
EU-Durchschnitt von 4,66) und ist nun ,,schwach,

aber mit Aufwirtstrend®, wihrend der Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Menschen mit 19,7 % (gegeniiber 21 % in der EU) ,,durchschnittlich* blieb. Trotz der
Verbesserungen in den Gebieten in duBBerster Randlage insgesamt war das Armutsrisiko auf den
Azoren nach wie vor besonders hoch (28,4 %). Der Anteil der Bevolkerung, der durch Wohnkosten
iiberlastet war, lag bei 6,9 % und damit immer noch unter dem EU-Durchschnitt von 8,2 %,
verzeichnete jedoch einen der grofiten Zuwéchse in der EU (+ 2,0 Prozentpunkte) und ist nun ,,zu
beobachten®. Darin spiegelt sich der anhaltende Anstieg der Wohnimmobilienpreise und Mieten in

den letzten Jahren wider.

Der Arbeitsmarkt ist insgesamt widerstandsfihig, doch der Anstieg der
Jugendarbeitslosigkeit und die nach wie vor hohe Langzeitarbeitslosenquote erfordern
Aufmerksamkeit. Nach einem positiven Trend seit 2021 verbesserte sich die

Beschiftigungsquote 2024 um 0,5 Prozentpunkte auf 78,5 % und blieb vor dem Hintergrund eines
robusten Wirtschaftswachstums ,,durchschnittlich®. Dies galt auch fiir die Arbeitslosenquote, die
unverdndert bei 6,5 % lag (gegentiiber 5,9 % in der EU). Wiahrend die Langzeitarbeitslosenquote
weiter leicht zuriickging (auf 2,4 % im Jahr 2024), blieb sie tiber dem EU-Durchschnitt (1,9 %) und
ist daher ,,zu beobachten®. Das Land schnitt beim Anteil junger Menschen, die weder eine Arbeit
haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren (NEET), ,,iiberdurchschnittlich*
ab, doch gleichzeitig stieg die Jugendarbeitslosenquote (15-24 Jahre) in den letzten beiden Jahren
auf 21,6 % im Jahr 2024 gegeniiber 14,9 % in der EU.
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Zwar schneidet Portugal im Bereich Kompetenzen im Durchschnitt ab, doch sollten einige
Aspekte genau beobachtet werden. Der Anteil der frithen Schul- und Ausbildungsabginger
ging 2024 um 1,5 Prozentpunkte auf 6,6 % zuriick und ist nun ,,iiberdurchschnittlich®. Allerdings
bestehen nach wie vor regionale Unterschiede, die von 19,8 % auf den Azoren bis 5,2 % in der
Nordregion reichen. Dariiber hinaus ist der Anteil der Schiilerinnen und Schiiler mit
unterdurchschnittlichen Leistungen bei den Grundkompetenzen hoch (29,7 % in Mathematik,
PISA 2022). Hinsichtlich des Anteils Erwachsener mit mindestens grundlegenden digitalen
Kompetenzen sowie der Quote der Beteiligung Erwachsener am Lernen (in den zuriickliegenden
12 Monaten) ist das Leistungsniveau Portugals ,,durchschnittlich. Die letztgenannte Kennzahl sank
jedoch von 38,0 % im Jahr 2016 auf 33,4 % im Jahr 2022, wobei u.a. angesichts des Mangels an
Kompetenzen, des digitalen und 6kologischen Wandels sowie der Alterung der Bevolkerung

trotzdem Weiterbildungs- und Umschulungsbedarf besteht.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (sieche oben) und insbesondere der drei
Indikatoren, die in die Kategorie ,kritische Lage* oder ,,zu beobachten eingestuft werden, scheint
Portugal keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwiirtskonvergenz ausgesetzt zu sein,
sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in

Abschnitt 3.1.1).
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Ruméinien

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt verbessert sich,
aber bestimmte Gruppen sind nach wie vor
unterreprisentiert. Trotz des schwachen
Wirtschaftswachstums im Jahr 2024 stieg die
Beschiftigungsquote weiter an

(0,8 Prozentpunkte), war mit 69,5 % (gegeniiber
75,8 % in der EU) jedoch nach wie vor niedrig,
was auf eine ,kritische Lage* hindeutet. Die
regionalen Quoten reichten von 81,1 % in
Bucuresti-Ilfov bis 62,6 % in Sud-Est. Das
geschlechtsspezifische Beschéftigungsgefille hat

sich zwar verbessert, gehdrt aber mit

Quelle: Eurostat [Ifsi_emp_a],[Ifsi_neet a], EU-AKE.

18,1 Prozentpunkten nach wie vor zu den gréfiten in der EU. Der Anteil junger Menschen, die

weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren (NEET), war

nach wie vor sehr hoch (19,4 % gegeniiber 11,1 % in der EU). Die Beschéftigungsliicke bei

Menschen mit Behinderungen war ebenfalls groB mit 44,8 Prozentpunkten®*3. All diese Indikatoren

deuten auf eine ,,kritische Lage* hin. Im Jahr 2024 fielen sowohl die Arbeitslosenquote als auch

ihre langfristige Komponente unter den EU-Durchschnitt.

343

In Bezug auf 2024 liegt ein Reihenbruch vor, was keine korrekte wirtschaftliche Auslegung zulasst.
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Die anhaltenden Herausforderungen im Bereich Bildung und Kompetenzentwicklung
gefihrden die nachhaltige soziookonomische Konvergenz. Im Jahr 2024 ging der Anteil der
Kinder unter drei Jahren in formaler Kinderbetreuung weiter auf 11,4 % zuriick (von 12,3 % im
Jahr 2023 gegeniiber 39,2 % in der EU). Ebenso lag der Anteil der frithzeitigen Schul- und
Ausbildungsabginger 2024 bei 16,8 % (gegeniiber 9,4 % in der EU). Beide gehoren zu den
schwichsten in der EU und deuten auf eine , kritische Lage* hin. Das Niveau der
Grundkompetenzen ist besonders niedrig (48,6 % in Mathematik, PISA 2022). Dies wirkt sich auf
die Aussichten junger Menschen aus, insbesondere in ldndlichen und benachteiligten Gebieten, und
kann auch Innovation und Wettbewerbsfihigkeit behindern. Dariiber hinaus lag der Anteil der
Menschen mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen im Jahr 2023 bei 27,7 %
gegeniiber 55,6 % in der EU, was angesichts der Notwendigkeit, den digitalen Wandel zu
unterstiitzen, auch eine ,,kritische Lage* darstellt. Die Beteiligung Erwachsener am Lernen war vor
dem Hintergrund eines erheblichen Fachkriftemangels ,,schwach, aber mit Aufwartstrend* (19,1 %

im Jahr 2022 gegeniiber 39,5 % in der EU).

Trotz gewisser Fortschritte ist das Armutsrisiko in Ruménien nach wie vor hoch,
insbesondere fiir gefihrdete Gruppen und in léindlichen Gebieten. Der Anteil der von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ging erheblich zuriick, und zwar von 46,0 % im
Jahr 2016 auf 32,0 % im Jahr 2023 und 27,9 % im Jahr 2024 (gegeniiber 21,0 % in der EU). Auch
die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder ging 2024 deutlich zuriick
(von 39,0 % im Jahr 2023 auf 33,8 % gegeniiber 24,2 % in der EU). Beide waren zwei Jahre in
Folge ,,schwach, aber mit Aufwirtstrend®, gehdrten aber immer noch zu den hochsten in der EU.
Das Sozialschutzsystem ist zwar eine der groften Verbesserungen, weist aber nach wie vor eine
geringe Wirksamkeit auf, da soziale Transferleistungen (aufler Renten) die Armut nur um 18,8 %
(gegeniiber 34,4 % in der EU) verringern, wobei die Situation ,,schwach, aber mit Aufwartstrend*
ist. Sowohl die Einkommensungleichheit (4,62 gegeniiber 4,66 in der EU) als auch der nach
eigenen Angaben nicht gedeckte Bedarf an drztlicher Versorgung (2,2 % gegeniiber 5,2 % im
Jahr 2023 gegeniiber 2,5 % in der EU) haben sich 2024 erheblich verbessert. Menschen in
landlichen Gebieten und gefdhrdete Gruppen wie die Roma stehen jedoch nach wie vor vor

grofleren Hindernissen beim Zugang zu grundlegenden und sozialen Dienstleistungen.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der sieben
Indikatoren, die in die Kategorie ,kritische Lage* eingestuft werden, ist festzustellen, dass
Rumiinien potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt ist, die einer

weiteren Analyse in einer zweiten Phase bediirfen (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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Slowenien

Slowenien steht vor Herausforderungen im

Zusammenhang mit der geringen Teilnahme

Erwachsener am Lernen und dem geringen

Niveau digitaler Kompetenzen. Im Jahr 2022

nahmen nur 26,5 % aller Erwachsenen an einer

schulischen oder beruflichen Aus- oder

WeiterbildungsmalBnahme teil. Dies liegt deutlich

unter dem EU-Durchschnitt von 39,5 %, entspricht

einem Riickgang um 13,8 Prozentpunkte

gegeniiber 2016 und ist somit ,,zu beobachten®.

Dartiber hinaus verfiigten 2023 nur 46,7 % der Quelle: Eurostat [isoc_sk_dskl i21], ESS
Erwachsenen iliber mindestens grundlegende digitale IKT-Erhebung.
Kompetenzen, was deutlich unter dem EU-Durchschnitt (55,6 %) liegt und gegeniiber 2021 einen
Riickgang um 3,0 Prozentpunkte widerspiegelt. Auch diese Situation ist ,,zu beobachten®. Dariiber
hinaus verfiigt jeder vierte Schiiler in Slowenien nicht iiber das Mindestniveau in Mathematik und
Lesen (PISA 2022), und es ist ein Abwirtstrend zu beobachten. Positiv zu vermerken ist, dass der
Anteil der frithzeitigen Schul- und Ausbildungsabginger nach wie vor unter dem EU-Durchschnitt
(9,4 %) liegt und 2024 um 0,4 Prozentpunkte auf 5,0 % zuriickgegangen ist. Der Anteil junger
Menschen, die weder einen Arbeitsplatz haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung
absolvieren (NEET), stieg 2024 um 0,2 Prozentpunkte auf 7,6 %, was ebenfalls als

,;uberdurchschnittlich® zu bewerten ist.

Der Arbeitsmarkt schneidet vor dem Hintergrund eines moderaten Wirtschaftswachstums
insgesamt weiterhin gut ab, wenngleich nach wie vor bestimmte Herausforderungen bestehen.
Im Jahr 2024 stieg die Beschéftigungsquote leicht um 0,8 Prozentpunkte auf 78,3 % und lag damit
iiber dem EU-Durchschnitt von 75,8 %. Sowohl die Arbeitslosenquote als auch ihre langfristige
Komponente waren 2024 mit 3,7 % bzw. 1,1 % ,liberdurchschnittlich®. Das geschlechtsspezifische
Beschiftigungsgefille war mit 6,0 Prozentpunkten ,,durchschnittlich®, obwohl die Teilnahme von
Kindern unter drei Jahren an formaler Kinderbetreuung im Jahr 2024 bei 57,8 % lag und damit
deutlich iiber dem EU-Durchschnitt (39,2 %). Strukturelle Faktoren wie die rasche
Bevolkerungsalterung und das Missverhéltnis zwischen Qualifikationsangebot und -nachfrage

konnten jedoch den bestehenden Arbeitskraftemangel verschirfen.
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Slowenien hat insgesamt gute soziale Ergebnisse erzielt. Wie in den Vorjahren gehorten die
Anteile an der Gesamtbevolkerung und der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder
im Jahr 2024 mit 14,4 % bzw. 11,8 % zu den niedrigsten in der EU (und Slowenien zeigte in beiden
Bereichen ,,beste Leistung™). Einige gefdhrdete Gruppen, darunter Frauen tiber 65 Jahren,
Menschen mit niedrigem Bildungsniveau, Arbeitslose, Alleinerziehende und au3erhalb der EU
geborene Menschen, waren jedoch einem viel hoheren Armutsrisiko ausgesetzt. Die Auswirkungen
sozialer Transferleistungen (auBer Renten) bei der Armutsbekdmpfung liegen nun bei 37,7 % und
sind damit ,,durchschnittlich®, fiir iltere Menschen (ab 65 Jahren) jedoch weniger wirksam344. Die
Einkommensungleichheit, gemessen am Einkommensquintilverhéltnis, blieb mit 3,42 im Jahr 2024

eine der niedrigsten in der EU (auch in dieser Hinsicht eine ,,beste Leistung®).

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der zwei
Indikatoren, die in die Kategorie ,,zu beobachten* eingestuft werden, scheint Slowenien keinen
potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwiirtskonvergenz ausgesetzt zu sein, sodass es keiner

weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).

a4 Siehe Institute of Macroeconomic Analysis and Development Slovenia, Quality of Life in Slovenia —
Development Report, 2025.
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Slowakei

Die Slowakei steht bei der Kompetenzentwicklung
vor zahlreichen Herausforderungen. Die Anteil der
Kinder unter drei Jahren in formaler Kinderbetreuung
stieg von 1,0 % im Jahr 2023 auf 5,1 % im Jahr 2024,
blieb jedoch deutlich unter dem EU-Durchschnitt
(39,2 % 1im Jahr 2024) und befand sich in einer
kritischen Lage. Dariiber hinaus war der Anteil der
Kinder iiber drei Jahren weiterhin einer der
niedrigsten in der EU (80,8 % gegeniiber 94,6 % im
Jahr 2023), auch bei Roma-Kindern. Der Anteil
junger Menschen, die die allgemeine und berufliche

Bildung vorzeitig abbrechen, war vergleichsweise

Quelle: Eurostat [tesem060], EU-AKE und
[tepsr_sp210], EU-SILC.

niedrig (7,5 % gegeniiber 9,4 % in der EU im Jahr 2024), wobei jedoch einer der groBten Zuwichse

(+1,1 Prozentpunkte) zu verzeichnen war, der ,,zu beobachten® ist. In ldndlichen Gebieten ist sie

seit 2021 stetig gestiegen und erreichte 2024 einen Wert von 9,8 %. Laut der PISA-Studie 2022

mangelte es einem Drittel der 15-Jdhrigen an Grundfertigkeiten in Mathematik und Lesen.

SchlieBlich lag der Anteil der Erwachsenen mit zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen

im Jahr 2023 bei 51,3 % nach einem Riickgang von 55,2 % im Jahr 2021, was ein zusétzliches

Risiko fiir den digitalen Wandel darstellt, das ,,zu beobachten* ist. Positiv zu vermerken ist, dass der

Anteil der Erwachsenen, die in den letzten zwSlf Monaten am Lernen teilgenommen haben,

,;uberdurchschnittlich® war.
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Der Arbeitsmarkt schneidet im Allgemeinen gut ab, stellt jedoch einige Herausforderungen
dar. Im Jahr 2024 erreichte die Beschéftigungsquote vor dem Hintergrund eines robusten
Wirtschaftswachstums mit 78,1 % ein Rekordhoch und die Arbeitslosenquote lag mit 5,3 % auf
einem Rekordtief (gegeniiber 75,8 % bzw. 5,9 % in der EU). Dennoch entspricht die
Langzeitarbeitslosenquote nach wie vor in einer , kritischen Lage*, da 2024 nur eine geringe
Verbesserung auf 3,5 % gegeniiber 3,8 % im Jahr 2023 zu verzeichnen war und diese Kennzahl
nach wie vor zu den hochsten in der EU gehort. Die regionalen Unterschiede bleiben ebenfalls grof3.
Die NEET-Quote verbesserte sich von 11,2 % im Jahr 2023 auf 10,7 % im Jahr 2024
(,,durchschnittlich®). Gleichzeitig lag die Jugendarbeitslosenquote mit 19,2 % weiterhin liber dem
EU-Durchschnitt von 14,9 %. Sowohl die Beschéftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen
als auch das geschlechtsspezifische Beschiftigungsgetfille haben sich seit 2023 vergrofert (auf
23,8 Prozentpunkte bzw. 8,9 Prozentpunkte gegeniiber 24,0 Prozentpunkten

bzw. 10,0 Prozentpunkten in der EU), wobei letzteres nun ,,zu beobachten® ist. Der Index des
verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008=100) lag 2024 bei 133,6, was
,,durchschnittlich ist.

Die Slowakei weist insgesamt ein geringes Armutsrisiko auf, aber fiir einige Regionen und
Gruppen bestehen nach wie vor Herausforderungen. In Bezug auf die Einkommensungleichheit,
gemessen am Einkommensquintilverhéltnis, zeigte die Slowakei ,,beste Leistung®, wihrend die
Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen mit 18,3 % im Jahr 2024
(gegeniiber 21,0 % in der EU) ,,durchschnittlich® war. Der 6stliche Teil des Landes wies jedoch ein
hoheres Armutsrisiko auf. Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder
ging 2024 um 2,7 Prozentpunkte auf 22,6 % zuriick und war ,,iiberdurchschnittlich®. Auch die
Auswirkungen sozialer Transferleistungen (aufler Renten) auf die Armutsbekdmpfung haben sich
leicht verbessert und lagen 2024 bei 36,7 % (,,durchschnittlich). Das Land hat eine der groBten
Roma-Bevolkerungen in der EU, und Tausende von Menschen leben in isolierten Gebieten ohne
Zugang zu essenziellen Dienstleistungen. Der Anteil der Personen in durch Wohnkosten
iiberlasteten Haushalten stieg 2024 auf 6,4 % (,,durchschnittlich®), wéhrend die Bewertung beim

ungedeckten medizinischen Bedarf ,,iiberdurchschnittlich* ausfiel.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der

fiinf Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden,
scheint die Slowakei keinen potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz
ausgesetzt zu sein, sodass es keiner weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche

Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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Finnland

Der finnische Arbeitsmarkt steht vor
Herausforderungen durch eine Schwichung der
Beschiftigung und Arbeitslosigkeit. Vor dem
Hintergrund eines begrenzten Wachstums ging die
Beschiftigungsquote im Jahr 2024 weiter auf 77,0 %
zuriick (um 1,2 Prozentpunkte gegentiber 2023 bei
einem EU-Durchschnitt von 75,8 %). Die Lage bleibt
aufgrund des relativ starken Riickgangs im Vergleich
zur Verbesserung auf EU-Ebene ,,zu beobachten®.
Waihrend sich das geschlechtsspezifische
Beschiftigungsgefille 2024 auf 0,7 Prozentpunkte

Quelle: Eurostat [Ifsi_emp_a], [une_rt_a], EU-AKE.

vergrofert hat (von 0,2 Prozentpunkten im Jahr 2023), ist es nun ,,gut, aber zu liberwachen* und

liegt deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 10,0 Prozentpunkten. Die Arbeitslosenquote stieg

zum zweiten Mal in Folge (+1,2 Prozentpunkte im Jahr 2024) auf 8,4 % (gegeniiber 5,9 % in der

EU), was auf eine , kritische Lage* hindeutet. Die Jugendarbeitslosigkeit stieg auf 18,8 % und lag

damit deutlich iiber dem EU-Durchschnitt von 14,9 %. Die Langzeitarbeitslosenquote stieg 2024

ebenfalls auf 1,8 % (gegentiber 1,9 % in der EU) und ist nun ,,zu beobachten®. Dies gilt auch fiir

den Index des verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008=100) mit 108,7 im

Jahr 2024, was unter dem EU-Durchschnitt von 114,3 liegt, nach einer relativ geringen

Verbesserung (von 107,9 im Jahr 2023).
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Insgesamt verfiigt das Land iiber ein wirksames Sozialschutzsystem, das eine angemessene
Absicherung bietet, steht jedoch vor wachsenden Herausforderungen. Insbesondere der Anteil
der Bevolkerung, der einen ungedeckten Bedarf an drztlicher Versorgung meldete, stieg 2024 weiter
(um 0,6 Prozentpunkte) auf ein Niveau (8,5 %), das zu den hochsten in der EU gehort
(durchschnittlich 2,5 %) und eine ,.kritische Lage* darstellt. Wihrend die Wartezeiten in der
medizinischen Grundversorgung zu sinken begannen, blieb der ungedeckte Bedarf an nicht
dringender fachérztlicher Versorgung, z. B. im Bereich der psychischen Gesundheit, betrachtlich.
Der Personalmangel hat sich leicht verringert, stellt jedoch nach wie vor einen Engpass dar,
insbesondere bei der fachérztlichen Versorgung. Die Quote der von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Personen stieg 2024 um einen 1 Prozentpunkt auf 16,8 % und bei den
Kindern war der Anstieg noch stirker (+3,5 Prozentpunkte auf 17,3 %). Dennoch liegen beide nach
wie vor unter dem EU-Durchschnitt von 21,0 % bzw. 24,2 % und sind ,,gut, aber zu iiberwachen*
(gegeniiber ,,beste Leistung* im letzten Jahr). Andererseits ist Finnland trotz eines leichten
Riickgangs im Hinblick auf die Auswirkungen sozialer Transferleistungen (auer Renten) auf die
Verringerung der Armut mit 46,4 % im Jahr 2024 (gegeniiber 34,2 % in der EU) nach wie vor

,beste Leistung®.

Finnland schneidet bei den Kompetenzen insgesamt weiterhin gut ab. Im Jahr 2023 verfiigten
82,0 % der erwachsenen Bevolkerung liber zumindest grundlegende digitale Kompetenzen; damit
ist Finnland einer der Staaten mit ,,bester Leistung®. Auch die Beteiligung Erwachsener am Lernen
in den letzten 12 Monaten war im Jahr 2022 mit 51,8 % ,,iiberdurchschnittlich. Die Quote der
tertidren Bildungsabschliisse stagnierte jedoch unter dem EU-Durchschnitt (39,1 % gegeniiber
44,1 % im Jahr 2024). Nachdem der Anteil der friihzeitigen Schul- und Ausbildungsabgénger zwei
Jahre in Folge gestiegen war, blieb er 2024 bei 9,6 % und ist nun ,,durchschnittlich®. Gleichzeitig
bestdtigen die Ergebnisse der PISA-Studie 2022, dass der Anteil der Schiilerinnen und Schiiler mit
unterdurchschnittlichen Leistungen bei den Grundkompetenzen in den letzten zehn Jahren stetig
gestiegen ist, was Aufmerksamkeit erfordert. Im Jahr 2022 lag der Anteil der Schiilerinnen und
Schiiler mit unterdurchschnittlichen Leseleistungen bei 21,4 % gegeniiber 26,2 % in der EU, in
Mathematik bei 24,9 % gegeniiber 29,5 % in der EU und in den Naturwissenschaften bei 18,0 %
gegeniiber 24,2 % in der EU.

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (siehe oben) und insbesondere der

fiinf Indikatoren, die in die Kategorie ,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden, ist
festzustellen, dass Finnland potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz
ausgesetzt ist, die einer weiteren Analyse in einer zweiten Phase bediirfen (siche Kasten in
Abschnitt 3.1.1).
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Schweden

Schweden verzeichnete 2024 eine
Verschlechterung der Beschiiftigungs- und
Arbeitslosigkeitsergebnisse. Obwohl das Land nach
wie vor eine der hochsten Beschiftigungsquoten in
der EU aufweist (81,9 % im Jahr 2024 gegeniiber
durchschnittlich 75,8 %), ging sie im Jahr 2024 nach
einer ldngeren Phase schwachen
Wirtschaftswachstums und vor allem vor dem
Hintergrund eines Anstiegs in den meisten
Mitgliedstaaten um 0,7 Prozentpunkte zuriick. Diese

Situation ist ,,gut, aber zu beobachten®. Gleichzeitig
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in Folge eine der hochsten in der EU (gegeniiber durchschnittlich 5,9 %), was als , kritische Lage*

zu bewerten ist. Wihrend die Arbeitslosenquote bei in Schweden geborenen Personen bei 5,7 %

lag, lag sie bei auBerhalb der EU geborenen Personen bei 19,3 %. Auflerdem lag die Quote bei

Personen mit niedrigem Qualifikationsniveau (ISCED 0-2) bei 26,1 % gegeniiber 4,8 % bei den

Hochqualifizierten (ISCED 5-8). In Bezug auf den Anteil junger Menschen, die weder eine Arbeit

haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren (NEET), ist das Land mit 6,3 %

trotz eines Anstiegs nach wie vor mit ,,beste Leistung® zu bewerten. Das geschlechtsspezifische

Beschiftigungsgefille war 2024 ,,liberdurchschnittlich® (4,0 Prozentpunkte gegeniiber

10 Prozentpunkten in der EU), auch dank des hohen Anteils von Kindern unter drei Jahren in

formaler Kinderbetreuung (57,7 % gegeniiber 39,2 % in der EU, ,,beste Leistung®). SchlieBlich hat

sich der Index des verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008=100) leicht

verbessert, und zwar von 120,2 im Jahr 2023 auf 120,6 im Jahr 2024, und ist ,,durchschnittlich®.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/6def26a8-b747-4b5e-af63-b726521058fc?lang=de

Die soziale Lage in Schweden ist insgesamt gut, doch bestehen nach wie vor bestimmte
Herausforderungen. Die Einkommensungleichheit, gemessen am Einkommensquintilverhiltnis,
ging leicht zuriick (auf 4,34 im Jahr 2024) und ist nun ,,durchschnittlich. Die Quote der von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ging von 18,4 % im Jahr 2023 auf 17,5 % im

Jahr 2024 zuriick und ist nun ,,iiberdurchnittlich®. Hinter dieser Gesamtquote verbergen sich jedoch
groBBe Unterschiede. AuBBerhalb der EU geborene Menschen haben ein wesentlich héheres
Armutsrisiko als in Schweden geborene (35,5 % gegeniiber 12,1 %), und Geringqualifizierte haben
ein hoheres Risiko als Hochqualifizierte (26,7 % gegeniiber 11,1 %). Die Quote der von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder fiel von 21,6 % im Jahr 2023 auf 20,9 % im Jahr 2024, was
,durchschnittlich ist. Gleichzeitig verringerten soziale Transferleistungen (auller Renten) das
Armutsrisiko im Jahr 2024 um 40,6 %, ein Anstieg gegeniiber 36,9 % im Jahr 2023, was als
,,uberdurchschnittlich® zu bewerten ist. Die Quote der Uberbelastung durch Wohnkosten war 2024

mit 10,6 % (gegeniiber 8,2 % in der EU) nach wie vor hoch und ,,zu beobachten®.

Im Bereich Kompetenzen schneidet Schweden gut ab, aber es bestehen weiterhin
Ungleichheiten im Bildungssystem. Das Land schneidet bei der Teilnahme Erwachsener am
Lernen mit 66,5 % im Jahr 2022 mit ,,beste Leistung* ab und der Anteil der Erwachsenen mit
zumindest grundlegenden digitalen Kompetenzen ist als ,,iiberdurchschnittlich* zu bewerten. Der
Anteil der frithen Schul- und Ausbildungsabginger ging 2024 weiter zuriick (auf 7,2 %) und ist nun
,durchschnittlich®. Dennoch ist dieser Anteil bei aullerhalb der EU geborenen Personen mehr als
doppelt so hoch (12,6 %) als bei in Schweden geborenen Personen (5,9 %). Dariiber hinaus ist der
Anteil der Schiilerinnen und Schiiler mit schlechten Leistungen zwischen 2015 und 2022 stark

gestiegen (um 8,4 Prozentpunkte auf 27,2 %, PISA 2022).

In Anbetracht der Ergebnisse der ersten Analysephase (sieche oben) und insbesondere der

zwel Indikatoren, die in die Kategorie ,,kritische Lage* oder ,,zu beobachten* eingestuft werden,
darunter ein Indikator, der sich im Laufe der Zeit verschlechtert hat, scheint Schweden keinen
potenziellen Risiken fiir die soziale Aufwirtskonvergenz ausgesetzt zu sein, sodass es keiner

weiteren Analyse in einer zweiten Phase bedarf (siche Kasten in Abschnitt 3.1.1).
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ANHANGE
Anhang 1: EU-Kernziele und nationale Ziele fiir 2030 nach Mitgliedstaat

Armutsbekampfung
Beschiiftigung |[Erwachsenenbildung (Armuts- und
(in %) (in %) IAusgrenzungsgefihrdungsquote,
in Tausend)

EU-Kernziel 78,0 60,0 -15 000
Alle

Mitgliedstaaten 78,5 57,6 -15 600*
zusammen

BE 80,0 60,9 -279
BG 79,0 354 =787
CZ 82,2 45,0 -120
DK 80,0 60,0 =30
DE 83,0 65,0 -1200@
EE 81,3 52,3 -39
IE 78,2 64,2 -90
EL 71,1 40,0 -860
ES 76,0 60,0 -2 815
FR 78,0 65,0 -1 100
HR 75,0 55,0 -298
IT 73,0 60,0 -3200
CY 80,0 61,0 -10
LV 80,0 60,0 -95
LT 80,7 53,7 -223
LU 77,6 62,5 -4
HU 85,0 60,0 2920
MT 84,6 57,6 @
NL 82,5 62,0 -163
AT 79,9 62,0 -204
PL 78,3 51,7 -1 500
PT 80,0 60,0 =765
RO 74,7 17,4 -2 532
SI 79,5 60,0 -9
SK 76,5 50,0 -70
FI 80,0 60,0 -100
SE 82,0 60,0 -15

Anmerkung: (*) Fir alle Mitgliedstaaten zusammen besteht das Armutsbekdmpfungsziel darin, die Zahl der betroffenen
Personen um mindestens 15,6 Millionen zu verringern (ausgenommen sind die Mitgliedstaaten, die kein Ziel fiir die Armuts-
oder Ausgrenzungsgefahrdungsquote formulieren). (1) Das nationale Armutsbekdmpfungsziel Dédnemarks besteht darin, die
Anzahl der Personen, die in Haushalten mit sehr geringer Erwerbsintensitét leben, um 30 000 zu verringern. (2) Das nationale
Armutsbekdmpfungsziel Deutschlands besteht darin, die Anzahl der Personen, die in Haushalten mit sehr geringer
Erwerbsintensitét leben, um 1,2 Millionen zu verringern. Deutschland legt nicht 2019, sondern 2020 als Basisjahr zugrunde.
(3) Das nationale Armutsbekdmpfungsziel Ungarns besteht darin, die Quote der materiellen und sozialen Deprivation von
Familien mit Kindern auf 13 % und damit die Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen um 292 000
zu verringern. (4) Das nationale Armutsbekdmpfungsziel Maltas besteht darin, seine Armuts- oder
Ausgrenzungsgefidhrdungsquote um 3,1 Prozentpunkte zu verringern.
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Anhang 2. Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards

Die Analyse im gemeinsamen Beschéftigungsbericht 2026 stiitzt sich auf die Leitindikatoren

des sozialpolitischen Scoreboards, die vom Rat gebilligt wurden.?*® Die Leitindikatoren

entsprechen den Grundsétzen der Knappheit, der Verfligbarkeit, der Vergleichbarkeit und der

statistischen Robustheit. Die Indikatoren, die mit den drei Kapiteln der Séule verkniipft sind, lauten

wie folgt:

o Chancengleichheit

@)

o

Beteiligung Erwachsener am Lernen innerhalb der letzten 12 Monate (in % der
Bevolkerung im Alter von 2564 Jahren)

Frithe Schul- und Ausbildungsabginger (in % der Bevolkerung im Alter von
18-24 Jahren)

Personen mit grundlegender oder mehr als grundlegender digitaler Kompetenz (in % der
Bevdlkerung im Alter von 16—74 Jahren)

Quote der jungen Menschen, die sich weder in Beschéftigung noch in Bildung oder
Ausbildung befinden (NEET) (in % der Bevolkerung im Alter von 15-29 Jahren)
Geschlechtsspezifisches Beschiftigungsgefille (Prozentpunkte, Bevolkerung im Alter
von 20—64 Jahren)

Einkommensquintilverhiltnis (S80/S20)

o Faire Arbeitsbedingungen

Beschiftigungsquote (in % der Bevolkerung im Alter von 20—64 Jahren)
Arbeitslosenquote (in % der Erwerbsbevolkerung im Alter von 15-74 Jahren)
Langzeitarbeitslosenquote (in % der Erwerbsbevilkerung im Alter von 15—74 Jahren)

Wachstum des verfiigbaren Bruttoeinkommens der Haushalte pro Kopf (2008 = 100)34

345

346

Die Stellungnahme des Beschiftigungsausschusses und des Ausschusses fiir Sozialschutz, in der
iiber die Einigung {iber die Leitindikatoren des iiberarbeiteten sozialpolitischen Scoreboards
berichtet wurde, wurde am 14. Juni 2021 vom Rat (Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und
Verbraucherschutz) gebilligt.

Das verfiigbare Bruttoeinkommen der Haushalte wird in realen Werten gemessen. Wie vom
Ausschuss fiir Sozialschutz verlangt, werden zur Messung dieses Indikators die ,,unbereinigten
Einkiinfte* (d. h. ohne Beriicksichtigung sozialer Sachtransfers) ohne Bezugnahme auf
Kaufkraftstandards herangezogen, die in der urspriinglichen Version des sozialpolitischen
Scoreboards verwendet wurden, um die Ubereinstimmung mit den Indikatoren auf der Grundlage der
EU-SILC zu gewihrleisten.
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Sozialschutz und soziale Inklusion

@)

Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen (in % der
Gesamtbevolkerung)347

Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Kinder (in % der Bevolkerung im Alter
von 0—17 Jahren)348

Auswirkungen sozialer Transferleistungen (auBBer Renten) auf die Armutsbekdmpfung

Verringerung der Armutsgefihrdungsquote in %)34?
( gerung g gsq )

347

348

349

Zusammen mit seinen drei Komponenten: von Armut bedrohte Personen, gesamte Bevolkerung
(AROP 0+), erhebliche materielle und soziale Deprivation, gesamte Bevolkerung (SMSD 0+) und
Anteil der Menschen, die in Haushalten mit sehr geringer Erwerbsintensitét leben
(Quasi-Erwerbslosenhaushalte), Altersgruppe 0—64 Jahre (Haushalte mit sehr geringer
Erwerbsintensitét (QJ 0—64)). Im Jahr 2021 wurde der Indikator fiir von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohte Personen aufgrund des neuen EU-Kernziels bis 2030 fiir die Verringerung
der Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen gedndert. In diesem
Zusammenhang wurden zwei seiner Komponenten iiberarbeitet (Deprivation und Quasi-
Erwerbslosenhaushalte). Die Komponente erhebliche materielle Deprivation wurde durch die
Komponente erhebliche materielle und soziale Deprivation ersetzt. Die Bezugsaltersgruppe fiir
Quasi-Erwerbslosenhaushalte wurde von 0-59 auf 0-64 geéndert. Fiir alle einkommensabhéngigen
EU-SILC-Indikatoren ist der Einkommensbezugszeitraum als Zwolfmonatszeitraum definiert. Daher
beziehen sich die Einkommensvariablen, die in die Berechnung der AROP- und QJ-Indikatoren
einflieBen, auf das Kalenderjahr vor dem Erhebungsjahr, mit Ausnahme von Irland
(Zwolfmonatszeitraum vor der Erhebung). Beim Indikator ,,erhebliche materielle und soziale
Deprivation* flieit keine Einkommensvariable in die Berechnungen ein. Daher beziehen sich alle
zur Berechnung des Indikators verwendeten EU-SILC-Variablen auf das Erhebungsjahr.
Zusammen mit seinen drei Subindikatoren: von Armut bedrohte Personen, Kinder (AROP 0-17),
erhebliche materielle und soziale Deprivation, Kinder (SMSD 0—17) und Anteil der Menschen, die in
Haushalten mit sehr geringer Erwerbsintensitét leben (Quasi-Erwerbslosenhaushalte), Kinder

(QJ 0-17). Der SMSD-Indikator fiir Kinder ist eine modifizierte Version des SMSD-Indikators fiir
die Gesamtbevolkerung, bei der die Elemente fiir Erwachsene weniger stark gewichtet werden, um
zu vermeiden, dass der Indikator fiir Kinder zu empfindlich auf die Deprivationswerte flir
Erwachsene reagiert. Die Bezugsjahre stimmen mit denen der Indikatoren fiir die
Gesamtbevdlkerung iiberein.

Gemessen wird dies als prozentuale Verringerung der Armutsgeféihrdungsquote fiir die
Gesamtbevolkerung im Vergleich zu der Quote vor den monetiren sozialen Transferleistungen
(auBer Renten). Nicht enthalten sind Sachleistungen, z. B. im Zusammenhang mit der
Gesundheitsversorgung.
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Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen (Prozentpunkte, Bevolkerung im
Alter von 20-64 Jahren)33°

Uberbelastung durch Wohnkosten (in % der Gesamtbevélkerung)3s!

Kinder unter 3 Jahren in formaler Kinderbetreuung (% der Bevdlkerung im Alter von
0-3 Jahren)

Nach eigenen Angaben nicht gedeckter Bedarf an drztlicher Versorgung (in % der

Bevélkerung im Alter von 16+ Jahren)35?

350

351

352

Der Indikator fiir die Beschéaftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen wird derzeit anhand der
EU-SILC berechnet und basiert auf dem Behinderungsstatus, der durch den ,,Global Activity
Limitation Index“ (globaler Indikator fiir Einschrankungen bei Aktivitdten, GALI) angegeben wird.
Die Umfrageteilnehmer beantworten folgende Fragen: 1) ,,Sind Sie aufgrund eines gesundheitlichen
Problems bei alltdglichen Verrichtungen eingeschrankt? Wiirden Sie sagen, Sie sind ... stark
eingeschrénkt, eingeschrénkt, aber nicht stark, oder iiberhaupt nicht eingeschrankt?* Wenn die
Antwort auf die Frage 1) ,,stark eingeschrankt* oder ,,eingeschriankt, aber nicht stark* lautet,
beantworten die Teilnehmer die Frage 2) ,,Waren Sie zumindest in den letzten sechs Monaten
eingeschrankt? Ja oder Nein?*“. Wird die zweite Frage mit ,,Ja* beantwortet, wird angenommen, dass
bei dieser Person eine Behinderung vorliegt. Nach den Berechnungen der EU-SILC ist eine
Korrelation zwischen der Pravalenz von Behinderungen aufgrund des GALI-Ansatzes und der darauf
basierenden Beschéftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen im Jahr 2024 in den
Mitgliedstaaten der EU festzustellen (Pearson-Korrelationskoeffizient = -0,44).

Der Indikator misst den Anteil der Bevolkerung, der in Haushalten lebt, in denen die gesamten
Wohnkosten mehr als 40 % des verfiigbaren Einkommens ausmachen (jeweils ,,netto*,

d. h. abziiglich Wohnungsbeihilfen). Gemafl den methodischen Leitlinien und der Beschreibung der
EU-SILC-Variablen (Version April 2020) umfassen Beihilfen (nur bediirftigkeitsabhingige Zulagen)
Mietbeihilfen und Eigenheimforderung, jedoch keine Steuerbeihilfen und Vermdgenstransfers. In
dem Dokument werden Wohnkosten als monatliche und tatsdchlich gezahlte Kosten definiert, die
mit dem Recht der Hausgemeinschaft verbunden sind, in der Wohnung zu leben. Dazu gehoren
Gebdudeversicherung (fiir Mieter: falls von ihnen bezahlt), Dienstleistungen und Gebiihren
(Abwasserentsorgung, Miillabfuhr usw.; obligatorisch fiir Eigentlimer, fiir Mieter: falls von ihnen
bezahlt), regelméBige Instandhaltung und Reparaturen, Steuern (fiir Mieter: gegebenenfalls auf die
Wohnung) und Kosten fiir die Versorgungsleistungen (Wasser, Strom, Gas und Heizung). Bei
Eigentlimern, die eine Hypothek abbezahlen, werden die damit verbundenen Zinszahlungen
einbezogen (Steuererleichterungen werden abgezogen, Wohnbeihilfen hingegen nicht). Fiir Mieter
sind es die Kosten zum Marktpreis oder zum erméBigten Preis, ferner sind die Mietzahlungen
enthalten. Fiir mietfreie Mieter sollten Wohnbeihilfen nicht von den gesamten Wohnkosten
abgezogen werden.

Ein nach eigenen Angaben nicht gedeckter Bedarf an &rztlicher Versorgung besteht dann, wenn die
befragte Person subjektiv betrachtet eine bestimmte medizinische Untersuchung oder Behandlung
benotigte, diese aber mit einer der folgenden drei Begriindungen nicht in Anspruch genommen hat:
,Finanzielle Griinde*, ,,Warteliste* und ,,Zu weite Anfahrt“. Arztliche Versorgung umfasst
individuelle Gesundheitsleistungen (drztliche Untersuchungen oder Behandlungen mit Ausnahme
zahnirztlicher Behandlung), die entweder von Arzten oder Angehdrigen von im jeweiligen
nationalen Gesundheitssystem als gleichwertig anerkannten Berufen oder aber unter deren direkter
Aufsicht erbracht wurden (Definition von Eurostat). Die Probleme, die nach Aussage von Personen
auftreten, wenn diese im Krankheitsfall eine drztliche Versorgung erhalten wollen, kdnnen Ausdruck
von Hindernissen beim Zugang zur Gesundheitsversorgung sein.
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https://circabc.europa.eu/ui/group/853b48e6-a00f-4d22-87db-c40bafd0161d/library/2927c935-895f-4d4d-95a0-0ef747f6347e/details

In der Stellungnahme des EMCO und des SPC werden weitere Schritte zur vollstindigen
Umsetzung des iiberarbeiteten sozialpolitischen Scoreboards aufgezeigt.>>* Bei dem
Leitindikator ,,Beschiftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen* dient voriibergehend die
EU-SILC als statistische Quelle, es ist jedoch zur Verbesserung der Genauigkeit ein Wechsel zu
EU-AKE vorgesehen. Die Kommissionsdienststellen, einschlieBlich Eurostat, analysierten die im
Jahr 2022 in der EU-AKE gesammelten Daten und beschlossen, die Qualitit weiterhin zu
iiberwachen und den Indikator zu tiberpriifen, wenn die AKE-Daten von 2024 verfiigbar sind.
Eurostat wird weitere Schritte zur Verbesserung der landeriibergreifenden Vergleichbarkeit
unterstiitzen und die Entwicklung zusétzlicher Indikatoren in diesem Bereich priifen. Beim
Leitindikator ,,Beteiligung Erwachsener am Lernen innerhalb der letzten 12 Monate* ist spéter
ebenfalls ein Wechsel zu EU-AKE vorgesehen. Fiir den Zeitraum vor 2022 stammen die Daten
ausschlieBlich aus der Erhebung iiber die Erwachsenenbildung (Adult Education Survey, AES).
Nach griindlichen Kontrollen der Qualitdt und der Vergleichbarkeit von Daten aus der Erhebung
iiber die Erwachsenenbildung und der Arbeitskréifteerhebung der EU aus dem Jahr 2022 durch
Eurostat®> einigte sich die Untergruppe ,,Indikatoren des Beschiftigungsausschusses im
September 2024 auf die vorldufige Verwendung von Daten aus der Erhebung tliber
Erwachsenenbildung, ausgenommen betriebliche Aus- und Weiterbildung am Arbeitsplatz, fiir

diesen Leitindikator.

353 Siehe Stellungnahme des Beschiftigungsausschusses und des Ausschusses fiir Sozialschutz zum

Vorschlag fiir ein iiberarbeitetes sozialpolitisches Scoreboard.
Siehe Hintergrundinformationen von Eurostat.

354
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Anhang 3. Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards, Niveaus

Chancengleichheit
Teilnahme
Erwachsener am Personen mit
Ler:;glglr;w(lzr;tlz':ten A Fru_he Schul- u“nd grundrlsgrelp :Izr oder NEET-ﬁl.::ltsec:Ir:ungen Geschlechtsspezifisches
usbildungsabganger - v 3 . P
Indikator|  2USgenommen (in % der Bevélkerung im Alter | grundlegender (in /oar'\. der Beschaﬂlgungsggfalle Einkommensquintilverhéltnis
l_)etngbllche von18-24 Jahren) dlglml_er Kompetenz _ Gesamtbevolkerung (I:-‘rozentpunkte, Bevolkerung (S80/S20)
Weiterbildung am (in % der im Alter von 15-29 Jahren) | im Altervon 20-64 Jahren)
Arbeitsplatz, in % der Bevdlkerung im Alter
Bevolkerung im Alter von 16-74 Jahren)
von 25-64 Jahren355)
) Eurostat [edat _Ifse 14], Eurostat Eurostat [Ifsi_neet a, Eurostat [tesem060], Eurostat [tessi180],
Quelle: AES. EU-AKE. [tepsr_sp410], ESS. EU-AKE. EU-AKE. EU-SILC.
Jahr 2016 2022 2022 2023 2024 2021 2023 | 2022 | 2023 2024 2022 | 2023 2024 | 2022 | 2023 | 2024
EU27 374 39,5 9,6 9,6 9,4 53,9 55,6 | 11,7 11,2 11,1 10,6 10,2 10,0 4,74 4,72 4,66
ER20 : : 9,8 9,8 9,7 : : 11,6 11,3 11,0 10,2 9,7 9,6 4,78 4,75 4,78
EU (nicht
gewichtet) 37,6 378 8,1 82 82 56,3 576 | 108 10,6 10,5 9,0 8,6 8,3 4,65 4,71 4,62
ER (nicht
gewi(chtet) 39,5 38,7 75 78 79 58,7 59,2 | 10,6 10,5 10,4 84 8,0 78 4,62 4,70 4,65
BE 394 349 6,4 6,2 70b 54,2 59,4 9,2 9,6 9,9 7,6 7,6 8,0 3,53 3,39 345
BG 118 9,5 10,3 9,3 82b 31,2 355 | 148 138 12,7b 75 73 72b | 7,30 6,61 6,96
Cz 228 21,2 6,2 6,4 54 59,7 691 | 114 10,1 8,6 14,9 139 12,6 3,48 342 3,32
DK 50,4 47,1 10,0 10,4 10,4 68,7 69,6 79 86b 80 54 56b 6,5 4,03 4,15 4,16
DE 464 53,7 12,5 13,0 129b 489 52,2 8,6 8,8 8,7 75 74 7,1 4,38 4,44 4,49
EE 339 418 10,8 9,7 11,0 56,4 62,6 | 106 9,6 11,0 29 24 1,7 5,39 5,37 5,03
IE 46,0 b 48,3 3,7 40 28b 70,5 729 8,6 8,5 75 114 9,9 9,3 3,81 3,86 3,74
EL 16,0 15,1 41 37 30b 52,5 524 | 153 15,9 14,2 21,0 19,8 18,8 5,20 5,28 5,27
ES 304 34,1 139 13,7 13,0 64,2 66,2 | 127d 123d 12,0d 112d 10,3d 98d | 5,63 5,50 539
FR 484 492b 7,6 7,6 7,7 62,0 59,7 | 120d 123d 125d 58d 55d 59d | 460b 4,63 4,66
HR 26,9 233 21u 20u  20u 63,4 59,0 | 131 11,8 10,6 94 7,7 59 457 491b 497b
IT 339 290b | 115 10,5 9,8 456 458 | 19,0 16,1 15,2 19,7 19,5 194 5,62 5,27 5,53
CY 448 28,3 8,2 10,4 11,3 50,2 495 | 144 13,9 12,9 10,9 9,0 10,0 4,22 4,23 4,40
LV 39,0 34,1 6,7 7,7 79 50,8 453 | 11,3 10,0 10,7 31 31 33 6,33 6,20 6,28
LT 25,0 274 48 6,4 84 488 529 | 10,7 13,5 14,7 0,8 1,5 1,4 6,39 6,32 654p
LU 426b 452 8,2 68u 78u 63,8 60,1 6,8 8,5 9,8 6,5 6,8 55 451b 479 4,68
HU 54,8 62,2 12,2 11,6 10,3 49,1 589 | 10,7 10,9 10,9 9,8 9,1 79 4,16 4,43 4,39
MT 328 39,9 10,3 10,2 9,6 61,2 63,0 7,6 7,6 72 13,3 14,1 13,4 4,75 5,30 487
NL 57,1 56,1 5.6 6,2 7,0 78,9 82,7 42 47 4,9 79 78 76 3,94 3,87 3,72
AT 55,3 52,2 84 8,6 8,1 63,3 64,7 9,1 9,4 9,2 78 78 6,9 4,25 4,28 4,34
PL 209 20,3 47 37 41 429 443 | 10,7 91 94 12,9 11,8 11,6 3,91 4,06 3,85
PT 38,0 334 6,3 8,1 6,6 55,3 56,0 8,5 8,9 8,7 58 55 57 513 5,60 5,20
RO 58 191b | 156 16,6 16,8 27,8 27,7 | 198 19,3 194 18,6 19,1 18,1 6,00 5,83 4,62
Sl 40,3 26,5 4,0 54b 50 49,7 46,7 84 78 7,6 6,9 6,1 6,0 3,28 3,34 342
SK 42,6 49,5 74b 6,4 75 55,2 513 | 123 11,2 10,7 8,1 7,7 8,9 3,12 3,63 3,28
FlI 514 51,8 84 9,6 9,6 79,2 82,0 93 9,2 9,8 1,2 0,2 0,7 3,75 3,78 3,73
SE 58,8 b 66,5 8,8 74 72 66,6 66,4 5,6 57 6,3 57 47 4,0 4,34 473 4,34

Anmerkung: EU (nicht gewichtet) und ER (nicht gewichtet) beziehen sich auf die ungewichteten Durchschnittswerte fiir die EU
bzw. das Euro-Wihrungsgebiet.
Kennzeichnungen —b: Zeitreihenbruch; d: abweichende Definition; e: geschétzt; p: vorldufig; u: von geringer Zuverldssigkeit (geringe
Anzahl von Beobachtungen).
Quelle: Eurostat, Berechnungen der GD EMPL fiir nicht gewichtete Durchschnittswerte.

355 Diese Zahlen stammen aus einer Sonderauswertung der Erhebung iiber die Erwachsenenbildung, bei der die
angeleitete betriebliche Weiterbildung ausgeschlossen wurde, und dienen der Kommission zur Beurteilung
der Fortschritte auf dem Weg zum Zielwert von 60 % fiir die Erwachsenenbildung bis 2030.
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https://circabc.europa.eu/ui/group/d14c857a-601d-438a-b878-4b4cebd0e10f/library/c5a8b987-1e37-44d7-a20e-2c50d6101d27/details
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/44f07711-506f-460f-b098-f769ed99df36?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:30:44Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/6d1b675f-c629-41d7-9711-b416da51b48a?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:31:49Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/0bfafca4-c273-407c-a3d0-0eaa007d28a0?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:32:54Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/b5748cdc-286c-443b-aadc-0abae5a213b4?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:35:14Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/a19b1caa-08b1-45e5-b16b-5194f1125bbb?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:46:46Z

Anhang 3 (Fortsetzung). Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards, Niveaus

Faire Arbeitsbedingungen
Beschaftigungsquote Arbeitslosenquote Langzeitarbeitslosenquote Wachstum des verfiigbaren
Indikator ((in % der Bevélkerung im Alter| (in % der Erwerbsbevélkerung ((in % der Erwerbsbevélkerung Bruttoeinkommens
von 20-64 Jahren) im Alter von 15-74 Jahren) im Alter von 15-74 Jahren) |der Haushalte pro Kopf (2008 = 100)
Eurostat [Ifsi emp_a], EU- Eurostat [tepsr wc310], europaische
Quelle: AKE. Eurostat [une rt a], EU-AKE. |Eurostat [tesem130], EU-AKE. Sektorkonten.
Jahr 2022 2023 2024 2022 2023 2024 2022 2023 2024 2022 2023 2024
EU27 | 746 75,3 758 6,2 6,1 59 24 2,1 1,9 11,1 11,8 114,3
ER20 | 74,0 747 75,3 6,8 6,6 6.4 2,7 24 2,1 106,7 107,3 109,4
EU (nicht
gewichtet)| 76,4 76,9 773 58 58 58 22 2,0 18 120,6 120,5 124,9
ER (nicht
gewichtet)| 75,9 76,4 76,9 6,3 6,2 6,1 24 22 2,0 1134 114,2 118,1
BE 719 721 72,3 5,6 55 57 2,3 22 2,0 104,8 106,5 1071
BG 75,9 76,2 76,8 b 42 43 42D 22 2,3 22b |[1553 : :
Ccz 81,3 81,7 82,3 2,2 2,6 2,6 0,6 0,8 0,8 123,9 123,6 125,2
DK 80,1 798b 80,2 45 51b 6,2 05 05b 0,8 121,3 123,8 125,0
DE 80,8 81,1 81,3 3,1 3,1 34 11 1,0 0,9 115,9 1147 116,2
EE 81,9 82,1 81,8 5,6 6.4 7,6 1,3 1,3 18 129,5 126,6 131,0
IE 78,2 79,1 79,8 45 43 43 1,3 1,1 1,0 110,5 11,3 114,9
EL 66,3 674 69,3 12,5 1,1 10,1 .7 6,2 54 78,1 82,1 84,1
ES 69,3d 705d 714d | 13,0d 122d  114d 51d 43d 38d | 974 100,8 103,9
FR 74,0d 744d  751d 7,3d 7,3d 74d 20d 1,8d 1,7d [1101 110,9 113,56
HR 70,2 70,8 73,6 6,8 6,1 50 24 21 1,8 1257 129,6 138,1
IT 64,8 66,3 67,1 8,1 .7 6,5 46 42 33 94,1 94,6 96,0
cY 78,6 79,5 79,8 6,3 58 49 21 1,8 1,3 100,8 102,7 107,8
Lv 77,0 775 774 6,9 6,5 6,9 2,0 1,8 22 1214 17,7 122,8
LT 79,0 78,5 79,2 6,0 6,9 71 2,3 23 2,3 138,8 137,7 1441
LU 748 748 74,2 46 52 6.4 1,3 1,7 1,6 110,9 1121 1131
HU 80,3 80,7 81,1 3,6 41 45 1,2 1,4 1,5 156,7 161,8 168,2
MT 80,1 81,3 83,0 35 35 3,1 1,2 0,8 0,7 153,7 158,3 1717
NL 82,9 83,5 83,5 35 3,6 37 0,7 0,5 0,5 109,3 110,0 112,4
AT 773 77,2 774 48 5,1 52 1,2 1,1 11 100,9 99,2 102,8
PL 76,7 779 784 29 28 29 0,9 0,8 0,8 150,1 155,7 166,1
PT 771 78,0 785 6,2 6,5 6,5 28 25 24 108,7 112,0 118,8
RO 68,5 68,7 69,5 5,6 5,6 54 22 22 18 158,7 165,8 178,8
SI 779 775 78,3 4,0 37 37 1,6 14 11 120,2 120,3 122,4
SK 76,7 775 78,1 6,1 58 53 41 38 35 129,5 128,0 133,6
FI 784 78,2 77,0 6,8 72 84 1,5 1,6 18 107,5 107,9 108,7
SE 82,0 82,6 81,9 75 77 84 1,9 1,6 1,7 122,3 120,2 120,6

Anmerkung: EU (nicht gewichtet) und ER (nicht gewichtet) beziehen sich auf die ungewichteten Durchschnittswerte
fiir die EU bzw. das Euro-Wéhrungsgebiet. Das reale verfiigbare Bruttoeinkommen der Haushalte pro Kopf bemisst
sich nach den ,unbereinigten Einkiinften (d.h. ohne soziale Sachtransfers) ohne Berichtigung nach
Kaufkraftstandards.

Kennzeichnungen — b: Zeitreihenbruch; d: abweichende Definition; e: geschitzt; p: vorldufig; u: von geringer
Zuverlassigkeit (geringe Anzahl von Beobachtungen).

Quelle: Eurostat, Berechnungen der GD EMPL fiir nicht gewichtete Durchschnittswerte.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/c09a2608-0417-4a9b-9b71-110f961dfac8?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:28:44Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/a1e01d2e-55d9-4725-baeb-871b6a13b845?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:29:44Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/e34ebf61-632e-47ca-817f-5ea919433fa5?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:40:40Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/45af58bf-d5a1-47d2-bb46-28e392425b4a?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:41:25Z

Anhang 3 (Fortsetzung). Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards, Niveaus

Sozialschutz und soziale Inklusion
Quote der von Armut oder Quote der von Armut oder TAuswnrkt_mgen Befl Beschéftigungsliicke bei
f 3 ransferleistungen (auBer -
) sozialer Ausgrenzung sozialer Ausgrgnzung bedrohten Renten) bei der Mer_ischen mit
Indikator bedrot.lter: Personen ] Klpder ) Armutsbekampfung Behlnderungeﬂn
(in A"der (in % der Bevélkerung im Alter (Verringerung der (f’rozentpunkte, Bevélkerung
Gesamtbevdlkerung) von 0-17 Jahren) Armutsgefahrdungsquote in %) im Alter von 20-64 Jahren)
g gsq
Eurostat [ilc_peps01n], Eurostat [tepsr sp200],
Quelle: EU-SILC. Eurostat [ilc_peps01n], EU-SILC. | Eurostat [tespm050], EU-SILC. EU-SILC.
Jahr 2022 2023 2024 2022 2023 2024 2022 2023 2024 2022 2023 2024
EU27 21,6 213 21,0 248 249 242 35,0 34,7 34,2 214 214 24,0
ER20 218 216 214 254 254 25,0 35,6 354 33,9 20,3 20,2 23,0
EU (nicht
gewichtet) | 20,7 20,6 20,2 219 225 219 33,9 33,3 334 25,1 25,1 27,0
ER (nicht
gewichtet) | 20,5 20,5 20,3 21,6 221 21,6 34,0 33,3 33,0 239 23,9 256
BE 18,6 18,8 18,3 19,5 19,6 20,2 49,0 b 50,0 53,1 35,1 33,5 33,1
BG 32,2 30,0 30,3 339 339 35,1 244b 21,7 21,7 295 39,5 354
Cz 118 12,0 113 134 15,0 154 40,0 b 39,5 40,6 22,7 22,2 217
DK 17,1 179 18,0 138 153 15,9 504 b 514 50,4 : 204 26,1b
DE 211 213 211 244 239 229 422b 41,7 35,7 24,2 226e 22,0
EE 252 242 22,2 16,6 18,3 16,5 28,1b 21,7 315 26,2 20,2 20,8
IE 19,6 19,2 17,1 22,3 243 209 572b 57,8 50,8 36,6 36,7 38,2
EL 26,3 26,1 26,9 28,1 28,1 279 20,3b 18,2 16,6 259 26,0 28,5
ES 26,0 26,5 258 32,2 345 34,6 274b 229 239 14,6 13,8 234b
FR 20,7b 204 205 271b 26,6 26,2 42,0b 419 38,9 208b 19,9 224
HR 19,9 207b  217b 18,1 17,3b 193b 204 b 209b 216b 36,0 39,2b 41,0
IT 244 228 23,1 285 27,1 27,1 258b 30,5 31,3 14,0 15,9 251b
cYy 175 174 171 194 171 14,8 31,0b 30,1 30,5 30,2 27,0 245
LV 26,0 256 243 19,8 20,3 17,9 250b 235 21,5 20,8 18,5 213
LT 246 243 258p 224 21,7 228p 30,3b 299 259p 35,0 324 399p
LU 194 b 214 20,0 24b 26,1 256 33,7b 274 27,0 85b : :
HU 18,8 19,7 19,3 21,3 24,6 229 27,0b 258 23,5 32,2 29,8 283
MT 20,1 19,8 19,7 23,1 252 259 264 b 256 26,0 30,1 258 253
NL 16,5 15,8 154 13,9 15,9 15,8 338b 384 41,0 252 238 20,9
AT 17,5 17,7 16,9 21,6 22,7 209 42,0b 39,2 40,7 238 26,1 20,7
PL 15,9 16,3 16,0 16,7 16,9 16,1 386b 36,1 415 31,3 339u 35,6
PT 20,1 20,1 19,7 20,7 22,6 20,7 23,7b 19,8 224 13,1 14,0 213b
RO 344 32,0 27,9 415 39,0 338 16,5b 15,6 18,8 32,0 29,2 448b
Sl 13,3 13,7 144 10,3 10,7 118 37,3b 355 37,7 18,8 173 14,2
SK 16,5 17,6 18,3 247 253 22,6 338b 36,4 36,7 21,0 22,1 238
FI 16,3 b 15,8 16,8 149b 13,8 17,3 49,8 48,7 464 19,0 194 204
SE 18,6 184 17,5 19,9 21,6 209 399b 36,9 40,6 257 23,2 229

Anmerkung: EU (nicht gewichtet) und ER (nicht gewichtet) beziehen sich auf die ungewichteten Durchschnittswerte fiir
die EU bzw. das Euro-Wahrungsgebiet.
Kennzeichnungen — b: Zeitreihenbruch; d: abweichende Definition; e: geschitzt; p: vorldufig; u: von geringer
Zuverlassigkeit (geringe Anzahl von Beobachtungen).
Quelle: Eurostat, Berechnungen der GD EMPL fiir nicht gewichtete Durchschnittswerte.

7120/26

LIFE.4

301
DE


https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/37ba4dfb-5604-4246-a575-d0c1cd0bceb4?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:44:57Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ilc_peps01n__custom_18481373/default/table
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/1e1ff927-84cc-451e-a52a-dfc3f1611768?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:48:30Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/ea66e1a0-043c-4fd4-bbbb-0b4f6ffd197a?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:39:21Z

Anhang 3 (Fortsetzung). Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards, Niveaus

Sozialschutz und soziale Inklusion (Fortsetzung)
" . . Nach eigenen Angaben nicht
Indikator L dew::;tﬁftﬁ:‘"g D 55 ”I';t;;z ﬂf:thr:':l:;f°’ma'e’ gedecktgr Bedarf gn arztlicher
(in % der Gesamtbevélkerung) (in % der Bevolkerung unter 3 Jahren) . VEIEERLTE
(in % der Altersgruppe 16+)
Quelle: Eurostat [tespm140], EU-SILC. Eurostat [tepsr sp210], EU-SILC. Eurostat [tespm110], EU-SILC.
Jahr 2022 2023 2024 2022 2023 2024 2022 2023 2024
EU27 8,7 8,8 8,2 358 373 39,2 22 24 25
ER20 88 8,9 85 40,1 42,2 446 2,1 22 25
EU (nicht gewichtet) | 7,7 82 78 345 36,9 38,0 2,6 31 3,0
ER (nicht gewichtet) | 6,9 77 75 36,8 40,1 41,7 2,8 34 33
BE 75 78 6,7 52,5 56,2 52,3 1,0 1,1 14
BG 15,1 11,1 8,0 174 174 21,2 1,0 1,1 1,1
Ccz 6,9 9,1 9.2 6,8 4.4 73 0,2 04 0,5
DK 14,7 154 14,6 747 69,9b 62,9 2,1 2,7 31
DE 119 13b 12,0 246 23,3 25,1 0,3 02e 08
EE 49 7,6 8,6 33,7 379 36,8 9,1 12,9 8,5
IE 37 47 45 18,3 22,1 244 2,7 2,7 29
EL 26,7 28,5 28,9 29,1 29,6 289 9,0 11,6 12,1
ES 9.2 82 78 48,6 55,8 55,0 1,2 1,8 1,8
FR 6,5b 6,5 7,0 56,2 b 574 59,3 32b 37 41
HR 38 4,0 37 275 29,6 30,2 1,3 1b 1,3
IT 6,6 57 5,1 30,9 345 394 1,8 1,8 1,9
cYy 2,6 2,6 24 245 374 40,1 0,2 0,1 0,1
Lv 54 7.2 6,7 32,7 349 249 54 78 8,4
LT 35 5.2 6.2p 228 19,9 369p 29 38 43p
LU 9,0b 115b 8,0 54,7b 60,0 56,6 05b 08 1,0
HU 8,1 73 9,0 12,9 20,5 16,6 14 1,0 1,0
MT 29 6b 58 43,1 51,0 441 0,3 0,1 0,3
NL 10,0 9,3 6,9 72,3 715 78,9 0,2 0,3 0,6
AT 74 6,0 6,3 23,0 241 30,2 0,5 0,6 1,0
PL 56 59 52 15,9 12,6 15,1 23 36 38
PT 5,0 49 6,9 47,2 55,5 59,4 29 28 25
RO 8,5 9,1 47 12,3 12,3 114 4,9 52 22
S| 4,1 3,7 38 52,3 56,6 57,8 37 38 34
SK 25 59 6,4 23 1,0 5,1 28 32 1,6
FI 54 55 54 40,0 439 48,2 6,5 79 8,5
SE 9,1 10,9 10,6 544 56,9 57,7 1,8 2,1 22

Anmerkung: EU (nicht gewichtet) und ER (nicht gewichtet) beziehen sich auf die ungewichteten
Durchschnittswerte fiir die EU bzw. das Euro-Wéhrungsgebiet.
Kennzeichnungen — b: Zeitreihenbruch; d: abweichende Definition; e: geschitzt; p: vorldufig;
u: von geringer Zuverldssigkeit (geringe Anzahl von Beobachtungen).
Quelle: Eurostat, Berechnungen der GD EMPL fiir nicht gewichtete Durchschnittswerte.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/983d61a4-f130-4db3-9a99-07496e7ce806?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:51:50Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/dc95d922-97b5-4a4d-8055-f08b087d2510?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:36:29Z
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/151377ed-b5e8-4553-bf4a-d9b68a127224?lang=de&createdAt=2025-11-15T17:53:15Z

Anhang 4. Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards, Verinderungen und Abstand zum EU-Durchschnitt

Chancengleichheit
e Personen mit grundlegenden
Lernen (innerhalb der letzten Friihe Schul- und g g NEET-Quote bei jungen Geschlechtsspezifisches
p " oder mehr als grundlegenden e x . L
12 Monate, ausgenommen Ausbildungsabgénger digitalen Kompetenzen Menschen Beschiftigungsgefille Einkommensquintilverhéltnis
Ausbildung am Arbeitsplatz unter | (in % der Bevolkerung im Alter (in % ?ier Bevélkerung im Alter (in % an der Gesamtbevolkerung | (Prozentpunkte, Bevolkerung im (S80/S20)
Anleitung, % der 25- bis 64 von 18-24 Jahren) ° d im Alter von 15-29 Jahren) Alter von 20-64 Jahren)
- von 16-74 Jahren)
Jahrigen)
Jahr 2022 2024 2023 2024 2024 2024
Verand
Verand erung Verand Veréand Veréand
erung im erung erung erung
Verander im Jahres im im im
ungim Jahres verglei Jahres Jahres Jahres
Jahresver verglei ch (J-Je verglei verglei verglei
gleich (J- chfiir 2) fiir chfiir ch fiir chfiir
Jre) filir die die die die die
N die Mitglie N Mitglie Mitglie Mitglie Mitglie
Verander " N Verander N N .
ung im Abstand Mitgliedst Veran'deru Abstand zum dstaate ungim | Abstand dstaate Veran'der Abstand dstaate Veran'der Abstand dstaate Veran'der Abstand dstaate
aaten ngim n n ungim n ungim n ungim n
AL el gegeniib | Jahresver 2 gegen deinzste el gegen | Jahresver | _ 2™ 2 gegen | Jahresver | _ 2™ 3L gegen | Jahresver| 4™ e gegen
gleich (J- | Durchschnitt A Durchschnitt | =. gleich (J- | Durchschnitt| =. K Durchschnitt| =. K Durchschnitt| =. 4 Durchschnitt | =.
Je) er_fien gleich tiber ) tiber | gleich tiber | gleich ber | gleich tiber
Verander den den den den den
ungen im Verand Verand Verand Verdnd Veréand
Jahresver erunge erunge erunge erunge erunge
gleich (J- nim nim nim nim nim
Jus) filir Jahres Jahres Jahres Jahres Jahres
dieEU verglei verglei verglei verglei verglei
chfiir ch (J-de chfiir chfiir chfiir
die EU 2) fiir die EU die EU die EU
die EU
EU27 | 21 1,7 1,9 -0,2 1,2 02 |16 2,1 0,3 -0,1 0,6 01 | 02 1,7 0,1 -0,1 0,0 0,0
ER20 -0,1 1,5 -0,1 : -0,3 0,5 02 | -01 1,3 0,2 0,0 0,2 0,1
EU
(nicht
gewich
tet) 0,2 0,0 0,0 0,0 0,0 00 1] 13 0,0 0,0 -0,2 0,0 00 | 03 0,0 0,0 -0,1 0,0 0,0
ER
(nicht
gewich
tet) 0,8 0,9 -1,0 0,1 -0,3 01105 1,6 -0,8 -0,1 -0,1 01 | 02 -0,5 0,1 -0,1 0,0 0,1
BE 45 -29 4,7 08b -12b 08 | 52 1,8 38 0,3 -0,6 0,5 0,4 0,3 0,7 0,1 -1,2 0,2
BG 2,3 -28,3 2,5 -11b -00b 11143 22,1 3,0 -1,1b 22b -1,0 ] -01b -11b 0,2 04 23 0,5
Ccz -1,6 -16,6 1.8 -1,0 2,8 -1,0 | 94 11,5 8,1 -15 -1,9 14 13 43 -1,0 -0,1 13 0,0
DK -3,3 9,3 -35 0,0 22 00 | 1,0 12,0 -0,4 -0,6b 25 0,5 09b -1,8 1,2 0,0 0,5 0,1
DE 73 15,9 71 -0,1b 47b -0,1 133 -54 2,0 -0,1 -1,8 01| -03 -1,2 0,0 0,1 -0,1 0,2
EE 79 4,0 77 1,3 28 13 | 62 50 49 14 0,5 16 | -07 6,6 04 -0,3 04 -0,2
IE 23b 105 2,1 -12b  -54b 12 | 24 15,3 11 -1,0 -3,0 09 | -06 1,0 0,3 -0,1 -0,9 0,0
EL -0,9 22,7 11 -07b  -52b -0,7 [-0,1 -5,2 -1,4 1,7 37 -16 | -1,0 10,5 0,7 0,0 0,7 0,1
ES 37 -3,7 35 -0,7 48 -0,7 | 20 8,6 0,7 -0,3d 1,5d 02 | -05d 1,5d 0,2 -0,1 08 0,0
FR 08b  114b 0,6 0,1 -0,5 01 1]-23 2,0 -3,6 02d 2,0d 0,4 04d 24d 0,7 0,0 0,0 0,1
HR -3,6 -14,5 -3,8 00u -62u 0,0 |-44 1,3 -5,7 -1,2 0,1 11 18 24 1,5 0,1b 04b 0,2
IT -49b -88b 5,1 -0,7 1,6 -0,7 102 -11,9 -1,2 -0,9 47 08 | -01 11,1 0,2 0,3 0,9 0,4
CY |-165 95 -16,7 0,9 3,1 09 |-08 -8,2 221 -1,0 24 -0,9 1,0 1,7 13 0,2 -0,2 0,3
Lv -49 =37 5,1 0,2 -0,3 02 |-55 -12,3 -6,8 0,7 0,2 0,9 0,2 -5,0 0,5 0,1 1,7 0,2
LT 24 -10,4 2,2 2,0 0,2 2,0 | 41 -4,7 2,7 1,2 42 14 | -01 -6,9 0,2 02p 19p 0,3
LU 26b 74 24 1,0u  -04u 1,0 [-37 25 -5,0 1,3 -0,7 15| -13 2,8 -1,0 -0,1 0,1 0,0
HU 74 244 72 -1,3 2,1 13198 1,3 8,5 0,0 04 02 | 1,2 04 0,9 0,0 -0,2 0,1
MT 71 2.1 6,9 -0,6 14 -06 | 18 54 0,5 -0,4 -33 03| -07 51 04 -0,4 0,3 -0,3
NL -1,0 18,3 1,2 0,8 -1,2 08 ] 38 25,1 24 0,2 -5,6 04 | 0,2 0,7 0,1 -0,2 -0,9 -0,1
AT 3,1 14,4 -3,3 -0,5 -0,1 -05 | 14 71 0,0 -0,2 -1,3 01 ] -09 -14 0,6 0,1 -0,3 0,2
PL -0,6 17,5 0,8 0,4 41 04|14 -133 0,0 0,3 -1.1 05 | 0,2 33 0,1 -0,2 -0,8 -0,1
PT -4,6 4.4 4,8 -15 -1,6 15107 1,7 -0,7 -0,2 -1,8 -0,1 0,2 -2,6 0,5 0,4 0,6 -0,3
RO | 133b -187b 13,1 02 8,6 02 |-01 -29,9 -14 0,1 8,9 03 | -1,0 9,8 0,7 -1,2 0,0 -11
sl |-138 11,3 -14,0 -04b  -32 -04 [-30 -10,9 43 -0,2 -29 01 | -01 2,3 0,2 0,1 -1,2 0,2
SK 6,9 1,7 6,7 1,1 -0,7 11 1-39 -6,3 52 -0,5 0,2 0,4 1,2 0,6 1,5 0,4 -1,3 -0,3
FI 04 14,0 0,2 0,0 14 00|28 244 1,5 0,6 -0,7 08 0,5 -1,6 08 -0,1 -0,9 0,1
SE 7,7b 287 75 -0,2 -1,0 <02 [-02 88 -15 0,6 4,2 08 | 07 4,3 04 -04 -0,3 -0,3

Anmerkung: EU (nicht gewichtet) und ER (nicht gewichtet) beziehen sich auf die ungewichteten Durchschnittswerte fiir die EU bzw. das Euro-Wahrungsgebiet. Der Abstand
zum EU-Durchschnitt wird anhand des nicht gewichteten Durchschnitts berechnet.
Kennzeichnungen — b: Zeitreihenbruch; d: abweichende Definition; e: geschétzt; p: vorldufig; u: von geringer Zuverléssigkeit (geringe Anzahl von Beobachtungen).
Quelle: Eurostat, Berechnungen der GD EMPL fiir nicht gewichtete Durchschnittswerte.
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Anhang 4 (Fortsetzung). Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards, Verinderungen
und Abstand zum EU-Durchschnitt

Faire Arbeitsbedingungen
Beschiftigungsquote Arbeitslosenquote Langzeitarbeitslosenquote Wachstum qes verfilgbaren
< .. : . . e M . Bruttoeinkommens
(in % der Bevolkerung im Alter ((in % der Erwerbsbevalkerung im|(in % der Erwerbsbevélkerung im der Haushalte oro Koof
von 20-64 Jahren) Alter von 15-74 Jahren) Alter von 15-74 Jahren) _ p P
(2008 = 100)
2024 2024 2024 2024
Veranderu Veranderu Verénderu Veranderu
ngim ngim ngim ngim
Jahr Jahresverg Jahresverg Jahresverg Jahresverg
leich fiir leich fiir leich fiir leich fiir
die die die die
Veranderu| Abstand |Mitgliedsta|Veranderu| Abstand [MitgliedstaVeranderu| Abstand [Mitgliedsta|Veranderu| Abstand |Mitgliedsta
ngim | zum EU- aten ngim | zum EU- aten ngim | zum EU- aten ngim | zum EU- aten
WJahresvergDurchschn|gegeniiberJahresvergDurchschn|gegeniiber JahresvergDurchschn|gegeniiberJahresvergDurchschn|gegeniiber
leich it den leich itt den leich itt den leich itt den
Verénderu Veranderu Verénderu Veranderu
ngen im ngen im ngen im ngen im
Jahresverg Jahresverg Jahresverg Jahresverg
leich fiir leich fiir leich fiir leich fiir
die EU die EU die EU die EU
EU27 0,5 -1,5 0,0 0,2 0,1 0,2 0,2 0,1 0,1 22 -10,6 -1,2
ER20 0,6 -2,0 0,1 0,2 0,6 0,2 0,3 0,3 0,2 2,0 -15,5 14
EU (nicht
gewichtet)| 0,5 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0 0,0 34 0,0 0,0
ER (nicht
gewichtet)| 05 -0,4 0,0 0,1 0,3 -0,1 0,2 0,2 0,1 3,3 6,7 0,1
BE 0,2 5,0 0,3 0,2 0,1 0,2 0,2 0,2 0,1 05 17,8 2,8
BG 06b -054b 0,1 0,1b -16b 0,1 0,1b 04b 0,0 : : :
(%74 0,6 50 0,1 0,0 -3,2 0,0 0,0 -1,0 0,1 1,3 0,4 2,1
DK 04b 29 0,1 1,1b 0,4 1,1 0,3b -1,0 04 1,0 0,1 24
DE 0,2 4,0 0,3 0,3 24 0,3 0,1 09 0,0 1,3 8,7 2,1
EE 0,3 45 -0,8 1,2 1,8 1,2 0,5 0,0 0,6 35 6,2 0,1
IE 0,7 25 0,2 0,0 -15 0,0 0,1 08 0,0 32 -10,0 0,2
EL 1,9 8,0 14 -1,0 43 -1,0 08 3,6 0,7 25 -40,7 0,9
ES 0,9d -5,9d 0,4 08d 56d -0,8 0,5d 20d 04 31 -20,9 0,3
FR 0,7d 2,2d 0,2 0,1d 1,6d 0,1 0,1d 0,1d 0,0 2,3 114 -11
HR 28 3,7 2,3 -11 038 -11 0,3 0,0 0,2 6,6 13,2 32
IT 08 -10,2 0,3 -1,2 0,7 -1,2 09 1,5 08 14 28,9 2,0
cYy 0,3 25 -0,2 0,9 -0,9 -0,9 0,5 0,5 04 49 171 1,6
LV 0,1 0,1 0,6 04 1,1 0,4 04 04 0,5 4.4 2,1 1,0
LT 0,7 19 0,2 0,2 1,3 0,2 0,0 0,5 0,1 4,6 19,2 1,2
LU -0,6 -3,1 11 1,2 0,6 1,2 0,1 0,2 0,0 0,9 -11,8 24
HU 04 38 -0,1 0,4 -1,3 04 0,1 0,3 0,2 39 433 0,6
MT 1,7 57 1,2 04 2,7 0,4 0,1 -11 0,0 8,5 46,9 5,1
NL 0,0 6,2 -0,5 0,1 2,1 0,1 0,0 1,3 0,1 22 -12,5 -1,2
AT 0,2 0,1 -0,3 0,1 -0,6 0,1 0,0 0,7 0,1 3,6 22,1 0,2
PL 0,5 11 0,0 0,1 2,9 0,1 0,0 -1,0 0,1 6,6 412 33
PT 0,5 1,2 0,0 0,0 0,7 0,0 0,1 0,6 0,0 6,1 6,1 2,7
RO 0,8 7,8 0,3 0,2 0,4 -0,2 04 0,0 0,3 79 53,9 45
Sl 0,8 1,0 0,3 0,0 2,1 0,0 0,3 0,7 0,2 1,8 2,4 15
SK 0,6 08 0,1 0,5 0,5 0,5 0,3 1,7 0,2 43 8,7 1,0
FI -1,2 0,3 1.7 1,2 2,6 1,2 0,2 0,0 0,3 0,8 -16,1 2,6
SE 0,7 46 -1,2 0,7 2,6 0,7 0,1 0,1 0,2 04 -4,3 -3,0

Anmerkung: EU (nicht gewichtet) und ER (nicht gewichtet) beziehen sich auf die ungewichteten Durchschnittswerte fiir
die EU bzw. das Euro-Wihrungsgebiet. Der Abstand zum EU-Durchschnitt wird anhand des nicht gewichteten
Durchschnitts berechnet. Das reale verfiigbare Bruttoeinkommen der Haushalte pro Kopf bemisst sich nach den
,unbereinigten Einkiinften* (d. h. ohne soziale Sachtransfers) ohne Berichtigung nach Kaufkraftstandards.
Kennzeichnungen — b: Zeitreihenbruch; d: abweichende Definition; e: geschétzt; p: vorldufig; u: von geringer
Zuverlassigkeit (geringe Anzahl von Beobachtungen).

Quelle: Eurostat, Berechnungen der GD EMPL fiir nicht gewichtete Durchschnittswerte.
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Anhang 4 (Fortsetzung). Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards, Verinderungen
und Abstand zum EU-Durchschnitt

Sozialschutz und soziale Inklusion
Quote der von Armut oder Quote_ B AT CEE TrAaiss‘:::ll:il:tguer:;::z(:lﬁzr Beschiftigungsliicke bei
sozialer Ausgrenzung ezl Ausgr_enzung Renten) bei der Menschen mit Behinderungen
bedrohten Personen o bedrohte n Klnde_r Armutsbekampfung (Prozentpunkte, Bevolkerung
(in % der Gesamtbevélkerung) (0 oy XL LD A (Verringerung der im Alter von 20-64 Jahren)
von 0-17 Jahren) 2 .
Armutsgefahrdungsquote in %)
Jahr 2024 2024 2024 2024
Verander Verander Verander Verander
ung im ung im ung im ung im
Jahresve Jahresve Jahresve Jahresve
Verander | Abstand | rgleich | Verander | Abstand | rgleich | Verdnder | Abstand | rgleich | Verénder | Abstand | rgleich
ungim | zumEU- [firMSzu| ungim | zumEU- |firMSzu| ungim | zumEU- |firMSzu| ungim | zum EU- | fiir MS zu
Jahresve | Durchsc | Verander | Jahresve | Durchsc | Verander | Jahresve | Durchsc | Verander | Jahresve | Durchsc | Verander
rgleich hnitt ungim | rgleich hnitt ungim | rgleich hnitt ungim | rgleich hnitt ung im
Jahresve Jahresve Jahresve Jahresve
rgleich rgleich rgleich rgleich
fiir EU fiir EU fiir EU fiir EU
EU27 | 03 08 0,1 0,7 2,3 0,1 05 0,7 0,7 2,6 -3,0 0,7
ER20 | -0,2 1,2 0,2 0,4 3,1 0,2 -1,6 05 1.7 28 4,0 0,9
EU
(nicht
gewich
tet) 0,4 0,0 0,0 0,6 0,0 0,0 0,1 0,0 0,0 1,9 0,0 0,0
ER
(nicht
gewich
tet) -0,2 0,1 0,2 0,5 0,3 0,1 04 0,5 0,5 1,7 -14 0,2
BE 05 -19 0,1 0,6 1,7 1,2 3,1 19,7 3,0 0,4 6,1 2,3
BG 0,3 10,1 0,7 1,2 13,2 1,8 0,1 5,7 0,2 41 8,4 6,0
Cz 0,7 -89 0,3 0,4 6,5 1,0 11 72 1,0 05 5,3 24
DK 0,1 2,2 0,5 0,6 6,0 1,2 -1,0 17,0 11 57b -09b 3,8
DE -0,2 0,9 0,2 -1,0 1,0 0,4 6,0 2,3 6,1 06e 5,0 2,5
EE 2,0 2,0 -1,6 -1.8 5,4 -1,2 39 -1,9 38 0,6 6,2 -1,3
IE 2,1 -3,1 1,7 34 -1,0 2,8 -7,0 174 71 1,5 11,2 0,4
EL 08 6,7 1,2 0,2 6,0 04 -1,6 -16,8 1,7 25 1,5 0,6
ES 0,7 5,6 0,3 0,1 12,7 0,7 1,0 9,5 0,9 9,6 -3,6 7,7
FR 0,1 0,3 0,5 0,4 43 0,2 -3,0 54 -3,2 25 -4,6 0,6
HR 1,0b 1,5b 14 20b 26b 2,6 07b  -11,8b 0,6 18b 14,0 0,1
IT 0,3 29 0,7 0,0 52 0,6 0,8 2,1 0,6 92b -19b 73
cYy 0,3 -3,1 0,1 2,3 -1 1,7 04 2,9 0,3 2,5 2,5 -4,4
Lv 13 41 0,9 2,4 -4,0 -1,8 2,0 -12,0 2,1 28 5,7 0,9
LT 1,5p 56p 1,9 11p 09p 1,7 -41p -76p 4,2 75p 129p 56
LU -14 -0,2 -1,0 0,5 37 0,1 04 6,4 0,5 : : :
HU 0,4 0,9 0,0 1,7 1,0 -11 2,3 9,9 24 -15 1,3 -3,4
MT -0,1 -0,5 0,3 0,7 4,0 1,3 04 -14 0,3 0,5 1,7 2,4
NL 0,4 48 0,0 0,1 6,1 05 2,6 7,6 25 29 6,1 4,8
AT 08 -3,3 0,4 -1.8 -1,0 -1,2 1,5 73 14 54 6,3 7,3
PL -0,3 -4,2 0,1 -0,8 5,8 0,2 55 8,1 53 1,7u 8,6 -0,2
PT 0,4 0,5 0,0 -1,9 -1,2 -1,3 2,6 -11,0 2,5 73b 57b 54
RO -4,1 7.7 3,7 5,2 11,9 -4,6 32 -14,6 3,1 15,6 1738 13,7
Sl 0,7 5,8 1,1 1,1 -10,1 1,7 22 43 2,1 31 -12,8 5,0
SK 0,7 -19 1,1 2,7 0,7 2,1 0,2 33 0,1 1,7 -3,2 0,2
FI 1,0 -34 14 35 -4,6 41 24 13,0 2,5 1,0 6,6 0,9
SE -0,9 2,7 0,5 0,7 -1,0 0,1 3,7 72 3,6 0,3 41 2,2

Anmerkung: EU (nicht gewichtet) und ER (nicht gewichtet) beziehen sich auf die ungewichteten Durchschnittswerte
fir die EU bzw. das Euro-Wihrungsgebiet. Der Abstand zum EU-Durchschnitt wird anhand des nicht gewichteten
Durchschnitts berechnet.

Kennzeichnungen — b: Zeitreihenbruch; d: abweichende Definition; e: geschétzt; p: vorldufig; u: von geringer
Zuverlassigkeit (geringe Anzahl von Beobachtungen).

Quelle: Eurostat, Berechnungen der GD EMPL fiir nicht gewichtete Durchschnittswerte.
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Anhang 4 (Fortsetzung). Leitindikatoren des sozialpolitischen Scoreboards, Verinderungen
und Abstand zum EU-Durchschnitt

Sozialschutz und soziale Inklusion (Fortsetzung)
Quote der Dberbelastung durch | o | e an faticner
- Wohnkoster!. (in % der Bevolkerung unter Versorgung
By R S B 3 Jahren) (in % der Altersgruppe 16+)
2024 2024 2024
Jahr Verande Verande Verande
rung im rung im rung im
Jahresv Jahresv Jahresv
Verdnde | Abstand efr"gleich Verande | Abstand erlgleich Verdande | Abstand er.gleich
. ir MS ] fiir MS . fiir MS
rung im | zum EU- o rung im | zum EU- o rung im | zum EU- o
Jahre_sv Durc_hsc Verinde Jahre:sv Durc_hsc Verande Jahrgsv Durc'hsc Verinde
ergleich hnitt " ergleich hnitt . ergleich hnitt .
rung im rung im rung im
Jahresv Jahresv Jahresv
ergleich ergleich ergleich
fiir EU fiir EU fiir EU
EU27 | -06 04 -0,2 19 12 0,8 0,1 0,5 0,2
ER20 | -04 0,7 0,1 24 6,6 1,3 0,3 0,5 0,4
EU
(nicht
gewic
htet) | -0,5 0,0 0,0 1,1 0,0 0,0 0,1 0,0 0,0
ER
(nicht
gewic
htet) | -0,2 0,3 0,2 1,6 37 05 0,1 0,3 01
BE -11 11 0,7 -39 14,3 5,0 0,3 -1,6 0,4
BG 231 0,2 2,7 38 -16,8 2,7 0,0 -19 0,1
cz 01 14 0,6 2,9 -30,7 18 0,1 2,5 0,2
DK -0,8 6,8 0,4 -70b 249 -8,1 0,4 0,1 0,5
DE -1,0b 42 -0,6 18 -12,9 0,7 06e 2.2 0,7
EE 1,0 0,8 15 11 1.2 2,2 4.4 55 43
IE -0,2 -3,3 0,3 2,3 -13,6 1.2 0,2 0,1 0,3
EL 04 211 0,9 0,7 9,1 -1,8 0,5 9,1 0,6
ES -04 0,0 0,1 -0,8 17,0 -1,9 0,0 1.2 0,1
FR 0,5 0,8 1,0 19 213 0,8 0,4 1.1 0,5
HR -0,3 4.1 0,2 0,6 7.8 -0,5 03b 1,7 0,4
IT -0,6 2,7 -0,2 49 14 38 0,1 11 0,2
cYy -0,2 54 0,3 2,7 21 1,6 0,0 2,9 0,1
LV -0,5 1.1 -0,1 -10,0 131 -11,1 0,6 54 0,7
LT 10p -16p 15 170p 11p 15,9 05p 13p 0,6
LU -35b 0,2 -3,1 -34 18,6 4.5 0,2 2,0 0,3
HU 17 1,2 2,2 -39 214 -5,0 0,0 2,0 0,1
MT 02b 2,0 0,3 -6,9 6,1 -8,0 0,2 2,7 0,3
NL 24 0,9 2,0 74 40,9 6,3 0,3 24 04
AT 0,3 -15 0,8 6,1 7.8 50 0,4 2,0 0,5
PL -0,7 2,6 -0,3 2,5 22,9 14 0,2 0,8 0,3
PT 2,0 0,9 2,5 39 214 2,8 0,3 0,5 0,2
RO 4.4 31 -4,0 -0,9 -26,6 2,0 -3,0 0,8 29
Sl 01 -4,0 0,6 1.2 19,8 0,1 04 04 0,3
SK 0,5 14 1,0 4,1 -32,9 3,0 -1,6 14 -15
Fl -0,1 24 04 43 10,2 3,2 0,6 55 0,7
SE -0,3 2,8 0,2 08 19,7 -0,3 01 0,8 0,2

Anmerkung: EU (nicht gewichtet) und ER (nicht gewichtet) beziehen sich auf die ungewichteten Durchschnittswerte fiir die EU
bzw. das Euro-Wéhrungsgebiet. Der Abstand zum EU-Durchschnitt wird anhand des nicht gewichteten Durchschnitts berechnet.
Kennzeichnungen — b: Zeitreihenbruch; d: abweichende Definition; e: geschitzt; p: vorldufig; u: von geringer Zuverldssigkeit
(geringe Anzahl von Beobachtungen).

Quelle: Eurostat, Berechnungen der GD EMPL fiir nicht gewichtete Durchschnittswerte.
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Anhang 5. Regionale Aufschliisselung fiir bestimmte Leitindikatoren des sozialpolitischen
Scoreboards®

Abbildung 1: Friihe Schul- und Ausbildungsabginger, 2024
(in %, Anteil der 18- bis 24-Jdhrigen, nach NUTS-2-Regionen; EU-Durchschnitt: 9,4 %)

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in duBerster Randlage sind nicht dargestellt. Nationale Daten fiir Portugal. Daten auf
NUTS-1-Ebene fiir Griechenland, Irland, Polen und die Slowakei. Daten fiir die Gebiete in dulerster Randlage, die in der
Karte nicht dargestellt sind: Kanarische Inseln 13,1 %, Franzdsisch-Guyana 29,4 %, La Réunion 11,8 %, Autonome
Region Azoren 19,8 %.

Quelle: Eurostat [edat_Ifse _16], EU-AKE. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.

356 Anmerkung: Aufschliisselung auf der regionalen Ebene (NUTS 2). Wenn die regionale (NUTS 2)
Aufschliisselung nicht verfiigbar ist, wird in den Karten die NUTS-1-Ebene oder die nationale Ebene
dargestellt.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/EDAT_LFSE_16__custom_1138407/bookmark/table?lang=de&bookmarkId=d1993d04-a4d1-4c8c-bcad-af0f17a80fed

Abbildung 2: Quote der jungen Menschen, die sich weder in Ausbildung noch in Beschiiftigung
befinden (NEET), 2024

(in %, Anteil der 15- bis 29-Jdhrigen, nach NUTS-2-Regionen; EU-Durchschnitt: 11,1 %)

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in duBerster Randlage sind nicht dargestellt. Daten fiir die Gebiete in dulerster Randlage, die
in der Karte nicht dargestellt sind: Kanarische Inseln 14 %, Guadeloupe 21 %, Martinique 20,9 %, Franzdsisch-Guyana
34,4 %, La Réunion 24,2 %, Autonome Region Azoren 13 %, Autonome Region Madeira 10,1 %.

Quelle: Eurostat [edat_Ifse 22], EU-AKE. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/74e6deb0-7e5e-475f-872f-5270f58d05b6?lang=de&createdAt=2025-09-04T12:51:29Z

Abbildung 3: Geschlechtsspezifisches Beschiiftigungsgefille, 2024

(Unterschied in Prozentpunkten, Beschéftigungsquote der Médnner minus Beschéftigungsquote der

Frauen innerhalb der Altersgruppe der 20- bis 64-Jdhrigen, nach NUTS-2-Regionen;
EU-Durchschnitt: 10,0 Prozentpunkte)

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in duBerster Randlage sind nicht dargestellt. Daten fiir die Gebiete in dullerster Randlage, die
in der Karte nicht dargestellt sind: Kanarische Inseln 8,8 Prozentpunkte, Guadeloupe 1,6 Prozentpunkte, Martinique
0,1 Prozentpunkte, Franzosisch-Guyana 16,9 Prozentpunkte, La Réunion 7 Prozentpunkte, Autonome Region Azoren
7,4 Prozentpunkte, Autonome Region Madeira 3,2 Prozentpunkte.

Quelle: Eurostat [tepsr 1m220], EU-AKE. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/TEPSR_LM220__custom_1143225/default/table?lang=de

Abbildung 4: Als Einkommensquintil gemessene Einkommensungleichheit — S80/S20, 2024
(Index, nach NUTS-2-Regionen; EU-Durchschnitt: 4,7)

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in duBerster Randlage sind nicht dargestellt. Nationale Daten fiir Zypern, Estland, Frankreich,
Lettland, Luxemburg und Malta. Daten auf NUTS-1-Ebene fiir Belgien. Daten fiir die Gebiete in duBerster Randlage, die
in der Karte nicht dargestellt sind: Kanarische Inseln 5,5, Autonome Region Azoren 5,9, Autonome Region Madeira 4,9.
Quelle: Eurostat [ilc_dill_r], EU-SILC. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ILC_DI11_R__custom_1138478/bookmark/table?lang=de&bookmarkId=dd6081bf-6974-4d85-a56f-0ef29aa47989

Abbildung 5: Beschiiftigungsquote, 2024
(in %, Anteil der 20- bis 64-Jdhrigen, nach NUTS-2-Regionen; EU-Durchschnitt: 75,8 %)

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in duBerster Randlage sind nicht dargestellt. Daten fiir die Gebiete in dullerster Randlage, die
in der Karte nicht dargestellt sind: Kanarische Inseln 67,3 %, Guadeloupe 61 %, Martinique 67,3 %, Franzdsisch-Guyana
51,1 %, La Réunion 57,5 %, Autonome Region Azoren 74,8 %, Autonome Region Madeira 76,3 %.

Quelle: Burostat [Ifst_r_Ife2emprt], EU-AKE. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/20b48368-7fb7-4903-ac32-fc78570d9ea2?lang=de&createdAt=2025-09-04T12:57:42Z

Abbildung 6: Arbeitslosenquote, 2024

(in %, Anteil der Erwerbsbevolkerung zwischen 15 und 74 Jahren, nach NUTS-2-Regionen;
EU-Durchschnitt: 5,9 %)

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in duBerster Randlage sind nicht dargestellt. Daten fiir die Gebiete in dulerster Randlage, die
in der Karte nicht dargestellt sind: Kanarische Inseln 13,8 %, Guadeloupe 16,8 %, Martinique 12,3 %,
Franzdsisch-Guyana 17 %, La Réunion 17,3 %, Autonome Region Azoren 5,6 %, Autonome Region Madeira 5,7 %.

Quelle: Eurostat [Ifst_r_Ifu3rt], EU-AKE. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/91765869-d8b6-4d08-9147-1c3bccc32f59?lang=de&createdAt=2025-09-04T12:58:31Z

Abbildung 7: Langzeitarbeitslosenquote (12 Monate oder liinger), 2024
(in %, Anteil der Erwerbsbevolkerung, nach NUTS-2-Regionen; EU-Durchschnitt: 1,9 %)

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in duBerster Randlage sind nicht dargestellt. Nationale Daten fiir Portugal. Daten auf
NUTS-1-Ebene fiir Osterreich und Deutschland. Daten fiir die Gebiete in #uBerster Randlage, die in der Karte nicht
dargestellt sind: Kanarische Inseln 5,7 %, Guadeloupe 11,4 %, Martinique 5,3 %, Franzosisch-Guyana 6,7 %, La Réunion
8,2 %.

Quelle: Burostat [Ifst_r_Ifu2ltu], EU-AKE. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.

7120/26 313

LIFE.4 DE


https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/8cddc48f-39a3-4c40-9247-c01b2b7c84ca?lang=de&createdAt=2025-09-04T12:59:28Z

Abbildung 8: Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Personen, 2024
(in %, nach NUTS-2-Regionen; EU-Durchschnitt: 21,0 %)

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in duBerster Randlage sind nicht dargestellt. Nationale Daten fiir Zypern, Estland, Lettland,
Luxemburg und Malta. Daten fiir die Gebiete in duBerster Randlage, die in der Karte nicht dargestellt sind:
Kanarische Inseln 31,2 %, Guadeloupe 39,4 %, Martinique 30,1 %, Franzosisch-Guyana 59,5 %, La Réunion 39,4 %,
Autonome Region Azoren 28,4 %, Autonome Region Madeira 22,9 %.

Quelle: Eurostat [ilc_peps] In], EU-SILC. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/60db7205-3d6e-444b-bdaf-6d8ae1343275?lang=de&createdAt=2025-09-04T13:07:20Z

Abbildung 9: Auswirkungen sozialer Transferleistungen (aufler Renten) bei
Armutsbekimpfung, 2024

(in %, nach NUTS-2-Regionen; EU-Durchschnitt: 34,2 %)

der

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in dulerster Randlage sind nicht dargestellt. Nationale Daten fiir Zypern, Estland, Lettland,
Luxemburg und Malta. Daten fiir die Gebiete in dullerster Randlage, die in der Karte nicht dargestellt sind:
Kanarische Inseln 25,45 %, Guadeloupe 27,45 %, Martinique 33,98 %, Franzosisch-Guyana 17,11 %, La Réunion
32,65 %, Autonome Region Azoren 23,9 %, Autonome Region Madeira 28,73 %.

Quelle: Eurostat [tespm050_r], EU-SILC. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/285923c4-7ab5-4f28-9691-e03f98459d3a?lang=de

Abbildung 10: Nach eigenen Angaben nicht gedeckter Bedarf an irztlicher Versorgung, 2024

(in %, nach eigenen Angaben nicht gedeckter Bedarf aus folgenden Griinden: ,,Finanzielle Griinde*,
,Warteliste* oder ,,Zu weite Anfahrt; NUTS-2-Regionen; EU-Durchschnitt: 2,5 %)

Anmerkung: Die Angabe ,,--“ in der Legende bedeutet, dass die Daten nicht verfiigbar sind. Einige Verwaltungseinheiten
auf Inseln und in Gebieten in duBerster Randlage sind nicht dargestellt. Nationale Daten fiir Osterreich, Zypern, Estland,
Frankreich, Deutschland, Lettland, Luxemburg, Malta, die Niederlande und Portugal. Daten auf NUTS-1-Ebene fiir
Belgien. Daten fiir die Gebiete in duflerster Randlage, die in der Karte nicht dargestellt sind: Kanarische Inseln 1,1 %.

Quelle: Eurostat [hlth_silc_08 r], EU-SILC. © EuroGeographics fiir die Verwaltungsgrenzen.
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https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/hlth_silc_08_r__custom_17955837/bookmark/table?bookmarkId=6c41c675-45a5-4c52-9068-f2575416a74f&c=1766065500000

Anhang 6. Einstufung der Mitgliedstaaten auf der Grundlage des sozialpolitischen Scoreboards

Mitte 2015 vereinbarten die Europdische Kommission, der Ausschuss flir Beschaftigung und der
Ausschuss fiir Sozialschutz eine Methodik zur Bewertung der Leistung der Mitgliedstaaten anhand
des Scoreboards beschéftigungs- und sozialpolitischer Schliisselindikatoren. Der Vereinbarung
zufolge soll fiir jeden Indikator das relative Abschneiden jedes Mitgliedstaats gemessen, eine
Einstufung vorgenommen und ein entsprechender Farbcode vergeben werden. Die Methode wird
sowohl auf die Jahreswerte (Werte) als auch auf die Verdnderungen im Jahresvergleich
(Veranderungen) angewandt, sodass die Leistung der Mitgliedstaaten umfassend bewertet werden
kann. 2017 hatte die Kommission in Abstimmung mit dem Ausschuss fiir Beschéftigung und dem
Ausschuss fiir Sozialschutz beschlossen, die Methodik auf die Leitindikatoren des die Européische

Saule sozialer Rechte begleitenden sozialpolitischen Scoreboards anzuwenden.

Zur Erfassung der relativen Position der einzelnen Mitgliedstaaten werden zu jedem Indikator
Werte (/) und ihre Verdnderungen im Jahresvergleich (D) in standardisierte Ergebnisse (auch
»Z-Scores* genannt) umgewandelt, um auf alle Indikatoren die gleiche Metrik anzuwenden. Hierzu
werden die Indikatorergebnisse fiir die Werte und fiir die Verdnderungen (/ und D) nach den

folgenden Formeln standardisiert:

(1 —Mittetwert (1) Dys —Mittelwert (D))

]undDSMS = [

ISus = Standardabweichung (Is) Standardabweichung (Dps)
Iys st der Wert des Indikators fiir ein bestimmtes Jahr und D)5 beschreibt seine Verdnderung
gegeniiber dem Vorjahr fiir Mitgliedstaat MS3%7, wihrend IS, und DS, die entsprechenden
Z-Scores angeben®*®. Dadurch kann zu jedem Mitgliedstaat der zugehorige Indikatorwert als

Vielfaches der Standardabweichung vom (ungewichteten) Mittelwert angegeben werden.

357 Fiir den Indikator ,,verfiigbares Bruttoeinkommen der Haushalte* ist D5 definiert als die

prozentuale Verdanderung gegeniiber dem Vorjahr fiir den Mitgliedstaat MS.
Bei der Berechnung der Standardabweichung wird keine Korrektur fiir kleine Stichprobengréflen
vorgenommen.

358
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Die Leistung jedes Mitgliedstaates wird anhand der sich ergebenden Z-Scores im Vergleich zu
festgelegten Schwellenwerten bewertet. Nach der Analyse der Leitindikatoren wurde vereinbart,
fiinf Z-Scores-Intervalle auf der Grundlage von vier symmetrischen Schwellenwerten (-1, -0,5, 0,5
und 1) festzulegen, und zwar sowohl fiir Werte als auch fiir Verinderungen3*. Die

Leistungsbewertung bezogen auf den EU-Durchschnitt stellt sich demnach wie folgt dar:

Relative Leistung
Wert Z-Score

Wenn hoher Wert =gut  Wenn niedriger Wert = gut

Z-Score < -1 sehr niedrig sehr hoch
-1 <£Z-Score <-0,5 niedrig hoch
-0,5 <Z-Score <0,5 neutral neutral
0,5 <Z-Score<1 hoch niedrig
1 <Z-Score sehr hoch sehr niedrig

Durch eine kombinierte Bewertung der relativen Leistung in Bezug auf Werte und Verdnderungen
lasst sich die relative Gesamtleistung eines Landes einstufen, wie auf den folgenden Seiten
beschrieben. Die Definition dieser sieben Kategorien beruht auf Z-Scores; im Laufe der Zeit
wurden die Indikatorwerte um weitere Komponenten ergidnzt, um Félle einer relativ gesehen
schwachen Leistung (Z-Score), aber guter Leistungsentwicklung insgesamt (verbesserter oder
unverdnderter Indikatorwert), besser zu erfassen. Die entsprechende Farbcodierung spiegelt sich in
der Ubersicht in Kapitel 3.1 und in den Streudiagrammen zu den Leitindikatoren in Kapitel 2 des
Berichts wider. Die Einstufung kommt auch in der ersten Phase der ldnderspezifischen Analyse in
Kapitel 3 auf der Grundlage der Grundsitze des Rahmens fiir soziale Konvergenz (SCF) zum

Tragen, wie sie in den entsprechenden Kernbotschaften des Beschaftigungsausschusses und des

Ausschusses flir Sozialschutz und im zugrunde liegenden Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe

des Beschifticungsausschusses und des Ausschusses fiir Sozialschutz beschrieben werden.

39 Es wurden sowohl ein Normalverteilungs- als auch ein T-Test durchgefiihrt, die zum Ergebnis

hatten, dass die Hypothese einer Ahnlichkeit mit diesen Verteilungen ausgeschlossen wird. Es
konnte also keine parametrische Annahme hinsichtlich der Verteilung der beobachteten
Indikatorwerte formuliert werden. Daher wird bei der Wahl der Schwellenwerte iblicherweise auf
Naherungswerte gesetzt. Bei einer Standardnormalverteilung wiirden die gewéhlten
Abschneidepunkte in etwa den Werten der kumulativen Verteilung entsprechen (15 %, 30 %, 50 %,
70 % und 85 %).
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https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9481-2023-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9481-2023-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9481-2023-ADD-1/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9481-2023-ADD-1/en/pdf

Die folgenden Tabellen enthalten die Einstufungen nach der relativen Leistung in Bezug auf Werte und

Verinderungen.

Leistung:

Leistung: Verdnderung

Wert
sehr hoch
hoch

sehr hoch hoch

durchschnittlich

niedrig

sehr niedrig

durchschnittlich

niedrig

sehr niedrig

Anmerkung: Die in zwei Farben (dunkelgriin — blau, hellgriin — blau und weil3 — orange) unterteilten Zellen in der letzten Spalte (,,sehr niedrig™)

zeigen an, wie sich die Rahmenbedingungen auf Anderungen der (absoluten) Indikatorwerte (D) auswirken (wie nachstehend erliutert).

Uberdurchschnittlich

Wert: hohes Leistungsniveau; Verdnderung:
sehr hohes Leistungsniveau bis niedriges
Leistungsniveau ODER

Wert: hohes Leistungsniveau; Verdnderung:
sehr niedriges Leistungsniveau bei
Verbesserung des Indikatorwertes (1) ODER
Wert: durchschnittliches Leistungsniveau,
Verdinderung: sehr hohes Leistungsniveau

Mitgliedstaaten, in denen die Werte tiber dem
EU-Durchschnitt liegen und in denen sich die Lage viel
schneller verbessert bzw. nicht viel schneller verschlechtert
als im EU-Durchschnitt oder in denen sich die Lage viel
schneller verschlechtert als im EU-Durchschnitt, wobei sich
der Indikatorwert nicht verschlechtert

Durchschnittlich/neutral

Wert: durchschnittliches Leistungsniveau;
Verdinderung: sehr hohes Leistungsniveau bis
niedriges Leistungsniveau ODER

Wert: durchschnittliches Leistungsniveau;
Verdnderung: sehr niedriges Leistungsniveau
bei Verbesserung des Indikatorwerts (1)

Mitgliedstaaten mit durchschnittlichen Werten, in denen sich
die Lage weder viel schneller als im EU-Durchschnitt
verbessert noch viel schneller verschlechtert

Schwach, aber mit| Wert: niedriges Leistungsniveau; Mitgliedstaaten, in denen die Werte unter bzw. weit unter
Aufwirtstrend Verdnderung: sehr hohes Leistungsniveau dem EU-Durchschnitt liegen, aber sich die Lage viel schneller
ODER verbessert als im EU-Durchschnitt
Wert: sehr niedriges Leistungsniveau;
Verdnderung: sehr hohes Leistungsniveau.
Zu beobachten Wert: durchschnittliches Leistungsniveau, In dieser Kategorie werden zwei verschiedene Félle

Verdnderung: sehr niedriges Leistungsniveau
mit sich verschlechterndem oder
gleichbleibendem Indikatorwert (|) ODER
Wert: niedriges Leistungsniveau;
Verdnderung: hohes Leistungsniveau bis sehr
niedriges Leistungsniveau

zusammengefasst, in denen sich der Indikatorwert
verschlechtert: i) Mitgliedstaaten, in denen die Werte dem
EU-Durchschnitt entsprechen, aber sich die Lage sehr viel
schneller verschlechtert als im EU-Durchschnitt;

ii) Mitgliedstaaten, in denen die Werte unter dem
EU-Durchschnitt liegen und sich die Lage verschlechtert oder
nicht schnell genug verbessert

Anmerkung: Verschlechterung bedeutet sinkende Werte fiir Indikatoren, bei denen ein hoher Wert auf ein hohes Leistungsniveau
hindeutet (z. B. Beschiftigungsquote), und steigende Werte fiir Indikatoren, bei denen ein hoher Wert auf ein niedriges Leistungsniveau
hindeutet (z. B. Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen).
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Abschneidepunkte als Indikatorwerte

360

sehr niedrig niedrig durchschnittlich hoch sehr hoch
Beteiligung Erwachsener am Lernen (innerhalb der Werte
letzten 12 Monate, ausgenommen Ausbildung am unter 23,0 % zwischen 23 % und 30,4 % zwischen 30,4 % und 45,1 % zwischen 45,1 % und 52,5 % iber 52,5 %
Arbeitsplatz unter Anleitung, in % der 25- bis 64- Veranderungen weniger als - zwischen -6,3 und - zwischen -3,1 und zwischen 3,4 und mehr als
Jahrigen) 9 6,3 Prozentpunkte 3,1 Prozentpunkten 3,4 Prozentpunkten 6,6 Prozentpunkten 6,6 Prozentpunkte
Frithe Schul- und Ausbildungsabgéinger Werte unter 4,9 % zwischen 4,9 % und 6,5 % zwischen 6,5 % und 9,8 % zwischen 9,8 % und 11,4 % uber 11,4 %
in % der Bevélk im Alt 18-24 Jah : weniger als - zwischen -0,9 und - zwischen -0,5 und zwischen 0,4 und mehr als
(in % der Bevolkerung im Alter von ahren) | Verénderungen 0,9 Prozentpunkte 0,5 Prozentpunkten 0,4 Prozentpunkten 0,8 Prozentpunkten 0,8 Prozentpunkte
Personen mit grundlegenden oder mehr als Werte unter 45,2 % zwischen 45,2 % und 51,4 % zwischen 51,4 % und 63,8 % zwischen 63,8 % und 70 % iber 70 %
grundlegenden digitalen Kompetenzen (in % der Verinderungen weniger als - zwischen -2,4 und - zwischen -0,6 und zwischen 3,2 und mehr als
Bevélkerung im Alter von 16-74 Jahren) 9 2,4 Prozentpunkte 0,6 Prozentpunkten 3,2 Prozentpunkten 5,1 Prozentpunkten 5,1 Prozentpunkte
. Werte unter 7,5 % zwischen 7,5 % und 9,0 % zwischen 9,0 % und 12,0 % zwischen 12,0 % und 13,5 % ber 13,5 %
NEET-Quote bei jungen Menschen (% an der
Gesamthevélkerung im Alter von 15-29 Jahren) | Veranderungen weniger als - zwischen -1,0 und - zwischen -0,6 und zwischen 0,3 und mehr als
1,0 Prozentpunkte 0,6 Prozentpunkten 0,3 Prozentpunkten 0,7 Prozentpunkten 0,7 Prozentpunkte
Werte weniger als zwischen 3,5 und zwischen 5,9 und zwischen 10,7 und mehr als
Geschlechtsspezifisches  Beschiftigungsgefille 3,5 Prozentpunkte 5,9 Prozentpunkten 10,7 Prozentpunkten 13,1 Prozentpunkten 13,1 Prozentpunkte
(Prozentpunkte) Veranderungen weniger als - zwischen -1,0 und - zwischen -0,7 und zwischen 0,1 und mehr als
1,0 Prozentpunkte 0,7 Prozentpunkten 0,1 Prozentpunkten 0,4 Prozentpunkten 0,4 Prozentpunkte
. L o Werte weniger als 3,7 zwischen 3,7 und 4,1 zwischen 4,1 und 5,1 zwischen 5,1 und 5,6 liber 5,6
Eink tilverhéltnis (S80/S20 " y - - y y ; ; -
inkommensquintilverhaltnis ( ) Veranderungen weniger als -0,4 zwischen -0,4 und -0,2 zwischen -0,2 und 0,1 zwischen 0,1 und 0,2 (iber 0,2
s . . . Werte unter 73,0 % zwischen 73,0 % und 75,2 % zwischen 75,2 % und 79,5 % zwischen 79,5 % und 81,7 % uber 81,7 %
Beschiftigungsquote (in % der Bevélkerung im X - - -
Alter von 20-64 Jahren) Veranderungen weniger als - zwischen -0,3 und zwischen 0,1 und zwischen 0,9 und mehr als
0,3 Prozentpunkte 0,1 Prozentpunkten 0,9 Prozentpunkten 1,3 Prozentpunkten 1,3 Prozentpunkte
Arbeitslosenquote (in % der Erwerbsbevélkerung Werte unter 3,7 % zwischen 3,7 % und 4,7 % zwischen 4,7 % und 6,9 % zwischen 6,9 % und 7,9 % liber 7,9 %
im Alter von 15-74 Jahren) Veranderungen weniger als - zwischen -0,6 und - zwischen -0,3 und zwischen 0,4 und mehr als
0.6 Prozentpunkte 0.3 Prozentpunkten 0.4 Prozentpunkten 0.7 Prozentpunkten 0.7 Prozentpunkte
Langzeitarbeitslosenquote (in % der Werte unter 0,8 % zwischen 0,8 % und 1,3 % zwischen 1,3 % und 2,4 % zwischen 2,4 % und 2,9 % liber 2,9 %
Erwerbsbevélkerung im Alter von 15-74 Jahren Vers weniger als - zwischen -0,4 und - zwischen -0,3 und ) mehr als
9 )| Veranderungen 0.4 Prozentpunkte 0.3 Prozentpunkten 0 Prozentpunkten zwischen 0 und 0,2 Prozentpunkten | 0.2 Prozentpunkte
Reales verfiighares  Bruttoeinkommen  der Werte weniger als 101,4 zwischen 101,4 und 113,1 zwischen 113,1 und 136,6 zwischen 136,6 und 148,3 Uber 148,3
Haushalte pro Kopf (2008 = 100) Veranderungen unter 1,1 % zwischen 1,1 % und 2,2 % zwischen 2,2 % und 4,5 % zwischen 4,5 % und 5,6 % liber 5,6 %

360 Bei Indikatoren, bei denen niedrigere Werte bessere Leistung bedeuten (z. B. Arbeitslosenquote), stellt ,,[sehr] niedrig™ ein positives Ergebnis dar, wéihrend
,»|sehr] hoch* ein negatives Ergebnis darstellt.
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1,2 Prozentpunkte

0,7 Prozentpunkten

0,4 Prozentpunkten

Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung Werte unter 15,8 % zwischen 15,8 % und 18 % zwischen 18 % und 22,4 % zwischen 22,4 % und 24,6 % uber 24,6 %
bedrohten Personen (in % der Veranderunaen weniger als - zwischen -1,5 und - zwischen -0,9 und zwischen 0,2 und mehr als
Gesamtbevélkerung) 9 1,5 Prozentpunkte 0,9 Prozentpunkten 0,2 Prozentpunkten 0,8 Prozentpunkten 0,8 Prozentpunkte
Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung Werte unter 15,9 % zwischen 15,9 % und 18,9 % zwischen 18,9 % und 24,9 % zwischen 24,9 % und 27,9 % iber 27,9 %
bedrohten Kinder (in % der Gesamtbevolkerung [, . . weniger als - zwischen -2,4 und - zwischen -1,5 und zwischen 0,3 und mehr als
im Alter von 0-17 Jahren) eranderungen | 2 4 Prozentpunkte 1.5 Prozentpunkten 0.3 Prozentpunkten 1.2 Prozentpunkten 1.2 Prozentpunkte
Auswirk ialer Transferlelst (aub Werte unter 23,3 % zwischen 23,3 % und 28,3 % zwischen 28,3 % und 38,5 % zwischen 38,5 % und 43,6 % uber 43,6 %
uswirkungen sozialer Transferleistungen (auRer
Renten) bei der Armutsbekdampfung (Verringerung . ) ) )
der Armutsgefihrdungsquote in %) Veranderungen weniger als - zwischen -2,8 und - zwischen -1,3 und . mehr als
2,8 Prozentpunkte 1,3 Prozentpunkten 1,6 Prozentpunkten zwischen 1,6 und 3 Prozentpunkten 3 Prozentpunkte
Werte weniger als zwischen 19,4 und zwischen 23,2 und zwischen 30,8 und mehr als
Beschiftigungslicke ~ bei ~ Menschen  mit 19,4 Prozentpunkte 23,2 Prozentpunkten 30,8 Prozentpunkten 34,6 Prozentpunkten 34,6 Prozentpunkte
Behinderungen (Prozentpunkte) Veranderungen weniger als - zwischen -2,8 und - zwischen -0,5 und zwischen 4,2 und mehr als
9 2,8 Prozentpunkte 0,5 Prozentpunkten 4,2 Prozentpunkten 6,6 Prozentpunkten 6,6 Prozentpunkte
Quote der Uberbelastung durch Wohnkosten (in % Werte unter 2,9 % zwischen 2,9 % und 5,4 % zwischen 5,4 % und 10,2 % zwischer) 10,2 % und 12,7 % uber 12,7 %
der Gesamtbevélkerung) Veranderungen weniger als - zwischen -1,9 und - zwischen -1,2 und zwischen 0,3 und mehr als
1.9 Prozentpunkte 1.2 Prozentpunkten 0.3 Prozentpunkten 1.0 Prozentpunkten 1.0 Prozentpunkte
Kinder  unter 3 Jahren in formaler Werte unter 19,0 % zwischen 19,0 % und 28,5 % zwischen 28,5 % und 47,5 % zwischen 47,5 % und 56,9 % uber 56,9 %
Kinderbetreuung (in % der Bevolkerung unter Veranderungen | Weniger als - zwischen -4,1 und - zwischen -1,5 und zwischen 3,7 und mehr als
3 Jahren) 4,1 Prozentpunkte 1,5 Prozentpunkten 3,7 Prozentpunkten 6,2 Prozentpunkten 6,2 Prozentpunkte
Werte unter 0,0 % zwischen 0,0 % und 1,5 % zwischen 1,5 % und 4,5 % zwischen 4,5 % und 5,9 % liber 5,9 %
Nach eigenen Angaben nicht gedeckter Bedarf an
arztlicher Versorgung (in % der Altersgruppe 16+) | Veranderungen weniger als - zwischen -1,2 und - zwischen -0,7 und zwischen 0,4 und mehr als

1,0 Prozentpunkten

1,0 Prozentpunkte
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Anhang 7: Gesamtiiberblick iiber die ,,zu beobachtenden Beschiiftigungstrends* und die Zahl der
Mitgliedstaaten, in denen Verschlechterungen oder Verbesserungen zu verzeichnen sind, gemif}
dem Anzeiger fiir die Leistungen im Beschiftigungsbereich 2025

Anmerkung: Verdnderungen von 2023 auf2024, auBler bei der Armutsgefihrdungsquote von Arbeitslosen und dem
geschlechtsspezifischen Lohngefille, dort Verdnderungen von 2022 auf 2023; Quote der unbesetzten Stellen (Durchschnitt
iiber drei Jahre). Der fiir lebenslanges Lernen verwendete Indikator ist die ,,Quote der Teilnahme an der allgemeinen und
beruflichen Bildung (EU-AKE, letzte 4 Wochen)™.

Quelle: Anzeiger fiir die Leistungen im Beschiftigungsbereich 2025.
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https://webgate.ec.europa.eu/circabc-ewpp/ui/group/bab664d7-1188-47b2-9fa6-869902320ba2/library/3e455a8f-654b-4c87-add8-7e1be3a7100e/details

Anhang 8: Gesamtiiberblick iiber die Zahl der Mitgliedstaaten mit Verschlechterungen (,,zu
beobachtende soziale Trends*) oder Verbesserungen im Zeitraum 2023-2024 (oder letztes Jahr,
fiir das Daten vorliegen) gemill der Aktualisierung des Anzeigers fiir die Leistungsfihigkeit des
Sozialschutzes von Oktober 2025

Anmerkung: Die Verdnderungen beziehen sich auf den Zeitraum 2023-2024 (bei den Indikatoren zum Einkommen und zur
Erwerbsintensitdt der Haushalte beziehen sich die Verdnderungen jedoch auf den Zeitraum 2022-2023). Die Indikatoren fiir die
Armutsgefahrdungsquote, die Quote der erheblichen materiellen und sozialen Deprivation und den Anteil der Bevdlkerung in
(Quasi-)Erwerbslosenhaushalten sind Teil des Indikators fiir die Armuts- und Ausgrenzungsgefahrdungsquote. Die Zahlen fiir die reale
Verdnderung der verfligharen Bruttoeinkommen der Haushalte beziehen sich auf den Zeitraum 2022-2023, da keine Zahlen fiir 2024
vorliegen. CY: Reihenbruch im Jahr 2024 aufgrund der Verwendung neuer Volkszéhlungsdaten (diirfte jedoch nicht erheblich sein). HR:
grof3er Reihenbruch im Jahr 2024 in Bezug auf einkommensbasierte Variablen in SILC aufgrund einer neuen Quelle fiir die Erhebung von
Einkommensdaten (Einkommensdaten fiir SILC 2024 wurden aus administrativen Quellen erhoben), sodass Anderungen der
einkommensbasierten Indikatoren (und der Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen) im Vergleich zu 2023
nicht beriicksichtigt werden. HU: 2025 ist eine methodische Uberarbeitung der EU-SILC-Daten geplant (betrifft die Datenerhebungen 2019
bis 2024). Die vorliegende Bewertung stiitzt sich auf die Anfang Juli verfiigbaren Zahlen und spiegelt diese Uberarbeitung nicht wider.
Quelle: Anzeiger fiir die Leistungsfihigkeit des Sozialschutzes 2025.
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https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13348-2025-ADD-1/en/pdf

Anhang 9: Potenzielle Risiken, die im Rahmen des sozialpolitischen Scoreboards in verschiedenen Ausgaben des gemeinsamen
Beschiftigungsberichts ermittelt wurden, und Zahl der Einstufungen der Mitgliedstaaten in die Kategorien ,Kkritische Lage*“ bzw. ,,zu

méifl den Grundsiitzen des Rahmens fiir soziale Konvergenz
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Anmerkung: Im Anschluss an die Vereinbarung in der gemeinsamen Arbeitsgruppe des Beschiftigungsausschusses und des Ausschusses fiir Sozialschutz werden die Einstufungen fiir
den gemeinsamen Beschiftigungsbericht anhand des sozialpolitischen Scoreboards in den jeweiligen Ausgaben des gemeinsamen Beschéftigungsberichts vollzogen, wobei die zum
Datenstichtag fiir die aktuelle Ausgabe des gemeinsamen Beschiftigungsberichts verfligbaren Daten herangezogen werden. Wenn dies aufgrund fehlender Einstufungen nicht méglich
ist, aber in den in Betracht gezogenen Ausgaben des gemeinsamen Beschéftigungsberichts eine frithere Einstufung vorliegt, wird diese verwendet, um die fehlende Einstufung
auszugleichen (in diesen Féllen ist die obere rechte Ecke der Zelle mit rot markiert). Schraffierte Zellen weisen auf Félle hin, in denen Einstufungen fiir den gemeinsamen

Beschiftigungsbericht weder berechnet noch wie oben beschrieben ausgefiillt werden konnten.
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Anhang 9 (Fortsetzung): Potenzielle Risiken, die im Rahmen des sozialpolitischen Scoreboards in verschiedenen Ausgaben des gemeinsamen

Beschiftigungsberichts ermittelt wurden, und Zahl der Einstufungen der Mitgliedstaaten in die Kategorien ,kritische Lage*“ bzw. ,zu

beobachten® in der ersten Phase der liinderspezifischen Analyse geméf} den Grundsiitzen des Rahmens fiir soziale Konvergenz (SCF)
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Anmerkung: Im Anschluss an die Vereinbarung in der gemeinsamen Arbeitsgruppe des Beschéftigungsausschusses und des Ausschusses fiir Sozialschutz werden die Einstufungen fiir den gemeinsamen
Beschiftigungsbericht anhand des sozialpolitischen Scoreboards in den jeweiligen Ausgaben des gemeinsamen Beschéftigungsberichts vollzogen, wobei die zum Datenstichtag fiir die aktuelle Ausgabe
des gemeinsamen Beschéftigungsberichts verfiigbaren Daten herangezogen werden. Wenn dies aufgrund fehlender Einstufungen nicht mdglich ist, aber in den in Betracht gezogenen Ausgaben des
gemeinsamen Beschiftigungsberichts eine frithere Einstufung vorliegt, wird diese verwendet, um die fehlende Einstufung auszugleichen (in diesen Fillen ist die obere rechte Ecke der Zelle mit rot
markiert). Schraffierte Zellen weisen auf Félle hin, in denen Einstufungen fiir den gemeinsamen Beschéftigungsbericht weder berechnet noch wie oben beschrieben ausgefiillt werden konnten.
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Anhang 9 (Fortsetzung): Potenzielle Risiken, die im Rahmen des sozialpolitischen Scoreboards in verschiedenen Ausgaben des gemeinsamen
Beschiftigungsberichts ermittelt wurden, und Zahl der Einstufungen der Mitgliedstaaten in die Kategorien ,kritische Lage* bzw. ,,zu
beobachten“ in der ersten Phase der liinderspezifischen Analyse geméf} den Grundsitzen des Rahmens fiir soziale Konvergenz (SCF)
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Anmerkung: Im Anschluss an die Vereinbarung in der gemeinsamen Arbeitsgruppe des Beschéftigungsausschusses und des Ausschusses fiir Sozialschutz werden die Einstufungen fiir
den gemeinsamen Beschiftigungsbericht anhand des sozialpolitischen Scoreboards in den jeweiligen Ausgaben des gemeinsamen Beschéftigungsberichts vollzogen, wobei die zum
Datenstichtag fiir die aktuelle Ausgabe des gemeinsamen Beschiftigungsberichts verfligbaren Daten herangezogen werden. Wenn dies aufgrund fehlender Einstufungen nicht moglich
ist, aber in den in Betracht gezogenen Ausgaben des gemeinsamen Beschiftigungsberichts eine frithere Einstufung vorliegt, wird diese verwendet, um die fehlende Einstufung
auszugleichen (in diesen Féllen ist die obere rechte Ecke der Zelle mit rot markiert). Schraffierte Zellen weisen auf Fille hin, in denen Einstufungen fiir den gemeinsamen
Beschiftigungsbericht weder berechnet noch wie oben beschrieben ausgefiillt werden konnten.
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